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WALD/100: Hambacher Forst - Gegenöffentlichkeit ... (Hambacher Forst)




Hambacher Forst - 3. November 2014



Statement zu den Presseberichten






Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:



Der Quelle http://hambacherforst.blogsport.de/ folgend, veröffentlicht der Schattenblick die anschließende Stellungnahme zu einseitigen Presseberichten und Medienkampagnen.







Statement zu den Presseberichten



Da über die Teilräumung und sonstigen Ereignisse der letzten Tage viele erschreckend einseitige und verzerrende Darstellungen veröffentlicht wurden, wollen wir versuchen zu den uns am wichtigsten erscheinenden Diskrepanzen zwischen der Berichterstattung der Presse und der Aussagen beteiligter Aktivist_Innen Stellung zu nehmen, ohne explizit auf jeden Artikel einzugehen.



In fast allen Berichten ist von einem Angriff der Waldbesetzer_Innen auf "RWE-Mitarbeiter_innen" die Rede. Dies bezieht sich auf Angaben der Polizei, die aber zu diesem Zeitpunkt der Auseinandersetzung nicht vor Ort war, defacto also ausschließlich auf die Aussagen der Mitarbeiter des Konzerns (Gegendarstellungen der Besetzer_Innen sind auf dem Blog in den Beiträgen "Der Donnerstag aus unserer Sicht" und "Gedächtnisprotokoll 30./31.10" zu finden).



Angeblich wären außerdem Blendgranaten und andere Waffen zum Einsatz gekommen, die weder in den Pressemitteilungen der Polizei noch in Erzählungen der beteiligten Aktivist_Innen auftauchen. An dieser Stelle ist auch zu erwähnen, dass es auch auf dem Blog im Trubel der Räumung zu der Fehlinformation gekommen ist, dass die Sicherheitskräfte von RWE Pfefferspray eingesetzt hätten.



Ein wichtiges Detail ist auch, dass die vermeintlich Angegriffenen als "Waldarbeiter" oder "RWE-Mitarbeiter" bezeichnet werden, was den Eindruck erweckt, die Besetzer_innen suchten den physischen Konflikt mit bspw. Maschinenfahrer_innen und anderen "normalen" Arbeitenden. Bei den Konflikten Ende letzter Woche, waren jedoch ausschließlich bewaffnetes Sicherheitspersonal im Auftrag von RWE und Besetzer_innen beteiligt.



Weiterhin wird nicht hinterfragt, dass die "Weltkriegsmunition" mutwillig in der Nähe einer Barrikade plaziert worden sei, obwohl bekannt ist, dass der Hambacher Forst ein ehemals stark umkämpftes Gebiet war, und so Relikte aus dem 2. Weltkrieg immer wieder im Wald zu finden sind. Abgesehen davon wäre es höchst selbstgefährdend, diese unberechenbaren Sprengkörper einzusetzen. Interessant ist auch, dass eben jene Sprengkörper von dem Sprengmeister der RWE untersucht und als funktionsfähig und höchstgefährlich deklariert wurden, nicht von einem Konfliktunabhängigen.



Weiterhin wird berichtet, dass scharfe Handgranaten auch im Camp der Besetzer_Innen gefunden worden seien. Laut Bewohner_innen soll es sich hierbei ebenfalls um ein Überbleibsel aus dem 2. Weltkrieg handeln, das jedoch ausgehöhlt gewesen sei.



Fragwürdig und lückenhaft erscheint uns die Berichterstattung der Presse auch, da solidarischen Reporter_innen unter verschiedenen Vorwänden der Zugang sowohl zur Wiesenbesetzung als auch zum Ort der Auseinandersetzung verweigert wurde. Aufgrund dessen ist es umso ärgerlicher, dass sämtliche Fotos und Videoaufnahmen, die am Ort der Kämpfe gemacht wurden, von der Polizei beschlagnahmt wurden und so nicht einsichtig sind.



Schlussendlich wirkt es so, als wäre die Aufgabe der Medien als Berichterstatter nur unzureichend erfüllt, da sie sich in Spekulationen über "terroristische Dimensionen" verlieren, ihre Darstellungen jedoch nicht auf die Einseitigkeit ihrer Informationen und deren Wahrheitsgehalt prüfen. Ob die Polizei dabei als einzige bzw. sichere Informationsquelle gewertet werden kann, sei dahingestellt. Gerade in Anbetracht dessen, was für eine Außenwirkung das dargestellte Bild von den Protestlern zeichnet oder vielleicht zeichnen soll, und wessen Interessen dadurch letzendlich vertreten werden.



Auch der Kontrast im Umgang mit linken Umweltschützern und rechten Teilnehmern der Antisalafistischen Demo in Köln wirft die Frage auf, warum ein paar Baumbesetzer_innen als potentielle Bombenleger, 5.000 Nazi-Hooligans hingegen als nicht gewaltbereit eingestuft werden.



Wir schreiben diesen Text aus unbeteiligter Perspektive, wenn auch solidarischer, stützen uns also nicht auf persönliche Erfahrungen, sondern auf die Berichte der Presse, Erzählungen der Beteiligten und unseren Verstand.



Wir wünschen uns mehr Ergänzungen und kritische Beiträge zu den Geschehnissen, damit jemensch sich eine eigene Meinung bilden kann. Kommt einfach vorbei und macht euch ein eigenes Bild!





Links zu den Artikeln/Videos, auf die Bezug genommen wird:



http://www.spiegel.de/panorama/justiz/hambacher-forst-polizei-findet-handgranaten-bei-umweltaktivisten-a-1000425.html



http://www.presseportal.de/polizeipresse/pm/8/2868340/pol-dn-polizeieinsatz-im-hambacher-forst-beendet



http://www1.wdr.de/themen/panorama/hambacher-forst110.html



http://www.ruhrnachrichten.de/nachrichten/weiterenachrichten/nordrheinwestfalen/Polizei-nimmt-14-Umweltschuetzer-im-Hambacher-Forst-fest;art5192,2526322



http://www.rundschau-online.de/rhein-erft/--hambacher-forst-polizei-nimmt-14-umweltschuetzer-fest,15185500,28904942.html



http://www1.wdr.de/mediathek/video/sendungen/lokalzeit/lokalzeit-aus-koeln/videoverletzteimhambacherforst102.html



http://www.ksta.de/kerpen/--hambacher-forst-polizei-nimmt-14-umweltschuetzer-fest,15189188,28904942.html



https://linksunten.indymedia.org/node/126240





Setzt sich kritisch dem dem Spiegel Online-Artikel auseinander:



http://www.neues-deutschland.de/artikel/950973.spiegel-online-und-die-terrorgefahr-von-links.html?sstr=hambacher|forst





Weitere Informationen:


http://hambacherforst.blogsport.de/



*



Quelle:


Hambacher Forst


E-Mail: hambacherforst@riseup.net


Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/





veröffentlicht im Schattenblick zum 3. November 2014



Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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WALD/099: Hambacher Forst - Zeugnis eines Waldbesetzers ... (Hambacher Forst)




Hambacher Forst - 2. November 2014



Gedächtnisprotokoll 30./31.10.2014






Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:



Im folgenden die Wiedergabe des Berichts eines auf der Seite der Waldbesetzer betroffenen Zeugen, welcher der Redaktion über die Quelle http://hambacherforst.blogsport.de/ zur Veröffentlichung freigegeben wurde.







Ich sitze an der Barrikade. Allein. Es ist ung. 10 Uhr morgens. Ich höre Böller knallen, da kommen die ersten Menschen wieder und ziehen sich in die Barrikade zurück. Ein Mensch steht davor und "empfängt" die anstürmenden, aggressiven Securitymänner. Ich empfinde es so, als hätten sie nur auf eine Aktion unserer Seite gewartet, um einen Grund zu haben uns anzugreifen. Ihr Gebärden war so erschreckend, wie lächerlich. Symbolisch hauen sie sich auf die Brust, einige schnappen sich Stöcke und es wird herumgebrüllt. Das Feuer vor der Barrikade wird ausgetreten und dann gehen sie auf die Person los. Gleich mehrere stürzen sich auf den Menschen, schlagen und treten auf ihn ein, werfen ihn zu Boden.



Ich drücke mich aus dem Barrikadeneingang heraus, fange an die Secu's anzubrüllen, dass sie Mensch in Ruhe lassen sollen, aufhören sollen ihn zu verprügeln, dass sie feige sind mit so vielen auf einen, dass sie von dem am Boden liegenden runtergehen sollen, dass sie sich bescheuert und völlig unangemessen der Situation gegenüber verhalten. Ich versuche einen wegzuschupsen, da reisst mir einer meine Vermummuung vom Kopf, ich spüre Adrenalin und Wut. Ich schreie weiter, zu dem Zeitpunkt wird Gesichtserkennung für mich egal. Ich brülle weiter da schmeißen sich schon einer oder zwei auf mich. Ich liege schnell auf dem Boden, werde in die Pfütze gedrückt, meine Arme werden nach hinten verdreht, ich höre Schreie, sehe die anderen das selbe versuchen wie ich, sehe jemanden zu Boden sinken, ein anderer Mensch beugt sich über die Person. Ein Securitymensch packt mich an der Kaputze und schleift mich hinter die Fräse, die auf dem Weg steht und die ich gar nicht hatte kommen sehen. Der Motor läuft. Ich werde vom Gewühl aus Aktivist_innen und Securitymenschen und aus dem Kamerasichtfeld weggerissen, Meine Jacke würgt, ich werde rückwärts geschleift. Andere Secu's bespritzen mich mit Pfützenwasser, ich werde durch den Schlamm gezogen. Dann sitzen zwei au f meinem Rücken, fesseln meine Arme mit Kabelbindern, ruppig und schneidend. Sie ziehen sie sehr fest.



Ich kann wieder brüllen, habe wieder Luft. Ich liege auf meinen Schienbeinen, mein Kopf wird in den Matsch gedrückt, ich versuche ihn zu heben und er wird auf den Boden zurückgetreten. Mein Blick ist in Richtung Wald gerichtet, ich höre nur was hinter mir passiert, höre wie andere Menschen auf den Boden geschmissen werden, höre immer wieder "Ich kann nicht atmen! Lass mich atmen!" und andere Schmerzensausrufe. Auch ich schreie immer wieder: "Sie tun mir weh!". Ich brülle, sie sollen die Menschen atmen lassen. Ich höre die gezischten Worte des Securitymenschen, während er eine Person hinter mir maltretiert. Er sagt, dass er, wenn er nicht mehr im Dienst ist sie suchen und umbringen wird und andere Abscheulichkeiten. Er zwingt sie zu antworten, sonst schlägt er sie, nennt sie "Baby". Zwischendurch werden meine Beine langezogen, sodass ich mit hochgerutschtem Pulli in der Pfütze liege. Eine dumme Idee. Ich trete sie, wenn sie an mir vorbeilaufen. Zu dem Zeitpunkt ist meine Kleidung schon durchnässt und über und über mit Schlamm bedeckt. Auf mir sitzt ein Securitymensch, drückt sein Knie zwischen meine Schulterblätter und drückt mit einem Arm auf meinen Rücken oder auf meine Hände. Mein Kopf wird immer wieder auf den Boden gepresst, wenn ich versuche mich zu bewegen, werde ich stärker hinuntergedrückt. Neben mir liegt eine andere Person, sie wird auch sehr ruppig behandelt. Es setzen sich viel zu schwere Secu's auf sie drauf. Ich kann sehen das sie auch Probleme beim Atmen hat. Ich sehe mindestens vier Secus die dem Anschein nach Pfefferspray abgekriegt haben, sie waschen ihre Augen mit dem Pfützenwasser aus.



Die Situation beruhigt sich ein wenig. Musik ertönt, es sind Menschen in der Barrikade. Ein paar werden noch zusammengetrieben. Ein Bagger oder ein anderes Fahrzeug startet auf der anderen Seite der Barrikade und fährt ohne Rücksicht auf die Warnschilder hinein. Sie gefährden die Leben der Menschen, eine Megafonansprache macht sie darauf aufmerksam. Nach geschätzen zwei Stunden auf dem Boden liegen, kommt die Polizei. Die Barrikade wird umstellt. Einige Kabelbinder werden durch Handschellen ersetzt. Meine auch, da ich, als ich mich aufsetzen durfte, entdecke, dass ich sie mit einer Achtbewegung abstreifen kann. Die vorher vor mir liegende Person ist viel zu eng und außerdem an ihrer Hose gefesselt. Ich sehe ihre Hände. Sie sind blau. Die Polizei hat Pfeffer, Handschellen, Waffen und allerlei anderen Krams dabei, aber nichts zum losschneiden. Erst kurz vor dem Abtransport schneiden sie sie los. Zuerst sitzen wir vor der Fräse, sind erst zu dritt, dann kommt noch eine eingekreiste Person dazu und kurz darauf noch zwei weitere. Wir fragen, was uns vorgeworfen wird. Nach mehrmaliger Aufforderung kriegen wir ein gemurmeltes: "Ach... Landfriedensbruch mindestens." zu hören. Irgendwann wo wir hingebracht werden. Jemand schreit die Informationen den Menschen auf der Barrikade zu. Sehr umständlich werden wir irgendwann ein paar Meter weiter bugsiert und die Fräse fängt auf der anderen Seite des Weges an zu fräsen. Nur ca. 5 m von uns entfernt.



Ich sehe mehr Polizist_innen ankommen. Sie haben große Schilde dabei und Hunde. Wir bellen zurück. Nach langem auf dem Boden rumsitzen werden wir letztenendes gegen ungefähr 13Uhr abgeführt. Die Person vor mir wird unnötigerweise nach vorne gedrückt und mit Armverdrehungen abgeführt. Ich darf eigenermaßen frei gehen. Wir laufen an wartenden Menschen und Räumfahrzeugen vorbei. Nach einer kurzen Durchsuchung sitzen wir in Zweierkabinen in einer Wanne. Wir werden nach Düren gebracht. Dort bin ich nur eine Nummer. Erst werden wir fotografiert, dann die Fingerabdrücke abgenommen. Ich werde als Vorletzte in eine Zelle gebracht. Ausziehen, bücken, Schmuck ablegen. Ich merke das mir ein Orhring heraugerissen wurde, ein Ohrläppchen ist geschwollen und verkrustet. Mein Ohr tut weh, vom auf-den-Boden-gedrückt werden. Ich spüre den getrockneten Schlamm überall. Meine Klamotten sind durchnässt und vollkommen dreckig, ich hinterlasse überall Erde. Dann werde ich allein gelassen. Ich ziehe nur meinen Pullover wieder an, der Rest ist zu klamm. Irgendwann krieg ich Wasser und eine Decke durch ein Loch in der Tür. In meiner Zelle ist eine Holzbank und ein Klo ohne Klobrille und Spülung. Ich begutachte meine Verletzungen. Beulen, blaue Flecken und Schrammen an Schienbeinen und am Kopf, geschwollene Handgelenke, leichte Würgemale am Hals. Nach ein paar Stunden werden mir nochmal Fingerabdrücke und Spuckeprobe abgenommen. Ganz nebenbei wird mir etwas von einer scharfen Bombe erzählt, die ich beschuldigt werde gelegt zu haben und die, wenn sie hochgegangen wär, alles im Umkreis von 200 m zerstört hätte. Bei der Vernehmung sage ich nichts und unterschreibe nichts, also war der Part schnell vorbei. Mir wird gesagt, dass ich noch dem Haftrichter vorgeführt werden soll. Ich teile mir mit einer anderen Person eine Zelle, weil wir so viele sind. Wir bekommen vier Butterkäsebrote, obwohl wir auf unser Recht auf veganes Essen bestehen. Irgendwann Nachts um ca. drei Uhr werden wir geweckt und von vier Polizist_innen in die Gefangenensammelstelle des Aachener Polizeipräsidiums transportiert. Dort schließe ich aus den Schuhen, die vor den Zellen stehen und aus den Jacken, Rucksäcken und Klettergurten im Vorraum, dass die Barrikade wie erwartet geräumt wurde. In der Zelle dort haben sie mich morgens einmal zum Duschen und zwischendurch für weitere Erkennungsdienstliche Behandlungen (ED) rausgeholt. Als ich nicht alles so gemacht habe wie sie es sich vorgestellt haben meinte die eine :"Wir können sie zwingen. Auch dazu sich auszuziehen um ihre Tatoos zu zeigen" und da rufe ich, dass das ja kein Problem sei, habe mich schnell nackt ausgezogen, mich im Kreis gedreht und meinte das sie das alles fotografieren können wie sie wollen. Die anderen in den Zellen neben mir habe ich nur durch Rufe, Getrommel und Pfiffe hören können. Zwschendurch höre ich jemanden schreien, der von der ED-Behandlung wiederkommt. Er schreit, dass ihm Körperverletzung angetan wurde und das er ein Anrecht auf Wasser hat. Der einzige Moment in der Zelle, wo ich Angst gekriegt habe.



Morgens habe ich ein Marmeladenbrot (wenigstens vegan) und einen Becher Kaffee bekommen und Mittags eine Schüssel dünne Suppe. Nach ca. 27 Std. Haft wurde ich freigelassen, ohne das meine Identität festgestellt werden konnte. Mir werden Verstoß am Kriegswaffenkontrollgesetz, schwere Körperverletzung und schwerer Landfriedensbruch vorgeworfen.





Weitere Informationen:


http://hambacherforst.blogsport.de/



*



Quelle:


Hambacher Forst


E-Mail: hambacherforst@riseup.net


Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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SYRIEN/084: Dominostein Damaskus - und besonders die Kinder ... (IPS)




IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


IPS-Tagesdienst vom 4. November 2014



Syrien:


Aufwachsen unter Toten - Millionen Kinder werden durch den Bürgerkrieg traumatisiert



von Karlos Zurutuza





[image: Bild: © Karlos Zurutuza/IPS]


Der Bestatter Ali Khalil und sein Sohn Diar vor einem Sarg


Bild: © Karlos Zurutuza/IPS





Serekaniye, Syrien, 4. November (IPS) - An den Wände im Gebäude der 'Vereinigung für die Märtyrer von Serekaniye' hängen zahlreiche Porträts von Kurden, die in der nordsyrischen Stadt im Kampf gegen die islamistische Terrormiliz IS getötet worden sind. Ali Khalil hat alle von ihnen mit der Hilfe seines 13-jährigen Sohnes Diar beerdigt.



Auf dem ersten Foto ist Khalils Bruder Abid zu sehen. "Er träumte davon, Journalist zu werden. Im November 2012 wurde er dann von einem Heckenschützen getötet. Er war der erste, den ich begraben habe", erinnert sich der ehemalige Kaufmann.



"Diese drei Männer wurden völlig verkohlt hierher gebracht", sagt er, während er auf die nächsten Fotos deutet. "Und dieser Mann wurde geköpft, ebenso wie die beiden anderen dort hinten." Sieben von mehr als 100 Opfern, die von den Wänden ins Unendliche blicken.





Geld, Nahrungsmittel und Decken für Hinterbliebene



Nach dem Tod seines Bruders gründete Khalil in der 680 Kilometer nordöstlich von Damaskus gelegenen Stadt ein Komitee zur Unterstützung von Hinterbliebenen getöteter Kämpfer. Die zehn Mitglieder organisieren Begräbnisse und unterstützen die Familien mit Geld, Nahrungsmitteln und Decken für den Winter. Die Hilfen kämen von der kurdischen Übergangsregierung im Norden Syriens, erklärt er.



Nach dem Volksaufstand 2011 gegen die syrische Regierung entschieden sich die Kurden im Land für eine neutrale Haltung, was sie sowohl mit der Regierungsarmee als auch mit den Oppositionstruppen in Konflikt brachte. Im Juli übernahmen sie die Gebiete im Norden, in denen sie die Bevölkerungsmehrheit stellen. Zurzeit üben sie die Kontrolle über drei Enklaven aus: über Afrin, Jazeera und Kobane. Letztere Stadt wird seit sechs Wochen von der IS-Miliz belagert. Die dort verübten Gräueltaten haben Kobane auf der ganzen Welt bekannt gemacht.



Redur Xelil, Sprecher der kurdischen Miliz 'Volksschutzeinheiten' (YPG), berichtet, dass die Gefechte in Serekaniye für die syrischen Kurden nach den Kämpfen in Kobane die blutigsten Auseinandersetzungen sind. Mahmud Rashid, der ebenfalls als Ehrenamtlicher die Märtyrer-Organisation unterstützt, hat zwei Schwestern und neun Brüder, die alle in den Kampf gezogen sind. "Einer von ihnen ist sogar 60 Jahre alt", sagt er.



Sein Bruder Brahim, fiel vor fünf Monaten dem IS in die Hände. Seitdem hat seine Familie kein Lebenszeichen mehr erhalten. "Seine Frau kam vor vier Tagen, weil sie Hilfe brauchte. Wir haben sie mit Kleidung für ihre sieben Kinder und Decken versorgt und ihr 10.000 syrische Pfund (61 US-Dollar) gegeben", sagt Rashid.





YPG-Banner und Plastikkranz



Das Gespräch endet, als zwei weitere Särge in einem Lastwagen angeliefert werden. Khalil und sein Sohn hüllen sie in rotes Tuch, auf dem sie das gelbe YPG-Banner anbringen. Darauf wird dann ein Kranz aus Plastikblumen gelegt.



[image: Bild: Mit freundlicher Genehmigung von Qadir Agid]


Begräbnis kurdischer Kämpfer in Serekaniye


Bild: Mit freundlicher Genehmigung von Qadir Agid





Nach zwei Jahren Erfahrung gehen Vater und Sohn präzise und routiniert an die Arbeit. Um einen Sarg zu schmücken, brauchen sie etwa zehn Minuten. Einer Leiche das Totenhemd anzuziehen, sei viel aufwendiger, sagt Khalil. Sein Sohn ist immer an seiner Seite. "Diar hilft mir bei allem und erledigt alles Notwendige", erzählt er stolz. "Wir arbeiten Hand in Hand." Khalil hat noch einen Sohn, Rojdar. Der Elfjährige kann aber nicht mit anpacken, weil er an chronischer Hepatitis leidet und nie das Haus verlässt.



In einem 2014 veröffentlichten Bericht von 'Save the Children' über die Auswirkungen des dreijährigen Bürgerkriegs auf die Kinder in Syrien schlägt die Organisation angesichts der gravierend verschlechterten sanitären Situation Alarm. Zudem wurden 60 Prozent aller Krankenhäuser in Syrien bei den Kämpfen zerstört. Die Medikamentenproduktion ging um 70 Prozent zurück.





Großteil der Ärzte ins Ausland geflohen



Hinzu kommt, dass etwa die Hälfte aller Ärzte inzwischen das Land verlassen hat. Eine Stadt wie Aleppo bräuchte eigentlich etwa 2.500 Mediziner, berichtet Save the Children. Lediglich 36 Ärzte seien noch am Ort. Die Organisation, die in 120 Staaten aktiv ist, fordert dringend Unterstützung, um allen Kindern zumindest Basisimpfungen garantieren zu können.



Diar, der mit seinem verschwundenen Onkel früher gern ins Internet-Café ging, möchte nicht viel aus seinem Alltag erzählen. Die meiste Zeit hilft er seinem Vater, Freunde hat er kaum noch. Denn die meisten Kinder hätten die Stadt längst verlassen, sagt Diar, während er seinen Blick fest auf den Boden heftet. Und die wenigen, die geblieben sind, trauen sich aus Angst vor Kämpfen kaum noch aus dem Haus.



Die Flüchtlinge leben ebenfalls unter unerträglichen Bedingungen. Wie das Weltkinderhilfswerk UNICEF in dem in diesem Jahr veröffentlichten Bericht ('Under Siege. The devastating impact on children of three years of conflict in Syria') beschreibt, sind etwa 5,5 Millionen Kinder direkt von den Auseinandersetzungen betroffen. Jedes zehnte Kind hat in einem Nachbarland Zuflucht gesucht. Etwa 8.000 von ihnen gingen ohne ihre Eltern über die Grenze.





Kinder tief traumatisiert



Die psychologischen Folgen des Krieges sind ebenso verheerend wie die sichtbaren Wunden. "Viele syrische Kinder haben in den Überlebensmodus geschaltet", sagt Jane MacPhail von UNICEF, die Flüchtlingskinder in Jordanien betreut. "Sie haben die schrecklichsten Dinge miterlebt und normale soziale und emotionale Reaktionen vergessen."



Khalil ist dennoch fest entschlossen zu bleiben. Als Serekaniye Tag und Nacht angegriffen worden sei, habe er sich gesagt: "Ihr könnt so viele Bomben werfen, wie ihr wollt - wir werden niemals von hier fortgehen." Sein Sohn senkt erneut den Blick und sagt: "Ich will Soldat werden." (Ende/IPS/ck/2014)





Link:


http://www.ipsnews.net/2014/11/growing-up-among-the-dead/



© IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH



*



Quelle:


IPS-Tagesdienst vom 4. November 2014


IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


Marienstr. 19/20, 10117 Berlin


Telefon: 030 / 54 81 45 31, Fax: 030 / 54 82 26 25


E-Mail: contact@ipsnews.de


Internet: www.ipsnews.de
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RAUBBAU/042: Fracking nicht mit uns - Antifrackingdomino ... (BUND BW)




BUND Landesverband Baden-Württemberg - 3. November 2014



BUND zur Rückgabe der Fracking-Konzessionen am Bodensee



Nun muss umfassendes Fracking-Verbot kommen







Stuttgart. "Der Spuk ist fürs Erste vorbei. Die Rücknahme der Konzession ist ein Erfolg des massiven Widerstands der Bevölkerung, den der BUND maßgeblich mit unterstützt hat", erklärt Sylvia Pilarsky-Grosch, Landesgeschäftsführerin des BUND Baden-Württemberg anlässlich der Rückgabe der Fracking-Konzessionen im Bodenseeraum, "wir sind erleichtert, dass die Firma Parkyn Energy endlich eingesehen hat, dass es kein Fracking am Bodensee und in Oberschwaben geben kann."



Pilarsky-Grosch betont, dass nun sind die politischen Entscheidungsträger gefordert sind, ein Verbot von Fracking in ganz Deutschland gesetzlich zu verankern. "Die baden-württembergische Regierung muss sich hierzulande und in Berlin glaubwürdig für ein umfassendes Fracking-Verbot einsetzen", so die Landesgeschäftsführerin.



*



Quelle:


Pressemitteilung vom 03.11.2014


Herausgeber:


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)


Landesverband Baden-Württemberg e.V.


Marienstraße 28, 70178 Stuttgart


Tel.: 0711 620306-17, Fax: 0711 620306-77


E-Mail: presse.bawue@bund.net


Internet: www.bund.net/bawue
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LESUNG/3304: Hamburg - "Der Behexte und der Pakt mit dem Geiste", Weihnachtsgeschichte von Charles Dickens, 6.12.2014 (SB)




Kulturcafé Komm du - Dezember 2014



"Der Behexte und der Pakt mit dem Geiste"




Eine Phantastische Weihnachtsgeschichte von Charles Dickens.


Gelesen von Anita Gramser und Antje Temler



Samstag, den 6. Dezember 2014, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du - Eintritt frei
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Das Komm du lädt ein zu einer Lesung


am Samstag, den 06.12.2014, 20.00 bis 22.00 Uhr:



"Der Behexte und der Pakt mit dem Geiste"



Eine Phantastische Weihnachtsgeschichte von Charles Dickens.


Gelesen von Anita Gramser und Antje Temler



Der Chemiker Redlaw ist ein Mann, der von seinen Erinnerungen gequält wird. Um sich von diesem Leid zu erlösen, schließt er einen Pakt mit einem Geist. Doch nun wird er allem gegenüber gleichgültig, gemein und unstet. Und alle, die in seine Nähe kommen, ereilt dasselbe Schicksal ...



Die Schauspielerinnen Anita Gramser und Antje Temler lieben es, Geschichten zu erzählen. Für ihre Lesung haben sie sich eine etwas unbekanntere Weihnachtsgeschichte von Charles Dickens ausgesucht. Kommen Sie mit und lassen sich von der unheimlichen Atmosphäre gefangennehmen und in eine phantastische Traumwelt entführen.





Weitere Informationen:



Antje Temler:


http://www.antjetemler.de



Anita Gramser:


http://haieundreiher.de/schauspielerin/anita-gramser/



Zum Anschauen:


https://www.youtube.com/watch?v=ozTtAeZr6ys&feature=youtu.be





Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.


Der Eintritt ist frei.



[image: Portraits der beiden Schauspielerinnen Anita Gramser (links) und Antje Temler (rechts) - Foto links: privat, rechts: © by URBAN RUTHS]


Die beiden Schauspielerinnen Anita Gramser und Antje Temler lieben es, Geschichten zu erzählen.


Foto links: privat, rechts: © by URBAN RUTHS







Der Chemiker Redlaw, der immer öfter über ihm geschehenes Unrecht und seine Traurigkeit sinniert, wird eines Abends von einem Geist besucht. Sein Leben beginnt sich zu verändern ...



"Wer ihn sah in seinem Studierzimmer - halb Bibliothek, halb Laboratorium - er war ein weltberühmter Gelehrter und Chemiker und täglich hingen Hunderte an seinen Lippen - wer ihn dort sah in einsamer Winternacht - unbeweglich - umgeben von seinen Giften und seinen Instrumenten und Büchern, wenn der Schatten seiner Schirmlampe wie ein riesiger Käfer an der Wand hockte und der flackernde Schein des Feuers gespenstische Gestalten malte auf die Wandlungen der fremdartigen, seltsam aussehenden Phiolen, der fühlte, der Mann ist behext und das Zimmer dazu."





Zu den beliebtesten Erzählungen der Weltliteratur gehören seit je Dickens "Weihnachtsgeschichten". In ihnen begegnen sich weise Menschlichkeit und der Zauber des Traumhaften in der bitteren Welt der Wirklichkeit, erzählt mit dem liebevollen Humor von Charles Dickens.



Leseprobe:


http://gutenberg.spiegel.de/buch/drei-weihnachtsgeschichten-6270/2
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Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Harburg


Foto: © 2013 by Schattenblick Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg:





Das Komm du ist ein kleines Kaffeehaus mit einer großen Bühne und regelmäßigen Kulturveranstaltungen. Neben einem vielfältigen Angebot an Kaffeespezialitäten, selbstgemachten Kuchen und täglich wechselndem Mittagstisch bietet es die Möglichkeit zu Begegnung und Diskussion, Spiele sowie ein Literatur- und Zeitungsangebot. Regelmäßig zwei- bis dreimal pro Woche finden kulturelle Events mit Live-Musik, Liedern & Lyrik, Lesungen, Vorträgen, Theater, Kleinkunst- und Tanzperformances sowie Ausstellungen statt.



Das Komm du ist geöffnet von


Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr,


Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr


und an Eventabenden open end.



Näheres unter:


www.komm-du.de


www.facebook.com/KommDu





Kontakt:


Kulturcafé Komm du


Buxtehuder Straße 13


21073 Hamburg


E-Mail: kommdu@gmx.de


Telefon: 040 / 57 22 89 52



Komm du-Eventmanagement:


Telefon: 04837/90 26 98


E-Mail: redaktion@schattenblick.de





Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...



Lesungen, Konzerte, Theater und eine Ausstellung - das Programm im November 2014


http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/veranst/bktr0566.html



4. November 2014
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TAGESSPALT/0442: Kurzweiliges für den 05.11.2014 (SB)




Mittwoch, 5. November 2014





eines, zwei, drei ...



Jedes Ding hat drei Seiten:


Eine, die du siehst,


eine, die ich sehe


und eine, die wir beide nicht sehen.


Es gibt also drei Wahrheiten:


Meine Wahrheit,


deine Wahrheit


und die Wahrheit.


(Weisheit aus Asien)



Es erschafft die Drei die Eins und die Zwei


und dadurch wird erst ihr Platz dafür frei.


HB







4. November 2014
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INFOPOOL →BÜRGER/GESELLSCHAFT → AMNESTY INTERNATIONAL





AKTION/1805: Berlin - Aufwachen für eine effektive Folterprävention, 06.11.2014




Pressemitteilung vom 3. November 2014



Aufwachen für eine effektive Folterprävention







Amnesty-Aktivisten fordern von den Justizministern der Länder eine bessere Ausstattung der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter und ein neues Besetzungsverfahren



Wann: Donnerstag, 6. November 2014


09:00 Uhr


Wo: Landesvertretung Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg


In den Ministergärten 3, 10117 Berlin



Wer: Maria Scharlau, Expertin für Völkerrecht bei Amnesty International


Weitere Amnesty-Aktivisten



Was: Amnesty-Aktivisten stehen mit Transparenten an der Tagungsstätte der Justizministerkonferenz. Sie fordern, dass sich die Minister intensiv mit der "Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter" beschäftigen, damit diese effektiv ihre Aufgaben erfüllen kann. Die Aktivisten verteilen symbolisch Kaffee an die Teilnehmer und fordern, dass die Minister endlich aufwachen und für eine unabhängige, funktionsfähige "Nationale Stelle zur Verhütung von Folter" sorgen.



Deutschland muss mehr für die Prävention von Folter tun. Ein wichtiger Schritt ist, die "Nationale Stelle zur Verhütung von Folter" endlich angemessen auszustatten und zu besetzen. Bisher ist Deutschland hier im internationalen Vergleich ein Negativ-Beispiel. Frankreich etwa gibt rund sechsmal so viel Geld für die Prävention von Folter aus. Laut dem Zusatzprotokoll zur UN-Antifolterkonvention müssen Vertreter der "Nationalen Stelle" regelmäßig sämtliche Einrichtungen mit Freiheitsentzug in Deutschland besuchen. Dafür müsste das Budget der Stelle jedoch um ein Vielfaches erhöht werden.



Außerdem fordert Amnesty International, dass die "Nationale Stelle zur Verhütung von Folter" im Einklang mit UN-Standards besetzt werden muss. Nach den "Pariser Prinzipien" müssen Parlamentsabgeordnete, Wissenschaftler und Vertreter der Zivilgesellschaft an der Besetzung beteiligt werden. Tatsächlich entscheiden in Deutschland die Justizminister der Länder und des Bundes im Alleingang, wie die "Nationale Stelle zur Verhütung von Folter" besetzt wird.



Gemeinsam mit anderen Organisationen hat Amnesty International in einem Brief an die Minister substanzielle Verbesserungen bei der Ausstattung und Besetzung der "Nationalen Stelle" gefordert. Den Forderungen soll durch die Aktion von Amnesty bei der Justizministerkonferenz nochmal Nachdruck verliehen werden.



*



AMNESTY INTERNATIONAL ist eine von Regierungen, politischen Parteien, Ideologien, Wirtschaftsinteressen und Religionen unabhängige Menschenrechtsorganisation. Amnesty kämpft seit 1961 mit Aktionen, Appellbriefen und Dokumentationen für die Opfer von Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt. Die Organisation hat weltweit drei Millionen Unterstützer. 1977 erhielt Amnesty den Friedensnobelpreis.



*



Quelle:


ai-Pressemitteilung vom 3. November 2014


Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.


Kampagnen und Kommunikation


Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin


Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330


E-Mail: presse@amnesty.de


Internet: www.amnesty.de
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INFOPOOL →BÜRGER/GESELLSCHAFT → AMNESTY INTERNATIONAL





MELDUNG/133: Kolumbien - Merkel soll sich für Schutz der Zivilbevölkerung einsetzen




Pressemitteilung vom 4. November 2014



Merkel soll sich für Schutz der Zivilbevölkerung in Kolumbien einsetzen



- Präsident Santos auf Staatsbesuch in Berlin


- Vertreibung und Mord an der Tagesordnung







BERLIN, 04.11.2014 - Anlässlich des Besuchs des kolumbianischen Staatspräsidenten Juan Manuel Santos Calderón in Deutschland hat Amnesty International Bundeskanzlerin Angela Merkel aufgefordert, sich für die Rechte der Opfer des jahrzehntelangen gewaltsamen bewaffneten Konflikts und einen besseren Schutz der Zivilbevölkerung einzusetzen. "In Kolumbien sind auch heute noch Vertreibungen, Morde und sexuelle Gewalt an der Tagesordnung. Trotz der Friedensverhandlungen sind die Zivilbevölkerung und besonders diejenigen, die für ihre und die Rechte anderer eintreten, nach wie vor zahllosen Menschenrechtsverletzungen und Völkerrechtsverstößen ausgesetzt", sagt Matthias Schreiber, Kolumbien-Experte bei Amnesty International in Deutschland. Verantwortlich sind alle Konfliktparteien - paramilitärische Verbände, Guerilla-Gruppen und auch Polizei und Militär.



Calderón wirbt auf einer Europa-Reise, die ihn auch nach Berlin führt, für Unterstützung der Friedensverhandlungen seiner Regierung mit der Guerilla-Gruppe FARC. Am 20. Oktober diesen Jahres gab die kolumbianische Regierung bekannt, dass Deutschland den Friedensprozess mit einem über 10 Jahre laufenden Kredit der KfW Bankengruppe über 100 Millionen US-Dollar mitfinanzieren wird.



"Zum Frieden ist ein Abkommen zwischen Regierung und den Guerilla-Gruppen ohne Zweifel ein wichtiger Schritt", sagt Schreiber. "Damit ein Friedensabkommen aber langfristig wirksam bleibt, muss der Schutz der Zivilbevölkerung vor neuen Menschenrechtsverletzungen und Völkerrechtsverstößen garantiert sein", fordert er. "Außerdem müssen die Rechte der Opfer vollständig geachtet werden und die Täter konsequent verfolgt werden", sagt Schreiber. Allein 2013 wurden 78 Menschenrechtsaktivisten aufgrund ihres Engagements getötet.



Der sogenannte "Rechtsrahmen für den Frieden" (Marco Jurídico para la Paz) von 2012 gibt dem Friedensprozess eine rechtliche Grundlage der Übergangsjustiz. Das Gesetz gestattet dem kolumbianischen Kongress unter anderem, künftig Gefängnisstrafen für Mitglieder aller bewaffneten Gruppen im Land drastisch zu reduzieren und in bestimmten Fällen auch komplett auszusetzen. Daneben soll ein Gesetzentwurf zur Reform des Polizei- und Militärjustizsystems künftig erlauben, von staatlichen Sicherheitskräften begangene Menschenrechtsverbrechen noch leichter als bisher möglich von Polizei- und Militärgerichten behandeln zu lassen. Dies behindert die Aufklärung von Menschenrechtsverletzungen erheblich.



"Frau Merkel sollte von Herrn Santos ein klares Bekenntnis seiner Regierung einfordern, dass sie die Menschenrechtsverletzungen keiner Konfliktpartei toleriert und diese konsequent verfolgen, aufklären und sanktionieren lässt", fordert Schreiber.



*



AMNESTY INTERNATIONAL ist eine von Regierungen, politischen Parteien, Ideologien, Wirtschaftsinteressen und Religionen unabhängige Menschenrechtsorganisation. Amnesty kämpft seit 1961 mit Aktionen, Appellbriefen und Dokumentationen für die Opfer von Menschenrechtsverletzungen auf der ganzen Welt. Die Organisation hat weltweit drei Millionen Unterstützer. 1977 erhielt Amnesty den Friedensnobelpreis.



*



Quelle:


ai-Pressemitteilung vom 4. November 2014


Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.


Kampagnen und Kommunikation


Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin


Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330


E-Mail: presse@amnesty.de


Internet: www.amnesty.de
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ASIEN/592: Neuer Report dokumentiert Menschenrechtsverletzungen in Shanghai




Presseerklärung vom 3. November 2014



ChinaTime in Hamburg - Feiern zur Partnerschaft mit Shanghai (4.11.):



Neuer Report dokumentiert Menschenrechtsverletzungen in Shanghai


Menschenrechte müssen bei Partnerschaft mehr Gewicht haben







Zum Auftakt von ChinaTime in Hamburg haben die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) und die Tibet Initiative Deutschland e.V. (TID), Regionalgruppe Hamburg, mehr Engagement der Hansestadt für Menschenrechte in der chinesischen Partnerstadt Shanghai gefordert. Die Menschenrechtsorganisationen legten einen 36-seitigen Report über Menschenrechtsverletzungen vor, die in den Jahren 2013 / 2014 in Shanghai begangen wurden. Der Report dokumentiert 187 Einzelfälle von willkürlich inhaftierten Bürgerrechtlern, Bittstellern und Falun-Gong-Praktizierenden. Dargelegt wird auch der Fall des seit 28 Monaten unter Hausarrest stehenden Weihbischofs Thaddeus Ma Daqin sowie von Professoren, denen die Lehrerlaubnis entzogen wurde, oder von Rechtsanwälten, die ihre Zulassung verloren, weil sie Regimekritiker vor Gericht verteidigten.



"Einer Stadt wie Hamburg, die sich engagiert für Frauenrechte einsetzt, darf es nicht gleichgültig sein, dass mehr als drei Viertel aller Opfer der andauernden schweren Menschenrechtsverletzungen in Shanghai Frauen sind", erklärte der GfbV-China-Experte Ulrich Delius. "Sowohl bei den verfolgten Bürgerrechtlern als auch bei den Petitionären und bei den Glaubensverfolgten stellen Frauen im Alter von mehr als 60 Jahren die größte Gruppe. Es ist schockierend, dass der chinesische Staat zwar mehr Respekt vor älteren Mitbürgern predigt, Seniorinnen aber zur Zielscheibe von Folter und Repression macht."



Statt in die offiziell aufgelösten Arbeitslager werden immer mehr Bittsteller und Anhänger der verfolgten Meditationsbewegung Falun Gong in "Zentren zur Gehirnwäsche" eingewiesen. Sowohl in diesen Zentren als auch auf Polizeiwachen und in Gefängnissen wird trotz offizieller Verbote systematisch gefoltert, berichtet Helmut Steckel von der TID. Am erschreckendsten ist der Missbrauch von psychiatrischen Kliniken bei der Verfolgung von Regimekritikern.



Die Gesellschaft für bedrohte Völker und die Tibet Initiative Deutschland e.V., Regionalgruppe Hamburg, legen mit dem heute veröffentlichten Bericht zum dritten Mal seit den Jahren 2008 und 2010 einen umfassenden Bericht zur Lage der Menschenrechte in der Partnerstadt vor. "Shanghai ist zwar eine weltoffene Stadt, aber keine Insel der Glückseligkeit", erklärte Delius. "Menschenrechte werden dort mit Füßen getreten wie in jeder anderen Stadt Chinas. Dies muss auch der Hamburger Senat berücksichtigen: Das schwierige Thema Menschenrechte darf nicht aus der Partnerschaft ausgeblendet werden."



*



Quelle:


Presseerklärung Göttingen, den 3. November 2014


Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.


Postfach 20 24, D-37010 Göttingen


Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028


E-Mail: presse@gfbv.de


Internet: www.gfbv.de
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STANDPUNKT/076: Das Ende von "Mare Nostrum" ist eine Schande für die EU (NaturFreunde)




NaturFreunde Deutschlands - 3. November 2014



Das Ende von "Mare Nostrum" ist eine Schande für die EU



Neue EU-Mission "Triton" soll Flüchtlinge nicht retten, sondern abschrecken







Berlin, 3.11.2014 - Anlässlich der Einstellung der italienischen Rettungsmission "Mare Nostrum" und des Beginns der EU-Grenzsicherungsaktion "Triton" erklärt Uwe Hiksch, Mitglied des Bundesvorstandes der NaturFreunde Deutschlands:



Die neue Frontex-Grenzschutzmission "Triton" wird ihre Schiffe nur zum "Schutz" der EU-Außengrenzen einsetzen. Faktisch eingestellt wird damit die aktive Suche nach Flüchtlingen, die vor der Küste Nordafrikas in Seenot geraten sind. Schon die italienische Mission "Mare Nostrum" konnte nach Aussage der Organisation für Migration (IOM) nicht verhindern, dass im Jahr 2014 mehr als 3.200 Menschen im Mittelmeer ertranken. Mit dem Stopp von "Mare Nostrum" werden wieder mehr Menschen ertrinken. Die EU-Mitgliedstaaten nehmen den Tod von Tausenden Flüchtlingen bewusst in Kauf.



Während Italien noch neun Millionen Euro im Monat für die Bergung von Flüchtlingen im Mittelmeer zur Verfügung gestellt hatte, geben die EU-Mitgliedstaaten nun nur noch drei Millionen Euro aus und begrenzen die Grenzschutzmission auf die EU-Gebiete. Die Beendigung der Rettungsmission "Mare Nostrum" ist inhuman und menschenverachtend - eine Schande für die EU!



Die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten haben aus der schrecklichen Flüchtlingstragödie vor Lampedusa nichts gelernt und nach einer kurzen Phase des Innehaltens die tödliche Abschottungspolitik an den EU-Außengrenzen wieder aufgenommen. Die 21 Schiffe, vier Flugzeuge und ein Hubschrauber der "Triton"-Grenzschutzmission sollen Flüchtlinge in erster Linie abschrecken. Das aktive Retten von Menschenleben ist zweitrangig.



Die NaturFreunde Deutschlands fordern die Bundesregierung auf, für eine großflächige Rettung von Flüchtlingen im Mittelmeer zu werben und ausreichende technische wie finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen. Das Sterben im Mittelmeer muss aufhören, die Politik der Kälte beendet werden. Das Ertrinken von Tausenden Menschen darf die EU nicht einfach hinnehmen.



*



Quelle:


Presseinformation vom 03.11.2014


Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands


Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur


Bundesgeschäftsstelle


Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin


Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80


E-Mail: presse@naturfreunde.de


Internet: www.naturfreunde.de
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AUSSTELLUNG/318: Marbach - Der Wert des Originals, 03.11.2014-12.04.2015




Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im November 2014



Montag, 3. November 2014 bis Sonntag, 12. April 2015


»Der Wert des Originals«







In der Reihe der Essay-Ausstellungen, in denen wir das Museum als denkende Maschine begreifen, fragen wir nach dem Wert bzw. nach den Werten des Originals. Originale besiegeln Echtheit, legitimieren Ursprünge, stiften Geschichte, erzeugen Ausstrahlung, garantieren Reinheit, versichern Einmaligkeit, beglaubigen Anfänge, erzeugen Wert, provozieren Fälschungen und Akte der Zerstörung.



Was gibt dem Original diese Macht? Was verbindet diese Funktionen? Welche Rolle spielen die Öffentlichkeit, die Kritik, welche der Markt? Was lässt sich zeigen, was dekonstruieren? Was ist der Anteil des Archivs? Mit kostbaren Stücken - nichts als Originalen! - aus den eigenen Sammlungen und erstaunlichen Leihgaben aus deutschen und europäischen Archiven reflektiert Marbach eine zentrale Frage unserer politischen, ökonomischen und literarischen Kultur.



*



Quelle:


DLA, Veranstaltungen im November 2014


Deutsche Schillergesellschaft e.V.


Deutsches Literaturarchiv Marbach


Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar


Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299


E-Mail: presse@dla-marbach.de


Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/6996: Und morgen, den 05. November 2014 (SB)




+++ Vorhersage für den 05.11.2014 bis zum 06.11.2014 +++







[image: Jean-Luc 6996 Wetterfrosch - © 2014 by Schattenblick]







Regentrübe, Wochenmitte


locken Wurm und Igel an.


Jean-Luc ist im Bund der Dritte,


weil er nicht allein sein kann.
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AUSSENHANDEL/248: Keine Entwarnung bei CETA und TTIP (spw)




spw - Ausgabe 5/2014 - Heft 204


Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft



Keine Entwarnung bei CETA und TTIP



von Folke große Deters







"In jedem Fall sind Investor-Staat-Schiedsverfahren und unklare Definitionen von Rechtsbegriffen wie 'Faire und Gerechte Behandlung oder Indirekte Enteignung' abzulehnen."



Mit diesen klaren Worten hat der SPD-Parteikonvent am 20. September in die Debatte zum transatlantischen Freihandelsabkommen mit den USA, "Transtatlantic Trade Investment Partnership, TTIP", und mit Kanada, "Comprehensive and Economic Trade Agreement, CETA" eingegriffen. Endgültig gewonnen ist damit aber noch nichts. Ein Problem: Anders als TTIP liegt das CETA-Abkommen bereits ausverhandelt vor und steht zur Ratifikation an. Und es enthält genau die Komponenten, die nach dem Beschluss des Parteikonvents "in jedem Fall" abzulehnen sind.



Vor diesem Hintergrund wird verständlich, dass sich Sigmar Gabriel im Bundestag zu CETA eher verhalten äußerte und lediglich versprach, er wolle "versuchen", Veränderungen zu erreichen. Diese lassen sich allerdings nur schwer realisieren, insbesondere wenn man - wie offenbar Sigmar Gabriel - nicht auch ein Scheitern des Vertrages in Kauf nehmen will. Es entspricht nicht den internationalen Gepflogenheiten, in einem so späten Stadium noch Kernpunkte eines Vertrages in Frage zu stellen. Zudem sieht die Union keinen Anlass, sich für Neuverhandlungen einzusetzen. Daher wiegelt das Bundeswirtschaftsministerium ab. Man sei zwar gegen Schiedsgerichte, die Bestimmungen des CETA-Abkommens seien aber harmlos. Zitiert wird aus einem eigens beauftragten Gutachten,(1) nach dem Investoren aus Kanada durch das Abkommen nicht besser gestellt würden als deutsche Unternehmen. Für den Handlungsspielraum des deutschen Gesetzgebers, so soll suggeriert werden, ändere sich also nichts.


Was Vertragsinhalt ist, weiß man immer erst hinterher



Die oben zitierte Einschätzung vernachlässigt jedoch einen wesentlichen Aspekt: Was Inhalt des Vertrages ist, weiß man immer erst nach der Entscheidung der Schiedsgerichte. Die Behauptung, der Investitionsschutz bliebe hinter den Anforderungen des deutschen Rechts und des Unionsrechts zurück, bleibt eine bloße Vermutung. Natürlich räumt das auch der Gutachter des Bundeswirtschaftsministeriums ein, der ausführt, dass "verlässliche Anhaltspunkte" fehlten, "wie die Vorschriften in der Schiedspraxis in Zukunft tatsächlich ausgelegt und angewendet werden." Die "Gefahr" einer "Haftungserweiterung durch rechtsfortbildende Auslegung der investitionsschutzrechtlichen Standards" sei "nicht zu vernachlässigen, haben Investor-Staats-Schiedsgerichte doch in der Vergangenheit maßgeblich zur Ausformung und Fortentwicklung des Investitionsrechts beigetragen und sind deswegen in die Kritik geraten."



In der Diskussion zu den transatlantischen Freihandelsgesprächen taucht vielfach die Vorstellung auf, man könne unerwünschte Ergebnisse durch geeignete Klauseln und textliche Festlegungen vermeiden. Das ist nicht komplett falsch, jedoch wird die Steuerungsfähigkeit bzw. Vorhersehbarkeit rechtlicher Entscheidungen maßlos überschätzt. Das verdeutlicht die Auslegung des Tatbestandmerkmales der "Maßnahme gleicher Wirkung einer mengenmäßigen Einfuhroder Ausfuhrbeschränkung" (heute Art 34, 35 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union, AEUV) durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH). Der Gerichtshof las hieraus ein Verbot für den deutschen Gesetzgeber, das deutsche Reinheitsgebot für Bier verbindlich vorzuschreiben.



Verstärkt wird die Gefahr einer solchen Entwicklung, wenn sehr unbestimmte Rechtsbegriffe wie "gerechte und billige Behandlung" oder "indirekte Enteignung" ausgelegt werden müssen. Beide finden sich im CETA-Text. Hier bleibt einem Spruchkörper nichts anderes übrig, als diesen unkonkreten Begriffen durch die eigene Spruchpraxis Konturen zu verleihen. Beispiele aus der Schiedsgerichtsrechtsprechung für eine "indirekte Enteignung" sind etwa "Entzug bzw. Nichtverlängerung von Betriebsgenehmigungen für unternehmerische Tätigkeit", "übermäßige Besteuerung" oder "unverhältnismäßige Maßnahmen des Umweltschutzes". Die Beispiele veranschaulichen, dass aufgrund dieser Vorschrift jede regulierende Maßnahme des Staates zum Gegenstand von Investor-Staat-Streitigkeiten gemacht werden kann. Ab wann ist eine Steuer "übermäßig" oder Umweltschutz "unverhältnismäßig"? Es hängt alles von der Entscheidung durch das Schiedsgericht ab.



Natürlich kann an dieser Stelle eingewendet werden, dass es auch im nationalen Recht solche unbestimmten Rechtsbegriffe gibt. Das ist richtig, aber aus demokratischer Sicht viel weniger problematisch. Hier kann ein demokratisch legitimierter Gesetzgeber einer Auslegung, die seiner Absicht zuwiderläuft, durch eine klarstellende Änderung des Gesetzes begegnen. Dies ist bei einem internationalen Vertrag nur schwer möglich, da einer Vertragsänderung immer alle Parteien zustimmen müssen. Eine Kündigung des Vertrages ist zwar möglich. Abgesehen davon, dass eine solche politisch und rechtlich schwer durchzusetzen wäre (Vertragspartner ist die EU!), gilt für den Fall einer Kündigung eine Nachwirkungsfrist von 20 Jahren zum Schutz solcher Investitionen, die vor der Kündigung getätigt worden sind.



Als Beleg für die geringe Gefahr der Schiedsgerichte wird in dem Gutachten des Bundeswirtschaftsministers darauf verwiesen, dass die Macht der Schiedsgerichte bei CETA im Vergleich zu anderen Abkommen beschränkt sei. Tatsächlich können Komitees, die von den Vertragsparteien besetzt sind, den Schiedsgerichten verbindliche Auslegungen einzelner Tatbestandsmerkmale vorgeben. Dies ändert jedoch an der kritischen Einschätzung nichts. Denn erstens ist es unwahrscheinlich, dass eine Vertragspartei einem "ihrer" Investoren bei einem Schiedsgerichtsverfahren in den Rücken fällt. Zweitens kann der Vertrag durch solche Vorgaben genau so gut einschränkend wie erweiternd ausgelegt werden. Vertragspartner sind die EU und Kanada, so dass solche Komitees von europäischer Seite wohl in erster Linie mit freihandelsfreundlichen Kommissionsbeamten besetzt würden. Die Gefahr ist also real, dass der Investorenschutz dann verschärft wird, wenn die Öffentlichkeit nach Abschluss des Vertrages nicht mehr so genau hinschaut.


Es geht um Demokratie



Tragisch ist, dass manche Sozialdemokraten bei der Debatte um die transatlantischen Freihandelsabkommen im Hintergrund immer noch die Klänge der "Internationale" hören. Dabei geht es bei den Abkommen nicht um internationale Solidarität. Die übergroße Mehrheit der Kritiker der Abkommen sind weder bornierte Nationalisten noch Antiamerikaner oder fundamentalistische Freihandelsgegner. Vielmehr geht es ihnen um den Schutz der Demokratie.



Investorenschutz und Schiedsgerichte befördern das, was der englische Politologe Colin Crouch als "Postdemokratie" bezeichnet. Parlamente werden zwar regulär gewählt, aber sie haben immer weniger zu sagen. Politik verkommt so zu einem Schauspiel, weil die Bürgerinnen und Bürger den Eindruck haben, dass sich durch ihre Wahlentscheidungen ohnehin nichts ändert. Denn schließlich kann sich ein Unternehmen gegen "unverhältnismäßige" Entscheidungen zu Lasten des Investors vor einem Schiedsgericht wehren. Alleine die Drohung mit einer Klage kann die Forderung etwa nach einer gerechten Verteilung des Erwirtschafteten oder Umweltschutz zum Verstummen bringen. Strukturell sind klassisch sozialdemokratische Forderungen nach Eingriffen in das Marktgeschehen unter einem Schiedsgerichts-Regime benachteiligt, sie stehen unter Rechtfertigungszwang. Geschützt sind schließlich Gewinnerwartungen aus Investitionen, nicht aber das Vertrauen eines Bürgers oder einer Bürgerin in einen Arbeitsplatz mit angemessener Bezahlung, die Hoffnung auf sozialen Schutz oder das Vertrauen auf eine intakte Umwelt. Wo können diese Bürgerinnen und Bürger eigentlich klagen, wenn ihre legitimen Erwartungen durch einen Investor enttäuscht wurden?



Die oben beschriebene Ausgangslage zu CETA kann uns mehrerlei lehren. Erstens muss der Druck auch nach dem - in weiten Teilen - positiv zu bewertenden Parteikonventsbeschluss aufrechterhalten werden. Trotz der schwierigen Ausgangslage ist zu verlangen, dass SPD-VertreterInnen auf allen Ebenen das Abkommen CETA nur passieren lassen, wenn die Kriterien des Parteikonvent-Beschlusses vollständig erfüllt sind und die Sondergerichte komplett entfallen. Sie dürfen sich dabei weder mit beschwichtigenden Protokollerklärungen noch mit wohlklingenden Phrasen in der Präambel zufrieden geben.



Zweitens zeigt die Situation von CETA, dass die Formulierung von "roten Linien" nach Beginn der Verhandlungen nicht praktikabel ist. Deshalb bleibt entgegen dem Parteikonventsbeschluss die Forderung richtig, die TTIP-Verhandlungen abzubrechen. Diese dürfen erst auf Basis eines Mandates wieder beginnen, das vor Beginn der Verhandlungen (!) öffentlich diskutiert wurde und das vor allem klar benennt, welchen Rahmen die europäischen Volksvertreter ihren Unterhändlern stecken. Das ist nicht zuletzt ein Gebot der Fairness gegenüber unseren Verhandlungspartnern. Es ist ein Ärgernis, wenn in mühevoller Kleinarbeit um einen Text gerungen wird und dem Vertragspartner dann erst nach Abschluss der Verhandlungen einfällt, dass er bestimmte Kernpunkte des Vertrages doch nicht mittragen will. Nur durch eine vorherige öffentliche Diskussion kann das Risiko abgemildert werden, dass eine Regierung oder eine EU-Kommission an den Vorstellungen der Parlamente und der Zivilgesellschaft vorbei verhandelt.



Klar muss sein: Die immense Bedeutung internationaler Verträge rechtfertigt nicht länger, sie im Stil des 19. Jahrhunderts als domaine reservé der Exekutive zu behandeln. Das gilt insbesondere dann, wenn die Verhandlungen von der nach wie vor schwach demokratisch legitimierten EU-Kommission geführt werden. Es ist überfällig, auch auf diesem Feld mehr Demokratie zu wagen.





Folke große Deters ist Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen NRW sowie stellvertretender Vorsitzender der SPD Rhein-Sieg.





Anmerkung



(1) Dr. Stephan Schill LLM., "Auswirkungen der Bestimmungen zum Investitionsschutz und zu den Investor-Staat-Schiedsverfahren im Entwurf des Freihandelsabkommens zwischen der EU und Kanada (CETA) auf den Handlungsspielraum des Gesetzgebers, abzurufen unter:


http://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/C-D/ceta-gutachten-investitionsschutz,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
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AUSSTELLUNG/8344: Mönchengladbach - Werke von Cecilia Herreo-Laffin bis 24.1.2015




Frauen und Arbeit: Werke von Cecilia Herreo-Laffin im Monforts Quartier







Im Rahmen der FrauenAktionsTage unter dem Motto "Frauen in Arbeit?!" präsentiert die Gleichstellungsstelle der Stadt Mönchengladbach im Textil-Technikum im Monforts Quartier an der Schwalmstraße 301 Gemälde und Skulpturen von Cecilia Herrero-Laffin. Die Ausstellung ist noch bis zum 24. Januar 2015 montags bis freitags von 9 bis 15 Uhr zu sehen. Der Eintritt ist frei.



Im Mittelpunkt der Ausstellung "Frauen und Arbeit" stehen die kraftvollen Skulpturen und Bilder der Künstlerin, die Frauen bei der Arbeit beobachtet und diese anschließend kunstvoll in Szene setzt. In ihren Werken zeigt sie Frauen bei der Arbeit und lenkt dabei den Blick der Betrachtenden auf universelle Frauen-Tätigleiten. Cecilia Herrero-Laffin stellt Putzfrauen, Köchinnen und Textilarbeiterinnen sowie Mütter und Töchter dar, deren Tätigkeiten meist gering geschätzt und deren Entlohnung oft gar nicht statt findet oder im prekären Bereich liegt. Dennoch wirken alle ihre Frauen-Darstellungen positiv und haben eine sehr optimistische Ausstrahlung.



Cecilia Herrero-Laffin stellt den Besucherinnen und Besuchern der Ausstellung Frauen in der würdevollen Ausführung ihrer Tätigkeiten vor. Vor der besonderen Kulisse des Textil-Technikums, mit der einzigartigen Sammlung von Webstühlen und Textilmaschinen im Monforts Quartier, entfalten die Werke der Künstlerin einen ganz besonderen Reiz.



Infos zum Begleitprogramm der Ausstellung, zu Veranstaltungen und Führungen, sind im Netz unter www.frauenaktionstag-mg.de zu finden. Weitere Informationen gibt die Gleichstellungsstelle unter Telefon 02161/253611.
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Chinesische Außenpolitik



von Erhard Crome







Deutschland ist für China der sechstgrößte Außenhandelspartner mit einem Umsatz von 162 Milliarden US-Dollar (2013), China für Deutschland gar der wichtigste Partner außerhalb der EU, mit einem Umsatz von 141 Milliarden Euro, noch vor den USA (137 Milliarden Euro). Dies war gewissermaßen der Hintergrund für den Besuch des chinesischen Ministerpräsidenten Li Keqiang in Berlin in diesem Oktober. Es fanden Regierungskonsultationen statt, zu denen auch eine Reihe Minister angereist war - Deutschland ist das einzige Land, mit dem China einen solchen Mechanismus vereinbart hat. Und es war das dritte Gipfeltreffen in diesem Jahr, nach der Visite des chinesischen Präsidenten Xi Jinping im März und dem Besuch Angela Merkels in China im Juli. Während des jetzigen Aufenthaltes wurden Verträge im Umfang von 18 Milliarden US-Dollar unterzeichnet, und es wurde ein Innovationsprogramm unterzeichnet, das aus 110 Einzelvereinbarungen besteht. Anschließend reiste Li nach Moskau und am 16. und 17. Oktober zum zehnten Gipfel des Asien-Europa-Treffens (Asem) nach Mailand, das alle zwei Jahre abwechselnd in Asien und Europa stattfindet und als informelles Dialogforum zur Förderung der Zusammenarbeit in Wirtschaft, Politik, Bildung, Kultur und Umwelt dient. Es nahmen insgesamt 49 Staaten teil, als "asiatische" übrigens auch Australien und Neuseeland, sowie die EU-Kommission und das Sekretariat der ASEAN.



Aus chinesischer Sicht waren alle drei jetzigen Treffen von hoher Bedeutung und dienten der Sicherung des Friedens sowie der Entwicklung der Zusammenarbeit. China hat in seinem Selbstverständnis damit einen gewachsenen Beitrag zur Regelung strittiger Fragen in Asien und Europa übernommen - und es hat seine bisherige außenpolitische Zurückhaltung zugunsten eines aktiveren internationalen Agierens aufgegeben.



Insbesondere der Russland-Besuch Lis war von besonderer strategischer Relevanz. Der Vertrag über die Lieferung russischen Erdgases aus Sibirien - über die sogenannte "Ost-Route" - nach China mit einem Umfang von 400 Milliarden US-Dollar wurde von beiden Regierungen unterzeichnet, nachdem die entsprechenden Firmen die Verträge im Mai dieses Jahres vereinbart hatten. Eine weitere Übereinkunft: Mit einem finanziellen Volumen von 500 Millionen US-Dollar finanziert China den russischen Mobilfunk-Anbieter MegaFon. Besonders bedeutsam ist jedoch, dass die chinesische Zentralbank der russischen eine Kreditlinie (Währungsswap) in Höhe von 150 Milliarden Yuan (das sind umgerechnet 24,4 Milliarden US-Dollar) und mit einer Laufzeit von zunächst drei Jahren eingeräumt hat. Die chinesische Export-Import-Bank hat außerdem jenen russischen Banken spezielle Kreditlinien eröffnet, die vom Westen mit Sanktionen belegt wurden. Aus russischer Sicht ist dies eine wesentliche Unterstützung, um dem Sanktionsdruck widerstehen zu können.



Mit dem üblichen chinesischen Understatement hieß es dazu, China leiste einen Beitrag, den Russland durch die Sanktionen entstandenen Schaden zu verringern, sehe sich aber nicht in der Lage, diesen völlig auszugleichen. Zugleich wurde damit ein weiterer Schritt zur Internationalisierung des Yuan getan - auf dem Wege, ihn zur kommenden Reservewährung des 21. Jahrhunderts zu machen. Offiziell verlautbarte, die Vereinbarung ziele darauf, dass die BRICS-Staaten - der Zusammenarbeitsmechanismus zwischen Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika - mehr Einfluss auf die bisher westlich dominierten internationalen Finanzbeziehungen nähmen. Während des diesjährigen BRICS-Gipfels in Fortaleza (Brasilien) im Juli hatten die fünf sogenannten Schwellenländer eine gemeinsame Entwicklungsbank und einen Reservefonds gegründet, die ihren Sitz in Shanghai haben werden und praktisch das System von Weltbank und Internationalem Währungsfonds spiegeln, mit der Besonderheit: Sie sind vom Westen unabhängig. Am Rande des BRICS-Gipfels, an dem als Gast auch die argentinische Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner teilnahm, hatte Peking Buenos Aires eine spezielle Kreditlinie in Höhe von elf Milliarden US-Dollar eingeräumt, damit das Land trotz der Intrigen der US-amerikanischen Hedge-Fonds zahlungsfähig bleiben kann.



Die jetzigen Vereinbarungen mit Russland sind nicht zuletzt auch ein weiterer Schritt Chinas, den Druck der USA und der EU auf den Rest der Welt mittels Finanzinstrumenten zu mildern. Weitere Abkommen schlossen China und Russland über die Zusammenarbeit im Flugzeugbau, bei Weltraumprojekten und bei der Erweiterung des chinesischen Navigations-Satellitensystems Bai Dou, das zu einer Alternative zum US-amerikanischen GPS-System ausgebaut wird. In Moskau betonten beide Seiten, dass sich ihre Beziehungen auf einem "Allzeit-Hoch" befänden.



Die neue aktivere Außenpolitik Chinas unterscheidet fünf Dimensionen:



Erstens - die Großmächte-Diplomatie. Dazu werden die Beziehungen zu den USA gerechnet, die auf gegenseitiger Achtung beruhen und als "Win-Win-Zusammenarbeit" gestaltet werden sollen, aber auch die Beziehungen zu Russland und zur EU. Aus chinesischer Sicht spielen die EU und China nicht nur als Großmächte eine wichtige Rolle bei der Sicherung des Weltfriedens, sondern auch als zwei große Zivilisationen, die den Fortschritt in der Welt vorangebracht haben.



Zweitens - die Nachbarschaftspolitik. Hier spielt Eurasien eine wesentliche Rolle, in deren Zentrum die "Seidenstraße des 21. Jahrhunderts" steht, zu Lande - Endpunkt in Europa ist Düsseldorf - und zur See.



Drittens - die Diplomatie gegenüber den "Entwicklungsländern", denen sich China dem Wesen nach weiter zugehörig fühlt. Ihrem Selbstverständnis nach zielt die chinesische Politik auf "gemeinsame Entwicklung", Win-Win-Zusammenarbeit und die Zurückdrängung von Hegemonial- und Machtpolitik. China selbst sieht sich nicht als imperiale Macht in Konkurrenz zu anderen, sondern als Kraft, die imperiale Politik bekämpft und zurückzudrängen bestrebt ist. Da China sich im Übrigen nach wie vor als sozialistisches Land betrachtet, nehmen die Auseinandersetzungen innerhalb des Weltsystems aus chinesischer Sicht auch Züge einer Systemauseinandersetzung an.



Viertens - die multilaterale Diplomatie. Dazu zählen insbesondere die Beziehungen in der UNO, in der G-20-Gruppe, der Shanghai-Organisation und der BRICS-Gruppe.



Fünftens - die gesellschaftliche Diplomatie der nichtstaatlichen Organisationen.



Zu den Kernbegriffen der derzeitigen außenpolitischen und gesellschaftspolitischen Debatten in China gehört der vom "Chinesischen Traum". Gemeint ist damit der Aufstieg Chinas in einer friedlichen Welt, in der der Frieden Chinas und der der Welt sich gegenseitig bedingen.
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Nach der ukrainischen Parlamentswahl am 26. Oktober schüren die Obama-Regierung und das Pentagon militärische Spannungen mit Russland, indem sie behaupten, die Flüge von ein paar Kampfflugzeugen über internationalen Gewässern am Mittwoch seien "politisches Säbelrasseln" oder sogar eine "russische Aggression."



Die letztere Charakterisierung kam von dem obersten General der US Army, Stabschef Raymond Odierno, am letzten Mittwoch in einem Interview mit CNN. Angesichts der Tatsache, dass die Flugzeuge nie auch nur in die Nähe des Luftraumes irgendeines Landes kamen, ist Odiernos Behauptung vorsätzliche Hetze. Gemäß Artikel Fünf der Nato-Charta wäre eine "russische Aggression" ein rechtlicher Vorwand für einen amerikanischen Militärschlag gegen die Atommacht.



Laut einer Presseveröffentlichung des Nato-Hauptquartiers in Belgien haben russische Kampfflugzeuge am Dienstag und Mittwoch insgesamt vier Flüge über europäischen Gewässern unternommen. "Diese beträchtliche Zahl russischen Flüge stellt ein ungewöhnlich hohes Niveau von Luftaktivität über europäischem Luftraum dar," hieß es in der Erklärung der Nato. Allerdings wird zugegeben, dass die Flugzeuge über internationalen Gewässern flogen und nicht in den Luftraum irgendeines Landes eingedrungen sind.



Am Dienstag verließen sieben russische Flugzeuge ihren Stützpunkt bei Kaliningrad, einer russischen Enklave zwischen Polen und Litauen (dem ehemaligen Königsberg, Hauptstadt von Ostpreußen bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges). Sie flogen nach Norden entlang der Küste von Litauen, Lettland und Estland, in den Finnischen Meerbusen und landeten auf einem Stützpunkt in Russland. Während des Fluges waren die russischen Flugzeuge zeitweise von deutschen, dänischen, schwedischen und finnischen Kampfflugzeugen verfolgt worden.



Finnland und Schweden sind keine Nato-Mitglieder, haben jedoch seit dem Putsch in der Ukraine Anfang des Jahres, der von den USA und Deutschland unterstützt wurde, enger mit der Nato zusammengearbeitet. Im September behauptete Schweden, zwei russische Kampfflugzeuge seien in seinen Luftraum eingedrungen, und Anfang Oktober suchte die schwedische Marine eine Woche lang erfolglos nach einem russischen U-Boot, das in den Hoheitsgewässern des Landes in der Ostsee vermutet wurde.



Am Mittwoch verließen sieben russische Flugzeuge, vielleicht die gleichen, ihren Stützpunkt im Norden Russlands und flogen entlang der baltischen Küste zurück nach Kaliningrad. Sie wurden von in Estland und Litauen stationierten portugiesischen Nato-Kampfflugzeugen überwacht.



Am Mittwoch flogen außerdem vier russische Flugzeuge - zwei Bomber und zwei Jäger - von Südrussland aus ins Schwarze Meer in Richtung Türkei, wo sie von türkischen Flugzeugen beobachtet wurden, bis sie zurückflogen.



Ferner flogen am Mittwoch acht russische Flugzeuge - vier Bomber und vier Tankflugzeuge - von Nordrussland aus ins Europäische Nordmeer und flogen entlang der Küste von Norwegen in die Nordsee und den Atlantik. Zwei der Bomber flogen weiter nach Westen und Süden, um die Britischen Inseln und bis nach Portugal, bevor sie auf der gleichen Route nach Russland zurückkehrten. Nato-Kampfflugzeuge aus Norwegen, Großbritannien und Portugal überwachten die russischen Flugzeuge auf den jeweiligen Stadien ihrer Route.



Ein weiterer gemeldeter Zwischenfall erwies sich als Fehlidentifizierung, als Flugzeuge der britischen Luftwaffe am Mittwoch ein in Russland gebautes Flugzeug auf den Flughafen Stansted außerhalb von London eskortierten. Das Flugzeug war eine zivile Frachtmaschine aus Lettland, die nichts mit den russischen Militärmanövern zu tun hatte.



Das Wall Street Journal, eines der führenden Sprachrohre des amerikanischen Militarismus, berichtete ausführlich über Russlands Vorgehen und über den Kommentar eines "hohen Vertreters der Obama-Regierung," Dieser lief darauf hinaus, dass Russland "zunehmend Out-of-Area-Einsätze an seiner Peripherie für politisches Säbelrasseln nutze, und russisches Militär über Land und See immer häufiger und dreister eindringe."



Das Journal zitierte auch Odiernos Äußerungen über "russische Aggression" und führte ein Interview mit dem künftigen Nato-Generalsekretär und ehemaligen norwegischen Premierminister Jens Stoltenberg, der sich für eine Verstärkung der Nato-Truppen in Osteuropa, nahe der russischen Grenze aussprach.



Stoltenberg sprach über den massiven Aufbau der Nato, unter anderem über die Gründung der Spearhead Force, einer Nato-Einheit mit provokantem Namen, die als Reaktion auf den Ausbruch von Spannungen mit Russland wegen des Putsches in der Ukraine gebildet wurde.



Der Nato-Vertreter erklärte: "Der Plan, auf den wir uns geeinigt haben, ist die größte Verstärkung unserer gemeinsamen Verteidigung seit dem Ende des Kalten Krieges. Wir haben mehr Flugzeuge in der Luft - fünfmal so viele wie vor einem Jahr. Wir haben mehr Schiffe in der Ostsee und im Schwarzen Meer, und wir haben die Zahl der Bodentruppen, Übungen und rotierenden Truppen in den Ländern unserer östlichen Verbündeten deutlich verstärkt."



Stoltenberg erklärte, dass die Spearhead Force nicht nur als schnelle Eingreiftruppen dienen soll, sondern auch als "Kommandozentralen", die in den Ländern unserer östlichen Verbündeten angesiedelt sein werden: d.h. in den baltischen Staaten, Polen, Rumänien und Bulgarien. Diese Kommandokomponenten sind wichtig, da sie auch unsere Fähigkeit verbessern werden, Verstärkungen zu schicken. Zusätzlich wird die Bereitstellung von Gerät und Ausrüstung die Möglichkeit, Verstärkung zu schicken, noch weiter verbessern."



Obwohl die Obama-Regierung, die Nato und die unterwürfigen amerikanischen Medien Russland als den Aggressor darstellen, waren die Militärflüge am Dienstag und Mittwoch, wie sie beschrieben wurden, weder provokant noch völkerrechtlich illegal. Die russischen Kampfflugzeuge unternahmen keine Versuche, Nato-Verteidigungsstellungen anzugreifen oder einen Alarm auszulösen.



Das ist ein deutlicher Kontrast zur amerikanischen Praxis während des Kalten Krieges, als das Pentagon regelmäßig sogenannte DE SOTO-Operationen unternahm. Das waren Operationen, mit denen die Verteidigunsbereitschaft an den Grenzen der Sowjetunion, der Warschauer Pakt-Staaten in Osteuropa, Chinas, Nordvietnams und Nordkoreas in der Luft getestet wurde..



Die DE SOTO-Operationen bestanden normalerweise aus einem simulierten Angriff amerikanischer Bomber auf eines der anvisierten Länder, um die Luftverteidigung zu einer Reaktion zu provozieren, während elektronische Überwachungsflugzeuge die Standorte der Radarstationen und anderer Einrichtungen für zukünftige Aktionen registrierten und festhielten. Die berüchtigtste dieser Aktionen war der simulierte Angriff auf Verteidigungsstellungen im sowjetischen Fernen Osten im September 1983, bei der ein Jäger der sowjetischen Luftabwehr das südkoreanische Passagierflugzeug KAL 007, das vom Kurs abgekommen war, für ein amerikanisches Militärflugzeug hielt und abschoss.



Die Behauptung, Russland unternehme ungewöhnliche Militärflüge, ist Teil einer Kampagne in der letzten Woche, deren Ziel es war, den Druck der USA auf Russland zu verschärfen. Am Montag telefonierte Verteidigungsminister Chuck Hagel mit dem neu ernannten ukrainischen Verteidigungsminister Generaloberst Stepan Poltorak.



Laut einem Pentagon-Sprecher diskutierte Hagel mit Minister Poltorak über "die Art von Unterstützung in Sicherheitsfragen, die die USA der Ukraine zur Erfüllung ihrer verteidigungspolitischen Aufgaben leisten könne." Der Sprecher erklärte, eine gemeinsame amerikanisch-ukrainische Kommission habe sich vor kurzem zum ersten Mal in Kiew getroffen und baue auf bisherigen Kontakten zwischen den Militärs der beiden Staaten auf.



Am Dienstag erschienen in den amerikanischen Medien Berichte, laut denen von Russland aus tätige Hacker Anfang Oktober in einige Computernetzwerke im Weißen Haus eingedrungen seien, woraufhin das FBI, die NSA und der Secret Service ermittelten. Kein Vertreter der Obama-Regierung erwähnte den angeblichen Zwischenfall offiziell, stattdessen verbreiteten sie anonym antirussische Kommentare in der Washington Post und vielen anderen Presseerzeugnissen.



Die Post schrieb, ein früherer angeblicher Hackingzwischenfall mit Russland habe geholfen, "die Anstrengungen zu verstärken, das US Cyber Command aufzubauen, eine militärische Organisation, die die wichtigsten Computersysteme des Landes verteidigen soll," und fügte hinzu: "Unter der Führung des Präsidenten oder des Verteidigungsministers kann das Cyber Command auch Offensivoperationen durchführen."



Am Mittwoch sprach Hagel auf dem Washington Ideas Festival, das von dem Magazin The Atlantic gesponsert wird, und skizzierte eine Perspektive, die das Magazin als "Gewöhnen Sie sich an endlose Kriege" zusammenfasste.



Hagel erklärte dem Interviewer James Fallows: "Ich denke, wir leben in einer dieser historisch prägenden Zeiten. Wir erleben den Aufbau einer neuen Weltordnung - nach dem Zweiten Weltkrieg, nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion."



An einer Stelle fragte Fallows Hagel: "Wann werden die Vereinigten Staaten ein Ende dieser Kriege erleben, vor allem der Kriege im Irak und in Afghanistan, die seit dreizehn Jahren andauern?" Hagels Antwort lief auf die Empfehlung hinaus, lieber nicht darauf zu warten.



"Was wir im Nahen Osten mit ISIS/ISIL erleben, wird eine dauerhafte, langfristige Reaktion erfordern", erklärte er. "Leider sehe ich es so, dass diese Dinge weiterhin bestehen werden. Ich denke, wir müssen uns auf eine längerfristige Herausforderung einstellen, als vielen von uns lieb ist. Aber die Welt, in der wir leben, ist nun einmal so, und wir müssen in der Hinsicht ehrlich sein."



Er nannte weiter eine Liste aller "Dimensionen - den Aufstieg Chinas, was Russland in den letzten sechs Monaten getan hat, Pandemien wie Ebola" als Beispiele für Themen, die in der einen oder anderen Form die Mobilisierung des amerikanischen Militärs erfordern werden.
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Am 28. Oktober stellte Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) den Entwurf für ein neues Gesetz zur sogenannten Tarifeinheit vor. Der Gesetzentwurf wird derzeit zwischen den verschiedenen Ministerien abgestimmt und soll am 3. Dezember vom Kabinett beschlossen werden. Der Bundestag soll ihn dann spätestens Mitte 2015 verabschieden.



Der Grundsatz der Tarifeinheit, laut dem in einem Betrieb für eine Berufsgruppe nur ein Tarifvertrag gelten kann, war 2010 vom Bundesarbeitsgericht gekippt worden, weil er die grundgesetzlich geschützte Koalitionsfreiheit der Arbeiter verletzt. Seither bemühen sich die Arbeitgeberverbände in enger Zusammenarbeit mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB), die Tarifeinheit in einem speziellen Gesetz zu verankern.



Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte den Unternehmerverbänden bereits 2011 ein solches Gesetz versprochen. Es war aber immer wieder daran gescheitert, dass es sich nicht mit der Verfassung vereinbaren lässt.



Artikel 9 des Grundgesetzes gewährleistet "für jedermann und für alle Berufe ... das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden". Dieses Recht besteht offensichtlich nicht mehr, wenn nur noch jeweils eine Gewerkschaft in einem Betrieb - in der Regel die DGB-Gewerkschaft - Tarifverhandlungen führen und Streiks organisieren darf.



Der DGB erhielte dann die Funktion einer Monopol- oder Zwangsgewerkschaft, ähnlich der Deutschen Arbeitsfront unter den Nazis oder dem FDGB in der DDR. Da die DGB-Gewerkschaften seit Jahren aufs Engste mit den Arbeitgebern zusammenarbeiten und jede Entlassung und Lohnsenkung ihre Unterschrift trägt, käme dies der Abschaffung des Streik- und Koalitionsrechts gleich.



Kleinere Gewerkschaften wie die GDL (Lokführer), Cockpit (Piloten) oder Marburger Bund (Ärzte), gegen die sich das Tarifeinheitsgesetz richtet, haben gerade deshalb Zulauf erhalten, weil sie im Gegensatz zum DGB Arbeitskämpfe organisiert haben, um Lohn- und andere Forderungen durchzusetzen.



Bundesarbeitsministerin Nahles wand sich vor der Presse vorwärts und rückwärts, um die offensichtliche Verfassungswidrigkeit ihres Gesetzesentwurfs zu bestreiten. Er sieht vor, dass bei einem Konflikt von konkurrierenden Gewerkschaften im selben Betrieb das "Mehrheitsprinzip" verankert wird. Einigen sich zwei oder mehrere Gewerkschaften nicht auf eine Zusammenarbeit bei Tarifverhandlungen, gilt der Tarifvertrag der Gewerkschaft mit den meisten Mitgliedern.



Sind die Mitgliedszahlen nicht eindeutig, müssen die Gewerkschaften vor einem Notar belegen, wie viele Mitglieder sie im Unternehmen haben. Notfalls muss ein Arbeitsgericht entscheiden, wer die Mehrheit der Beschäftigten vertritt und ob ein Streik zulässig ist oder nicht. Den kleineren Gewerkschaften räumt das Gesetz lediglich das Recht ein, dem Unternehmen "ihre Vorstellungen und Forderungen mündlich vorzutragen".



Dennoch behauptete Nahles: "Das Streikrecht bleibt dabei unangetastet" - und widersprach sich im nächsten Satz: Unter Hinweis auf die laufenden Streiks der Lokführer und der Piloten kündigte sie an, dass "zukünftige Tarifauseinandersetzungen anders verlaufen" könnten.



"Wir stärken mit diesem Gesetz das bewährte und gute Prinzip der Sozialpartnerschaft, wir stärken die Tarifautonomie", sagte sie, und meinte damit die enge Zusammenarbeit von Unternehmen und Gewerkschaften gegen die Arbeiter. Das Gesetz schaffe Möglichkeiten zur "Konfliktlösung zwischen Gewerkschaften und in Unternehmen, in denen Tarifverträge unterschiedlicher Gewerkschaften aufeinanderstoßen".



Gewerkschaften könnten sich weiterhin absprechen, Tarifgemeinschaften bilden und gemeinsam Tarife abschließen, beteuerte Nahles. Sind sie allerdings "nicht willig, so brauch' ich Gewalt" - dann greift das neue Gesetz.



Der Vorsitzende der Ärzte-Gewerkschaft Marburger Bund, Rudolf Henke (CDU), sprach dies offen aus. In Wahrheit solle das Streikrecht - anders als bisher angekündigt - massiv eingeschränkt werden, sagte er: "Wenn nur der Tarifvertrag der Mehrheitsgewerkschaft gültig ist, dann sind alle Beschäftigten im Betrieb an die Friedenspflicht dieses Tarifvertrages gebunden."



Laut Henke spielt es dabei keine Rolle, dass die Einschränkung des Streikrechts im Gesetz nicht ausdrücklich erwähnt wird. "Ein Arbeitskampf darf sich nach oberster Rechtsprechung immer nur auf die Durchsetzung eines tariflich regelbaren Ziels richten, also den Abschluss eines Tarifvertrages", sagte er. Werde der Marburger Bund in die Rolle einer Minderheitsgewerkschaft gedrängt, deren Tarifvertrag nicht mehr gültig sei, "sind wir zum Stillhalten gezwungen". Ein Streikaufruf wäre dann rechtswidrig.



Die Beschneidung des Streikrechts werde bewusst geleugnet, um den Rückhalt des DGB für das Gesetz nicht zu gefährden, meinte Henke. In Wirklichkeit wird sie geleugnet, damit der DGB sein Gesicht wahren kann, der das Gesetz ebenso wie die SPD vehement unterstützt.



Sie versuchen die Tarifeinheit als Ausdruck der Solidarität zwischen den Arbeitern - "Gleicher Lohn für gleiche Arbeit" - zu verkaufen. Wie zynisch dieses Argument ist, zeigt ein Blick auf die Realität in den Betrieben und Verwaltungen. Dort leisten - als Ergebnis der Hartz-Gesetze von SPD-Bundeskanzler Schröder - Beschäftigte dieselbe Arbeit zu Dutzenden unterschiedlichen Tarifen: Als Festangestellte, Zeitarbeiter, Leiharbeiter, Werkverträgler oder Freelancer. Neueingestellte erhalten oft nur noch einen Bruchteil des Gehalts ihrer älteren Kollegen.



Die "Tarifeinheit" wird nur ins Feld geführt, wenn es darum geht, Streiks für bessere Einkommen und Arbeitsbedingungen zu verbieten. Als Mittel zur Senkung der Löhne und Spaltung der Belegschaften sind unterschiedliche Tarife dagegen Gang und Gäbe.



Entsprechend zufrieden zeigte sich Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer über den Gesetzentwurf. Die Unternehmen müssten sich schließlich darauf verlassen können, nicht jederzeit dem Risiko eines Streiks durch eine kleine Gewerkschaft ausgesetzt zu sein. Ähnlich äußerte sich Gesamtmetall-Präsident Rainer Dulger, der mahnte, das Gesetz müsse "eine verlässliche Friedensfunktion erfüllen" und verhindern, dass kleine Minderheiten ganze Unternehmen oder Teile von Branchen lahmlegen könnten.



Es gibt nur wenige Länder auf der Welt, in denen so wenig gestreikt wird wie in Deutschland. Nach Schätzung des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der DGB-eigenen Hans-Böckler-Stiftung sind hierzulande zwischen 2005 und 2012 pro 1.000 Beschäftigten im Jahresdurchschnitt 16 Arbeitstage durch Arbeitskämpfe ausgefallen. Laut Bundesagentur für Arbeit waren es nur vier. In Frankreich kamen auf 1.000 Beschäftigte hingegen 150 Streiktage, in Kanada 117, in Dänemark 106, in Belgien 73 und selbst in Großbritannien 26.



Die Bundesregierung plant weitere massive Angriffe auf die Rechte und Errungenschaften der Arbeiter. Das ist der Grund für das neue Gesetz. Sie hat die Streiks der Lokführer und Piloten in den letzten Wochen und die Stimmungsmache der Medien [1] dagegen gezielt genutzt, um das neue Gesetz zu beschleunigen, das SPD und CDU/CSU bereits im Koalitionsvertrag vereinbart hatten.



So forderte der Duisburger SPD-Landtagsabgeordnete und ehemalige DGB-Bezirksvorsitzende Rainer Bischoff anlässlich des letzten Lokführerstreiks: "Der Egoismus der Spartengewerkschaft muss ein Ende haben. Das Tarifeinheitsgesetz muss her."



Anmerkungen:


[1] https://www.wsws.org/de/articles/2014/10/11/gdl-o11.html
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Die Kriege des 21. Jahrhunderts



Von Marc-Thomas Bock







Bei der Voraussage gesellschaftlicher Szenarien orientieren sich Geisteswissenschaftlerinnen häufig am Verlauf historischer Epochen. Doch Geschichte wiederholt sich nicht so einfach.



Zur Interpretation gegenwärtiger Kriege und ihrer Ursachen steht dem Betrachter eine Fülle an gesellschaftstheoretischem Grundwissen und unmittelbarer, ja in Echtzeit übertragener Informationen zur Verfügung. Einhundert Jahre nach dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges ist der Mensch nicht nur medial in der Lage, das weltweite kriegerische Grauen scheinbar mitzuerleben, sondern es auch in atemberaubender Geschwindigkeit im Sinne seiner jeweiligen politischen Überzeugungen zu interpretieren. Aus dem uns zur Verfügung stehenden Repertoire an geschichtlich Durchlebtem, aus dem Fundus philosophischer Lehren, aus ideologischen und religiösen Erfahrungen, aus dem Nachhall revolutionärer Umwälzungen und nicht zuletzt aus ökonomischen und völkerrechtlichen Gegebenheiten heraus deuten wir die heutigen Kriege. Und dies in dem dumpfen Wissen, daß sich der finale Sinn des Ganzen, das Töten unserer eigenen Spezies, nie ändern wird. Darum auch sind die Grunderkenntnisse zu Herkunft, Wesen und Charakter eines Krieges statisch.



Von Heraklit über Clausewitz bis hin zu den Erkenntnissen der modernen Friedens- und Konfliktforschung hat sich über Jahrtausende hinweg am Töten wenig geändert, sieht man von technischen Möglichkeiten einmal ab. Am Krieg profitieren häufig auch diejenigen, die ihn anzetteln, provozieren und möglichst intensiv betreiben. Nichts Bleibendes wird durch ihn selbst und um seiner selbst willen geschaffen, nichts "gereinigt", nichts produziert. Welche Politik mit anderen Mitteln er fortsetzt und welche nicht, ist im Augenblick des Tötens und Vernichtens nicht immer mit Sicherheit zu sagen. Zu ermitteln bleibt: Wer beginnt ihn mit welcher Absicht, und wie führt er ihn aus?



In jüngerer Zeit nun haben sich vereinzelt westliche Geisteswissenschaftler mit Theorien zu Worte gemeldet, die in den intellektuellen Habitaten von Harvard bis zur Sorbonne mit einer Verve diskutiert werden, als hätte es bestimmte Grunderkenntnisse zu den Entstehungsbedingungen von Kriegen nie gegeben. Den Beginn machte wohl der kanadische Entwicklungspsychologe Steven Pinker 2011 mit seiner von Sebastian Vogel übersetzten Studie "Gewalt", einem umfangreichen Werk, das mit einer beeindruckenden Konfliktstatistik und innovativen mathematischen Modellen ein Abnehmen kriegerischer Auseinandersetzungen seit dem Altertum beweisen will. Obwohl Pinkers Aussagen zur nachlassenden Akzeptanz von Gewalt in westlichen Gesellschaften und seine Beobachtungen zur relativen Kriegsanfälligkeit von Staaten mit unterschiedlichsten Regierungsformen stimmig scheinen, bleibt er Erklärungen zur Gegenwart schuldig. Warum etwa zeigen sich die Vereinten Nationen mit ihrem Sicherheitsrat und die westliche Regierungen so auffällig zurückhaltend, wenn es um Konfliktprävention in Afrika oder Asien geht? Oder wie und warum sind die geowirtschaftlichen Interessen des Westens mit der Unterstützung staatlicher Organisationen, Institutionen oder im Extremfall der Regierenden direkt verbunden? Pinker definiert den Terrorismus des 21. Jahrhunderts als Taktik und nicht als Ideologie, er verweist auf die historische Erfolglosigkeit terroristischer Bewegungen und belegt dies vornehmlich mit nicht-global agierenden Beispielen aus dem 20. Jahrhundert (RAF, ETA oder IRA). Er nennt die seit 1945 anhaltende Phase der Konfliktfreiheit in Europa den "langen Frieden" und sieht die Gründe dafür in einem von Bündnisverpilichtungen stabilisierten System nationalstaatlicher Sicherheit. Allerdings übergeht Pinker hier den jugoslawischen Bürgerkrieg und die Anfang der 90er Jahre einsetzende NATO-Intervention. Den ukrainisch-russischen Konflikt konnte er nicht voraussehen, aber gerade das vom Westen forcierte Interesse an bündniserweiternden Staaten wie der Ukraine beweist den erwähnten Schwachpunkt seiner Argumentation.



Die Interessen der westlichen Bündnispolitik ignorieren entweder willentlich bestehende Kontliktpotentiale oder provozieren sie nach ihrem ergebnisorientierten Gusto. Die unter dieser Voraussetzung erfolgende Einflußnahme führt in den Zielstaaten immer zu einer Konflikteskalation, sprich zu Krieg. Die westliche Ausnutzung von ethnischen, religiösen oder ressourcenbedingten Disparitäten innerhalb souveräner Staaten wird die Kriege des 21. Jahrhunderts verursachen, wie es ja bereits geschieht: Die kurdische Diaspora, die fehlende Nationalstaatlichkeit Palästinas, die ungelösten innerislamischen Konflikte zwischen Sunniten und Schiiten im Irak, die interreligiösen Auseinandersetzungen zwischen Muslimen und Christen in Afrika oder Muslimen und Hindus in Asien sind nur die aktuellsten Beispiele einer sich abzeichnenden Tendenz intrastaatlicher Kriege mit andauernder Intervention äußerer Mächte (Arabische Liga, Afrikanische Union, NATO- und US-Streitkräfte mit oder ohne UN-Mandat, ehemalige Kolonialmächte wie Frankreich in Mali).



Dabei wird in den kommenden Jahrzehnten auch eine große Rolle spielen, wer die westliche Außenpolitik gestalten und wie diese sich in der Frage nationalstaatlicher Anerkennung verhalten wird. Der französische Wirtschaftswissenschaffler Thomas Piketty beschreibt in seinem von Ilse Utz und Stefan Lorenzer übersetzten aufsehenerregenden Buch "Das Kapital im 21. Jahrhundert" die Gefahr, die westlichen Demokratien aus der sich immer schneller entwickelnden Ungleichheit der Vermögensverhältnisse in hochindustrialisierten Staaten oder Schwellenländern ersteht. Piketty verweist auf einen paternalistischen Kapitalismus, der Milliardäre und Oligarchen ermächtigt, ganze Staaten einzukaufen. Als Sozialdemokrat schlägt er ein abgestuftes Besteuerungskonzept für Super- und Schwerreiche vor. Deren Vermögen wächst schon allein auf Grundlage kapitalrechtlicher Festschreibungen derart, daß Piketty die bestehenden Demokratien in ihrer wirtschaftlichen Existenz gefährdet sieht. Wäre Piketty Marxist, hätte sein Buch wohl kaum so viel Aufsehen erregt. Schon 1996 hat der in Lateinamerika lehrende deutsche Soziologe Heinz Dieterich in seinem Buch "Der Sozialismus im 21. Jahrhundert" genau diese Entwicklung nicht nur konstatiert, sondern eben auch für die sich zukünftig abspielenden Kriege quasi nebenher verantwortlich gemacht. Piketty betont plakativ, er trete für das Privateigentum ein, um sich von Marx - oder eben Dieterich - abzugrenzen. Seine Erkenntnis also, daß die immer schneller wachsende Kapitalmacht die Grundexistenz demokratischer Regierungen unterminiert und diese auch zu einer aggressiveren Bündnispolitik gegen Dritte antreibt, läßt ihn den herrschenden Eigentumsbegriff dennoch nicht in Frage stellen. Wie aber einige jenseits von kapitalismuskritischen Betrachtungen agierende Intellektuelle die kommenden Kriege des 21. Jahrhundert und ihre Ursachen erklären, kann man bereits jetzt erahnen: In seinem jüngsten Buch "A Troublesome Inheritance", veröffentlicht im April 2014, erklärt der kanadische Soziologe Nicholas Wade die kriegerischen Konflikte im Iran, im Jemen oder in der Subsahara mit einer zum Krieg neigenden genetischen Prädisposition der dort lebenden Völker, bei ihm auch wieder "Rassen" genannt. Unser Wissen darüber, wie man mit vorgeblich erblich, ethnisch oder rassisch "Minderwertigen" in den Kriegen des 20. Jahrhunderts verfuhr, sollte uns gegenüber dieser Art von Erklärungsversuchen äußerst wachsam bleiben lassen.
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STATISTIK/481: "Ranga Yogeshwar in Fukushima" sehr erfolgreich im Ersten (WDR)




Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. November 2014



WDR-Reportage:



"Ranga Yogeshwar in Fukushima" sehr erfolgreich im Ersten







Bundesweit 1,88 Millionen Zuschauerinnen und Zuschauer sahen gestern im Ersten die Reportage "Ranga Yogeshwar in Fukushima". Das entspricht einem Gesamtmarktanteil von 11,5 Prozent.



Matthias Kremin, Programmbereichsleiter Kultur und Wissenschaft WDR Fernsehen: "Ranga Yogeshwar und seinem WDR-Team ist es weltexklusiv gelungen, in Fukushima Daiichi zu drehen und eigene Strahlenmessungen vorzunehmen. Die Reportage ist ein wichtiges Stück Aufklärung, Annäherung und Geschichte. Wir freuen uns sehr, dass der Film bei so vielen Zuschauerinnen und Zuschauer angekommen ist."



Der Zugang zum Gelände der Atomanlage, in der sich im März 2011 das Reaktorunglück ereignete, ist streng abgeschirmt. Das Team um den WDR-/ARD-Wissenschaftsjournalisten Ranga Yogeshwar durfte als erstes ausländisches Reporterteam so frei und selbstständig im Reaktor drehen. Die Reportage gibt einen exklusiven Einblick in die aktuelle Situation vor Ort und den Alltag der Menschen, die sich nach wie vor in der Sperrzone aufhalten. Sie ist auch ein Versuch, die Mentalität der Japanerinnen und Japaner zu verstehen.



Für diejenigen, die "Ranga Yogeshwar in Fukushima" nicht gesehen haben, ist die Reportage ab sofort in der Mediathek abrufbar:


www.mediathek.daserste.de.



Auf www.fukushima.wdr.de gibt es darüber hinaus ein umfangreiches Web-Special zum Thema.
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PSYCHOSOMATIK/149: Studie - Psychotherapie kann durch traumatischen Stress verursachte DNA-Schäden reduzieren (idw)




Universität Ulm - 03.11.2014



Psychotherapie gegen Trauma-bedingte DNA-Schäden







Wissenschaftler der Universitäten Ulm und Konstanz konnten in einer Studie nachweisen, dass traumatische Erlebnisse DNA-Schäden in Immunzellen auslösen. Zugleich gelang es den Psychologen und Molekularbiologen erstmals zu zeigen, dass sich durch geeignete Psychotherapie nicht nur die psychischen Symptome von Posttraumatischen Belastungsstörungen (PTBS) lindern lassen, sondern auch das Ausmaß der DNA-Schädigung deutlich reduziert werden kann.



Krieg, Vertreibung und Folter hinterlassen nicht nur psychische Spuren. Wissenschaftler der Universitäten Ulm und Konstanz konnten in einer Studie nachweisen, dass traumatische Erlebnisse DNA-Schäden in Immunzellen auslösen. Zugleich gelang es den Psychologen und Molekularbiologen erstmals zu zeigen, dass sich durch geeignete Psychotherapie nicht nur die psychischen Symptome von Posttraumatischen Belastungsstörungen (PTBS) lindern lassen, sondern auch das Ausmaß der DNA-Schädigung deutlich reduziert werden kann. "Viele Flüchtlinge sind schwer traumatisiert. Darunter leidet ihr psychisches Wohlbefinden, und sie laufen Gefahr, auch körperlich ernsthaft zu erkranken. Mögliche Folgen für die Gesundheit sind Infektionen, Autoimmunerkrankungen und ein vorzeitiger Beginn altersbedingter Erkrankungen wie Diabetes, Herzkreislauf-Erkrankungen und Krebs", so Professorin Iris-Tatjana Kolassa. Die Leiterin der Abteilung für Klinische und Biologische Psychologie an der Universität Ulm geht davon aus, dass die Hochregulation von Stresshormonen wie Adrenalin und Noradrenalin zu mehr oxidativem Stress und vermehrten Entzündungsprozessen in den Zellen des Immunsystems führt. Die Konsequenz: das Immunsystem beginnt vorzeitig zu altern und die Anfälligkeit für Krankheiten steigt.



Für die in der Fachzeitschrift Psychotherapy and Psychosomatics veröffentlichte Studie, die Kolassa mit Wissenschaftlern des Konstanzer Kompetenzzentrums Psychotraumatologie in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgruppe Molekulare Toxikologie der Universität Konstanz durchgeführt hat, wurden traumatisierte Flüchtlinge auf DNA-Schäden in mononuklearen Zellen des peripheren Blutes (PBMC) untersucht. Diese Zellen gehören zu den Leukozyten, den weißen Blutkörperchen des Immunsystems. Verglichen wurde dabei eine Gruppe von 34 Flüchtlingen mit schwerer Posttraumatischer Belastungsstörung (PTBS), eine Gruppe von 31 Flüchtlingen, die zwar ebenfalls traumatische Erfahrungen gemacht hat, aber keine PTBS-Symptome zeigte, und eine Kontrollgruppe mit 20 Personen, die eine vergleichbare ethnische Zusammensetzung aufwies. Die Probanden kamen aus Afrika, Afghanistan, dem Balkan oder dem mittleren Osten kamen. Das Ergebnis: Beide Gruppen mit traumatisierten Personen - ob mit PTBS-Symptomen oder ohne - zeigten ein erhöhtes Maß an Schädigung der DNA im Vergleich zur Kontrollgruppe.



Daraufhin untersuchten die Wissenschaftler, ob sich die psychotherapeutische Behandlung der PTBS auch auf molekularer Ebene niederschlägt. Zur Messung der DNA-Schäden kamen sogenannte FADU-Assays zum Einsatz. Die Abkürzung steht für Fluorescence-detected Alkaline DNA Unwinding, einer Methode zur Erfassung von DNA-Strangbrüchen, die von den Konstanzer Toxikologen Professor Alexander Bürkle und Dr. Maria Morena-Villanueva weiterentwickelt und automatisiert wurde. "Bereits nach 4 Monaten nach Therapiebeginn wurde nicht nur die Posttraumatischen Belastungsstörung schwächer, sondern auch die DNA-Schädigung war nur noch so hoch wie bei der nicht-traumatisierten Vergleichsgruppe", erklärt die Erstautorin der Studie, Dr. Julia Morath vom Kompetenzzentrum Psychotraumatologie der Universität Konstanz. Eine Folgeuntersuchung nach einem Jahr zeigte, dass Flashbacks, Schlafstörungen, Übererregbarkeit und Befindlichkeitsstörungen weiter abnahmen und sich auch die Zahl der DNA-Strangbrüche in den untersuchten Immunzellen noch weiter reduzierte.



Behandelt wurden die Flüchtlinge mit der so genannten Narrativen Expositionstherapie (NET), die traumatisierten Menschen dabei helfen soll, das traumatisch Erlebte autobiografisch einzuordnen. "Mit Hilfe des Therapeuten entwirft der Patient seine Lebensgeschichte als chronologische Erzählung und fokussiert dabei die traumatische Erfahrung. So sollen vereinzelte, mit starken negativen Gefühlen behaftete Erinnerungssplitter als kohärente 'Geschichte' mit der eigenen Biografie verknüpft werden", erläutert Morath, die im Sommer für ihre Doktorarbeit mit dem Dissertationspreis des Deutschen Kollegiums für Psychosomatische Medizin ausgezeichnet wurde.



"Mit unserer Studie konnten wir erstmals zeigen, dass es einen Zusammenhang gibt zwischen traumatischem Stress und der Schädigung der DNA. Und, was wohl noch überraschender ist, dass sich traumatisch bedingte DNA-Schäden durch Psychotherapie mindern lassen", ist Kolassa überzeugt. Die Ulmer Psychologie-Professorin war von 2009 bis 2010 als Leiterin einer DFG-finanzierten Emmy Noether-Nachwuchsgruppe am Konstanzer Kompetenzzentraum Psychotraumatologie, wo sie über Trauma-bedingte Veränderungen des Immunsystems forschte. Für ihre Arbeiten an der Schnittstelle zwischen Klinischer Psychologie und Molekularer Biologie wurde sie 2012 mit dem renommierten Janet Taylor Spence Award der International Association for Psychological Science ausgezeichnet.



Mit den Ergebnissen der von der DFG geförderten Untersuchung stellt sich für Kolassa die gesellschaftliche Frage nach der angemessenen Behandlung von traumatisch Erkrankten. "Wäre es nicht besser, traumatisierte Menschen zeitnah zu behandeln, als später schwerwiegende Folgeerkrankungen in Kauf zu nehmen", fragt sich die Ulmer Wissenschaftlerin. Die Realität sieht ihrer Ansicht nach anders aus: Noch immer sind die Wartezeiten für Psychotherapie sehr lang. Um die genauen molekularen Mechanismen der Therapie-Wirkung zu klären, besteht außerdem noch großer Forschungsbedarf. Mit ihrer neu gegründeten Arbeitsgruppe zur Molekularen Psychotraumatologie wird sich Professorin Iris-Tatjana Kolassa dieser Aufgabe in Ulm nun annehmen.





Weitere Informationen:


Prof. Iris-Tatjana Kolassa


E-mail: Iris.Kolassa@uni-ulm.de



Literaturhinweis:


Psychotherapy and Psychosomatics 2014; 83(5):289-97. doi: 10.1159/000362739. Epub 2014 Aug 6.


Effects of psychotherapy on DNA strand break accumulation originating from traumatic stress.


Morath Jl, Moreno-Villanueva M, Hamuni G, Kolassa S, Ruf-Leuschner M, Schauer M, Elbert T, Bürkle A, Kolassa IT.





Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/25116690



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution22
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FORSCHUNG/3178: Biochemie - Wie Zellen Antibiotika und Zytostatika abwehren (idw)




Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.11.2014



Wie Zellen Antibiotika und Zytostatika abwehren







ABC-Transporter sind in die Zellmembranen eingebettete Proteine, die eine beinahe unbegrenzte Vielfalt toxischer, aber auch lebenswichtiger Substanzen über zelluläre Barrieren schleusen. Sie spielen unter anderem eine Rolle bei der Bildung von Antibiotika-Resistenzen. Die Struktur dieser Transporter im Detail aufzuklären, ist nun einer Forschergruppe der Goethe-Universität gemeinsam mit amerikanischen Kollegen gelungen. Sie berichten darüber in der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Nature.



FRANKFURT. "ABC-Transporter lösen einerseits Erkrankungen wie die Mukoviszidose aus, und sind andererseits dafür verantwortlich, dass das Immunsystem infizierte Zellen oder Krebszellen erkennt", erklärt Prof. Robert Tampé vom Institut für Biochemie der Goethe-Universität. Die beträchtliche medizinische, industrielle und ökonomische Bedeutung der ABC-Transporter basiert weiterhin darauf, dass sie Bakterien und andere Krankheitserreger gegen Antibiotika resistent machen. Ebenso können sie Krebszellen helfen, sich gegen Zytostatika zu wehren und entscheiden so über den Erfolg einer Chemotherapie.



Erstmalig ist es der Gruppe von Robert Tampé in Zusammenarbeit mit Kollegen der University of California in San Francisco gelungen, die Struktur eines asymmetrischen ABC-Transportkomplexes mithilfe der Kryo-Elektronenmikroskopie in hoher Auflösung zu ermitteln. "Über einen Zeitraum von fünf Jahren sind uns eine Reihe bahnbrechender methodischer Entwicklungen gelungen. Sie haben uns Einblicke ermöglicht, die zuvor nicht vorstellbar waren", so Tampé.



Wie die Forscher in der aktuellen Ausgabe der renommierten Fachzeitschrift Nature berichten, ist es ihnen gelungen, einzelne eingefrorene ABC-Transportkomplexe mit bisher unerreichter Subnanometer-Präzision zu untersuchen. Sie verwendeten dazu eine neu entwickelte Einzelelektronenkamera, neue Bildgebungsverfahren, spezifische Antikörperfragmenten, um die Struktur und Konformation der dynamischen Transportmaschine zu lösen.



"Die Kombination physikalischer, biotechnologischer, biochemischer und strukturbiologischer Methoden hat zu einem Quantensprung in der Strukturaufklärung von makromolekularen Komplexen geführt", so Tampé. Die Methode ermögliche die gezielte Entwicklung richtungweisender Therapieansätze.





Publikation:


JungMin Kim et al.: Subnanometre-resolution electron cryomicroscopy structure of a heterodimeric ABC exporter, nature 2.11.2014, doi:10.1038/nature13872
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ARTIKEL/1366: Präsidentensymposium des Dt. Schmerzkongresses 2014 - "Ökonomisierung ärztlichen Handelns" (idw)


Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 03.11.2014

Ein Bild ersetzt 1000 Worte - Kongressteilnehmer zeigen Gelbe Karte für
Politik

Ärzte, Psychologen, Physiotherapeuten und Pflegefachkräfte zeigen der
Politik die "Gelbe Karte" und warnen eindringlich vor den Folgen der
ökonomisierten Medizin



Das Präsidentensymposium des Deutschen Schmerzkongresses 2014 in Hamburg
widmete sich in diesem Jahr mit der "Ökonomisierung ärztlichen Handelns"
einem besonders brisanten Thema und endete in einer bemerkenswerten
Aktion.

Um die Finanzierbarkeit unseres Gesundheitssystems aufrechtzuerhalten und
die Kosten für medizinische Leistungen vergleichbar und kontrollierbar zu
machen, wurde die Medizin in den letzten Jahren zunehmend ökonomisiert.
Die Privatisierung vieler Kliniken und der Verdrängungswettbewerb zwischen
den Krankenhäusern wirkte dabei wie ein Katalysator.

Immer häufiger geraten besonders Ärzte seitdem in Situationen, in denen
ökonomische Vorgaben und ureigene ärztliche Entscheidungen miteinander
konkurrieren. Professor Giovanni Maio, einer der führenden Medizinethiker
unserer Zeit, und PD Dr. Rolf Malessa, einer der beiden Präsidenten des
Kongresses, analysierten u.a. die Frage: handelt es sich hier lediglich um
Einzelfälle, oder um ein Massenphänomen, das bereits heute das
vertrauensvolle Arzt-Patienten-Verhältnis und die Qualität der
Patientenversorgung ernsthaft bedroht?

Nachdem Maio die Konsequenzen einer ökonomisierten Medizin mit
beeindruckenden Worten als systematische Aberziehung ärztlicher Tugenden
entlarvte, wurde Malessa in seinen Ausführungen ungewöhnlich deutlich:
gerade in der Schmerzmedizin offenbare sich exemplarisch die ganze Misere,
weil hier chronisch kranke Patienten mit hohem Leidensdruck häufig eine
Unzahl von diagnostischen und therapeutischen "abrechenbaren medizinischen
Leistungen" erhielten, oft ohne vorausgehende gründliche körperliche
Untersuchung und ausführliche Beratung. Die Folge seien häufig auch
Operationen, zum Teil sogar mehrfach hintereinander, trotz fragwürdiger
Indikation. Die ökonomisierte Medizin manipuliere aber nicht nur
Chirurgen, sondern alle Ärzte.

Malessa warb dafür, den Patienten und der gesamten Bevölkerung diese
unangenehmen und durchaus selbstkritischen Wahrheiten offen mitzuteilen,
auch und gerade, um zu belegen, dass Ärzte, das in sie gesetzte Vertrauen,
tatsächlich verdienen. Seiner Aufforderung, als Ausdruck dessen, der
Politik die "Gelbe Karte" zu zeigen, folgte das Auditorium mit
überwältigender Mehrheit über alle Fachgrenzen hinweg. Der Protest der
Ärzte, Psychologen, Physiotherapeuten und Pflegefachkräfte wird in Form
von weit mehr als 500 persönlich unterschriebenen "Gelben Karten" Herrn
Gesundheitsminister Gröhe in der nächsten Woche erreichen.


Wir bitten um Veröffentlichung, um dieses durchaus überraschende
Abstimmungsergebnis und die Dimension des Problems der Öffentlichkeit
aufzuzeigen.

Den Vortrag von PD. Dr. Rolf Malessa finden Sie als Hintergrundmaterial in
der Anlage.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgss.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution618
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Quelle:
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Deutsche Schmerzgesellschaft e.V., Thomas Isenberg, 03.11.2014
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MELDUNG/595: Referentenentwurf zum neuen Präventionsgesetz - Kosten gerecht verteilen (Verband der Ersatzkassen)




Verband der Ersatzkassen e. V. - 3. November 2014



vdek begrüßt neues Präventionsgesetz



Elsner: Kosten müssen aber gerecht verteilt werden







Berlin - Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) sieht in dem Referentenentwurf zum neuen Präventionsgesetz (PrävG) Erfolg versprechende Maßnahmen zur Verbesserung der Gesundheitsvorsorge und -förderung. "Wir begrüßen insbesondere, dass der Gesetzgeber mit dem Entwurf sozial benachteiligte Gruppen stärker in den Blick nimmt. Die Aufstockung der Mittel für Prävention und Gesundheitsförderung in Lebenswelten ('Settings') wie Kindergärten und Schulen, aber auch Pflegeeinrichtungen, ist ein geeigneter Schritt dazu. Dort können verstärkt auch jene erreicht werden, die den Angeboten bislang fern bleiben", sagte Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek. Hier sei ein gemeinschaftliches Handeln von Sozialversicherung, Kommunalen Spitzenverbänden, Bundes- und Landesbehörden erforderlich. "Der Gesetzentwurf schafft dafür eine gute Grundlage."



Kritisch bewertete Elsner, dass die gesetzlichen Kranken- und Pflegekassen, nicht aber die übrigen Sozialversicherungsträger, an den zusätzlichen Kosten beteiligt werden sollen. "Prävention und Gesundheitsförderung sind Gemeinschaftsaufgaben. Daher müssen die Ausgaben auch auf alle Schultern gerecht verteilt werden", erklärte Elsner. Ein weiterer Mangel sei, dass es der privaten Krankenversicherung freigestellt wird, sich inhaltlich wie finanziell zu beteiligen.



Der Entwurf sieht vor, dass die Präventionsausgaben der gesetzlichen Krankenkassen ab 2016 insgesamt auf mindestens sieben Euro je Versicherten erhöht werden sollen. Davon sollen mindestens zwei Euro in die nicht betrieblichen Lebenswelten fließen. Insgesamt sind Mehrausgaben in Höhe von 240 Millionen Euro vorgesehen. Elsner betonte: "Die Ersatzkassen nehmen ihre Verantwortung in diesem Bereich gerne wahr. Allerdings müssen die Mehrausgaben auch in qualitativ hochwertigen Maßnahmen münden. Geld allein kann es nicht richten." Zum Teil fehlten noch Strukturen und Partner, die sicherstellen können, dass die zusätzlichen Mittel effizient und zielführend verwendet werden.



Der vdek beanstandet, dass die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) künftig als Geschäftsstelle für die Koordinierung der Prävention fungieren soll. "Dies ist ein Eingriff in das Selbstorganisationsrecht der sozialen Selbstverwaltung. Die Ersatzkassen lehnen einen solchen Schritt entschieden ab", so Elsner. Den Plan, dass die BZgA mindestens 0,50 Euro je Versicherten aus den Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für die primäre Prävention in Lebenswelten erhalten soll, sehen die Ersatzkassen ebenfalls kritisch. Elsner: "Die BZgA sollte bei ihren Aufgaben bleiben."





Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen mehr als 26 Millionen Menschen in Deutschland versichern:



- BARMER GEK


- Techniker Krankenkasse (TK)


- DAK-Gesundheit


- Kaufmännische Krankenkasse - KKH


- HEK - Hanseatische Krankenkasse


- Handelskrankenkasse (hkk)


* (sortiert nach Mitgliederstärke)



Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist die Nachfolgeorganisation des Verbandes der Angestellten-Krankenkassen e. V. (VdAK), der am 20. Mai 1912 unter dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen (Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet wurde. In der vdek-Zentrale in Berlin sind rund 240 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt.



In den einzelnen Bundesländern sorgen 15 Landesvertretungen mit insgesamt rund 300 sowie weiteren 40 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die regionale Präsenz der Ersatzkassen.



*



Quelle:


Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)


Askanischer Platz 1, 10963 Berlin


Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900


E-Mail: www.info@vdek.com


Internet: www.vdek.com
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GENETIK/020: Fieberkrampf bei Kleinkindern - genetische Entdeckung ebnet Weg zu neuen Medikamenten (idw)




Gemeinsame Pressemitteilung


Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN)


Deutsche Gesellschaft für Epileptologie (DGfE) - 03.11.2014



Fieberkrampf bei Kleinkindern - genetische Entdeckung ebnet Weg zu neuen Medikamenten







Warum entwickeln zwei bis vier Prozent der Kleinkinder im Alter zwischen drei Monaten und fünf Jahren einen epileptischen Fieberkrampf? In einer am 2. November online erschienenen Publikation in Nature Genetics wird von einem internationalen Forscherteam unter Tübinger Leitung ein neuer Schlüssel zum Verständnis dieser Krankheit vorgestellt: Mutationen im Gen STX1B und die damit verbundene Fehlfunktion des Proteins Syntaxin-1B.



Die Mutationen können bereits bei moderatem Temperaturanstieg zu einer Störung der Botenstoffe an den Synapsen, als Folge zu elektrischen Fehlleistungen und damit zu epileptischen Fieberkrämpfen führen, teilen heute die Deutsche Gesellschaft für Neurologie und die Deutsche Gesellschaft für Epileptologie mit.



Fieberkrämpfe sind das häufigste Syndrom mit epileptischen Anfällen weltweit. Es betrifft allein in Deutschland rund 100.000 Kinder. "Bei den meisten der kleinen Patienten hört die Neigung zu den Anfällen bis zum Schulalter auf", so Prof. Dr. med. Holger Lerche, Seniorautor der Studie, Vorstand am Hertie-Institut für Klinische Hirnforschung und Ärztlicher Direktor der Abteilung Neurologie mit Schwerpunkt Epileptologie der Universität Tübingen. "Wir haben nun herausgefunden, dass bei Fieberkrämpfen STX1B-Mutationen einen Prädiktor für Epilepsie darstellen und diese auch Ursache schwerer Epilepsien mit Entwicklungsstörungen sein können", so Prof. Dr. med. Yvonne Weber, Ko-Leiterin der Studie und Leitende Oberärztin an derselben Einrichtung. Dieses Ergebnis fußt auf umfangreichen Genanalysen mittels Sequenzierungen eines bestimmten Teils der Gene, des sogenannten Exoms, das alle Bauanleitungen für Proteine enthält. Das Tübinger Institut hat gemeinsam mit anderen europäischen Wissenschaftlern das Exom mehrerer betroffener Familien und zahlreicher weiterer Patienten mit schweren, therapieresistenten Epilepsien untersucht und dabei STX1B-Mutationen als einen relevanten Faktor ausfindig gemacht.


Bedeutung auch für schwere, therapieresistente Epilepsien des Erwachsenenalters



Prof. Dr. med. Heinz Beck vom Labor für Experimentelle Epileptologie an der Universität Bonn kommentiert als 1. Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft für Epileptologie (DGfE) die Arbeit: "Wir haben den Mechanismus erst unzureichend verstanden, warum ein Teil der Kinder mit Fieberkrämpfen mit der Zeit eine Epilepsie entwickelt. Hierzu leistet diese Arbeit einen wichtigen Beitrag". Prof. Dr. med. Walter Paulus, Direktor der Universitätsklinik für Neurologie in Göttingen, bewertet die Publikation als Vertreter der Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN): "Einige dieser fieberempfindlichen Kinder entwickeln später eine schwere Epilepsie, die zu schwersten Beeinträchtigungen bis hin zum plötzlichen Tod führen kann. Ein erheblicher Teil dieser Patienten ist mit bis zu 20 verschiedenen Epilepsiemedikamenten nicht ausreichend gut zu therapieren. Mit solchen Forschungen rückt der Zeitpunkt näher, an dem wir bei therapieresistenten Epilepsien auch im Erwachsenenalter ein umfassendes Verständnis für Ursachen, Therapierbarkeit und auch Prognose erhalten."


Neue Medikamente: Zebrafische als Modell für temperaturabhängige Fieberkrämpfe



Die Auswirkungen von Mutationen des STX1B-Gens im Organismus wurden im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit von Neurowissenschaftlern in Leuven und Luxemburg experimentell untersucht: Zebrafische mit Mutationen des Gens zeigten anfallähnliche Verhaltensmuster und epilepsietypische Veränderungen der Hirnströme, die sich bei Anstieg der Temperatur zudem deutlich verstärkten. Das Zebrafisch-Tiermodell eignet sich auf längere Sicht auch dafür, neue Wirkstoffkandidaten gegen diese genetisch verursachte Krankheit und verwandte Syndrome zu finden.


Forschung im Verbund



"Diese faszinierenden neuen Einblicke waren nur möglich, weil Dutzende Forscher und Einrichtungen sich auf unterschiedlichste Weise beteiligt haben", so Prof. Lerche. "Das ist der Weg, den erfolgreiche genetische Forschung heute einschlagen muss." Das Projekt fußt auf einem europäischen Netzwerk für Epilepsiegenetik (EuroEPINOMICS, zu einem Drittel von der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert) und einem deutschen Forschungsnetzwerk für seltene Erkrankungen (IonNeurONet, BMBF-gefördert) sowie auf zahlreichen assoziierten Wissenschaftlern und Kliniken. Neben dem Studienzentrum in Tübingen nahmen in Deutschland folgende wissenschaftliche Studienpartner teil: die Universitäten Köln, Kiel, Leipzig, Ulm sowie das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin in Berlin, das Kinderkrankenhaus Wilhelmstift in Rahlstedt und das CeGaT (Center for Genomics and Transcriptomics) in Tübingen.





Quelle


Schubert J et al., Mutations in STX1B, encoding a presynaptic protein, cause fever-associated epilepsy syndromes; Nature Genetics, doi:10.1038/ng.3130


http://www.nature.com/ng/journal/vaop/ncurrent/full/ng.3130.html





Weitere Informationen


Pressemitteilung der Universität Tübingen vom 3. November 2014


https://www.uni-tuebingen.de/landingpage/newsfullview-landingpage/article/neuer-mechanismus-fuer-epileptische-fieberkraempfe.html



Fachlicher Kontakt bei Rückfragen


Prof. Dr. med. Holger Lerche


Zentrum für Neurologie


Hertie-Institut für klinische Hirnforschung


Abteilung Neurologie mit Schwerpunkt Epileptologie


Hoppe-Seyler-Straße 3, 72076 Tübingen


E-Mail: holger.lerche@uni-tuebingen.de





Weitere Informationen finden Sie unter




http://www.dgn.org



Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:


http://idw-online.de/de/attachment39474


PM Fieberkrampf bei Kleinkindern





Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)


sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der gesellschaftlichen Verantwortung, mit ihren mehr als 7500 Mitgliedern die neurologische Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür fördert die DGN Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und Weiterbildung in der Neurologie. Sie beteiligt sich an der gesundheitspolitischen Diskussion. Die DGN wurde im Jahr 1907 in Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle ist seit 2008 die Bundeshauptstadt Berlin.


www.dgn.org



Geschäftsstelle


Reinhardtstr. 27 C


10117 Berlin


E-Mail: info@dgn.org



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution1276



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung


Deutsche Gesellschaft für Neurologie, Frank A. Miltner, 03.11.2014
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GENETIK/019: Forschung - Neuer Mechanismus für epileptische Fieberkrämpfe bei Kleinkindern entdeckt (idw)




Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH) - 02.11.2014



Neuer Mechanismus für epileptische Fieberkrämpfe bei Kleinkindern entdeckt







Fieberkrämpfe gehören zu den gefürchtetsten Komplikationen im Kleinkindalter. Einem internationalen Forscherteam um Experten der Universitäten Tübingen, Löwen und Luxemburg ist es nun gelungen, eine bislang unbekannte Ursache für diese häufigste Form epileptischer Anfälle von Kleinkindern nachzuweisen. Wie eine aktuell im Fachmagazin Nature Genetics erschienene Studie zeigt, sind Mutationen im Gen STX1B für die krankhaften Reaktionen auf Fieber verantwortlich. Die Genmutationen führen zu einer gestörten Regulation in der Freisetzung bestimmter Botenstoffe von Nervenzellen. Vermehrte, unwillkürliche elektrische Entladungen im Gehirn und somit epileptische Fieberkrämpfe sind die Folge.



Die neu entdeckten Genveränderungen können langfristig zudem schwere Epilepsien und geistige Behinderungen verursachen. Die Wissenschaftler hoffen, aufgrund ihrer Entdeckungen neue Therapien entwickeln zu können.



Fieberkrämpfe sind die häufigste Form epileptischer Anfälle und betreffen rund zwei bis vier Prozent aller Kinder weltweit. Sie ereignen sich häufig im Alter von drei Monaten bis fünf Jahren und können schon bei leicht erhöhter Temperatur auftreten. Entscheidender als die Höhe des Fiebers scheint die Geschwindigkeit des Fieberanstiegs zu sein. "Dies erklärt, warum Kinder einen Fieberkrampf haben können, noch bevor die Eltern überhaupt merken, dass ihr Kind krank ist", sagt Professor Dr. Holger Lerche, Vorstand am Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH) der Universität Tübingen und Ärztlicher Direktor der Abteilung Neurologie mit Schwerpunkt Epileptologie des Universitätsklinikums Tübingen. Neigt ein Kleinkind zu Fieberanfällen, sind Eltern selbstverständlich besorgt. Die Aussichten sind jedoch meist gut: In den meisten Fällen hören die Anfälle bis zum Schulalter von selbst auf und Schäden verbleiben nur in seltenen Ausnahmefällen. Die Umstände die dazu beitragen das sich aus einfachen Fieberkrämpfen eine Epilepsie entwickelt, sind immer noch wenig bekannt. "Die genetische Veranlagung spielt dabei eine wichtige Rolle. Welche Veränderungen des Erbgutes das im Detail sind, war bisher nur unzureichend bekannt", so die Ko-Initiatorin Professor Dr. Yvonne Weber, leitende Oberärztin der Abteilung Neurologie mit Schwerpunkt Epileptologie des Universitätsklinikums Tübingen.



Auf die Spur der genetischen Mutationen sind die Forscher mittels Exom-Sequenzierung gekommen, einer speziellen Untersuchung eines Teilabschnitts des Erbmaterials. Das Exom macht zwar nur etwa ein Prozent des menschlichen Erbgutes (Genom) aus, beinhaltet aber die überwiegende Mehrheit der bisher bekannten krankheitsverursachenden Erbgutveränderungen (Mutation). Die Analyse des Erbmaterials ergab zunächst STX1B Mutationen in zwei großen Familien, die sowohl unter Fieberkrämpfen als auch unter Epilepsie leiden. Eine Ausweitung der Analyse bei weiteren Patienten führte zur Entdeckung von vier weiteren Mutationen. Auch diese Betroffenen litten unter Fieberkrämpfen und schweren Epilepsien, die überdies geistige Behinderungen zur Folge hatten. "Damit liefern STX1B Mutationen einen wichtigen Hinweis darauf, dass sie nicht nur epileptische Fieberkrämpfe auslösen, die bis zur Einschulung der kleinen Patienten oft aufhören. Sie können auch die Ursache schwerer dauerhafter Epilepsien sein, die die geistige Entwicklung beeinträchtigen", erklärt Lerche. Die Forscher hoffen, diese Erkenntnisse zukünftig in bessere Behandlungen umsetzen zu können, am besten solche, die die Entwicklung einer Epilepsie verhindern.



Gemeinsam mit Experten auf dem Gebiet der Zebrafischforschung der belgischen Universität Leuven und der Universität Luxemburg (LCSB - Luxembourg Centre for Systems Biomedicine) haben die Neurowissenschaftler die Auswirkungen der entdeckten STX1B Mutationen in einem Modellsystem bestätigt. Zebrafische sind zur Untersuchung der Epilepsie gut geeignete Modellorganismen. Die Entwicklung von Organen wie etwa dem Gehirn verläuft auf der Ebene der molekularen Mechanismen beim Zebrafisch durchaus ähnlich wie beim Menschen. "Wir konnten nachweisen, dass auch in Zebrafischen mit genetisch veränderten STX1B Genen Anfall-ähnliche Verhaltensmuster und Veränderungen der Hirnströme auftraten, die sich bei Temperaturerhöhung - wie bei Fieber - deutlich verstärkten", sagt Dr. Camila Esguerra, die diese Arbeiten noch an der belgischen Universität Leuven durchgeführt hat, und jetzt eine neue Arbeitsgruppe in Oslo aufbaut.



Um neue Behandlungsmöglichkeiten zu entwickeln, eignen sich Zebrafischmodelle außerdem besonders gut. Dr. Esguerra hat gemeinsam mit Dr. Alexander Crawford (Luxemburg) bereits in einer älteren Studie bereits eine Substanz gefunden, die schwerste Anfälle bei Zebrafischen verhindern kann. "Wir hoffen, dass wir in einigen Jahren daraus ein neues Medikament entwickeln können, das die Entwicklung bestimmter Formen schwerer Epilepsien des Kindesalters verhindern kann", sagt Crawford. Auch bei STX1B Mutationen soll analog nach neuen Substanzen gesucht werden.





Weitere deutsche wissenschaftliche Partner der Studie, neben der Universität Tübingen waren:



	Christian Albrechts Universität Kiel

	Universitätsklinik Leipzig

	Universität zu Köln

	Universität Ulm

	Max Delbrück Centrum für Molekulare Medizin, Berlin

	Kinderkrankenhaus Wilhelmstift, Rahlstedt

	CeGaT, Tübingen




Originaltitel der Publikation


Mutations in STX1B, encoding a presynaptic protein, cause fever-associated epilepsy syndromes; Nature Genetics, doi:10.1038/ng.3130


The paper has been scheduled for Advance Online Publication (AOP) on Nature Genetics's website on 2 November at 1800 London time / 1900 German time / 1300 US Eastern Time, which is when the embargo will lift.





Teil des Projektes waren auch klinische und genetische Experten des EuroEPINOMICS Konsortiums. In diesem von Tübingen, Kiel und Antwerpen initiierten und geführten Europäischen Netzwerk der European Science Foundation, das in Deutschland mit 2,5 Millionen Euro von der Deutschen Forschungsgemeinschaft unterstützt wurde, haben sich Kliniker und Grundlagenwissenschaftler zusammengeschlossen, die die genetischen Mechanismen der Epilepsie und mögliche neue Therapiemethoden erforschen. In einem weiteren, an der Arbeit beteiligten Netzwerk "IonNeurONet" wird auch nach Ursachen seltener Epilepsieformen und anderer Erregbarkeitsstörungen (z. B.: seltene Formen der Migräne, Netzhaut- und Muskelerkrankungen) gesucht. Über das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte Netzwerk wurden die Patienten mit entsprechenden Beeinträchtigungen als Probanden für die Studie gefunden. Solche großen Netzwerke mit entsprechenden Patientenzahlen sind essentiell für die Entdeckung und Bestätigung neuer Gendefekte. Sie sind ferner notwendig, um zukünftige Behandlungsmöglichkeiten durch Studien zu überprüfen. Neuen Therapieoptionen sind die Wissenschaftler und Ärzte mit der vorliegenden Arbeit einen Schritt näher gerückt.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution1351



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung


Hertie-Institut für klinische Hirnforschung (HIH), Silke Jakobi, 02.11.2014


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2014
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INFOPOOL →MEDIZIN → KRANKHEIT





INFEKTION/1341: Forschung - Auf der Suche nach dem optimalen Antikörper (idw)




Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 03.11.2014



Auf der Suche nach dem optimalen Antikörper



Ein Modell beschreibt, wie Antikörper in optimaler Qualität und Quantität entstehen







B-Zellen haben eine entscheidende Rolle bei der Abwehr von Krankheitserregern. Sie sind für die Produktion von Antikörpern zuständig und sind die einzigen Zellen im Körper, die aktiv ihre DNA mutieren, um neuartige Antikörper zu erfinden. Sie sind so nicht nur in der Lage, Eindringlinge zu erkennen, sondern können diese auch mit für jede Bedrohung maßgeschneiderten Waffen unschädlich machen. Die erfolgreiche Produktion von in Anzahl und Wirksamkeit optimalen Antikörpern unterliegt einer Reihe von Mechanismen.



Wissenschaftler vom Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) in Braunschweig haben nun mit einem mathematischen Modell den bisher einzigen Mechanismus identifiziert, der sowohl Menge als auch Wirksamkeit der Antiköroper gleichzeitig stärkt, und dies im "The Journal of Immunology" veröffentlicht.



Neue Antikörper werden von B-Zellen in den Lymphknoten des Körpers hergestellt. In bestimmten Bereichen der Lymphknoten, den Keimzentren, durchlaufen diese B-Zellen vorher einen Auswahlprozess. Die Immunzellen vermehren sich, mutieren und verändern dabei ihre Antikörper. Am Ende des Optimierungs-Kreislaufs von Mutation und Selektion stehen im Idealfall Antikörper, die bestimmte Strukturen von Krankheitserregern, sogenannte Antigene, optimal binden und möglichst effektiv neutralisieren. "Die B-Zellen durchlaufen einen Evolutionsprozess, um sich immer weiter zu verbessern", sagt Prof. Michael Meyer-Hermann, Leiter der Abteilung "System-Immunologie" am HZI.



Bei dem Selektionsprozess durchlaufen die B-Zellen eine Reihe von Auswahlverfahren. Jedes dieser Verfahren kann man verstärken oder abschwächen. "Die Wirkung kann man intuitiv verstehen: Wenn man den Selektionsdruck verstärkt, führt dies zu weniger Antikörpern, aber dafür sind diese von sehr guter Qualität. Schwächt man den Selektionsdruck ab, ist es umgekehrt, man erhält mehr Antikörper von schlechterer Qualität." sagt Meyer-Hermann. Sowohl Masse als auch Klasse mit einem Verfahren zu produzieren, ist der evolutionäre Idealfall. Bisher ging man davon aus, dass es diesen so nicht gibt.



In einem mathematischen Modell simulierte Meyer-Hermann die verschiedenen evolutionären Prozesse, die die B-Zellen während der Antikörperproduktion durchlaufen. Die Wissenschaftler wollten damit herausfinden, inwiefern sich die einzelnen Verfahren positiv auf die Selektion auswirken. "Tatsächlich konnten wir zeigen, dass von den drei untersuchten Regulationsprinzipien eines eine rein positive Wirkung aufweist", sagt Meyer-Hermann.



Als nächstes müssten nun Immunologen den zugrunde liegenden Mechanismus mit Hilfe von Experimenten aufspüren und verstehen. "Sollte das gelingen, könnte man die Antikörperproduktion mit individuell angepassten Medikamenten gezielt steuern und so die Effizienz der körpereigenen Immunabwehr je nach medizinischem Kontext entweder unterstützen oder unterdrücken", sagt Meyer-Hermann. Diese Arbeit ist ein Beitrag zu dem vom BMBF geförderten eMED Projekt SYSIMIT, in dem es darum geht, die Abstoßung von Transplantaten früh zu erkennen und zu verhindern. Langfristig könnten die neuen Erkenntnisse auch zur Entwicklung personalisierter Therapien führen, weswegen Meyer-Hermanns Forschung unter anderem von der iMed-Initiative für personalisierte Medizin der Helmholtz-Gemeinschaft gefördert wird.





Originalpublikation:


Michael Meyer-Hermann


Overcoming the Dichotomy of Quantity and Quality in Antibody Responses


The Journal of Immunology; 2014, doi: 10.4049/jimmunol.1401828





Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/ansicht/article/complete/auf_der_suche_nach_dem_optimalen_antikoerper/


Diese Meldung auf helmholtz-hzi.de



http://dx.doi.org/10.4049/jimmunol.1401828


Link zur Originalpublikation





Zu dieser Mitteilung finden Sie Bilder unter:


http://idw-online.de/de/image249601


In silico-Photoaktivierung von B-Zellen in der dunklen Zone des Lymphknotens und deren anschließende Wanderung in die helle Zone.





Das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung:


Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.


www.helmholtz-hzi.de



Die


Abteilung "System-Immunologie" des HZI







befasst sich mit der mathematischen Modellierung von immunologischen Fragestellungen. Die Abteilung ist mit dem Braunschweig Integrated Centre for Systems Biology (BRICS) assoziiert, einem neuen Forschungszentrum für Systembiologie, das gemeinsam vom HZI und der Technischen Universität Braunschweig gegründet wurde.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution129



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung


Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung, Dr. Jan Grabowski, 03.11.2014


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL →MEDIZIN → PHARMA





FORSCHUNG/880: Mögliche Alternative zu Antibiotika entdeckt (idw)




Universität Bern - 02.11.2014



Mögliche Alternative zu Antibiotika entdeckt







Ein internationales Forscherteam unter Berner Leitung hat eine neue Substanz entwickelt, um schwere bakterielle Infektionen zu behandeln - ohne den Einsatz von Antibiotika. Damit könnten künftig auch Antibiotika-Resistenzen vermieden werden.



Antibiotika sind seit der Erfindung des Penicillins vor fast 90 Jahren aus der Behandlung bakterieller Infektionen nicht mehr wegzudenken. Allerdings warnt die Weltgesundheitsorganisation WHO vor der Entwicklung von Antibiotika-Resistenzen, die sich weltweit ausbreiten: In diesen Fällen wirken Antibiotika nicht mehr. Somit können dann auch simple Infektionen wie eine Lungenentzündung tödlich enden.



Zudem sind der WHO zufolge dringend neue Wirkstoffe nötig, die sich zwar gegen Bakterien richten, aber keine bakterielle Resistenz hervorrufen.



Ein internationales Forscherteam unter der Leitung von Eduard Babiychuk und Annette Draeger vom Institut für Anatomie der Universität Bern hat nun einen alternativen Ansatz zu bisherigen Antibiotika entwickelt: Die Forschenden haben durch Liposomen, das sind künstlich hergestellte Nanopartikel, die aus Bestandteilen der Fettschicht von Körperzellen gebildet werden, einen "Schutzschild" entwickelt. Dieser fängt die von den Bakterien ausgestossenen Giftstoffe ein und neutralisiert sie. Dadurch werden die Bakterien ungefährlich und können von den Zellen des Immunsystems überwältigt und unschädlich gemacht werden. Die Studie wird von der Zeitschrift "Nature Biotechnology" am 2. November publiziert.


Köder für Bakterien-Gifte entwickelt



Liposomen werden unter anderem verwendet, um Medikamente in den Körper zu transportieren. Die Berner Wissenschaftler setzten nun Liposomen so zusammen, dass sie bakterielle Giftstoffe anziehen und so die Körperzellen vor diesem gefährlichen "Beschuss" schützen.



"Wir haben einen unwiderstehlichen Köder für bakterielle Toxine kreiert. Darum attackieren sie die Liposomen und werden dort gezielt eingefangen und unschädlich gemacht, ohne dass sie Schaden an unseren Körperzellen anrichten können", sagt der Studienleiter Eduard Babiychuk.



"Da die Wirkung der Liposomen sich nicht gegen die Bakterien selber richtet, kann sich auch keine Resistenz entwickeln", fügt die Ko-Leiterin Annette Draeger hinzu. Mäuse, die im Tierversuch mit diesen Liposomen behandelt wurden, überlebten eine sonst tödliche Blutvergiftung und wurden ohne Antibiotika wieder gesund.


Zum Patent angemeldet



Der neue Wirkstoff ist von der Technologietransfer-Organisation Unitectra Bern, an der auch die Universitäten Basel und Zürich angeschlossen sind, zum Patent angemeldet worden.



Die neue Substanz wird als Medikament unter dem Namen "CAL02" von der Genfer Biotechnologiefirma LASCCO SA weiterentwickelt und für die klinischen Studien und die Anwendung am Menschen vorbereitet. Die LASCCO SA ist auf die Entwicklung biomedizinischer Technologie spezialisiert. Eine erste klinische Studie mit Patienten, die an einer schweren Lungenentzündung durch Streptokokken leiden, ist zur Zeit in Planung.





Angaben zur Publikation:


Brian D. Henry, Daniel R. Neill, Katrin Anne Becker, Suzanna Gore, Laura Bricio-Moreno, Regan Ziobro, Michael J. Edwards, Kathrin Mühlemann, Jörg Steinmann, Burkhard Kleuser, Lukasz Japtok, Miriam Luginbühl, Heidi Wolfmeier, André Scherag, Erich Gulbins, Aras Kadioglu, Annette Draeger & Eduard B. Babiychuk: Engineered liposomes sequester bacterial exotoxins and protect from severe invasive infections in mice, Nature Biotechnology, 2.11.2014, doi:10.1038/nbt.3037





Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.kommunikation.unibe.ch/content/medien/medienmitteilungen/index_ger.html



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution57



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung


Universität Bern, lic. phil. Nathalie Matter, 02.11.2014


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL →MUSIK → FAKTEN





LABEL/4011: OBS-VVK Daily Bulletin - 05.11.14 (glitterhouse)




OBS-VVK Daily Bulletin - 05.11.2014






Große Ereignisse werfen leuchtende Schatten



Während draußen der zweite Hochsommer des Jahres über das Land zieht, begehen die Orange Blossom Special-Besucher ihren vorgezogenen Advent: In einer guten Woche beginnt der Vorverkauf zum OBS 2015, und um die Wartezeit ein wenig zu verkürzen, werden wir Euch von heute an bis zum Festival-Vorverkaufs-Feiertag nahezu täglich mit einem kleinen Newsletter zum Thema nerven. Bekannt-Gewohntes und auch etwas brennendere Neuigkeiten, bis mit Eintreffen des 11. November nicht nur diese Newsletter-Serie, sondern auch die Zeit des Wartens endlich ein Ende hat. Wir hören voneinander!





OBS-Video-Trailer



Bekanntlich startet am Dienstag, 11.11.2014 um 12:00 Uhr der Vorverkauf für das OBS 19. Zum Appetitanregen hier ein Mundwässerer der besonderen Art. Der offizielle Video-Trailer, gefilmt auf Super 8 und geschnitten von Alex Küper (facebook.com/kueper8 und www.alexkueper.de) unterlegt mit "Climb" von Golden Kanine, voll mit Impressionen des vergangenen OBS. Ein schöner kleiner Film, der Lust macht auf das Kommende. Dankeschön, Alex!!!



http://www.youtube.com/watch?v=_6xWv56kGFw&feature=youtu.be





Andrea Schroeder:


Limitierte Vinyl-7" auf Lager!!



Andrea Schroeder - Until The End


7" - EUR 6,95



Andrea Schroeder hat mit ihrem aktuellen Album "Where The Wild Oceans End" vollends überzeugt. Presse, Funk und Fernsehen im In- und Ausland überschlugen sich vor Lob. Nach ausverkauften Shows im Frühjahr und umjubelten Festivalauftritten im Sommer kommt die Berliner Künstlerin erneut auf Tour und veröffentlicht vorab ihre neue Single und ihr neuestes Video, das traumhaft schöne Liebeslied "Until The End". Als besonderes Schmankerl wird auf der B-Seite der Single die Aufnahme von "Until The End" mit dem Deutschen Filmorchester Babelsberg aus dem grandiosen Live Konzert für Radio Eins veröffentlicht. Auf 500 Stück limitiert!





Universal-Bundle: 3 für 18!!!



Schon im vergangenen Monat durften wir Euch ausgesuchte Perlen aus dem unerschöpflichen Universalschatz für geringes Geld andienen, jetzt kommt's noch besser: Bei Bestellung dreier Titel aus der folgenden reichen Reihe kostet das Trio im Dreierpack nur noch 18 Euro (statt 26,85, für die, die des Rechnens müde sind). Obacht: Der gnadenlose Preisverfall funktioniert nur in Dreier-Packs (also bei drei, sechs, neun, usw. bestellten CDs aus dieser Aktion). Ober-Obacht: Das mehr als generöse Angebot gilt nur bis Ende November, danach ist Schluss mit lustig. Über-Ober-Obacht: Unsere charmant betagte Heimseite zeigt den großzügigen Rabatt beim Einkauf nicht an, bei uns in Beverungen aber sitzen noch Menschen zwischen den Maschinen, die bei der Auftragseingabe bei jedem neuen Dreierpaket aus einer knappen 27 eine goldene 18 machen. In der Folge nur eine kleine feine Auswahl, zur ganzen Multi-Pack-Aktion gelangt Ihr: Hier entlang.



Je 1-CD:


Gregg Allman - Low Country Blues - 8,95


Arcade Fire - Reflektor 2-CD - 8,95


Rebekka Bakken - September - 8,95


Beck - Morning Phase - 8,95


Black Sabbath - 13 - 8,95


Blondie - Blondie 4(0) Ever: Greatest Hits/Ghosts Of Download 2-CD - 8,95


Broken Circle Breakdown - Soundtrack - 8,95


Calexico - Algiers - 8,95


Rosanne Cash - The River & The Thread - 8,95


Eric Clapton - Old Sock - 8,95


Elvis Costello - The Return Of The Spectacular Spinning Songbook - 8,95


Derek & The Dominos - Layla And Other Assorted Love Songs (rem.) - 8,95


Elbow - The Take Off And Landing Of Everything - 8,95


Peter Gabriel - And I'll Scratch Yours - 8,95


Get Well Soon - Rest Now Weary Head You Will Get Well Soon - 8,95


Get Well Soon - Vexations - 8,95


Adam Green & Binki Shaprio - Adam Green & Binki Shapiro - 8,95


Ben & Ellen Harper - Childhood Home - 8,95


Ben Howard - Every Kingdom - 8,95


Chrissie Hynde - Stockholm - 8,95


Wilko Johnson & Roger Daltrey - Going Back Home - 8,95


Junip - Junip - 8,95


Mark Knopfler - Privateering 2-CD - 8,95


Diana Krall - Glad Rag Doll - 8,95


Alison Krauss - The Essential Alison Krauss - 8,95


John Lennon - Lennon Legend - 8,95


Mumford & Sons - Babel (DeLuxe Edition) - 8,95


Pearl Jam - Lightning Bolt - 8,95


Lana Del Rey - Ultraviolence - 8,95


Tindersticks - The Something Rain - 8,95


KT Tunstall - Invisible Empire - 8,95


Hannes Wader/Allan Taylor - Old Friends In Concert - 8,95


Rufus Wainwright - Vibrate: The Best Of - 8,95


Steve Winwood - Revolutions: The Very Best Of - 8,95


Woodkid - The Golden Age - 8,95





Aufgemerkt: November-Katalog online!



Akustisch unterlegt mit Kostproben aus den aktuellen und kommenden Label-Veröffentlichungen:



Cold Summer Woods vom Distance, Light & Sky-Album Casting Nets, Until The End von Andrea Schroeder und von der Glitterbeat-Veröffentlichung Fourth World Vol.1 - Possible Music von Jon Hassel/Brian Eno hört Ihr Delta Rain.





ERSCHEINUNGEN ZUM OBS-VVK-FEIERTAG:



Kill It Kid - You Owe Nothing


LP/CD - EUR 21,95/14,95



Gerade von Rembert frisch fürs nächste Orange Blossom Special gesignt, da musste ich doch gleich mal nachhören. Und hey, das britische Quartett Kill It Kid sind richtig alte Rock-Schule, fest verwurzelt in den 70ern, bodenständiger Heavy-Rock mit dezenter Blues-Grundierung. Teilweise ein wenig modernisiert im Stil von Jack White (Mastermind Chris Turpin ist beinharter Fan), aber auch deutlich von den guten Zep-Epigonen The Cult aus den 80ern inspiriert. Also richtig heavy mit tonnenschweren Drums, massivem Geriffe (gerne auch mit Slide) vor Orgel im Hintergrund. Und dann ist da natürlich diese Stimme von Turpin: ein klassischer Whiskeygurgler, ziemlich genau zwischen Ian Astbury von The Cult und dem jungen Rod Stewart. Und auch ähnlich expressiv, auf der Bühne wahrscheinlich eine echte Drama Queen mit Power und Pathos. Da mir dieser expressive Gesang fast schon zu viel wird, erfreue ich mich umso mehr an den wenigen von Keyboarderin Stephanie Ward gesungenen Nummern, die dem Ganzen dann einen Gewissen Karen O- und sogar Heart-Touch verleihen, auch weil dann gerne mal akustische Gitarren dominieren. Für doch noch recht junge Briten, die aber schon beim Major Warner gelandet sind, klingen Kill It Kid auf ihrem dritten Album ganz schön alt(modisch), heute sagt man ja gerne "vintage" dazu. Am generationenübergreifenden Erfolg im Glitterhouse-Garten ist jedenfalls nicht zu zweifeln, das steht schon mal fest. (Joe Whirlypop)





Demnächst in diesem Theater...



11.11., ab 12.00 Uhr


OBS - Fabelhaft





LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!



Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte: Vollversammlung.



BLAUDZUN


www.blaudzun.com


Präsentiert von Kulturnews, Melodie & Rhythmus, TapeTV, DetektorFM, Nothing but hope and passion


12.11.2014 DE - Offenbach - Hafen 2


13.11.2014 CH - Zürich - Bogen F


14.11.2014 CH - Bern - Isc Club


15.11.2014 DE - Munich - Atomic Cafe


16.11.2014 DE - Stuttgart - Club Cann


28.11.2014 BE - Oud-Turnhout - OC De Djoelen


29.11.2014 NL - Groningen - Oosterpoort


30.11.2014 BE - Brussels - AB


06.12.2014 NL - Leiden - Gebr De Nobel


11.12.2014 NL - Nijmegen - Doornroosje


12.12.2014 NL - Rotterdam - Schouwburg


18.12.2014 NL - Tilburg - 013


15.01.2015 NL - Zwolle - Hedon


22.01.2015 NL - Heerlen - LIMBURGzaal


23.01.2015 NL - Enschede - Atak


24.01.2015 NL - Utrecht - Tivoli Vredenburg



AZIZA BRAHIM


azizahbrahim


14.11.2014 FR - Montpellier - Jam


23.12.2014 HU - Budapest - Palace of Arts



DESOTO CAUCUS


www.desotocaucus.com


05.11.2014 AT - Vienna - Fluc


06.11.2014 DE - Freiburg - Slowclub


07.11.2014 CH - Winterthur - Kraftfeld


08.11.2014 CH - Montreux - Decalquia


09.11.2014 CH - Zürich - El Lokal



DIRTMUSIC


dirtmusicband


10/12/2014 DE - Geislingen - Raetsche


11/12/2014 CH - Neuchatel - Case a Chocs


12/12/2014 FR - Grenoble - La Bobine


13/12/2014 IT - Savona - Rain Dogs


14/12/2014 CH - Zurich - El Lokal


15/12/2014 CZ - Prague - Akropolis


16/12/2014 DE - Dresden - Beatpol


17/12/2014 DE - Berlin - Badehaus


20/12/2014 DE - Karlsruhe - Jubez


21/12/2014 DE - Köln - Stadtgarten



FOFOULAH


www.glitterbeat.com


11.12.2014 UK - Birmingham - The Yardbird


12.12.2014 UK - Bristol - Colston Hall Foyer Performance Space


13.12.2014 UK - Bristol - Canteen


14.12.2014 UK - London - Hootenanny Brixton



TERRY LEE HALE


www.terryleehale.com


12.12.2014 DE - Laupheim - Accoustic Festival


13.12.2014 DE - Crailsheim - 7180



ANDREA SCHROEDER


www.andreaschroeder.com


10.11.2014 DE - Koblenz - Cafe Hahn


11.11.2014 DE - Mannheim - AFW


19.11.2014 DE - Hannover - Faust


20.11.2014 DE - Potsdam - Waschhaus


21.11.2014 DE - Dresden - Beatpol


26.11.2014 DE - Essen - Zeche Carl


09.12.2014 SL - Ljubljana - Klub CD


10.12.2014 AT - Wien - Akzent Theater


13.12.2014 DE - Berlin - Frannz Club


17.12.2014 CH - Zürich - Exil


18.12.2014 DE - Stuttgart - Theaterhaus



TAMIKREST


www.tamikrest.net


04.11.2014 UK - Manchester - Band On The Wall


06.11.2014 UK - Gateshead - The Sage (Songlines Awards Show)


07.11.2014 UK - Brighton - Concorde 2


08.11.2014 UK - Liverpool - Kazimier


09.11.2014 UK - London - Scala


11.11.2014 DE - Berlin - Frannz Club


13.11.2014 BE - Opwijk - Nijdrop


20.11.2014 NL - Utrecht - Le Guess Who Festival





Schöne Woche noch!



*



Quelle:


Glitterhouse Records, Label & Mailorder


Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen


Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37


E-Mail: mailorder@glitterhouse.com


Internet: www.glitterhouse.com
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INFOPOOL →NATURWISSENSCHAFTEN → ASTRONOMIE





KOMET/098: Philaes Landeplatz wird "Agilkia" heißen (DLR)




Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 04.11.2014



Philaes Landeplatz wird "Agilkia" heißen







Es wurde in der ägyptischen Historie gestöbert, neue Wortschöpfungen erfunden und nach geeigneten Vergleichen gesucht - insgesamt rund 8300 Namensvorschläge für den Landeplatz J von Lander Philae auf dem Kometen Churyumov-Gerasimenko wurden beim Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR), der französischen Raumfahrtagentur CNES, der italienischen Raumfahrtagentur ASI und der europäischen Weltraumorganisation ESA eingereicht. Das "Steering Committee" des Landers stimmte als Jury ab und entschied sich für "Agilkia", die Insel, auf die der Tempel von Philae versetzt wurde.



"Die Entscheidung war sehr knapp", sagt Prof. Felix Huber vom DLR, der das "Steering Committee" leitet. "Wir hatten viele und gute Vorschläge, wie der Landeplatz J benannt werden könnte." Nun ist die Wahl auf Agilkia gefallen: Die Insel im Nil wurde 1980 der neue Standort für den Isis-Tempel, als dessen Standort - die Insel Philae - durch den Bau des Assuan-Staudamms überflutet wurde. Mehr als 150 Teilnehmer hatten diesen Namen vorgeschlagen, so dass unter den Einreichungen das Los entscheiden musste: Gewinner des Wettbewerbs ist der Franzose Alexandre Brouste aus Le Mans. "Ich interessiere mich schon seit vielen Jahren für die Raumfahrt", sagt der Mathematikdozent. "An dem Wettbewerb habe ich teilgenommen, weil ich an dem historischen Augenblick der Landung auch beteiligt sein wollte." Agilkia habe er ausgewählt, weil die Insel so eng mit Philae verbunden sei. "Wenn die Landung gut verläuft, wird das ein großartiger Moment!"





Vorschläge von Abydos bis Moby Dick



Allerdings fiel die Entscheidung für den neuen Namen denkbar knapp aus: Der Zweitplatzierte "Abydos", der Name einer antiken Stadt am Nil, wurde mit nur einem Punkt Abstand geschlagen. Gerade Ägypten und seine historischen Stätten hatten es vielen Bewerbern angetan, und so gehörten "Bigeh", "Osiris", "Kemet" und "Memphis" zu den oft genannten Namen. Aber auch neue Wortkreationen, bei denen die Teilnehmer das Thema spielerisch angingen, wurden eingereicht: Von "Philandujah" - bei dem der Jubel "Hallelujah" gleich enthalten ist - bis zu "Philaedelphia" und "Valojota", dem Tal des griechischen Buchstabens Jota, reichte die Phantasie im Wettbewerb.



Selbst die Star-Trek-Sprache Klingonisch wurde als Vorschlag in den Ring geschickt: Qapla sei das klingonische Wort für "Erfolg" und deshalb passend, teilte ein Bewerber mit. Vergleiche mit der Mondlandung sorgten für Ideen wie "Meer der Ruhe II" in Anlehnung an den Landeplatz der Mondfähre oder auch für den Vorschlag, mit "Eagle" den Namen der Mondfähre auf den Kometen Churyumov-Gerasimenko zu bringen. Und auch "Moby Dick" hätte laut einem Bewerber als Name für die Landestelle gepasst: Schließlich habe man den ja auch mit einer Harpune beschossen - und auch Lander Philae wird sich beim Aufsetzen mit zwei Harpunen im Kometenboden verankern.





Landung aus 22,5 Kilometern Höhe



Am 12. November 2014 soll die erste Landung auf einem Kometen erfolgen. Im Lander Control Center (LCC) des DLR bedeutet dies: Schichtdienst rund um die Uhr, um den Lander Philae zu überwachen und zu betreiben. Gegen 9.35 Uhr mitteleuropäischer Zeit soll Philae in 22,5 Kilometern Höhe von der Raumsonde Rosetta abdocken und auf den Kometen heruntersinken. Das Team des Lander Control Centers rechnet damit, gegen 17 Uhr die Landung bestätigen zu können. Wenn die dafür erforderlichen Daten aus dem Weltall im Kontrollraum in Köln ankommen, steht Philae bereits seit knapp 30 Minuten auf der Kometenoberfläche, denn durch die große Entfernung kann der Kontakt zum Lander nicht in Echtzeit erfolgen.



"Das Aufsetzen wird eine große Herausforderung sein", betont Philae-Projektleiter Dr. Stephan Ulamec vom DLR. Innerhalb der Lande-Ellipse mit einem Durchmesser von rund einem Kilometer erwartet den Lander nicht nur flaches Gelände, sondern auch einige Brocken oder Hänge - und dies könnte eine sichere Landung gefährden. Allerdings: Die Software, die Philae sicher und autonom steuern wird, wurde kontinuierlich getestet und optimiert, um den Lander auf möglichst viele Gegebenheiten vorzubereiten.



Unverzüglich nach dem Aufsetzen des Landers beginnen die wissenschaftlichen Untersuchungen am Boden: Insgesamt zehn Instrumente sitzen auf dem Lander und werden die Oberfläche, die Koma und die Bodenschichten unterhalb der Kruste untersuchen. Eine Premiere in der Geschichte der Kometenforschung: Noch niemals zuvor wurden Daten direkt auf der Oberfläche eines Kometen gemessen.



Vollständige Pressemitteilung mit Bildern unter:


http://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-11960/year-all/#/gallery/16768



*



Quelle:


Pressemitteilung vom 04.11.2014


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)


Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln


http://www.dlr.de/
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STERN/284: Very Large Telescope Interferometer spürt exozodiakales Licht auf (idw)




Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network - 03.11.2014



VLTI spürt exozodiakales Licht auf







Pressemitteilung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Ein internationales Astronomenteam hat das Very Large Telescope Interferometer (VLTI) bis an seine Grenzen ausgereizt und exozodiakales Licht nahe an der habitablen Zone um neun nahegelegene Sterne entdeckt. Exozodiakales Licht ist Sternlicht, das von Staub reflektiert wird, der aus Kollisionen zwischen Asteroiden und der Verdampfung von Kometen resultiert. Die Anwesenheit so großer Mengen an Staub in den inneren Regionen um einige Sterne könnte in der Zukunft ein Hindernis bei der direkten Abbildung von erdähnlichen Planeten darstellen.





[image: Foto: © ESO/Y. Beletsky]


Zodiakallicht über La Silla.


Foto: © ESO/Y. Beletsky





Die Astronomen beobachteten 92 nahegelegene Sterne mit dem Very Large Telescope Interferometer (VLTI) im nahen Infrarotlicht [1], um exozodiakales Licht von heißem Staub nahe ihrer habitablen Zonen zu untersuchen und kombinierten die neuen Daten mit früheren Beobachtungen [2]. Um neun der untersuchten Sterne konnte sehr helles exozodiakales Licht beobachtet werden, das durch das Leuchten der heißen exozodiakalen Staubkörner oder durch die Reflektion von Sternlicht an diesen Staubkörnern erzeugt wird.



Von dunklen Beobachtungsorten auf der Erde sieht das Zodiakalicht wie ein schwacher, diffuser weißlicher Schein aus, den man am Nachthimmel nach dem Ende der Morgendämmerung oder vor dem Ende der Abenddämmerung sehen kann. Er wird durch die Reflektion des Sonnenlichts an kleinen Partikeln hervorgerufen und scheint sich von der Sonne aus auszubreiten. Dieses reflektierte Licht ist nicht nur von der Erde aus sichtbar, sondern kann überall im Sonnensystem beobachtet werden.



Der glimmende Schein, der in dieser neuen Studie betrachtet wird, ist eine viel extremere Version desselben Phänomens. Zwar ist dieses exozodiakale Licht - Zodiakallicht in anderen Sternsystemen - schon zuvor beobachtet worden, aber dies ist die erste große, systematische Studie dieses Phänomens um nahegelegenene Sterne.



Im Gegensatz zu früheren Messungen beobachtete das Team keinen Staub, der sich später zu Planeten zusammenklumpt, sondern Staub, der durch Kollisionen zwischen Planetenbruchstücken von einigen wenigen Kilometern Größe erzeugt wird - Objekten, die als Planetesimale bezeichnet werden und die den Asteroiden und Kometen des Sonnensystems ähnlich sind. Staub dieser Art ist auch der Ursprung des Zodiakallichts im Sonnensystem.



"Wenn wir die Entstehung der erdähnlichen Planeten nahe der habitablen Zone untersuchen wollen, müssen wir den zodiakalen Staub in dieser Region um andere Sterne herum beobachten", sagt Steve Ertel von der ESO und der Universität von Grenoble in Frankreich, der Erstautor des Fachartikels, in dem die Studie beschrieben wird. "Das Aufspüren und Charakterisieren dieser Art von Staub um andere Sterne herum ist ein Weg, die Architektur und Entstehung von Planetensystemen zu studieren."



Die Entdeckung schwachen Staubs nahe an dem blendenden Zentralstern erfordert hochauflösende Beobachtungen mit Interferometern von hohem Kontrast. Interferometrie - die das Licht kombiniert, das genau zur selben Zeit mit mehreren Teleskopen gesammelt worden ist - durchgeführt im Infrarotlicht, ist soweit die einzige Technik, die es erlaubt, diese Art Systeme zu entdecken und zu untersuchen.



Nur indem sie das VLTI in Sachen Präzision und Effektivität bis an seine Grenzen brachten, war es dem Wissenschaftlerteam möglich, eine zehnfach bessere Leistung als alle anderen Instrumente der Welt zu erreichen.



Für jeden der untersuchten Sterne verwendete das Team die VLT-Hilfsteleskope mit 1,8 Metern Durchmesser, um Licht in das VLTI zu bringen. Wo starkes exo-zodiakales Licht vorhanden war, konnten sie auch die ausgedehnten Staubscheiben vollständig auflösen und deren schwaches Leuchten vom dominanten Licht des Sternes zu trennen [3].



Über die Analyse der Eigenschaften der Sterne, die von einer Scheibe von exozodiakalem Staub umgeben sind, fand das Team heraus, dass der meiste Staub um ältere Sterne entdeckt wurde. Dieses Resultat war sehr überraschend und wirft einige Fragen auf für unser Verständnis von Planetensystemen. Alle bekannten Mechanismen zur Staubproduktion, die von Kollisionen von Planetesimalen verursacht wird, sollte über die Zeit abnehmen, da die Anzahl der Planetesimale sich verringert, wenn sie zerstört werden.



Die Stichprobe von beobachteten Objekten umfasste auch 14 Sterne, bei denen zuvor Exoplaneten entdeckt worden waren. All diese Planeten befinden sich in derselben Region des Systems wie der Staub, der das Zodiakallicht erzeugt. Die Gegenwart von exozodiakalem Licht in Systemen mit Planeten könnte für weitere astronomische Studien von Exoplaneten problematisch sein.



Exozodiakale Staubemission, auch auf niedrigem Niveau, macht es bedeutend schwieriger, erdähnliche Planeten durch direkte Aufnahmen zu entdecken. Das exozodiakale Licht, das in dieser Studie entdeckt wurde, ist um einen Faktor 1000 heller als das Zodiakallicht, das um die Sonne herum zu sehen ist. Die Anzahl der Sterne, die Zodiakallicht auf dem Niveau des Sonnensystems aufweisen, ist sehr wahrscheinlich höher als die Anzahl, die in der Untersuchung gefunden wurde. Diese Beobachtungen sind deshalb nur ein erster Schritt zu mehreren detaillierten Studien von Exo-Zodiakallicht.



"Die hohe Entdeckungsrate auf diesem Helligkeitsniveau lässt uns vermuten, dass es eine bedeutende Anzahl von Systemen gibt, die leuchtschwächeren Staub enthalten, der mit unseren Methoden nicht mehr beobachtbar ist, aber trotzdem viel heller wäre als der zodiakale Staub des Sonnensystems", erklärt Olivier Absil, Koautor des Artikels von der Universität Lüttich. "Die Anwesenheit solchen Staubes in vielen Systemen könnte deshalb ein Hindernis für zukünftige Beobachtungen werden, die darauf abzielen, direkte Bilder von erdähnlichen Exoplaneten zu machen."





Endnoten



[1] Das Team nutzte das VLTI-Gastinstrument PIONIER, das in der Lage ist alle vier Hilfsteleskope oder alle vier Hauptteleskope des VLT auf dem Paranal Observatorium interferometrisch zu verbinden. Dies führt nicht nur zu extrem hoher Auflösung der Ziele, sondern es erlaubt eine hohe Beobachtungseffizienz



[2] Frühere Beobachtungen wurden mit der CHARA-Anlage gemacht - einem optischen astronomischen Interferometer, das vom Center for High Angular Resolution Astronomy (CHARA) an der Georgia State University betrieben wird, in Kombination mit dem Glasfaser-Strahlteiler FLUOR (Fibre Linked Unit for Optical Recombination).



[3] Als Nebenprodukt haben diese Beobachtungen zur Entdeckung neuer, unbekannten stellarer Begleiter geführt, die einige der massereichsten Sterne der Untersuchung umkreisen. "Diese neuen Begleiter legen nahe, dass wir unsere gegenwärtige Annahme revidieren müssen, wie viele dieser Sterntypen wirklich Doppelsysteme sind", sagt Lindsay Marion, Erstautorin eines zusätzlichen Artikels, das die Hauptstudie ergänzt und dabei dieselben Daten verwendet.


Zusatzinformationen



Die hier vorgestellten Forschungsergebnisse von S. Ertel et al. erscheinen demnächst unter dem Titel "A near-infrared interferometric survey of debris-disc stars. IV. An unbiased sample of 92 southern stars observed in H-band with VLTI/PIONIER" in der Fachzeitschrift Astronomy & Astrophysics. Der begleitende Artikel über Begleitsterne, die bei der Untersuchung gefunden wurden, ist "Searching for faint companions with VLTI/PIONIER. II. 92 main sequence stars from the Exozodi survey" von L. Marion et al., in derselben Ausgabe des Journals.



Das Team besteht aus S. Ertel (Université Grenoble Alpes, Frankreich; ESO, Chile), O. Absil (Universität Lüttich, Belgien), D. Defrère (University of Arizona, USA), J.-B. Le Bouquin (Université Grenoble Alpes), J.-C. Augereau (Université Grenoble Alpes), L. Marion (Universität Lüttich), N. Blind (Max-Planck-Institut für Extraterrestrische Physik, Garching), A. Bonsor (University of Bristol, Großbritannien), G. Bryden (California Institute of Technology, Pasadena, USA), J. Lebreton (California Institute of Technology) und J. Milli (Université Grenoble Alpes).



Die Europäische Südsternwarte ESO (European Southern Observatory) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Getragen wird die Organisation von 15 Ländern: Belgien, Brasilien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, die Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die Tschechische Republik. Die ESO ermöglicht astronomische Spitzenforschung, indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope entwirft, konstruiert und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle. Die ESO betreibt drei weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in Nordchile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit leistungsfähigste Observatorium für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren Lichts und zwei Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA, das größte Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten, während das VLT Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen ausschließlich im sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist der europäische Partner bei den neuartigen Teleskopverbund ALMA, dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Derzeit entwickelt die ESO ein Großteleskop mit 39 Metern Durchmesser für Beobachtungen im Bereich des sichtbaren und Infrarotlichts, das einmal das größte optische Teleskop der Welt werden wird: das European Extremely Large Telescope (E-ELT).



Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.







Weitere Informationen unter:



http://www.eso.org/public/germany/news/eso1435/


- Webversion der Pressemitteilung mit weiteren Bildern und Videos



http://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1435/eso1435a.pdf


- Fachartikel zum exozodiakalen Licht



http://arxiv.org/abs/1409.6105


- Begleitartikel über stellare Begleiter



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution1413



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network


(Dr. Carolin Liefke), 03.11.2014
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MELDUNG/507: Magnus-Haus Berlin - Traditionsreicher Ort der Begegnung und des Austausches (idw)




Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) - 03.11.2014



Magnus-Haus Berlin - Traditionsreicher Ort der Begegnung und des Austausches







Helmholtz, Siemens, Kirchhoff - in der heutigen Hauptstadtrepräsentanz der Deutschen Physikalischen Gesellschaft (DPG) - dem Magnus-Haus Berlin - gingen bekannte Namen aus Wissenschaft, Technik und Wirtschaft ein und aus. Die Geschichte reicht zurück bis Friedrich II. - dem "Alten Fritz". Seit zwanzig Jahren ist das Magnus-Haus gefragtes wissenschaftliches Begegnungszentrum der wiedervereinigten Deutschen Physikalische Gesellschaft sowie Sitz der Physikalischen Gesellschaft zu Berlin. Eine Festveranstaltung würdigt die Bedeutung des Hauses.





"Seit der Wiedervereinigung unserer Gesellschaften ist das Magnus-Haus geistiges und historisches Zentrum der DPG", sagt DPG-Präsident Edward Krubasik. Im 18. Jahrhundert wohnte und arbeitete dort beispielsweise Joseph-Louis Lagrange, einer der Begründer der analytischen Mechanik. Den Geist des Hauses am Kupfergraben 7 hat aber zweifelsohne der Berliner Physiker und Chemiker Heinrich Gustav Magnus (1802 - 1870) geprägt, der das Haus 1840 erwarb. Magnus war ein aufs Experimentelle ausgerichteter Wissenschaftler. Der nach ihm benannte Magnus-Effekt erklärt beispielsweise, warum beim Fußball sogenannte "Bananen"-Flanken auf merkwürdig gekrümmten Flugbahnen den Torschützen erreichen oder wie ein sogenannter Flettner-Rotor Schiffe antreibt. In diesem Hause ganz in der Nähe des berühmten Pergamon-Museums gründete Magnus das erste physikalische Institut und leitete es nahezu dreißig Jahre lang. In dieser Zeit begründete der Berliner Wissenschaftler eine neuartige Lehrveranstaltung: das Physikalische Colloquium. Bei Tee und Gebäck diskutierten die Teilnehmer aktuelle Veröffentlichungen und den Stand der Forschung. Hier lernten sich die Physiker kennen, die am 14. Januar 1845 die "Physikalische Gesellschaft zu Berlin" gründeten, aus der später die DPG hervorging. Diesem Kreis gehörten auch Werner von Siemens und Georg Halske an, die sich später zur Telegraphenbauanstalt Siemens & Halske zusammenfanden, aus der später der deutsche Weltkonzern Siemens entstand.



Zum 100. Geburtstag von Max Planck im Jahr 1958 wurde das Haus von Oberbürgermeister Friedrich Ebert dann der Physikalischen Gesellschaft in der DDR "in dauernde Obhut und Pflege übergeben mit der Befugnis, es wie ein Eigentümer zu benutzen und zu gestalten". Anschließend bezog die Physikalische Gesellschaft der DDR bis zur deutschen Vereinigung ihren Sitz im Magnus-Haus, das damit zu einem wichtigen Zentrum der Physiker in der DDR wurde. Mit dem Zusammenschluss beider Gesellschaften ging das Magnus-Haus als gemeinsames Erbe an die DPG-Mitglieder aus Ost- und Westdeutschland mit der Verpflichtung, es als Stätte der Physik zu nutzen und zu bewahren.



Anlässlich des 20-jährigen Jubiläums der Eröffnung des Magnus-Hauses als wissenschaftliches Begegnungszentrum der Deutschen Physikalischen Gesellschaft findet am Montag, den 10. November 2014 um 18:00 Uhr im Magnus-Haus am Kupfergraben 7 eine Festveranstaltung statt. Nach Grußworten des Wissenschaftlichen Leiters des Magnus-Hauses, Wolfgang Eberhardt, sowie des Präsidenten der Deutschen Physikalischen Gesellschaft, Edward G. Krubasik, gibt der Vorsitzende des Kuratoriums des Magnus-Hauses, Ingolf V. Hertel, einen Rückblick über die Geschichte des Hauses. Nach vorne blickt das Ehrenmitglied der Deutschen Physikalischen Gesellschaft und Ehrenmitglied des Vorstands der Wilhelm und Else Heraeus-Stiftung, Dieter Röß, in seinem Festvortrag "Bildung, Forschung, Innovation, Wohlstand".







Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution389



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG), Peter Genath, 03.11.2014


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/1248: "Bio-Motor" zur Reichweitenverlängerung von Elektro-Fahrzeugen in Betrieb genommen (idw)




Deutsches Biomasseforschungszentrum - 03.11.2014



pziger Forscher nehmen "Bio-Motor" zur Reichweitenverlängerung von Elektro-Fahrzeugen in Betrieb







Im Rahmen des Schaufenstervorhabens "Flottenaufbau mit Multiplikatoren und wissenschaftliche Begleitung (Multi-Flottenaufbau)" untersucht das Deutsche Biomasseforschungszentrum (DBFZ) mögliche Synergiepotenziale zwischen Elektromobilität und Bioenergie und testet deren praktische Umsetzung. Ziel des Vorhabens ist es, eine besonders klimafreundliche, emissionsarme und leistungsstarke Alternative zu fossilen Kraftstoffen unter Vernetzung des Verkehrs- und Energiesektors zu ermöglichen.





Dazu wurde am DBFZ ein Reichweitenverlängerer (sog. Range Extender) auf Basis eines Wankelmotors in Betrieb genommen. Hiermit sollen Versuche zu Wirkungsgrad und Abgasemissionsverhalten beim Einsatz mit Biokraftstoffen wie Bioethanol durchgeführt werden. Auch der Einsatz von Biogas als Kraftstoff wird für künftige Untersuchungen in Betracht gezogen. Mit seiner kompakten, leichten und kostengünstigen Bauweise sowie seiner hohen Kraftstoffflexibilität ist der Wankelmotor prädestiniert für den Einsatz als Range Extender in den meist kompakten Elektrofahrzeugen. Das DBFZ erhofft sich mit der Weiterentwicklung vor allem Nischen wie Personen- oder Verteilerverkehr in (sub-)urbanen Regionen ansprechen zu können. Elektrofahrzeuge mit integriertem Range Extender sind technisch serielle Plug-in-Hybridfahrzeuge, die sowohl extern über die heimische Steckdose als auch fahrzeugintern über den Range Extender mit Energie versorgt werden. Plug-in-Hybridfahrzeuge gelten als vielversprechende Übergangslösung zur reinen Elektromobilität und können bereits jetzt einen bedeutenden Anteil zur Reduktion des CO2-Verbrauchs leisten.



Beim zukünftigen Ausbau der Elektromobilität kann der Einsatz von Biomasse zur Strom- bzw. Biokraftstoffproduktion als Reichweitenverlängerung einen Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen des Verkehrssektors leisten. Um diesen Beitrag und die mit ihm verbundenen Kosten besser einschätzen zu können, werden im Projektverlauf die im Großraum Leipzig verfügbaren Bioenergiepotenziale dem erwarteten Bedarf durch Elektromobilität im Leipziger Verkehrssektor gegenübergestellt. Die Untersuchungen sollen u. a. Antworten auf die folgenden Fragen liefern: Wie verändert sich zukünftig die Energienachfrage durch den Ausbau der Elektromobilität in Leipzig und welcher Anteil der Energienachfrage kann durch regionale Bioenergiekonzepte bereitgestellt werden? Zusätzlich erfolgt eine Bewertung der Treibhausgasemissionen aus der Nutzung unterschiedlicher, elektrisch betriebener Fahrzeugtypen und der möglichen Treibhausgaseinsparungen durch die Nutzung von Elektrofahrzeugen im Leipziger Verkehrssektor.



Gemeinsam mit den Stadtwerken Leipzig und der Universität Leipzig wird im Projekt das Ziel zur Entwicklung eines Konzepts für Beschaffung, Organisation und Nachrüstung einer kommunalen Elektrofahrzeugflotte verfolgt. Dafür werden u. a. bis zu 50 Elektrofahrzeuge an Multiplikatoren übergeben und die Wirtschaftlichkeit unter Berücksichtigung von optimierten Ladestrategien und deren Rückwirkung auf die Strommärkte betrachtet.





Hintergrund


Das Projekt Multi-Flottenaufbau ist eines von rund 40 Projekten im Schaufenster "Bayern - Sachsen Elektromobilität verbindet" und wird vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) im Rahmen der Schaufensterinitiative der Bundesregierung gefördert.



Die Bundesregierung hat im April 2012 vier Regionen in Deutschland als "Schaufenster Elektromobilität" ausgewählt und fördert hier auf Beschluss des Deutschen Bundestags die Forschung und Entwicklung von alternativen Antrieben. Insgesamt stellt der Bund für das Schaufensterprogramm Fördermittel in Höhe von 180 Mio. EUR bereit. In den groß angelegten regionalen Demonstrations- und Pilotvorhaben wird Elektromobilität an der Schnittstelle von Energiesystem, Fahrzeug und Verkehrssystem erprobt. Weitere Informationen unter www.schaufenster-elektromobilitaet.org.



Forschung für die Energie der Zukunft - DBFZ


Das Deutsche Biomasseforschungszentrum arbeitet als zentraler und unabhängiger Vordenker im Bereich der energetischen Biomassenutzung an der Frage, wie die begrenzt verfügbaren Biomasseressourcen nachhaltig und mit höchster Effizienz zum bestehenden, vor allem aber auch zu einem zukünftigen Energiesystem beitragen können. Im Rahmen der Forschungstätigkeit identifiziert, entwickelt, begleitet, evaluiert und demonstriert das DBFZ die vielversprechendsten Anwendungsfelder der Bioenergie und besonders positiv herausragende Beispiele gemeinsam mit Partnern aus Forschung, Wirtschaft und Öffentlichkeit.



http://www.twitter.com/dbfz_de





Weitere Informationen unter:


https://www.dbfz.de/web/presse/pressemitteilungen-2014/leipziger-forscher-nehmen-bio-motor-zur-reichweitenverlaengerung-von-elektro-fahrzeugen-in-betrieb.html


http://schaufenster-elektromobilitaet.org/de/content/index.html



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution1389



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Deutsches Biomasseforschungszentrum, Paul Trainer, 03.11.2014
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ENERGIE/1247: Gefahr für die deutsche Stromversorgung durch die Sonnenfinsternis im März 2015? (idw)




Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin - 03.11.2014



Gefahr für die deutsche Stromversorgung durch die Sonnenfinsternis im März 2015?







Dass sich in Deutschland eine Sonnenfinsternis beobachten lässt, kommt zwar selten, jedoch in regelmäßigen Abständen vor. Am 20. März 2015 wird sich die Bundesrepublik das nächste Mal im Schatten des Mondes befinden. Wissenschaftler der Berliner Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW Berlin) sind im Rahmen einer Studie der Frage nachgegangen, welche Auswirkungen die nächste Sonnenfinsternis auf die Stromerzeugung der Photovoltaikanlagen und damit auf die gesamte Stromversorgung in Deutschland hat. Ihr Fazit: Auch bei wolkenlosem Himmel über Deutschland lassen sich die Schwankungen in der Solarstromerzeugung durch verschiedene Ausgleichsmaßnahmen glätten.





Wie wirkt sich eigentlich eine Sonnenfinsternis auf die Leistungsabgabe der in Deutschland installierten Photovoltaikanlagen aus? Diese Frage stellte sich die Arbeitsgruppe um Prof. Dr. Volker Quaschning, Professor für Regenerative Energiesysteme an der HTW Berlin. Das Team hat dies für die nächste Sonnenfinsternis am 20. März 2015 zeitlich und räumlich hochaufgelöst berechnet. Da in Deutschland an diesem Tag zwischen 9:30 Uhr und 12:00 Uhr die Sonne teilweise durch den Mond verdeckt sein wird, kommt es zur Reduktion der Solarstromleistung. Im Fokus der Studie stand die Analyse der daraus resultierenden Schwankungen in der Solarstromerzeugung. Bestimmt wurde sie für unterschiedliche Bewölkungssituationen. Wie die Studie zeigt, ist während der Sonnenfinsternis mit Änderungen in der Solarstromleistung zu rechnen, die bis zu dem 3,5-fachen der gewöhnlichen Leistungsänderungen entsprechen können - vorausgesetzt der Himmel über Deutschland ist frei von Wolken.



Der Ausgleich dieser Schwankungen kann durch verschiedene Maßnahmen auf der Erzeugungs- und Nachfrageseite erfolgen. "Aus technischer Sicht könnten die in Deutschland vorhandenen Pumpspeicherwerke die Leistungsschwankungen auch bei wolkenlosem Himmel vollständig ausgleichen", sagt Prof. Dr. Volker Quaschning. Ergänzend könnte der Einsatz von flexiblen Kraftwerken wie schnell regelbaren Gaskraftwerken zum Ausgleich beitragen. Voraussetzung hierfür ist, dass die Sonnenfinsternis in der Kraftwerkseinsatzplanung vorausschauend berücksichtigt wird. Die Ergebnisse der Studie wurden auch in einem Video grafisch aufbereitet, das online zur Verfügung steht.



Die Studie entstand im Vorhaben "PVprog", das im Umweltentlastungsprogramm II aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung und des Landes Berlin gefördert wird. Die Studie und das Video stehen online zur Verfügung.







Weitere Informationen unter:


http://pvspeicher.htw-berlin.de/sonnenfinsternis



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution216
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BILDUNG/352: Kooperationsverbot aufheben - inklusive Bildung verbessern! (SoVD)




Sozialverband Deutschland - DBR-Pressemitteilung vom 3. November 2014



Kooperationsverbot aufheben - inklusive Bildung verbessern!







Der Deutsche Behindertenrat (DBR) begrüßt die geplante Grundgesetzänderung zur Lockerung des Kooperationsverbotes von Bund und Ländern in der Wissenschaft. "Die Gesetzesinitiative ist richtig, muss jedoch weitergehen. Würde jetzt auch ein Ende des Verbots im schulischen Bereich eingeläutet, gelänge ein echter Durchbruch. Er könnte die Qualität der inklusiven Bildung deutlich verbessern", erklärt SoVD-Präsident und DBR-Sprecher Adolf Bauer.



Der Bildungsausschuss des Deutschen Bundestages berät heute einen vom Bund eingebrachten Gesetzentwurf für eine erweiterte Kooperation von Bund und Ländern in der Wissenschaft. Der Entwurf sieht vor, dass Hochschulen in gleicher Weise wie außeruniversitäre Forschungseinrichtungen institutionell gefördert werden können.



"Solange das Verbot für den schulischen Bereich besteht, können überfällige Förderprogramme durch den Bund nicht erfolgen. Dies ist jedoch eine entscheidende Voraussetzung, um eine gleichberechtigte Teilhabe der behinderten Schülerinnen und Schüler am Bildungssystem umzusetzen", betont Adolf Bauer.



Im DBR haben sich über 140 Organisationen behinderter und chronisch kranker Menschen zu einem Aktionsbündnis vereinigt. Es repräsentiert mehr als 2,5 Millionen Betroffene in Deutschland. Der Sozialverband Deutschland (SoVD) hat am 3. Dezember 2013 den Vorsitz im Sprecherrat des DBR für das Jahr 2014 übernommen.



V.i.S.d.P.: Benedikt Dederichs
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AUSSEN/1705: Wahlinszenierung in der Ost-Ukraine - Kreml bricht Minsker Vereinbarung




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 3. November 2014



Wahlinszenierung in der Ost-Ukraine: Kreml bricht Minsker Vereinbarung







Zu den illegitimen Wahlen in Donezk und Luhansk erklärt Marieluise Beck, Sprecherin für Osteuropapolitik:



Die Minsker Vereinbarungen unter dem Dach der OSZE haben sehr klar festgehalten, dass legitime Wahlen in der Ukraine nur im Rahmen der ukrainischen Verfassung und Gesetzgebung stattfinden können. Insofern war schon die Ankündigung von "eigenständigen Wahlen" durch die Freischärler von Donezk und Luhansk eine Verletzung des Minsker Abkommens und hätte alle Unterzeichner von Minsk dazu verpflichten müssen, auf der Stelle ihren Widerspruch gegen diesen illegitimen Urnengang einzulegen.



Dass der Kreml dies nicht tat, sondern jetzt sogar Freischärler zu legitimen Präsidenten und "Volksvertretern" erklären will, während zeitgleich wiederholt russische Truppen die Grenze zur Ukraine überschreiten, kündigt erneut ein Doppelspiel Moskaus an. Alles sieht nach der Wiederholung der Blaupause von der Krim aus. Auch, weil wie auf der Krim Rechtsradikale und Rechtspopulisten aus ganz Europa als angebliche "Wahlbeobachter" vor Ort waren, um der Wahlinszenierung den Anschein von Legitimität zu verleihen.



Für die Menschen in Donezk und Luhansk ist diese Entwicklung eine schiere Katastrophe. Freischärler reißen die Macht in einem Industrierevier an sich, das vor riesigen Herausforderungen steht. Wie auf der Krim, werden auch jetzt wieder die Menschen den Preis bezahlen, die zum Spielball einer Mischung aus gewissenlosem "Freischärlertum" und Destabilisierungsinteresse des Kreml geworden sind.



Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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GESUNDHEIT/856: Mehr Kassenmarketing statt mehr Chancengerechtigkeit




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 3. November 2014



Mehr Kassenmarketing statt mehr Chancengerechtigkeit







Zum Referentenentwurf des Präventionsgesetzes erklärt Kordula Schulz-Asche, Sprecherin für Prävention und Gesundheitswirtschaft sowie bürgerschaftliches Engagement:



Gesundheitsverhalten lässt sich nicht verordnen, sondern nur mit den Menschen gemeinsam organisieren. Der Gesetzentwurf der Großen Koalition ist aber ein Sieg der Ärzteschaft und der Kassen auf Kosten der Förderung von Gesundheit in Kindergärten, Schulen, Pflegeheimen und Stadtteilen. Ausschlaggebend darf nicht sein, wo es die beste Kundschaft für die Kassen gibt, sondern wo die Gesundheit am besten gefördert und Krankheit am besten vermieden werden kann. Außerdem setzt die Große Koalition auch bei der Umsetzung weiter ausschließlich auf die Kassen, statt endlich die Länder, Kommunen und die Menschen vor Ort in die Planung und Umsetzung von Gesundheitsförderung mit einzubeziehen. Fatalerweise wird weiter auch der Kassenwettbewerb in den Lebenswelten des Bildungssystems, wie Kita und Schule, erlaubt.



Schwarz-Rot verpasst die Chance, mit diesem Präventionsgesetz einen echten Beitrag zum Abbau sozialer ungleicher Gesundheitschancen zu leisten und fördert damit die weitere soziale Spaltung unserer Gesellschaft. Heute ist in Deutschland die Lebenserwartung ärmerer Menschen rund zehn Jahre geringer als bei Wohlhabenden. Wer Gesundheitsförderung - in Kindergarten, Schule, sozial benachteiligten Stadtteilen - ernst nimmt, setzt auf alle Beteiligten und ihre gemeinsame Verbesserung dieser Lebenswelten.



Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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SICHERHEIT/857: Bundeswehrreform gescheitert - Breite vor Tiefe funktioniert nicht




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 3. November 2014



Bundeswehrreform gescheitert - Breite vor Tiefe funktioniert nicht







Zu den Berichten über die gescheiterte Bundeswehrreform, erklären Agnieszka Brugger, Sprecherin für Sicherheitspolitik und Abrüstung, und Dr. Tobias Lindner, Obmann im Haushaltsausschuss und Berichterstatter für den Verteidigungshaushalt:



Die Bundeswehrreform scheitert daran, dass Anspruch und strukturelle Vorgaben finanziell auf Sand gebaut sind. Die Liste der Probleme ist lang und immens, ob im Beschaffungswesen, beim Materialerhalt, bei der Frage der durchhaltefähigen Strukturen, der Personalbelastung oder der mangelnden Attraktivität.



Das Konzept "Breite vor Tiefe", ist in der derzeitigen Form gescheitert. Die notwendige Debatte über die Priorisierung der Fähigkeiten der Bundeswehr hat nicht stattgefunden, ebenso wenig die Abstimmung mit den europäischen Partnern. Momentan müssen noch viel zu viele Systeme für viel Geld betrieben werden und die Soldatinnen und Soldaten sind überbelastet. Die Bundeswehr muss sich auf Fähigkeiten konzentrieren, die sie verlässlich für multinationale Einsätze bereitstellen kann. Auf andere muss sie dafür verzichten. Es ist ncht sinnvoll, vieles in mangelnder Qualität und unzureichender Quantität vorzuhalten und am Ende nichts wirklich gut zu können.



Die Unions-Rufe nach mehr Panzern und mehr Geld für die Bundeswehr sind sicherheitspolitisch falsch und finanzpolitisch irrsinnig. Das Verteidigungsetat ist von Missmanagement geprägt und die Bundeswehrreform fehlerhaft konzipiert. Mehr Geld zu fordern und sich in immer neuen Rüstungsfantasien zu verlieren, verschärft auf verantwortungslose Weise die Misere, statt sie zu lösen.



Verantwortlich für diesen Murks sind auch die beiden Unionspolitiker Karl-Theodor zu Guttenberg und Thomas de Maizière. Durch zu Guttenberg ist diese Reform von Anfang an auf das falsche Gleis geraten, de Maizière hat anschließend dessen Chaos kaputt verwaltet. Ursula von der Leyen muss umgehend eine kritische Evaluation der Militäreinsätze, eine fundierte Aufgabenkritik und einen Abstimmungsprozess mit den europäischen Partnern auf den Weg bringen. Sie muss aufhören, mit ihren Ankündigungsoffensiven zu simulieren, dass sie sich der Probleme annimmt. Die Verteidigungsministerin muss einen umfassenden Lösungsansatz entwickeln, statt sich isoliert jeder Baustelle zu widmen und es dann aber bei ein paar Interviews zu belassen. Es braucht keine neue Bundeswehrreform, aber es ist höchste Zeit gegenzusteuern und entschieden Kurskorrekturen in Angriff zu nehmen.
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UMWELT/1457: Klimaschutz anpacken und nicht vertagen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 3. November 2014



Klimaschutz anpacken und nicht vertagen







Wir haben eine Aktuelle Stunde mit dem Titel "Haltung der Bundesregierung zu den alarmierenden Ergebnissen des Weltklimaberichts und dem dringenden Handlungsbedarf für mehr Klimaschutz" beantragt. Dazu erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische Geschäftsführerin:



Der Weltklimabericht muss der Bundesregierung endlich die Augen öffnen: Der Klimaschutz darf nicht auf die lange Bank geschoben werden. Die dramatischen Klimaveränderungen bedrohen die menschlichen Lebensgrundlagen. Am schlimmsten betroffen sind die ärmsten Länder: 200 Millionen Menschen könnten durch den steigenden Meeresspiegel oder die Ausbreitung von Wüsten ihre Heimat oder ihre Ernährungsgrundlage verlieren.



Die Energiewende in Deutschland droht einzuschlafen. Die schwarz-rote Koalition bremst beim Ausbau der Erneuerbaren Energien und setzt wieder auf schmutzige Energie aus der Braunkohle. Von einer Offensive in Sachen Energieeffizienz ist nichts zu sehen.



Deutschland muss als hoch entwickeltes Industrieland vorangehen. Wenn die Bundesregierung es zulässt, dass der CO2-Ausstoß wie im vergangenen Jahr sogar noch ansteigt, hat sie keine Argumente mehr, international mehr Klimaschutz zu fordern.



Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



*



Quelle:


Pressemitteilung vom 3. November 2014


Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen


Platz der Republik 1, 11011 Berlin


Pressestelle


Telefon: 030/227-572 12, Fax: 030/227-5 69 62


E-Mail: presse@gruene-bundestag.de


Internet: www.gruene-bundestag.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2014



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →PARLAMENT → CDU/CSU





AGRAR/240: Bundesfachausschuss Landwirtschaft und ländlicher Raum nimmt Arbeit auf




Pressemitteilung der CDU - 3. November 2014



Bundesfachausschuss Landwirtschaft und ländlicher Raum nimmt Arbeit auf







Die Pressestelle der CDU Deutschlands teilt mit:



Unter der Leitung von CDU-Generalsekretär Dr. Peter Tauber hat sich der Bundesfachausschuss Landwirtschaft und ländlicher Raum der CDU Deutschlands konstituiert. Christina Schulze Föcking wurde zur neuen Vorsitzenden gewählt. Sie ist stellvertretende Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen und zugleich Vorsitzende der Agrarsprecherrunde der CDU- und CSU-Fraktionen. Christina Schulze Föcking ist aktive Landwirtin und bewirtschaftet zusammen mit ihrem Mann in Steinfurt einen mittelständischen landwirtschaftlichen Betrieb. Zu ihren Stellvertretern wählte der Bundesfachausschuss Dr. Hermann Onko Aeikens, Minister für Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt, und Franz-Josef Holzenkamp, Vorsitzender der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.



Dem rund 40-köpfigen Bundesfachausschuss gehören Vertreter der Landesverbände und der Vereinigungen der CDU an. Aufgabe des Gremiums ist es in erster Linie, Positionen in den Bereichen Landwirtschaft und ländlicher Raum auszuarbeiten. Dabei stehen vor allem Fragen einer zukunftsfähigen Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland im Einklang mit Tierschutz, Umweltschutz und Nachhaltigkeit sowie die Erarbeitung neuer Chancen für die ländlichen Räume im Mittelpunkt.



Dazu erklärte die neue Vorsitzende: "Sichere Lebensmittel und eine gesunde Ernährung gehören heute zu den Top-Themen der Deutschen. Zu Recht wollen die Menschen landwirtschaftliche Erzeugungsformen, die ein hohes Maß an Tierschutz gewährleisten, nachhaltig sind und zugleich die Umwelt schützen und eine schöne Kulturlandschaft bewahren." Christina Schulze Föcking zeigte sich zuversichtlich, dass die CDU-Agrarpolitik dazu einen großen Beitrag leisten kann: "Landwirte führen ihren Betrieb, um damit ihr Einkommen zu sichern. Dies geht nur dann, wenn man ihnen die dafür erforderliche unternehmerische Freiheit zusteht. Die CDU setzt deshalb in ihrer Politik auf Anreize und Lösungen auf wissenschaftlicher Grundlage statt auf Bevormundung und Verbote."
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INNEN/4144: Flüchtlingspolitische Sofort-Forderungen der Partei Die Linke




DIE LINKE - Presseerklärung vom 3. November 2014



Flüchtlinge sind hier willkommen!



Flüchtlingspolitische Sofort-Forderungen der Partei DIE LINKE







Auf der heutigen Pressekonferenz im Berliner Karl-Liebknecht-Haus stellte der Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE, Matthias Höhn, die flüchtlingspolitischen Forderungen seiner Partei vor:



Kriege, politische Unsicherheiten, wirtschaftliche Not oder Perspektivlosigkeit - es gibt viele Gründe warum Menschen fliehen. Eines ist ihnen gemein: Niemand verlässt freiwillig seine Heimat, seine Familie, seine Freundinnen und Freunde?



Aktuell sind über 50 Millionen Menschen auf der Flucht, weltweit. Nur ein kleiner Teil kommt nach Deutschland - ihnen Schutz und Aufnahme zu gewähren, wäre das Mindeste, was unser reiches Land tun kann. Stattdessen herrscht eine Kultur der Ablehnung, die von bürokratischen Hürden über mangelnde Verantwortung bis hin zu rassistischer Propaganda reicht.



Die Lösungen der sogenannten Flüchtlingsgipfel greifen allesamt zu kurz, weil sie am System nichts ändern - sie sind Ausweis des Scheiterns und der Realitätsverweigerung.



Das gegenwärtige Asylverfahrensrecht ist ein Abschreckungsrecht - was wir jedoch brauchen, ist eine menschenrechtlich orientierte Flüchtlingspolitik. Die Politik der Bundesregierung zielt in die völlig falsche Richtung. Deshalb stellen wir uns gegen eine Verschärfung des Asylrechts und plädieren für ein Asyl- und Flüchtlingsregime in Deutschland und in Europa, das den Schutz der Flüchtlinge und ihre Perspektiven in der neuen Gesellschaft in den Mittelpunkt aller Regelungen stellt.



Auf den Weg zu einer Geflüchteten zugewandten Willkommenskultur gehören für uns folgende Forderungen:



	Abschaffung der Residenzpflicht und der entwürdigenden Unterbringung in Sammelunterkünften, sowie die freie Wahl des Aufenthaltsortes (Familie, Verwandte). Wir wollen dezentrale Unterbringungsmöglichkeiten in Wohnungen.

	Sofortiger Zugang zu Arbeit und Bildung. Dies ermöglicht wirtschaftliche Selbstständigkeit und Teilhabe.

	Uneingeschränkter Zugang zur Gesundheitsversorgung und den sozialen Sicherungssystemen.

	Weg mit dem Asylbewerberleistungsgesetz. Dieses Bürokratiemonster entwürdigt Menschen. Eine Abschaffung brächte Kommunen dringend benötigte Entlastung.




Der Bund könnte folgende Sofortmaßnahmen ohne Verzögerung verfügen:



	Schnell mehr Entscheider*innen für das Bundesamt für Flucht und Migration ausbilden und einstellen. Damit kann eine kürzere Verfahrensdauer erreicht werden und Antragstellerinnen und Antragstellern bleibt monatelange Unsicherheit und Stress erspart.

	Bundesimmobilien unentgeltlich für Wohnzwecke zur Verfügung stellen. Statt auf Höchstpreise zu warten und Leerstand zu akzeptieren, entstünde hier Platz für die Unterbringung.

	Finanzielle Unterstützung der Kommunen. Der Bund muss die Kosten für die Unterbringung von den Kommunen übernehmen.




Berlin, 3. November 2014
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SICHERHEIT/1603: Panikmache für mehr Aufrüstung




Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. November 2014



Christine Buchholz: Panikmache für mehr Aufrüstung







"Teile der Bundeswehrführung schüren Panik, um Stimmung für eine massive Aufrüstung zu machen", kommentiert Christine Buchholz, verteidigungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Medienberichte, wonach der Chef des Bundeswehrplanungsamtes in einem internen Papier vor einer Unterfinanzierung bei der Ausrüstung der Bundeswehr warnt. Buchholz weiter:



"Die Warnungen des Bundeswehr-Chefplaners werden in dem Moment publik, da die Verteidigungspolitiker der großen Koalition eine Steigerung des Rüstungshaushalts ab 2016 fordern. Zusammen bedienen sie die Interessen der Rüstungsindustrie auf Kosten der Steuerzahler.



Tatsächlich ist der Militärhaushalt in den vergangenen 15 Jahren um rund ein Drittel gewachsen. Die in den vergangenen Wochen bekannt gewordenen Pannen sind nicht Ausdruck einer Unterfinanzierung, sondern des Umbaus der Bundeswehr zu einer Armee im globalen Dauereinsatz. Diese Orientierung muss beendet werden.



Es gibt viele Rüstungsgroßprojekte, auf die die Bundesregierung getrost verzichten kann. Dazu gehört die von Ministerin Ursula von der Leyen angekündigte Entwicklung einer europäischen Kampfdrohne ebenso wie der von den Verteidigungspolitikern der großen Koalition geforderte Kampfpanzer Leopard 3."
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UMWELT/524: Bundesregierung muss Klimabericht endlich Ernst nehmen




Presseerklärung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. November 2014



Eva Bulling-Schröter: Bundesregierung muss Klimabericht endlich Ernst nehmen







"Die Bundesregierung muss Schluss machen mit Sonntagsreden und das Heft des klimapolitischen Handelns in die Hand nehmen. Die wissenschaftlichen Ergebnisse des Weltklimarates sind ein erneuter Schuss vor den Bug all jener, die eine ambitionierte Klimaschutzpolitik weiter auf morgen verschieben wollen", erklärt Eva Bulling-Schröter, energie- und klimapolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Abschlussbericht des Weltklimarats. Eva Bulling-Schröter weiter:



"Der Klimawandel ist menschengemacht und die Menschheit muss das fossile Zeitalter so schnell wie möglich hinter sich lassen. Die Klimaforscher haben klar gemacht, dass ein Weitermachen wie bisher schwerwiegende Folgen hat. Die Auswirkungen des Klimawandels sind nicht nur im reichen Norden zu spüren, die Menschen im globalen Süden leiden besonders stark unter Dürren, Ernteausfällen und Krankheiten. Große Unternehmen, ob staatlich oder privat, müssen darum endlich in die Verantwortung genommen werden, denn zwei Drittel der durch Menschen verursachten Treibhausgas-Emissionen seit der industriellen Revolution gehen auf das Konto von nur 90 Global Players.



Der fünfte IPCC-Sachstandsbericht weist auf die Tatsache hin, dass ab sofort zusätzliche Maßnahmen zur Minderungen des Klimakillers CO2 dringend nötig sind und weit über die heute bereits ergriffenen hinausgehen müssen. Ansonsten wird die globale Erwärmung bis zum Ende des 21. Jahrhunderts weltweit zu irreversiblen Klimafolgen führen, sogar dann, wenn Anpassungsmaßnahmen ergriffen würden.



Hierzu bringt DIE LINKE einen Antrag in den Bundestag ein, der die Festlegung des Treibhausgases CO2 als Umweltschadstoff und den nationalen Kohleausstieg bis spätestens 2040 fordert."
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Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 549


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Dienstag, 04. November 2014, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr



1. Auslandseinsätze deutscher Polizisten


2. Ausbaupotential bei schnellem Internet






1. Auslandseinsätze deutscher Polizisten



Innenausschuss/Öffentliche Anhörung



Berlin: (hib/HAU) Auslandseinsätze bei internationalen Friedensmissionen sind für deutsche Polizisten nicht unbedingt karrierefördernd. Zu dieser Einschätzung gelangten die Experten bei einer gemeinsamen öffentlichen Anhörung des Innenausschusses und des Unterausschusses "Zivile Krisenprävention" am Montag.



Derzeit, so sagte Mechthild Baumann, Leiterin des Instituts für Migrations- und Sicherheitsstudien Berlin, seien 194 deutsche Polizisten im Ausland im Dienst. Zugesagt hatte die Bundesregierung im Jahr 2000, bis zu 910 Polizeikräfte für internationale Polizeikontingente zur Verfügung zu stellen. Als Gründe für diese Diskrepanz führte Baumann unter anderen fehlenden politischen Willen an. Es gebe Bundesländer, die sich geweigert hätten, Polizisten ins Ausland zu schicken. Ein weiterer Grund seien fehlende Sprachkenntnisse bei den an einer Auslandsverwendung interessierten Polizisten. Zudem gebe es Probleme bei der Rückkehr in die Dienststelle in Deutschland. So würden die Einsätze oftmals - auch von Vorgesetzten - geringschätzig als "Urlaub" bezeichnet. Dass Auslandeinsätze nicht gerne gesehen würden habe aber auch damit zu tun, dass die zurückgebliebenen Kollegen den Verlust ausgleichen müssten, da es keinen Ersatz gebe.



Der Bundespolizei fehle es beim Thema Auslandsverwendung an einem richtigen Konzept, räumte auch Markus Ritter von der Bundespolizeidirektion Flughafen Frankfurt am Main ein. Für die Karriere in Deutschland sei eine einmalige Auslandsverwendung gerade noch so tragbar. "Wer mehr machen will, kickt sich da raus", sagte er. Im Interesse effektiver Arbeit bei den Einsätzen brauche man aber Leute, "die kontinuierlich aufgebaut werden". Ebenfalls hinderlich sei, dass die Verwendung jeweils nur ein Jahr gehen dürfe. Dies habe die Folge, dass deutsche Polizisten bei den internationalen Einsätzen gegenüber Polizisten, die bis zu drei Jahre dabei bleiben können, ins Hintertreffen gerieten.



Mit der Beschränkung auf eine Einsatzdauer von zwölf Monaten schütze man die Polizisten, die sich eben nicht im Urlaub sondern auf anstrengenden und teils gefährlichen Einsätzen befänden, sagte Dieter Wehe, Vorsitzender der Bund/Länder-Arbeitsgruppe "Internationale Polizeieinsätze". Seiner Ansicht nach ist es für die Polizei durchaus verkraftbar, weitere Kräfte für internationale Einsätze abzuordnen. Probleme gebe es hingegen bei hochspezialisierten Kräften, wie etwa jenen zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, "weil wir die auch hier brauchen", sagte Wehe. Ebenfalls schwierig sei es, Führungskräfte abzuordnen.



Bundespolizei-Vertreter Ritter hatte zuvor davon berichtet, dass andere europäische Länder die Führungspositionen bei den Auslandeinsätzen auch mit gerade pensionierten Polizisten besetzen würden. Deutschland tue das nicht. "Dadurch wird Potenzial verschenkt", sagte Ritter.



Es gebe 13.500 UN-Polizisten, sagte Stefan Feller, Leitender Polizeiberater beim Generalsekretär der Vereinten Nationen und damit Chef der UN-Polizisten. Lediglich 24 Polizisten seien aus Deutschland abgeordnet. Aus der Sicht Fellers ist es Aufgabe der Politik, durch den Etat deutlich zu machen, ob man Auslandeinsätze der Polizei wolle oder nicht. Mit Blick auf Deutschland sagte er: "Das muss mehr sein." Bei der Frage der Dauer der Einsätze plädierte Feller für eine Standzeit von zwei Jahren statt nur zwölf Monaten. Dies wäre für die Projekte förderlich.



Eine Nachbereitung der Einsätze von Polizisten gemeinsam mit zivilen Experten regte Tobias Pietz vom Zentrum für Internationale Friedenseinsätze (ZIF) an. Reine Polizeieinsätze gebe es ohnehin nicht mehr. Es handle sich vielmehr um multidimensionale Einsätze, bei denen es zivile, polizeiliche, militärische und Anteile der Entwicklungszusammenarbeit gebe.



*


2. Ausbaupotential bei schnellem Internet



Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort



Berlin: (hib/MIK) In Sachsen-Anhalt haben 98,8 Prozent aller Haushalte einen Internetanschluss mit einer Geschwindigkeit von mindestens einem Mbit/s. 32,3 Prozent aller Haushalte haben in diesem Bundesland einen Anschluss mit einer Geschwindigkeit von mehr als 50 Mbit/s. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (18/2804) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/2781) hervor. Im Vergleich dazu haben im gesamten Bundesgebiet 99,9 Prozent einen Internetanschluss mit einer Geschwindigkeit von mehr als einem Mbit/s und 64,1 Prozent aller Haushalte mit mehr als 50 Mbit/s.



*



Quelle:


Heute im Bundestag Nr. 549 - 4. November 2014 - 09.45 Uhr


Herausgeber: Deutscher Bundestag


PuK 2 - Parlamentskorrespondenz


Platz der Republik 1, 11011 Berlin


Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191


E-Mail: mail@bundestag.de


Internet: www.bundestag.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2014



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →PARLAMENT → FAKTEN





BUNDESTAG/4683: Heute im Bundestag Nr. 548 - 03.11.2014
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1. Disput um Leistungen für Asylbewerber


2. Endlager-Gesetz im Fokus






1. Disput um Leistungen für Asylbewerber



Ausschuss für Arbeit und Soziales (Anhörung)



Berlin: (hib/CHE) Die geplanten Änderungen des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) durch einen Gesetzentwurf (18/2592) der Bundesregierung stoßen bei Experten zwar auf grundsätzliche Zustimmung. In einer Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales am Montagnachmittag plädierte die Mehrheit der geladenen Sachverständigen aber zugleich für Korrekturen zum Beispiel bei der Gesundheitsversorgung. Thema der Anhörung waren neben dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, der eine deutliche Anhebung der Leistungen für Asylbewerber aber zugleich ein Festhalten am Sachleistungsprinzip vorsieht, auch ein Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen (18/2736) und ein Antrag (18/2871) der Linken. Darin setzen sich die Oppositionsfraktionen für eine Abschaffung des AsylbLG ein.



Jörg Süshardt, Vertreter der Stadt Dortmund, kritisierte die bisherigen und die geplanten Regelungen zur Gesundheitsversorgung der Flüchtlinge als zu umständlich. Die Kommunen "spielen gezwungenermaßen Krankenkasse", denn alle Behandlungen, die nicht akut seien, müssten beantragt werden, dies binde sehr viele Ressourcen in der Verwaltung, betonte er. Thorsten Schönherr von der AOK Bremen/Bremerhaven lobte das "Bremer Modell", das jeden Asylbewerber mit einer Gesundheitskarte ausstattet. So könnten die Leistungen direkt abgerufen und für die Asylbewerber ein "größtmögliches Maß an Normalität" ermöglicht werden, sagte Schönherr. Georg Classen vom Flüchtlingsrat Berlin zählte eine Vielzahl von Fällen auf, in denen Asylbewerbern dringend nötige, zum Teil überlebenswichtige medizinische Behandlungen verwehrt worden seien. "Das darf nicht sein", sagte er. Bereits in seiner schriftlichen Stellungnahme hatte Classen geäußert, die vom AsylbLG vorgesehene "Minimalmedizin" fördere aufgrund unklarer Maßgaben "Behördenwillkür" und verstoße gegen das Menschenrecht auf Gesundheit. Kerstin Becker vom Deutschen Roten Kreuz betonte, die medizinische Sonderbehandlung von Asylbewerbern führe zu einer oft vermeidbaren "Chronifizierung von Krankheiten". Eine Integration der Betroffenen in das System der gesetzlichen Krankenversicherung sei "längst überfällig", sagte sie.



Die Forderung der Oppositionsfraktionen nach einer sofortigen Integration aller Asylbewerber in das System der Sozialgesetzbücher bewerteten die Experten unterschiedlich. Ursula Gräfin Praschma vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) betonte, es sei sehr sinnvoll, am bisherigen Prinzip des "Alles unter einem Dach" festzuhalten. Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf erfülle die Anforderungen einer Sicherung des menschenwürdigen Existenzminimums und berücksichtige die besondere Situation von Asylsuchenden, indem der existenznotwendige Bedarf an Geld- und Sachleistungen gesichert werde. Das BAMF warnte in seiner Stellungnahme zugleich davor, dass die Leistungen des AsylbLG nicht dazu dienen dürften, "Anreize für Wanderungsbewegungen" zu setzen. Auch Verena Göppert vom Deutschen Städtetag warnte vor "gravierenden finanziellen Folgen", die eine sofortige Integration der Asylsuchenden in das Zweite Sozialgesetzbuch für die Kommunen bedeuten würde. Auch müsse man sich gut überlegen, ob es sinnvoll sei, bei den Betroffenen sofort mit einer arbeitsmarktpolitischen Integration zu beginnen, gab Göppert zu Bedenken. Ihrer Ansicht nach entstünden schon durch die von der Regierung geplante Verkürzung der Wartezeit von 48 auf 15 Monate für den Bezug von Leistungen nach dem Zwölften Sozialgesetzbuch "erhebliche Mehrkosten vor allem im Gesundheitsbereich". Während der Deutsche Städtetag und der Deutsche Landkreistag in ihrer gemeinsamen Stellungnahme betonen, das AsylbLG tauge nicht als Instrument der Zuwanderungspolitik, forderten die Vertreter von DRK, Flüchtlingsrat Berlin und der Stadt Dortmund dagegen eine sofortige Integration der Asylsuchen auch in die arbeitsmarktpolitischen Instrumente des Zweiten Sozialgesetzbuches, um die Integration der Betroffenen zu beschleunigen. Reiner Höft-Dzemski vom Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge hielt den Gesetzentwurf der Bundesregierung statt dessen für eine "sachlich angemessene" Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts von 2012. D arin hatten die Richter das AsylbLG für unvereinbar mit dem Grundrecht auf Gewährung eines menschenwürdigen Existenzminimums bezeichnet.



*


2. Endlager-Gesetz im Fokus



Endlager-Kommission (Anhörung)



Berlin: (hib/SCR) Mehrere Experten haben bei einer Anhörung zur Evaluierung des Standortauswahlgesetzes (StandAG) in der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe (Endlager-Kommission) am Montagmittag Zweifel an einzelnen Aspekten der Verfahrensausgestaltung in dem Gesetz angemeldet. In der Kritik stand unter anderem das im Gesetz vorgesehene Verfahren, nach dem der Bundestag vor allem per Gesetzesbeschluss die Auswahl des Standortes entscheiden soll. Ullrich Wollenteit von der Kanzlei Günther stellte die Verfassungsmäßigkeit der Regelung in Frage. Das Verfahren habe "gravierende Auswirkungen auf den Rechtsschutz", denn ein Gesetzesbeschluss könne nur per Verfassungsbeschwerde angegriffen werden. Laut Olaf Däuper von der Kanzlei Becker Büttner Held folge daraus, dass nur ein beschränkter Kreis von Personen beschwerdeberechtigt sein werde, Umweltverbände etwa hätten kein Klagerecht. Zudem sei der Prüfungsmaßstab auf die Verfassung begrenzt, während bei der Alternative - eine Verwaltungsentscheidung - auch einfache Gesetze herangezogen werden könnten. Bettina Keienburg von der Kanzlei Kümmerlein verwies zudem darauf, dass durch eine gesetzliche Standortfestlegung auch europarechtliche Probleme in Hinblick auf den Rechtsschutz bei der Umweltverträglichkeitsprüfung auftreten könnten.



Marc André Wiegand von der Universität Leipzig problematisierte die Art der Einbindung der Öffentlichkeit. Das Gesetz sehe eine breite Öffentlichkeitsbeteiligung vor. Allerdings könne eine Verletzung dieser Vorschriften kaum gerügt werden, da sie nicht in rechtlich anfechtbare Verwaltungsentscheidungen, sondern in praktisch unangreifbare Gesetzentwürfe mündeten. Hans Peter Bull, emeritierter Professor von der Universität Hamburg, hingegen hob die Vorteile des gewählten Verfahrens im Kontrast etwa zu einem Planfeststellungsverfahren hervor. Der Gesetzgeber habe eine "höhere Legitimation". Zudem dürfe sich die Politik - auch unter Beteiligung der Öffentlichkeit und Wissenschaft - nicht aus der Verantwortung entfernen, sondern müsse Entscheidungskompetenzen nutzen.



In der Frage der Kostenbeteiligung der Atomkonzerne bei der Standortsuche gingen die Meinungen auseinander. Hans-Wolfgang Arndt, emeritierter Professor von der Universität Mannheim, bezweifelte die Verfassungsmäßigkeit der Regelung, nach der die Kernkraftbetreiber über ein Umlageverfahren die Standortsuche finanzieren sollen. Johannes Hellermann, Professor an der Universität Bielefeld, bejahte die grundsätzliche Rechtmäßigkeit des Verfahrens. Zu klären sei allerdings, welche Kosten genau umgelegt werden können.



Auch die Frage nach der Einbeziehung von Gorleben in die Standortsuche war Thema der Expertenausführungen. Laut StandAG wird Gorleben nicht ausgeschlossen, allerdings wurde ein Erkundungsstopp ausgesprochen. Laut Ullrich Wollenteit hätte Gorleben im Gesetz aber ausgeschlossen werden müssen, um eine Vorentscheidung auf diesen Standort zu vermeiden. Herbert Posser von der Kanzlei Freshfields Bruckhaus Deringer kritisierte hingegen, dass der Erkundungsstopp auf einer unzulässigen Prämisse im StandAG beruhe, nämlich die Annahme, dass ohne Erkundungsstopp trotz Neuanfang der Standortsuche eine Vorfestlegung geschehe. Der Erkundungsstopp sei folglich nicht rechtmäßig. Die Einbeziehung Gorlebens wurde auch von Helmut Röscheisen vom Deutschen Naturschutzring kritisch hervorgehoben. Grundsätzlich müsse zudem die Öffentlichkeitsbeteiligung verbessert werden. Röscheisen mahnte eine zügige Überarbeitung des Gesetzes an, um die "fundamentalen Konstruktionsfehler" auszuräumen.



Vor Beginn der eigentlichen Anhörung hatte die Ko-Vorsitzende der Kommission, Ursula Heiner-Esser, Kritik an mehreren Verbänden geübt, die öffentlich ihre Teilnahme an der Anhörung abgelehnt hatten. Hubertus Zdebel (Die Linke) verteidigte die Absage der Verbände hingegen mit Verweis auf die grundsätzliche Skepsis, mit der die Verbände die Kommission seit Anbeginn begleitet hätten.



*
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Deutscher Bundestag
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1. Flüchtlingsheime in Gewerbegebieten


2. OSZE als Vermittler im Ukraine-Konflikt


3. Kooperation von EU und Nato mit Kolumbien






1. Flüchtlingsheime in Gewerbegebieten



Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (Anhörung)



Berlin: (hib/JOH) Zahlreiche Sachverständige haben sich am Montagnachmittag im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit gegen eine von der Bundesregierung geplante Änderung des Baugesetzbuches ausgesprochen, mit der die Unterbringung von Flüchtlingen ab 2015 auch in Gewerbegebieten und Außenbereichen von Siedlungen ermöglicht werden soll. Initiiert hatte der Bundesrat das Vorhaben durch einen Gesetzentwurf (18/2752), der eine zeitlich befristete Änderung des Bauplanungsrechts vorsah. Der Bundestag stimmt am Donnerstagnachmittag darüber ab.



In der öffentlichen Anhörung sahen viele Experten die geplante Neuregelung als nicht geeignet an, um die Unterbringung von Flüchtlingen angemessen zu organisieren. So betonte etwa Tine Fuchs vom Deutschen Städte- und Handelskammertag e.V., es gehe nicht allein darum, Flüchtlinge unterzubringen, sondern es sei auch wichtig, sie in die Gesellschaft zu integrieren. Flüchtlinge sollten daher am besten in Wohnungen in zentraler Lage untergebracht werden. Um Wohnraum zu schaffen, sei der Ausbau der Städtebauförderung das Mittel der Wahl, um die Probleme bei der Unterbringung mittel- und langfristig zu lösen, argumentierte Fuchs.



Katharina Stamm von der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) sprach sich ebenfalls dafür aus, Asylsuchende nach dem Erstaufnahmeverfahren möglichst in eigenen Wohnungen unterzubringen. Dies ermögliche die gesellschaftliche Teilhabe von Anfang an. Stamm wies zudem darauf hin, dass das geltende Bauplanungsrecht bereits jetzt Spielräume in unterschiedlichen Baugebieten zur Unterbringung von Flüchtlingen zulasse. So gebe es bereits Gemeinschaftsunterkünfte in Gewerbegebieten oder im Außenbereich. Die Erfahrungen damit zeigten jedoch, dass eine Unterbringung an ungeeigneten Standorten "zu Desintegration und Ausgrenzung der Bewohner" führe. Eine bundesweite Regelung zur Erleichterung von Bauvorhaben in Gewerbegebieten und im Außenbereich lehnte Stamm daher trotz der angespannten Unterbringungssituation ab. Stattdessen forderte auch sie die Wiederbelebung des sozialen Wohnungsbaus "mit modernen Konzepten".



Nach Ansicht von Katharina Vogt vom AWO Bundesverband e.V. ist die Überlegung einer ausnahmsweise möglichen Unterbringung von Asylbewerbern in Gewerbegebieten "nur schwer in Einklang zu bringen mit der Zielsetzung der neuen Willkommenskultur, die auf Respekt und Anerkennung aller neu Angekommenen aufbauen muss". Sie forderte, Flüchtlinge in einem Umfeld unterzubringen, das Stigmatisierung und Re-Traumatisierung vermeidet. Unter anderem müsse die Aufnahme von Flüchtlingen in Privatwohnungen erlaubt werden, "bei ausreichender sozialer Betreuung und gesicherter Beratung". Die dauerhafte Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften könne allenfalls befristet eine Lösung sein, Flüchtlingsunterkünfte in Industriezonen, Gewerbegebieten und Randlagen seien ungeeignet.



Vogt forderte zudem die Schaffung bundesweit verbindlicher Standards im Hinblick auf Art und Qualität der Unterkünfte. So müssten diese ausreichend in die Infrastruktur eingebunden sein, Kinder und Jugendliche müssten Kindertageseinrichtungen und Schulen gut erreichen können.



Auch Hendrik Cremer vom Deutschen Institut für Menschenrechte mahnte an, dass der Staat bei der Standortbestimmung von Flüchtlingsunterkünften die Rechte der Betroffenen in den Blick nehmen müsse. Wenn Gemeinschaftsunterkünfte künftig auch in Gewerbegebieten oder in Außenbereichen zulässig seien, bestehe die Möglichkeit, dass Menschen nicht nur vorübergehend, sondern über längere Zeiträume in der Abgeschiedenheit von Gewerbegebieten oder Stadträndern lebten.



Das Ziel, die Unterbringung von Flüchtlingen zeitnah und rechtssicher zu erleichtern und ihnen ein "Dach über dem Kopf zu geben", könne durch das Gesetzesvorhaben vermutlich erreicht werden, merkte Cremer an, "das Ziel menschenrechtskonformer Unterkünfte hingegen nicht".



Ben Rau vom Bayerischen Flüchtlingsrat äußerte die Befürchtung, dass das Gesetz die schwierige Situation in vielen deutschen Flüchtlingsunterkünften noch verschärfen werde. Schon jetzt seien viele "nicht geeignet". So hätten traumatisierte Flüchtlinge oft keine Orte der Ruhe und Privatsphäre. "Desintegration", warnte Rau zudem, führe zu wirtschaftlichen und sozialen Folgekosten, die am Ende die ganze Gesellschaft tragen müsse.



Eindeutig für den Gesetzentwurf sprachen sich in der Anhörung zwei Sachverständige aus, darunter Hilmar von Lojewski von der Bundesvereinigung kommunaler Spitzenverbände. Das Vorhaben ermögliche es den Kommunen, zeitnah und rechtssicher Unterkünfte für die Flüchtlinge zu schaffen, sagte er. Die Nutzung von Flächen in Gewerbegebieten und im Außenbereich von Siedlungen würde zudem nur "ultima ratio" sein. Es gehe nicht darum, Flüchtlinge von vornherein in diese Bereiche zu drängen, sondern die Zahl der verfügbaren Flächen für die Schaffung von Unterkünften zu erweitern. Vorzugsweise sollten Flüchtlinge immer möglichst dezentral beziehungsweise in Wohngebieten untergebracht werden.



Zur Kritik an der Unterbringung in Gewerbegebieten sagte von Lojewski, die meisten Gewerbegebiete in Deutschland hätten eine maximale Größe von 80 bis 12o Hektar. "Da kommt jeder fußläufig rein und wieder raus." Flüchtlinge seien also nicht völlig abgeschieden von einer Gemeinde und könnten Schulen, Bushaltestellen oder Supermärkte gut erreichen.



Rüdiger Junge von der Hamburger Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt bezeichnete die Neuregelungen aus Hamburger Sicht als "unverzichtbar". Er schilderte in der Anhörung die aufgrund der hohen Flüchtlingszahlen angespannte Lage in seiner Stadt. So werde Hamburg in diesem Jahr schätzungsweise 5.200 Flüchtlinge aufnehmen müssen, mehr als doppelt so viele wie noch 2012 und in den Jahren zuvor. Dazu kämen rund 1.050 minderjährige, unbegleitete Flüchtlinge. "Führt man sich diese Zahlen vor Augen, dann wird deutlich, dass die Bereitstellung von Unterkünften in Ballungszentren wie Hamburg mit einem ohnehin angespannten Wohnungsmarkt eine große Herausforderung darstellt", sagte Junge. Es sei daher notwendig, durch Erleichterungen im Baugesetzbuch geeignete Flächen für Unterkünfte "schneller, einfacher und rechtssicherer als bisher" zur Verfügung zu haben.



*


2. OSZE als Vermittler im Ukraine-Konflikt



Auswärtiges/Antwort



Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung betont die zentrale Rolle der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE) als Vermittler und Beobachter im Konflikt in der Ostukraine. "Die Option einer Friedensmission der Vereinten Nationen wird im VN-Sicherheitsrat, der hierüber entscheiden müsste und dem Deutschland derzeit nicht angehört, nicht diskutiert", heißt es in einer Antwort (18/2920) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18 2535). Zudem kündigt die Bundesregierung an, sich mit bis zu 20 Beamten der Bundes- und Landespolizei an einer zivilen Mission in der Ukraine im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU (GSVP) zu beteiligen. Diese "zivile nicht-exekutive GSVP-Mission wird die zuständigen ukrainischen Sicherheitsakteure bei der Ausarbeitung einer neuen Sicherheitsstrategie und deren Umsetzung unterstützen". Dabei liege der Blick auf umfassenden und stringenten Reformvorhaben mit dem Ziel der Schaffung rechtsstaatlicher Sicherheitsakteure. Ziel der Mission sei zudem, Vertrauen der Bevölkerung in die zivilen Sicherheitskräfte herzustellen.



Weiterhin nimmt die Bundesregierung Stellung zur Einfuhr von 16.000 SKS-Simonov-Gewehren aus der Ukraine in den Jahren 2012 und 2013, deren Weiterverkauf nach Kanada, Tschechien und in die Schweiz genehmigt wurde. Es gebe keine Anhaltspunkte dafür, dass die aus Deutschland ausgeführten halbautomatischen Gewehre aus den Empfängerländern nach Syrien oder in andere Drittstaaten weitergeleitet worden wären, heißt es in der Antwort. Die Bundesregierung habe vor der Erteilung der Genehmigung alle Möglichkeiten für eigene Erkenntnisse im Rahmen der Antragsprüfung ausgeschöpft. Sie habe keine Veranlassung gesehen, die Ausfuhr nach Kanada, in die Tschechische Republik und in die Schweiz, zu untersagen. Die Waffen seien zum Weiterverkauf auf dem Zivilmarkt der betreffenden Länder vorgesehen, die Ausfuhrgenehmigungen seien jeweils unter der Bedingung des Endverbleibs im Lande erteilt worden. "Die Bundesregierung prüft gleichwohl das gegenwärtige System der Endverbleibskontrolle im Hinblick auf Verbesserungsmöglichkeiten, auch vor dem Hintergrund entsprechender Diskussionen in einschlägigen internationalen Foren."



*


3. Kooperation von EU und Nato mit Kolumbien



Auswärtiges/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/AHE) Das in diesem Jahr geschlossene Rahmenabkommen zur Beteiligung Kolumbiens an Krisenbewältigungsoperationen der EU und der Kooperationsvertrag des südamerikanischen Landes mit der Nato sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (18/2926). Die Abgeordneten fragen unter anderem nach den politischen, geostrategischen und militärischen Gründen, die EU und Nato bewogen haben, diese Abkommen zu schließen sowie nach den geplanten konkreten Formen der Zusammenarbeit mit dem südamerikanischen Land.



*
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BUNDESTAG/4681: Heute im Bundestag Nr. 546 - 03.11.2014




Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 546


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Montag, 03. November 2014, Redaktionsschluss: 15.45 Uhr



1. Kooperationsverbot auf dem Prüfstand


2. Fachgespräch zur Versicherungsaufsicht


3. Ausgaben für Ärzte stetig gestiegen


4. Mehr Bildungsbeteiligung






1. Kooperationsverbot auf dem Prüfstand



/Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (Anhörung)



Berlin: (hib/ROL) Die von der Bundesregierung angestrebte Aufhebung des Kooperationsverbotes des Bundes mit den Ländern in der Wissenschaft stößt bei Experten auf ein positives Echo. Einigen der Sachverständigen ging dies während einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung am Montag zum "Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 91b)" (18/2710) jedoch nicht weit genug, sie forderten eine Aufhebung auch für den Bildungsbereich. Neben dem Gesetzentwurf der Bundesregierung lagen der Anhörung Anträge der Fraktionen Die Linke (18/588) und Bündnis 90/Die Grünen (18/2747) zugrunde.



Max-Emanuel Geis von der Universität Erlangen-Nürnberg riet dringend davon ab, im Rahmen eines Gesamtkonzeptes die Bildung mit zu integrieren. Das wäre auch zeitlich eine "Diskussion ad infinitum" und auch "dogmatisch" würde sich der Wissenschaftsbereich vom Bildungsbereich unterscheiden. Horst Hippler, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), betonte die geplante Aufhebung als "notwendigen ersten Schritt". Die Stärke des Hochschulsystems sei die Qualität und die Exzellenz in der Vielfalt. So könnten künftig zentrale bildungspolitische Ziele verfolgt werden, für die den Ländern allein die Finanzkraft fehle. Klaus Klemm von der Universität Duisburg-Essen machte aber auch deutlich, dass das Gesetz lediglich die Spitze stärke. Durch die Grundgesetzänderung werde thematisch nicht die frühkindliche Bildung, der Ganztagesbereich von Schulen, die Inklusion, der Bereich für Ausbildung, und die benötigten Schulplätze für Flüchtlinge angegangen.



Professor Wolfgang Löwer vom Institut für Öffentliches Recht der Universität Bonn warnte davor, die Verfassungsänderung auch für die Schulen durchzuführen. Aus staatsrechtlicher Sicht würde die Mitfinanzierung der Schulen durch den Bund die föderale Struktur verändern. Im Bildungsbereich solle man lieber über eine Neuregelung der Finanzströme zwischen Bund und Ländern nachdenken. Thomas May, Generalsekretär des Wissenschaftsrates (WR), sagte, dass die Länder auch aufgrund ihrer unterschiedlichen finanziellen Leistungsfähigkeit überfordert sein werden, ihr Wissenschaftssystem aus eigener Kraft zukunftssicher zu finanzieren.



Joybrato Mukherjee, Vizepräsident des Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) machte auf die internationalen Herausforderungen aufmerksam, vor denen die Hochschulen stünden. Aufstrebende Bildungsnationen wie Brasilien, China, Indien und Russland hätten ihre Ausgaben für den Wissenschaftsbereich massiv erhöht. Auch Staatssekretär Marco Tullner (CDU) vom Ministerium für Wissenschaft und Wirtschaft Sachsen-Anhalt und Vertreter der Kultusministerkonferenz (KMK), begrüßte im Hinblick auf die internationale Konkurrenz den Gesetzentwurf und dankte dem Bundesministerium für Bildung und Forschung für die Leistungen der letzten Jahre insgesamt. "Das ist eine gemeinsame Anstrengung und die Erfolge können sich ja durchaus sehen lassen", sagte der Vertreter der KMK und der Länder



Margrit Seckelmann vom Deutschen Forschungsinstitut für Öffentliche Verwaltung Speyer begrüßte das Gesetz als einen guten Schritt in die richtige Richtung. Da es keine Spitze ohne Breite gebe, plädierte sie für mehr Kooperation von Bund und Ländern in der Bildung. Auch Marlis Tepe, Vorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), plädierte für eine weitergehende Änderung des Artikels 91b und sprach von einem "Kooperationsgebot". Sie forderte, in den Gesetzentwurf den Bildungsbereich mit aufzunehmen.



*


2. Fachgespräch zur Versicherungsaufsicht



Finanzausschuss



Berlin: (hib/HLE) Ein öffentliches Fachgespräch zur "Umsetzung der gesetzlichen Normen und Ziele durch die Versicherungsaufsicht" hält der Finanzausschuss am Mittwoch, den 5. November 2014, ab. Das Fachgespräch findet im Paul-Löbe-Haus im Sitzungssaal 4.200 statt und beginnt um 12.00 Uhr.



Als Sachverständige sind geladen: Gabriel Bernardino (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung - EIOPA), Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Professor Meinrad Dreher (Johannes Gutenberg-Universität Mainz), Gesamtverband der deutschen Versicherungswirtschaft, Christoph Jurecka (ERGO Versicherungsgruppe AG), Professor Hans-Peter Schwintowski (Humboldt Universität Berlin) und Professor Fred Wagner (Institut für Versicherungswirtschaft e.V. an der Universität Leipzig).



Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail (finanzausschuss@bundestag.de) sowie der Nummer ihres Personaldokuments anzumelden. Zur Sitzung muss das Personaldokument mitgebracht werden.



*


3. Ausgaben für Ärzte stetig gestiegen



Gesundheit/Antwort



Berlin: (hib/PK) Die Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für die ambulante vertragsärztliche Versorgung sind in den vergangenen Jahren stetig gestiegen. So erhöhte sich der Betrag von rund 30,488 Milliarden Euro im Jahr 2008 auf rund 36,197 Milliarden Euro 2013, wie aus der Antwort der Bundesregierung (18/2987) auf eine Kleine Anfrage (18/2827) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervorgeht.



Der relative Anteil der Ausgaben für die vertragsärztliche Versorgung an den ambulanten Gesamtkosten blieb in den Jahren seit 2008 mit Werten zwischen 33,3 und 34,0 Prozent allerdings recht konstant. Die absoluten Ausgaben der GKV für die gesamte ambulante Versorgung erhöhten sich den Angaben zufolge von rund 91,615 Milliarden Euro im Jahr 2008 auf 108,143 Milliarden Euro 2013. Die Krankengeld- und Krankenhausausgaben sind hier nicht enthalten.



Kontinuierlich gestiegen sind seit 2008 auch die durchschnittlichen Bruttoeinkommen der im Gesundheitswesen beschäftigten Vollzeitmitarbeiter, und zwar von 3.514 Euro pro Monat im Jahr 2008 auf 3.992 Euro im Jahr 2013.



*


4. Mehr Bildungsbeteiligung



Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung



Berlin: (hib/ROL) Der Bildungsbericht 2014 zeigt abermals eine Steigerung der Bildungsbeteiligung und des Bildungsstands der Bevölkerung in Deutschland. Dies sei Folge einer Vielzahl positiver Entwicklungen über alle Bildungsbereiche hinweg, die sich in den letzten Jahren verstetigt haben, schreibt die Bundesregierung in ihrer Unterrichtung zum fünften nationalen Bildungsbericht (18/2990). Die Beteiligung der unter 3-Jährigen an frühkindlicher Bildung, Betreuung und Erziehung habe sich in Westdeutschland seit 2006 verdreifacht und habe im März 2013 deutschlandweit bei 29 Prozent gelegen. Nach wie vor gebe es große Unterschiede zwischen dem Westen und Osten Deutschlands: Im Westen hat diese Zahl 2013 bei 24 Prozent gelegen, im Osten bei 50 Prozent. Die Bundesregierung setzt sich zum Ziel, frühkindliche Betreuung und Bildung weiter auszubauen. Bei den 3- bis unter 6-Jährigen betrage die Bildungsbeteiligung insgesamt 94,1 Prozent. Das Angebot schulischer Ganztagsbetreuung nehme ebenfalls weiter zu. 2012 hätten 56 Prozent aller Schulen Ganztagsangebote gehabt. Auch diese sollen ausgebaut werden, wobei der qualitativen Gestaltung des Ganztagsbetriebs und der Verlässlichkeit von Ganztagsangeboten mehr Aufmerksamkeit zukommen soll.



Immer weniger Schüler verlassen zudem laut Bildungsbericht die Schule ohne Hauptschulabschluss. Ihr Anteil sei von acht Prozent im Jahre 2006 auf 5,9 Prozent 2012 gesunken. Die Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt habe sich in den letzten Jahren verbessert. Darüber hinaus sei mit 257.600 Anfängern im Übergangssystem 2013 ein neuer Tiefststand erreicht. Die Bundesregierung betont, dass die Maßnahmen systematisiert werden müssten. Ungebrochen sei der Trend zum Erwerb der Fachhochschul- und allgemeinen Hochschulreife. Mittlerweile verfüge mehr als jeder zweite Schulabsolvent über eine Hochschulzugangsberechtigung. Die Anzahl der Studienanfänger übersteige bei weitem die von Bund und Ländern gesetzte Zielmarke von 40 Prozent und habe 2012 bei 51,4 Prozent gelegen. Bei erstmals höheren Studienanfängerzahlen als Anfängern in der dualen Ausbildung müsse das Verhältnis von Hochschulbildung und beruflicher Bildung neu austariert werden, schreibt die Bundesregierung.



Trotz leichter Erfolge beim Abbau sozialer Disparitäten im schulischen Kompetenzerwerb bleibe außerdem weiterhin eine soziale Ungleichheit bei der Bildungsbeteiligung bestehen. In Deutschland sei fast jedes dritte Kind von mindestens einer Risikolage wie Bildungsarmut, materieller Armut oder Arbeitslosigkeit im Elternhaus betroffen, die sich negativ auf den Bildungserfolg auswirke. Dies gelte besonders für Kinder mit Migrationshintergrund.



*
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BUNDESTAG/4680: Heute im Bundestag Nr. 545 - 03.11.2014




Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 545


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Montag, 03. November 2014, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr



1. Öffentliche Anhörung zu Bahninvestitionen


2. Darfur-Einsatz soll fortgesetzt werden


3. Europäische Fluggastdatensammlung


4. Arbeit darf Erziehung nicht gefährden


5. Mehrere Jobs gleichzeitig


6. Arbeitsförderung durch Jobcenter






1. Öffentliche Anhörung zu Bahninvestitionen



Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur



Berlin: (hib/MIK) Die Fortschreibung der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV) zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Bahn AG ist Thema einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur am Mittwoch, 5. November 2014.



Die LuFV ist das zentrale Instrument zur Finanzierung von Investitionen zum Erhalt des Schienennetzes. Sie umfasst derzeit ein Volumen von drei Milliarden Euro pro Jahr, wozu der Bund etwa 2,5 Milliarden Euro und die Eisenbahninfrastrukturunternehmen eine halbe Milliarde Euro beisteuern. Die Laufzeit der ersten LuFV reichte ursprünglich von 2009 bis 2013 und wurde mit Nachtrag vom 6. September 2013 um zwei Jahre verlängert. Von den Mitteln des Bundes müssen pro Jahr durchschnittlich 195 Millionen Euro in Maßnahmen zum Aus- und Neubau von Nahverkehrsinfrastruktur verwendet werden. Diese Maßnahmen legen die Eisenbahninfrastrukturunternehmen einvernehmlich mit den Ländern fest.



Als Gegenleistung für den Erhalt der Bundesmittel weisen die Eisenbahninfrastrukturunternehmen einen Mindestbetrag für Investitionen und Instandhaltung nach. Des Weiteren müssen sie definierte Qualitätsziele erfüllen. Bei Verfehlen dieser Ziele fallen Vertragsstrafen an.



Die Bundesregierung verhandelt derzeit mit der Deutschen Bahn AG und den drei Eisenbahninfrastrukturunternehmen DB Netz AG, DB Station&Service AG und DB Energie GmbH über eine zweite LuFV. Beteiligt daran sind auch das Eisenbahn-Bundesamt und der Bundesrechnungshof. Ziel ist es, die LuFV II noch in diesem Jahr fertigzustellen. Sie soll eine Laufzeit von fünf Jahren ab dem 1. Januar 2015 haben.



Als Sachverständige hat der Ausschuss eingeladen: Professor Christian Böttger, Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, Dirk Flege, Allianz pro Schiene, Gerald Hörster, Eisenbahn-Bundesamt, Volker Kefer, Deutsche Bahn AG, Professor Ronald Pörner, Verband der Bahnindustrie in Deutschland (VDB), André Wichmann, Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) und Axel Zentner vom Bundesrechnungshof.



Die Anhörung beginnt um 11 Uhr im Paul-Löbe-Haus, Sitzungssaal E. 600, und soll gegen 13 Uhr enden. Besucher können sich beim Ausschuss unter Angabe des Vor- und Zunamens sowie des Geburtsdatums anmelden (E-Mail: verkehrsausschuss@bundestag.de).



*


2. Darfur-Einsatz soll fortgesetzt werden



Auswärtiges/Antrag



Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will die Beteiligung der Bundeswehr an der UNAMID-Operation von Afrikanischer Union (AU) und den Vereinten Nationen (UN) in Darfur fortsetzen. "Trotz umfangreicher Bemühungen der internationalen Gemeinschaft, den Konflikt in der Region Darfur im Sudan beizulegen, ist es bisher nicht gelungen, einen dauerhaften und nachhaltigen Frieden zu etablieren", heißt es in einem Antrag der Bundesregierung (18/3006). Es komme nach wie vor sowohl zu bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen Rebellengruppen und staatlichen Streitkräften sowie regierungsnahen Milizengruppen als auch zu intrakommunaler Gewalt zwischen verschiedenen Ethnien. Das Doha-Friedensabkommen von 2011 und der im Januar 2014 durch die sudanesische Regierung begonnene nationale Dialog hätten zudem bisher nicht ausreichend zu einer Lösung des Konflikts beigetragen. "Zur Beilegung des Konflikts ist die weitere Präsenz der internationalen Gemeinschaft unverzichtbar", schreibt die Bundesregierung.



Mit der Sicherheitsratsresolution 2148 (2014) sei eine "Refokussierung" der Aufgaben von UNAMID beschlossen worden. Priorität hätten nunmehr "der Schutz von Zivilpersonen, die Erleichterung der Bereitstellung humanitärer Hilfe und die Sicherheit des humanitären Personals, die Vermittlung zwischen der Regierung Sudans und den bewaffneten Bewegungen, die das Doha-Dokument nicht unterzeichnet haben, die Unterstützung der Vermittlungsbemühungen in Konflikten zwischen Bevölkerungsgruppen, einschließlich Maßnahmen zur Bekämpfung ihrer tieferen Ursachen, in Zusammenarbeit mit dem Landesteam der Vereinten Nationen".



Konkret soll sich die Bundeswehr bei der Wahrnehmung von "Führungs-, Verbindungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben" beteiligen sowie bei der technischen Ausrüstung und Ausbildung truppenstellender Nationen helfen. Die Zusatzausgaben für den Einsatz von bis zu 50 Soldaten längstens bis zum 31. Dezember 2015 sollen laut die Regierung rund 0,5 Millionen Euro betragen.



*


3. Europäische Fluggastdatensammlung



Inneres/Antwort



Berlin: (hib/STO) Um die "Einrichtung eines europäischen Systems zur Sammlung von Fluggastdaten ('Passanger Name Records' - PNR)" geht es in der Antwort der Bundesregierung (18/2972) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18/2614). Wie die Regierung darin ausführt, hat der Europäische Rat (ER), zusammengesetzt aus den Staats- und Regierungschefs aller EU-Staaten sowie den Präsidenten des ER und der Europäischen Kommission, in den Schlussfolgerungen seiner Tagung vom 30. August 2014 "einvernehmlich den Rat und das Europäische Parlament ersucht, die Arbeiten an dem Richtlinien-Vorschlag zur Sammlung von PNR-Daten vor Jahresende abzuschließen".



In der Vorlage verweist die Regierung darauf, dass rückkehrende Dschihadisten die innere Sicherheit der EU bedrohten. Ein Element, um dieser Bedrohung zu begegnen, sei das Aufspürgen verdächtiger Reisebewegungen. "Hierzu könnten PNR-Daten wichtige Dienste leisten, indem sie unter anderem die Feststellung von Reisebewegungen von terrorismusverdächtigen Personen und Rückschlüsse auf ihren Aufenthalt in Terrorcamps oder Kampfgebieten ermöglichen, was angesichts der aktuellen Krise im Nahen Osten von Bedeutung sein kann", heißt es in der Antwort weiter. Die Arbeiten an der EU-Richtlinie zur Einrichtung eines EU-PNR-Systems sollten nach den erwähnten Schlussfolgerungen des Europäischen Rates "zeitnah fortgesetzt werden, wobei Deutschland sich weiterhin für Verbesserungen insbesondere im Bereich des Datenschutzes einsetzen wird".



*


4. Arbeit darf Erziehung nicht gefährden



Arbeit und Soziales/Antwort



Berlin: (hib/CHE) Für alleinerziehende Arbeitslosengeld-II-Empfänger ist die Annahme eines Jobangebots nur zumutbar, wenn die Arbeit die Erziehung des Kindes nicht gefährdet. Das stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (18/2965) auf eine Kleine Anfrage (18/2726) der Fraktion Die Linke klar. Die Erziehung eines Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet hat, sei in der Regel nicht gefährdet, wenn die Betreuung durch eine Tageseinrichtung oder auf sonstige Weise sichergestellt werde. Es werde jedoch immer im Einzelfall durch die Jobcenter geklärt, ob eine Betreuung des Kindes durch den anderen Elternteil, Großeltern oder andere geeignete Betreuungseinrichtungen sichergestellt sei, betont die Regierung.



*


5. Mehrere Jobs gleichzeitig



Arbeit und Soziales/Antwort



Berlin: (hib/CHE) Im Jahresdurchschnitt 2013 waren rund 7,6 Millionen Menschen in Deutschland als geringfügig Beschäftigte registriert. Das geht aus der Antwort (18/2949) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (18/2649) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hervor. Nach den Angaben der Regierung waren 61 Prozent der geringfügig Beschäftigten Frauen und 39 Prozent Männer, 16 Prozent hatten keinen Berufsabschluss. Seit dem Jahr 2003 habe es eine deutliche Verschiebung von ausschließlich ausgeübter zu geringfügiger Beschäftigung im Nebenerwerb gegeben. Dieser Anteil sei von 20 Prozent im Dezember 2003 auf 32 Prozent im Dezember 2013 gestiegen. Knapp neun Prozent (2,6 Millionen) der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Deutschland hätten im Dezember 2013 in mehreren Jobs gleichzeitig gearbeitet, die meisten von ihnen zusätzlich in einer geringfügig entlohnten Beschäftigung. Diese Mehrfachbeschäftigung komme bei Frauen (10,4 Prozent) häufiger als bei Männern (7,2 Prozent) vor, schreibt die Bundesregierung.



*


6. Arbeitsförderung durch Jobcenter



Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage (18/2975) zu Arbeitsförderungsmaßnahmen durch staatliche berufsbildende Schulen und Jobcenter gestellt. Unter anderem will sie von der Bundesregierung wissen, wer bereits als Träger staatlicher berufsbildender Schulen und als "fachkundige Stelle" zugelassen ist, da laut Drittem Buch Sozialgesetzbuch Voraussetzung für solche Fördermaßnahmen eine Zulassung des Trägers wie auch der Maßnahme durch eine fachkundige Stelle ist. Die Abgeordneten fragen außerdem danach, welche Schulungen für Arbeitslosengeld-II-Empfänger die Arbeitsagenturen und Jobcenter mit eigenem Personal anbieten und ob dies rechtlich zulässig ist.



*
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BUNDESTAG/4679: Heute im Bundestag Nr. 544 - 03.11.2014




Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 544


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Montag, 03. November 2014, Redaktionsschluss: 10.25 Uhr



1. Öffentliche Anhörung zu EU-Handelsregister


2. Empfehlungen des NSU-Ausschusses


3. Fortsetzung bei UNMISS im Südsudan


4. Sperrcode-Überwindung bei Mobilfunkgeräten


5. Kormoranbestände in Deutschland sinken


6. Standards beim Bau von Großstaudämmen






1. Öffentliche Anhörung zu EU-Handelsregister



Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz



Berlin: (hib/JBB) Die Vernetzung der Handelsregister der EU-Mitgliedstaaten steht im Zentrum einer öffentlichen Anhörung des Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz des Bundestages am Mittwoch, den 5. November. Die Anhörung findet um 14 Uhr im Saal 2.600 des Paul-Löbe-Haus des Bundestages statt.



Grundlage der Anhörung ist ein Gesetzentwurf (18/2137) der Bundesregierung, mit dem diese die Richtlinie 2012/17/EU des Europäischen Parlamentes und des Europäischen Rates umsetzt. Mit dieser Richtlinie soll der grenzüberschreitende Zugang zu Unternehmensinformationen über das europäische Justizportal verbessert werden und die genauen Kanäle für die Kommunikation zwischen den nationalen Registern der Mitgliedstaaten über eine zentrale Europäische Plattform laufen. Diese drei Teile, die Register der Mitgliedstaaten, die zentrale Europäische Plattform und das europäische Justizportal, bilden laut der EU-Vorlage zukünftig gemeinsam das europäische System der Registervernetzung. Zusätzlich soll es eine einheitliche europäische Kennung für Kapitalgesellschaften geben.



Als Sachverständige eigeladen sind Ulrich Kühn, Richter am Amtsgericht München und Leiter des Registerrechts München, Hans-Michael Pott von der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK), Carsten Schmidt vom Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen und Oliver Vossius, Präsident des Deutschen Notarvereins.



Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich mit Namen, Vornamen und Geburtsdatum per E-Mail (rechtsausschuss@bundestag.de) beim Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz anzumelden.



*


2. Empfehlungen des NSU-Ausschusses



Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf



Berlin: (hib/JBB) Die Bundesregierung will die Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschuss des Bundestages für den Bereich der Justiz auf Bundesebene umsetzen. Dazu hat sie einen entsprechenden Gesetzentwurf (18/3007) vorgelegt.



Das Gesetz sieht vor, dass die Begründung der Zuständigkeit des Generalbundesanwalts vereinfacht wird und dieser frühzeitiger in Verfahren eingebunden wird, wenn sich Anhaltspunkte ergeben, dass seine Zuständigkeit in Betracht kommt. Zudem soll es bei Kompetenzstreitigkeiten zwischen Staatsanwaltschaften verschiedener Länder auf Antrag einer übernahme- oder abgabewilligen Staatsanwaltschaft zukünftig auch zu einem Sammelverfahren kommen. Über die konkreten Empfehlungen des Untersuchungsausschusses hinaus schlägt der Entwurf eine ausdrückliche Regelung vor, nach der "rassistische, fremdenfeindliche oder sonstige menschenverachtende Beweggründe und Ziele" bei der Strafzumessung berücksichtigt werden sollen.



*


3. Fortsetzung bei UNMISS im Südsudan



Auswärtiges/Antrag



Berlin: (hib/AHE) Die Beteiligung der Bundeswehr an der UN-Friedensmission im Südsudan (UNMISS) soll fortgesetzt werden. Trotz umfangreicher Aufbaubemühungen der internationalen Gemeinschaft habe der Südsudan seit seiner Unabhängigkeit 2011 noch keine ausreichende staatliche Verwaltung geschaffen, heißt es in einem Antrag der Bundesregierung (18/3005). Mit dem Beginn schwerer bewaffneter Auseinandersetzungen seit Dezember 2013 habe sich die Sicherheitslage in Teilen des Landes wieder verschärft.



Als Reaktion darauf habe der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen im Mai 2014 die Aufgaben der Mission refokussiert. Die wichtigste Änderung bestehe in der Priorisierung und Konkretisierung der Aufgaben zum Schutz der Zivilbevölkerung. "Dagegen sind Aufgaben in der Unterstützung des Staatsaufbaus, die einen Großteil des ursprünglichen Mandats umfassten, weitgehend weggefallen", schreibt die Bundesregierung. Neue Kernelemente des Mandats seien der Schutz der Zivilbevölkerung, die Beobachtung und Untersuchung von Verletzungen der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts, die Sicherstellung des Zugangs für humanitäre Hilfe und die Unterstützung bei der Umsetzung des Waffenstillstandsabkommens, das unter Schirmherrschaft der Regionalorganisation Intergovernmental Authority on Development (IGAD) ausgehandelt wurde.



Konkret soll sich die Bundeswehr bei der Wahrnehmung von "Führungs-, Verbindungs-, Beratungs- und Unterstützungsaufgaben" beteiligen sowie bei der technischen Ausrüstung und Ausbildung truppenstellender Nationen helfen. Die Zusatzausgaben für den Einsatz von bis zu 50 Soldaten längstens bis zum 31. Dezember 2015 beziffert die Bundesregierung auf rund eine Million Euro.



*


4. Sperrcode-Überwindung bei Mobilfunkgeräten



Inneres/Antwort



Berlin: (hib/STO) Im Bundeskriminalamt (BKA) werden laut Bundesregierung "zur Überwindung von Gerätesperrcodes bei Kommunikationsgeräten (Mobilfunkgeräten)" kommerziell verfügbare Software-Werkzeuge eingesetzt. Diese würden jedoch ausschließlich bei Mobilfunkgeräten angewendet, die zuvor im Rahmen von Ermittlungsverfahren bei strafprozessualen Maßnahmen unter Beachtung der damit verbundenen einschlägigen Rechtsvorschriften sichergestellt wurden, schreibt die Regierung in ihrer Antwort (18/2932) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (18/2613).



Danach verfügen die Behörden der Zollverwaltung über keine eigenen technischen Werkzeuge zum Auslesen, Erraten oder Knacken von Passwörtern von Internetdiensten. Im Bereich IT-Kriminaltechnik würden bei der Auswertung von Kommunikationsgeräten wie zum Beispiel Smartphones, die zuvor im Rahmen von Ermittlungsverfahren sichergestellt wurden, technische Werkzeuge zur Ermittlung von Passwörtern und der Überwindung von Gerätesperren eingesetzt.



Laut Bundesregierung hängt die Notwendigkeit zum Knacken oder Umgehen von Verschlüsselungen im Internet vom jeweiligen Einzelsachverhalt und dem Vorliegen der rechtlichen Voraussetzungen ab. Im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung wie etwa der Strafverfolgung seien im Einzelfall entsprechende Maßnahmen der Behörden im Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums unter Wahrung der gesetzlichen Voraussetzungen zu treffen.



Der Vorlage zufolge nimmt der Anteil digitaler Speichermedien an beschlagnahmten oder sichergestellten Beweismitteln aufgrund der weiten Verbreitung der Digitaltechnik im täglichen Leben kontinuierlich zu. Die beschlagnahmten oder sichergestellten Beweismittel seien potenziell immer für die Ermittlung von Bedeutung. Durch die technischen Möglichkeiten der Sicherung - beispielsweise mittels PIN oder Passwort - werde die Auswertung der Beweismittel zunehmend verhindert oder erschwert.



Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, hat das BKA im Zeitraum vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2013 eine Erhebung unter Ermittlungsverfahren im Bereich der schweren Kriminalität durchgeführt, bei denen Ermittlungsdefizite aufgrund des Einsatzes verschlüsselter Kommunikation bestanden. In 97 Prozent der betrachteten 292 Fälle seien Instant-Messaging-Dienste mit zumeist integrierter Verschlüsselung verwendet worden; in mehr als 70 Prozent der Fälle habe die Nutzung von Kryptierung belegt werden können.


5. Kormoranbestände in Deutschland sinken



Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort



Berlin: (hib/JOH) In fast allen Bundesländern und in vielen anderen Regionen Europas sind die Kormoranbestände in den vergangenen Jahren zurückgegangen. Die deutschen Bestände hätten sich von ihrem durch Verfolgung verursachten Tiefstand Ende der 1970er- beziehungsweise Anfang der 1980er-Jahre zunächst bis zu einem Maximalwert von zirka 25.000 Brutpaaren im Jahr 2008 erholt, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (18/2979) auf eine Kleine Anfrage (18/2782) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Seither aber seien die Bestände wieder gesunken und pendelten um Werte von 20.000 bis 22.000 Brutpaaren.



Nach Ansicht der Regierung deuten die nicht mehr kontinuierlich wachsenden Brutpaarzahlen darauf hin, dass der Kormoran in Deutschland die Kapazitätsgrenzen seines Lebensraumes erreicht habe. Somit nehme die innerartliche Konkurrenz zu und es sei nicht mehr mit relevanten Wachstumsraten zu rechnen. Darüber hinaus könnten die sinkenden Bestandszahlen auch mit Eingriffen in Nachbarländern, zum Beispiel in Brutkolonien in Dänemark, zusammenhängen.



Die Regierung verweist darauf, dass in acht Bundesländern, darunter in Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen, Verordnungen bestünden, die den Abschuss von Kormoranen unter Erteilung einer allgemeinen Ausnahme gemäß § 45 Absatz 7 des Bundesnaturschutzgesetzes erlauben. Die Verordnungen stützten sich nur auf fischereiwirtschaftliche Schäden und teilweise auf Belange des Fischartenschutzes. Wichtig für die Erteilung dieser Ausnahme sei, schreibt die Bundesregierung, dass mit hinreichender Wahrscheinlichkeit angenommen werden könne, dass die Präsenz von Kormoranen in einem bestimmten Gebiet tatsächlich für einen "erheblich reduzierten fischereiwirtschaftlichen Ertrag" verantwortlich sei.



*


6. Standards beim Bau von Großstaudämmen



Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/JOH) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich nach der Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards bei Großstaudammprojekten. Mittels einer Kleinen Anfrage (18/2997) will sie von der Bundesregierung unter anderem erfahren, wie diese Staudammprojekte begutachtet, die ihr in der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit zur Finanzierung angetragen werden beziehungsweise über deren Finanzierung ihre Vertreter in multilateralen Entwicklungsorganisationen mitentscheiden. Außerdem fragen die Grünen-Abgeordneten, inwieweit die Bundesregierung konkrete Projekte, wie den Bau des Ruhidji-Wasserkraft-Projekts in Tansania, unterstützt.



Nach Ansicht der Fraktion sind große und mittelgroße Staudämme mit vielfältigen ökologischen, sozialen und ökonomischen Gefahren verbunden. Die Annahme, dass Großstaudämme eine Antwort auf den Klimawandel darstellten, sei längst infrage gestellt. So seien unterhalb von Dämmen oft ganze Regionen ausgetrocknet und Fischpopulationen verschwunden. Die Projekte führten häufig zu Zwangsumsiedlungen, außerdem seien flussabwärts lebende Menschen, insbesondere arme ländliche Bevölkerungsgruppen, häufig negativ betroffen.



*
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PRESSEKONFERENZ/883: Regierungspressekonferenz vom 3. November 2014 (BA)




Presse- und Informationsamt der Bundesregierung



Im Wortlaut


Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 3. November 2014


Regierungspressekonferenz vom 3. November 2014



Themen: sogenannte Wahlen in Lugansk und Donezk, Äußerungen von Premierminister Cameron beim Europäischen Rat, geplantes Ausbildungszentrum der Bundeswehr im Nordirak, Bundeswehrreform, Äußerungen von Bundespräsident Gauck zur Regierungsbildung in Thüringen, Streikdrohungen der GDL, Nutzung von Daten der Pkw-Maut für die Strafverfolgung, Arbeitsprogramm "Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung", WLAN-Störerhaftung




Sprecher: StS Seibert, Chebli (AA), Roth (BMVg), Rudolph (BMVI), Plate (BMI), Braams (BMWi)







Vorsitzende Sirleschtov eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.



StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich wollte einige Sätze zu dem sagen, was am Wochenende in den Bezirken Lugansk und Donezk als sogenannte Wahlen stattgefunden hat.



Die Bundesregierung erkennt diese gestern abgehaltenen illegitimen Wahlen nicht an. Wir befinden uns darüber in völliger Einmütigkeit mit unseren europäischen Partnern.



Der wesentliche Punkt ist: Diese sogenannten Wahlen widersprechen dem Buchstaben und dem Geist der Minsker Vereinbarungen, und sie sind weder im Einklang mit dem ukrainischen Recht noch mit der ukrainischen Verfassung durchgeführt worden. Sie können deswegen keinerlei rechtliche Relevanz entfalten und daher auch nicht zur Stabilisierung der Lage oder zur Stärkung der territorialen Integrität beitragen. Im Gegenteil: Sie erschweren die Krise erneut.



Die Abstimmungen sind zudem nach dem, was uns an Erkenntnissen bisher vorliegt, in der Durchführung überaus fragwürdig gewesen. Es ist da von fehlenden Wahllisten die Rede. Die Wahlbezirke sind nicht klar identifiziert gewesen. Die Angaben zur Wählerbeteiligung liegen zum Teil über der Anzahl der Bevölkerung, die nach den Kampfhandlungen noch in den von den Separatisten besetzten Gebieten lebt. Teils sind Ergebnisse auch schon vor der Auszählung bekannt gegeben worden, was eine besondere Form von Demokratieverständnis verrät.



Es ist umso unverständlicher, dass es offizielle russische Stimmen gibt, die diese sogenannten Wahlen entweder respektieren oder anerkennen. Das widerspricht dem Bemühen, über eine Umsetzung der Minsker Vereinbarungen vom 5. September dieses Jahres zu einer Verbesserung der Lage in der Ukraine zu kommen. Es bleibt daher die dringende Forderung der Bundesregierung an Russland, alles für die Umsetzung der Minsker Vereinbarungen, des Minsker Protokolls, und für die Umsetzung eines umgehenden Waffenstillstands zu tun. Dieser Konflikt muss unter Wahrung der territorialen Integrität der Ukraine beendet werden.



Frage: Herr Seibert, Sie haben eine ganze Reihe von Argumenten angeführt. Warum meint denn die Bundesregierung, dass diese Wahlen in Donezk und Lugansk insbesondere gegen das Minsker Protokoll verstoßen?



StS Seibert: Der Blick ins Minsker Protokoll macht an mehreren Stellen klar, warum das so ist. Im Minsker Protokoll ist davon die Rede, dass die Durchführung der vorgezogenen Lokalwahlen im Einklang mit dem Gesetz der Ukraine sicherzustellen ist. Dieses ist nicht geschehen.



Es gibt noch mehrere Gründe, die man im Minsker Protokoll sozusagen herunterzählen kann. Es ist jedenfalls ein ganz klarer Eindruck, und das ist nicht nur der Eindruck der Bundesregierung, es ist auch der Eindruck der Europäischen Union, wie ihn die Hohe Beauftragte, Frau Mogherini, ja auch geäußert hat.



Frage: Herr Seibert, hat die Bundesregierung eigene Erkenntnisse über größere Truppenbewegungen auf russischer Seite?



StS Seibert: Ich kann von solchen Erkenntnissen nicht berichten. Es gibt diese Berichte. Das müssen wir natürlich sehr eingehend beobachten. Es macht auch Sorge. Aber ich habe solche Erkenntnisse hier nicht zu berichten.



Frage: Welche Folgen sollte denn dieser Verstoß gegen die Minsker Erklärung haben? Kommt da als Möglichkeit auch die Verschärfung der Sanktionen in Betracht?



StS Seibert: Zunächst einmal ist die Folge ganz klar die Nichtanerkennung dieser illegitimen Wahlen, die aus unserer Sicht eben auch keinerlei rechtliche Relevanz entfalten können. Ich denke, das ist eine ganz klare Folge.



Was die Frage der Sanktionen anbelangt, wird die Bundesregierung zusammen mit den europäischen Partnern die Lage weiter beobachten. Was wir jetzt haben, die Durchführung dieser sogenannten Wahlen in den Separatistengebieten, die Berichte, über die gerade gesprochen wurde, über eine erneute Verlegung von Kämpfern und von Waffen von Russland in Richtung Lugansk und Donezk, die erneute Durchführung eines russischen Konvois ohne vorherige Abstimmung mit der Regierung in Kiew - das alles sind ja Maßnahmen, die eine vorzeitige Aufhebung schon verhängter Sanktionen jedenfalls zum gegenwärtigen Zeitpunkt ausschließen.



Ich möchte hier wiederholen, was auch immer schon von uns verdeutlicht wurde: Wenn sich die Lage verschärft, dann kann es auch erforderlich werden, über eine erneute Verschärfung von Sanktionen nachzudenken.



Frage: Herr Seibert, Sie haben gesagt, wenn sich die Lage verschärft, dann kann man über neue Sanktionen nachdenken. Hat sich mit den letzten Entwicklungen die Lage jetzt verschärft oder nicht?



StS Seibert: Wir bedauern diese Entwicklung dieses Wochenendes, weil diese sogenannten Wahlen in der Art und Weise, wie sie abgehalten worden sind, erkennbar kein Schritt sind, um Frieden und Stabilität in die Ostukraine zu bringen.



Darüber hinaus beobachten wir die Lage weiter und werden mit den europäischen Partnern zusammen dann auch evaluieren, was das für Sanktionen heißt.



Frage: Herr Seibert, können Sie bitte den "Spiegel"-Bericht bestätigen, dass Frau Merkel David Cameron Bescheid gesagt hat, dass für sie eine Quote für EU-Zuwanderer eine rote Linie wäre?



Wie groß sind die Sorgen im Kanzleramt über Londons Position zur Frage EU-Zuwanderung im Moment?



StS Seibert: Die Bundesregierung vertritt bei diesem Themenkomplex seit Jahr und Tag dieselbe Linie. Es ist zunächst einmal Sache Großbritanniens, sich darüber klar zu werden, welche Rolle es künftig in der Europäischen Union spielen will.



Das ist im Übrigen - und das ist wichtig in diesem Zusammenhang - auch keine bilaterale Angelegenheit zwischen Deutschland und Großbritannien, sondern das ist eine Angelegenheit zwischen Großbritannien und all seinen europäischen Partnern mit Auswirkungen auf alle europäischen Partner.



Was uns, die Bundesregierung, betrifft, so wünschen wir uns ein aktives, ein engagiertes Großbritannien in einer starken Europäischen Union. Das hat die Bundeskanzlerin auch in der Vergangenheit immer wieder sehr klar betont. Ich erinnere an ihre Rede im britischen Parlament Anfang dieses Jahres. Deshalb werden wir selbstverständlich auch immer weiter miteinander im Gespräch bleiben und eng zusammenarbeiten, wo gemeinsame Interessen bestehen.



Bei der Frage der Freizügigkeit kann ich nur auf das verweisen, was die Bundeskanzlerin in der Pressekonferenz nach dem Europäischen Rat in Brüssel sehr deutlich gesagt hat. Sie hat sehr deutlich gemacht, dass auch für uns in Deutschland die Bekämpfung von möglichem Missbrauch dieser Freizügigkeit ein legitimes Interesse ist, ein Interesse, das wir teilen, dass aber das hohe Gut der Freizügigkeit generell nicht angetastet werden darf. Darin sehen wir eine wichtige europäische Errungenschaft. Das ist die Haltung; die hat sich seit dem Europäischen Rat nicht verändert.



Frage: Nun heißt es ja in diesem Bericht, wenn diese Forderung jetzt auf den Tisch käme, dann würde sich die Kanzlerin nicht mehr weiter bemühen, Großbritannien in der EU zu halten; dann war es das. Trifft das zu?



StS Seibert: Wir beschäftigen uns in der Bundesregierung nicht mit hypothetischen Konstellationen, sondern wir arbeiten mit unseren europäischen Partnern daran, dass eine starke Europäische Union allen Nutzen bringt.



Zusatzfrage: Aber eine Quotenregelung für Zuwanderung innerhalb der EU ist für Deutschland nicht verhandelbar?



StS Seibert: Das hohe Gut der Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Union ist für Deutschland nicht verhandelbar. Das hat die Bundeskanzlerin gesagt. Sie hat auch gesagt, dass es ein starkes Interesse an einer gemeinsamen Arbeit daran gibt, mögliche Probleme bei der missbräuchlichen Ausnutzung gemeinsam anzugehen. Dazwischen besteht ein Unterschied.



Frage: Herr Seibert, hat es ein Zweiertreffen der Kanzlerin mit Herrn Cameron am Rande des Gipfels gegeben?



StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat ja in ihrer Pressekonferenz in Brüssel selber gesagt, dass sie mit Premierminister Cameron über dieses Thema gesprochen habe.



Frage: Ist überliefert, wie Herr Cameron auf dieses Gespräch und die Markierung dieser roten Linie reagiert hat? Ist man zuversichtlich, dass er mit sich verhandeln lässt, oder war er eher emotional?



StS Seibert: Ich weiß nicht, ob das in Großbritannien überliefert ist. Wir berichten hier nicht aus vertraulichen Gesprächen.



Frage: Gibt es denn schon Erkenntnisse zur Erkundungsreise in den Nordirak in Sachen Ausbildungszentrum? Wann wird die Reise abgeschlossen sein? Wann wird es hier Erkenntnisse geben?



Chebli: Das gemeinsame Erkundungsteam ist gestern aus dem Irak zurückkehrt. Es hat in den letzten drei Tagen sowohl in Bagdad als auch in Erbil hochrangige Gespräche geführt. Wie Sie wissen - das haben wir mehrfach in diesem Raum ja gesagt -, diente die Reise vor allem der Orientierung, was den Bedarf und die Erwartungen der Partner angeht und die Möglichkeiten, die es vor Ort gibt, um eine Mission, wie auch immer sie dann geartet ist, ins Leben zu rufen.



Natürlich kann man nach drei Tagen nicht die ganzen Fragen klären und abschließend beantworten. In den nächsten Tagen wird es darum gehen, die Ergebnisse zusammenzufassen, auszuwerten und dann gemeinsam über die nächsten Schritte zu entscheiden. Es werden natürlich auch Gespräche mit den Partnern geführt. Unser Interesse ist es auch, den Bundestag hier frühzeitig einzubinden.



Zusatzfrage: Geht es denn eher in die Richtung, dass man sich daran beteiligen wird?



Chebli: Ich habe ja gerade gesagt, es ist nach drei Tagen einfach zu früh, um zu sagen, auf welche Art und in welchem Umfang und wo genau eine mögliche Mission eingesetzt wird. Das wird man jetzt in den nächsten Tagen klären.



Frage: Im Zusammenhang mit einem Bericht in der "Süddeutschen Zeitung" zur Planung der Bundeswehrreform möchte ich jetzt eigentlich nicht nachfragen, ob Sie den Bericht bestätigen würden. Sie haben ja schon der Zeitung gesagt, dass Sie dazu nichts sagen könnten, weil es ein nicht ministerielles Dokument sei.



Dennoch möchte ich fragen, ob angesichts der Ausrüstungsmängel bei der Bundeswehr auch das Haus, also Ihr Ministerium, davon ausgeht, dass mindestens pro Jahr 200 Millionen Euro zusätzlich nötig seien, um sozusagen den Bereitschaftsstand der Bundeswehr zu erhalten.



Roth: Hier gibt es mehrere Sachverhalte, die zunächst einmal voneinander zu trennen sind. Die Ministerin hat bereits vor einigen Wochen gegenüber dem Parlament geäußert, dass eine weitere Kürzung des Verteidigungshaushaltes im kommenden Jahr nicht verantwortbar ist.



Die Ministerin hat in den vergangenen Wochen auch gesagt und mehrfach betont, dass die Bundeswehr mittelfristig mehr Ressourcen braucht, um insbesondere die Bereiche Materialerhalt und Beschaffung dort entsprechend aufzubauen, und dass sie darüber auch mit dem Finanzminister im Frühjahr im Zuge der Aufstellung der Eckpunkte des Haushalts 2016 sprechen will. Der Bundesfinanzminister hat über diese Mittelfrist auch Gesprächsbereitschaft signalisiert.



Zudem hat die Ministerin etliche strukturelle Maßnahmen angeschoben, die mittelfristig zu einer Verbesserung der Einsatzfähigkeit der Waffensysteme führen sollen. Ich nenne hier nur zum Beispiel die Task Force für Drehflügler und Starrflügler, aber auch schnellere Entscheidungen im Lenkungsausschuss.



Jetzt gibt es eben dieses Papier aus einer nachgeordneten Behörde mit Prognosen für die mittelfristige Planung ab 2016. In diesem Papier sind auch die Bedarfswünsche der einzelnen Teilstreitkräfte vertreten. Sie können sich sicherlich vorstellen, dass diese Wünsche natürlich tendenziell am oberen Rand des Bedarfes angelegt sind.



Eine Synchronisation dieses Papiers mit Wissen aus der höheren Ebene, sprich: aus dem Ministerium, hat noch nicht stattgefunden. Das Papier liegt uns jetzt vor, und wir werden es jetzt entsprechend auswerten. Aber man kann jetzt schon sagen, dass dort nicht jede Darstellung und Bewertung für uns nachvollziehbar ist.



Zusatzfrage: Eine Nachfrage dazu, wenn es erlaubt ist: Die Größenordnung, die Hausnummer von 200 Millionen Euro pro Jahr, ist das etwas, was im Ministerium ähnlich gesehen wird?



Roth: Ich will mich jetzt hier noch nicht auf Beträge einlassen, denn, wie gesagt, die Gespräche finden ja erst statt. Das wird dann im nächsten Frühjahr der Fall sein.



Frage: Herr Seibert, ich würde Ihnen gerne mal eine grundsätzliche verfassungsrechtliche Frage stellen, und zwar: Hat das Staatsoberhaupt nach Überzeugung der Bundeskanzlerin das Recht, sich zu Fragen der Regierungsbildung in einem Bundesland zu äußern?



StS Seibert: Sie werden verstehen, dass ich diese Antwort jetzt nicht als Staatsrechtler geben kann; das möchte ich mir nicht anmaßen. Ich möchte trotzdem sagen, dass der Bundespräsident frei ist, zu allen wichtigen Themen unserer Gesellschaft zu sprechen. Wie Sie wissen, kommentiert die Bundeskanzlerin grundsätzlich aus Respekt vor seinem Amt und aus Respekt vor seiner Stellung in der Verfassung seine Äußerungen nicht und auch nicht die Auswahl der Themen, zu denen er sich äußert.



Frage: Herr Seibert, unabhängig von der Frage der Äußerungen des Bundespräsidenten, die Sie selbstverständlich wie immer nicht kommentieren: Ist denn die Linkspartei aus Sicht der Bundeskanzlerin reif dafür, das Amt eines Regierungschefs eines Landes zu übernehmen?



StS Seibert: Die Debatte um den nächsten thüringischen Ministerpräsidenten ist keine, zu der ich als Sprecher der Bundesregierung hier etwas beitragen möchte oder beizutragen habe. Das sind Entscheidungen, die jetzt in Thüringen gefällt werden müssen. Ich möchte mich für die Bundesregierung an dieser Debatte nicht beteiligen; ich kann Sie auf mehrere Interviews der Bundeskanzlerin, die sie vor den thüringischen Wahlen gegeben hat, hinweisen, in denen sie auch ihre Haltung zur Linkspartei deutlich geäußert hat.



Frage: Herr Seibert, wie kommentiert dann die Bundesregierung die Angriffe auf den Bundespräsidenten? Unter anderem hat sich ja die SPD auch zu Herrn Gauck geäußert, und die SPD gehört bekanntlich der Regierung an.



StS Seibert: Ich habe zu dieser Debatte nichts beizutragen, auch nicht in dieser Form.



Frage: Mir ist noch eine Frage zu der Ukraine eingefallen, wenn ich darf: Herr Seibert, Sie haben hier gesagt, was Russland jetzt tun müsste. Was müsste denn Ihrer Ansicht nach oder nach Ansicht der Bundesregierung die Kiewer Führung nach diesen Abstimmungen im Osten der Ukraine tun? Sollte sie verstärkt den Dialog suchen mit den Leuten, die jetzt in Donezk und Lugansk das Sagen haben?



StS Seibert: Ich habe jetzt hier der Kiewer Regierung keine Hinweise zu geben. Man sollte bedenken, dass die Kiewer Regierung immerhin ein Gesetz über den Sonderstatus der Gebiete Donezk und Lugansk erlassen hat, ein Gesetz also, das eindeutig ein Zugehen war auf Interessen, die es in der Ostukraine gibt.



Das ist, glaube ich, die richtige Haltung: immer wieder zuzugehen auf Interessen der Bevölkerung in der Ostukraine. Das hat die Kiewer Regierung, das hat insbesondere Präsident Poroschenko in vielfältiger Weise getan. Darüber hinaus habe ich heute, am Tag nach dieser illegitimen Wahl, der Kiewer Regierung keine Hinweise zu geben.



Frage: Die Verhandlungen zwischen Bahn und GDL scheinen ja nun gescheitert zu sein. Streiks über 90 Stunden sind da angekündigt. Da wollte ich einfach mal fragen, was die Regierung denn dazu sagt, vielleicht Herr Seibert oder Herr Rudolph.



Rudolph: Ich kann auf Äußerungen des Ministers verweisen, die er in jüngerer Vergangenheit gemacht hat: Die Tarifautonomie einerseits ist ein sehr hohes Gut und der Umgang damit auf der anderen Seite ebenfalls.



Er hat in der jüngeren Zeit immer wieder darauf verwiesen, dass man auch die betroffenen Dritten, die durch Streiks dann eben "geschädigt" werden, weil sie nicht mehr mobil sind, immer im Blick behalten muss. Insofern würde ich jetzt nicht aktuell antworten, aber sehr wohl einordnend, wie die Position des Ministers zu diesem Thema ist.



Frage: Herr Plate, gestern hat sich Jörg Ziercke per Interview zum Thema Maut und Mautdaten zu Wort gemeldet. Da würde ich gerne wissen, ob es dazu auch eine Meinung seitens des Innenministers gibt, gegebenenfalls dann an Herrn Rudolph natürlich entsprechend.



Plate: Vielen Dank für die Frage. Wie Sie sicher wissen, habe ich am Freitag zu dem Maut-Gesetzentwurf dergestalt Stellung genommen, dass ich gesagt habe, wir haben ihn gerade bekommen und prüfen ihn ebenso konstruktiv wie sorgfältig. Dabei bleibt es auch.



Dass aus polizeifachlicher Sicht vielfach eine Nutzung von Mautdaten auch zu anderen Zwecken befürwortet wird, ist keine neue Position. Wir nehmen das zunächst einmal zur Kenntnis. Die Stellungnahme des Bundesinnenministeriums zu dem konkreten Gesetzentwurf wird dem BMVI innerhalb der Frist selbstverständlich zugehen.



Rudolph: Ergänzend dazu: Der Minister hatte sich ja am Freitag und auch heute noch einmal geäußert und gesagt, dass wir die härtesten Datenschutzvorschriften an diesen Gesetzesentwurf angehängt haben, die es gibt, dass die Daten nur für Zwecke der Maut genutzt werden und - jetzt zitiere ich den Gesetzesentwurf - "eine Übermittlung, Nutzung oder Beschlagnahme dieser Daten nach anderen Rechtsvorschriften" unzulässig ist, also Mautdaten ausschließlich zum Zwecke der Mauterhebung. Das ist der Charakter des Gesetzesentwurfs, und das hat der Minister auch klargestellt.



Frage: Der Staatsminister im Kanzleramt, Herr Braun, hat am Wochenende eine Art Bürokratiestopp angekündigt, dass also Gesetze nur dann umgesetzt werden, wenn sie nicht gleichzeitig neue Bürokratie bringen oder an anderer Stelle eben eingespart wird. Wann soll das passieren? Welche Ministerien sind da federführend? Können Sie dazu etwas sagen?



StS Seibert: Fangen wir mal beim Koalitionsvertrag an, der auch hier die Grundlage aller Dinge ist und der schon vorsieht, dass der bürokratische Erfüllungsaufwand verringert werden soll. Am 4. Juni hat das Kabinett ein Arbeitsprogramm "Bessere Rechtsetzung 2014" beschlossen, das den Koalitionsvertrag in diesem Punkt aufgreift und das Projekte nennt, mit denen für Bürger, für Wirtschaft, für Verwaltung der Erfüllungsaufwand verringert werden soll.



Darüber hinaus prüft die Bundesregierung auch noch alle anderen bestehenden Möglichkeiten und Methoden, um den bürokratischen Erfüllungsaufwand zu reduzieren oder zu verhindern, dass neuer entsteht. In diesem Zusammenhang kann dieses Prinzip "one in - one out", wie man so praktisch auf Englisch sagt, "eins rein, eins raus", ein hilfreiches Mittel zur Verhinderung eines weiteren Anstiegs von bürokratischem Erfüllungsaufwand sein.



Die Bundeskanzlerin hat ja bei der Halbzeitbilanz des Normenkontrollrates sich dazu geäußert. Sie hat angekündigt, dass die laufende Prüfung, die in der Bundesregierung im Gange ist, eben auch die Frage beinhaltet, ob man ein solches One-in-one-out-Prinzip in Deutschland einführen könnte. Darauf bezieht sich die Äußerung des Staatsministers.



Frage: Ich habe noch eine Nachfrage an Frau Braams für das BMWi. Am Freitag wurde uns die Antwort auf die Frage zum Thema Störerhaftung nachgeliefert. In der nachgelieferten Antwort heißt es, dass alsbald die Neuregelung gefasst werden sollte. Dieses "alsbald" dauert ja jetzt auch schon ein paar Monate; deswegen wollte ich fragen, ob Sie das "alsbald" ein bisschen mehr eingrenzen können.



Braams: Vielen Dank für die Frage. Wie gesagt, wir hatten das nachgeliefert. Leider laufen dazu derzeit immer noch die Abstimmungen, sodass wir im nächsten Schritt dann die Ressortabstimmung einleiten werden. Einen konkreteren Stand kann ich leider derzeit nicht dazu geben, aber es wird natürlich mit Hochdruck daran gearbeitet.



Zusatzfrage: Aber wir reden von 2014 und nicht von irgendwann?



Braams: Genau. Wir wollen die Ressortabstimmung einleiten, aber einen genauen Zeitpunkt habe ich dafür derzeit nicht.



*
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SOZIALES/1426: Rentenpaket geht an Bedürfnissen der Bevölkerungsmehrheit vorbei




fdk - freie demokratische korrespondenz 624/2014 - 4. November 2014



BEER: Rentenpaket geht an Bedürfnissen der Bevölkerungsmehrheit vorbei







Berlin. Zu den Ergebnissen der Forsa-Studie "Rente, Reformen und Zukunftsängste" erklärt die FDP-Generalsekretärin NICOLA BEER:



"Die Studie belegt, dass das Rentenpaket der Großen Koalition an den Bedürfnissen der Bevölkerungsmehrheit vorbeigeht. Statt die Rente enkelfit zu machen und die Selbstbestimmung zu stärken, wurden eifrig Wahlgeschenke verteilt. Das dicke Ende kommt 2017, wenn die weitere Finanzierung nur noch durch Steuererhöhungen oder mehr Schulden möglich ist.



Es wäre die Aufgabe einer Großen Koalition, den Menschen bei der Altersvorsorge reinen Wein einzuschenken. Die gesetzliche Rente alleine wird in Zukunft nicht mehr tragen. Deshalb braucht Deutschland einen Vorsorgemix aus gesetzlicher Rente, betrieblicher und privater Vorsorge. Um diesen zu stärken, muss die Große Koalition die Folgen der Niedrigzinspolitik der Europäischen Zentralbank durch Entlastungen der Bürger abmildern. Zudem ist die starre Altersgrenze bei der Rente nicht mehr zeitgemäß und gehört abgeschafft. Die FDP hat dazu ein Modell vorgelegt, das einen individuell flexiblen Renteneintritt vorsieht. Die Rente mit 63 muss hingegen zurückgenommen werden, da sie nicht nur teuer ist, sondern auch den Fachkräftemangel verschärft."



*
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VERKEHR/527: Freie Fahrt für freie Bürger




fdk - freie demokratische korrespondenz 625/2014 - 4. November 2014



LINDNER/DÜRR: Freie Fahrt für freie Bürger







Berlin. Zu den Ergebnissen einer Kurzstudie über die Auswirkungen der Pkw-Maut im Auftrag der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz erklärten der Vorsitzende der FDP-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen und FDP-Bundesvorsitzende CHRISTIAN LINDNER und der Sprecher der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz FDP-Präsidiumsmitglied CHRISTIAN DÜRR vor Journalisten:



LINDNER: "Alexander Dobrindt hat es mit seiner Maut geschafft, die bürokratischste Idee seit Erfindung des Dosenpfands mit der Vorratsdatenspeicherung auf der Autobahn zu verbinden.



Wir halten von dem Vorhaben nichts, denn es ist erstens kein Beitrag zur nachhaltigen Finanzierung unserer öffentlichen Infrastruktur, weil das Aufkommen zu gering und die Erhebungskosten zu hoch sind. Wenn man etwas für die öffentliche Infrastruktur bewegen will, dann müssen die öffentlichen Ausgaben dafür erhöht werden. Im Bundeshaushalt wird aber die Investitionsquote bis 2017 sinken - trotz steigender Steuereinnahmen. Die Maut wird diese falsche Prioritätensetzung nicht im Ansatz verändern. Der Erhalt und der Ausbau der Infrastruktur sollte ein Staatsziel im Grundgesetz werden. Das wäre für den Haushaltsgesetzgeber ein wichtiger Hinweis. Man kann das flankieren beispielsweise mit einer Bilanzierung des Zustands der öffentlichen Infrastruktur, damit der Verschleiß berücksichtigt wird.



Der zweite Aspekt, der uns stört, ist der Aufbau und die Nutzung einer Überwachungsinfrastruktur. Den Beteuerungen sowohl von Herrn Dobrindt als auch von Herrn Maas trauen wir keinen Meter über den Weg. Wir glauben, dass schon auf mittlere Sicht die Daten für alles Mögliche eingesetzt werden. Wir wollen keine gläsernen Bürger - auch nicht hinter dem Lenkrad.



Und zum dritten: Es ist natürlich ein fatales Signal nach Europa, wenn wir die Freizügigkeit mittelbar einschränken, indem man ein Pickerl an die Scheibe kleben muss. In einem Satz: Wir wollen freie Fahrt für freie Bürger!"



DÜRR: "Ich will betonen, dass wir die Ersten sind, die nach der Vorstellung des Gesetzentwurfs von Herrn Dobrindt eine Kurzstudie vorstellen. Also die Ersten, die sich auch inhaltlich damit beschäftigen, was das für Auswirkungen hat. Schmid Mobility Solutions hat errechnet, dass insgesamt 105 Mio. Euro netto von der Maut übrig bleiben. Also ein Bruchteil dessen, was nötig wäre und ursprünglich auch mal versprochen war vom Bundesverkehrsminister. Die Bürokratiekosten belaufen sich auf 70 Prozent. Keine andere Steuer oder Abgabe in Deutschland ist so ineffizient wie dieser Gesetzentwurf. Ein Beispiel zum Vergleich: Die Mineralölsteuer hat Bürokratiekosten zwischen 0,2 und 0,8 Prozent. Das macht deutlich, dass das nicht der richtige Weg ist. Im Übrigen hat Herr Dobrindt auch noch falsch gerechnet. Wir beschäftigen uns hier mit einem populistischen Vorschlag aus dem bayerischen Landtagswahlkampf. Das heißt, die deutsche Politik wird von der CSU in Haftung genommen. Der Tourismusverband in Niedersachsen hat ausgerechnet, dass dem Tourismusgewerbe 30 Mio. Euro im Jahr verloren gehen. Die Maut hat ganz konkrete wirtschaftliche Auswirkungen insbesondere für die Flächenländer im Westen des Landes. Unter dem Strich bleibt, dass die Menschen in Deutschland draufzahlen werden. Was wir erleben werden, ist ein modernes Maut-Wettrüsten. Das kann nicht das Ziel sein und ist auch nicht unsere Vorstellung von Europa. Diese Maut ist flüssiger als Wasser, sie ist schlichtweg überflüssig."



Die Kurzstudie zur Pkw-Maut kann unter folgendem Link heruntergeladen werden:


http://www.fdp-fraktionen.de/files/47905/141104_Kurzstudie_Pkw-Maut_-_final.pdf
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WIRTSCHAFT/2822: Statt schwarz-roter Pipita-Politik braucht Deutschland einen neuen Agenda-Kraftakt




fdk - freie demokratische korrespondenz 626/2014 - 4. November 2014



LINDNER-Rede: Statt schwarz-roter Pepita-Politik braucht Deutschland einen neuen Agenda-Kraftakt







Auszüge aus der Rede des FDP-Bundesvorsitzenden CHRISTIAN LINDNER auf dem Deutschen Arbeitgebertag 2014:



"Noch im Frühjahr sah die Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute Deutschland im Aufschwung, aber sie bemängelte den Gegenwind der Wirtschaftspolitik. Im Herbst stellen sie fest: Die deutsche Wirtschaft befindet sich im Abschwung. Innerhalb von sechs Monaten vom "Aufschwung" in den "Abschwung" - das geht auf das Konto der Großen Koalition."



"Der BDA-Präsident hat von der Bundesregierung ein Belastungsmoratorium gefordert. Angesichts der deutlich nachlassenden wirtschaftlichen Dynamik halte ich das für zu bescheiden. Deutschland braucht ein Comeback der wirtschaftlichen Vernunft. Die gezogenen Wachstumsbremsen müssen gelöst werden. Staatliche Preiskontrolle bei Löhnen und Mieten, Dauersubventionen für Ökoenergie, Frühverrentung und die steigende Abgabenlast für die Arbeitnehmer sind Gift für die Konjunktur."



"Jetzt wäre die Zeit, die Flexibilität der Wirtschaft zu erhöhen - statt neue Bürokratie am Arbeitsmarkt zu schaffen. Jetzt müssten die Bürger durch Entlastung motiviert und die private Investitionen angeregt werden - statt über die Erhöhung von Steuern und Sozialabgaben zu sprechen. Wir benötigen ein kurzfristiges Investitions- und Entlastungsprogramm, von dem schnelle Impulse für Wachstum und Beschäftigung ausgehen. Die Wirtschaftsforscher sagen uns klar, dass jetzt die Zeit ist, für einen Mix aus Abgabenentlastungen und zusätzlichen Investitionen - und zwar ohne höhere Schulden. Dazu gehört, dass der staatliche Lohnklau bei der kalten Progression endlich beendet wird. Dazu gehört, dass die Stromsteuer halbiert wird, damit die planwirtschaftliche Energiewende nicht noch mehr zum Wachstumshemmnis wird. Und dazu gehört ein Investitionspaket für unsere Infrastruktur: Vier Milliarden Euro für Straßen, Schienen, Brücken einerseits und die Breitbandversorgung andererseits sind machbar - und zwar ohne Maut, die mehr an Kafka als an Kfz erinnert."



"Die Bundeskanzlerin hat angekündigt, dass es keine neuen Belastungen mehr für die Wirtschaft geben soll. Nur die Vorhaben des Koalitionsvertrages würden abgearbeitet - das muss als eine Drohung verstanden werden."



"Die größte Schwäche der Politik der Bundesregierung ist der fehlende Wille, Lösungen für Zukunftsaufgaben zu finden. Es herrscht Besitzstandsdenken und Bedenkenträgerei. Statt der schwarz-roten Pepita-Politik braucht es einen neuen Agenda-Kraftakt, der Antworten auf die Fragen unserer Zeit gibt. Die Zögerlichkeit und die Angst vor Neuem schwächen Deutschland im internationalen Wettbewerb. Ich hätte nicht erwartet, dass die Union das Feld der Wirtschaftspolitik so kampflos der SPD überlässt. Alle wichtigen Vorhaben dieser Bundesregierung sind in Rot geschrieben - rote Politik, die uns wieder in die roten Zahlen führt."



"Die schwarze Null ist weder Fetisch, noch Selbstzweck. Sie ist Ausdruck Deutschlands finanzieller Solidität und strahlt nach ganz Europa. Wann, wenn nicht in Zeiten höchster Steuereinnahmen und niedriger Zinsen sollte der Bund mit dem Geld der Bürger auskommen? Leider ist die Haushaltspolitik weitgehend ohne Ehrgeiz. Wer jetzt ein Konjunkturprogramm auf Pump fordert, versündigt sich an den kommenden Generationen und sendet ein verheerendes Signal nach Europa."
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BAYERN/4322: Integration für Staatsregierung nach wie vor Fremdwort (SPD)




Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. November 2014



Integration für Staatsregierung nach wie vor Fremdwort



Integrationspolitischer Sprecher Arif Tasdelen: Integrationsgesetz zwingend notwendig







Der integrationspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Arif Tasdelen, äußert sich enttäuscht über die Ergebnisse der heutigen Integrationskonferenz der Staatsregierung: "Irgendwann muss Schluss sein mit reden, tagen und diskutieren. Es muss nun endlich und unverzüglich gehandelt werden." Schon seit langem fordert die SPD-Fraktion ein bayerisches Integrationsgesetz, die Staatsregierung zeigt jedoch keinerlei konkreten Handlungswillen. "Nach 50 Jahren Gastarbeitergeschichte wissen wir längst, wo die Probleme liegen. Wir brauchen sie nicht immer und immer wieder erörtern, sondern wir müssen sie lösen", fordert Tasdelen.



Unumgänglich sei ein bayerisches Integrationsgesetz, das dem Umstand Rechnung trägt, dass heute bereits über zwei Millionen Menschen mit Migrationshintergrund in Bayern leben. "Wir müssen Rahmenbedingungen und Ziele für die Integration festlegen. Nur wenn wir wissen, wo wir hinwollen, können wir den Weg dahin beschreiten", so Tasdelen. Integrationskonferenzen wie die heutige seien lediglich Augenwischerei, passieren würde anschließend wieder nichts. Bezeichnend sei der Titel "Zukunft Integration", wie die CSU ihr Konzept nennt. "Integration ist aber gegenwärtige Realität und keine Angelegenheit, die in ferner Zukunft liegt", betont Tasdelen. Unverzügliches Handeln sei daher das Gebot der Stunde.



Bereits im September lud die bayerische SPD-Landtagsfraktion in den Landtag zum Talk "Integration neu denken" mit Arif Tasdelen und dem Schauspieler und Buchautor Adnan Maral ("Türkisch für Anfänger").



Die Aufzeichnung der Veranstaltung ist abrufbar über:


http://bayernspd-landtag.de/presse/pressemitteilungen/?id=244598
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BAYERN/4321: SPD-Landtagsfraktion macht sich für hochgradig Sehbehinderte stark (SPD)




Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. November 2014



SPD-Landtagsfraktion macht sich für hochgradig Sehbehinderte stark



Entwurf für Änderung des Bayerischen Blindengeldgesetzes am Dienstag im Plenum







Die SPD-Fraktion macht sich für mit einem Gesetzentwurf für die Belange von Blinden und hochgradig sehbehinderten Menschen stark. Am Dienstag (4. November) wird der Antrag auf eine Änderung des Bayerischen Blindengeldgesetzes ins Plenum des Bayerischen Landtags eingebracht. Die SPD-Sprecherin für Menschen mit Behinderung, Ruth Waldmann, betonte: "Es ist eine Frage der Gerechtigkeit und der ernst gemeinten Teilhabe, den Betroffenen mehr staatliche Unterstützung zu geben."



In Bayern erhalten derzeit blinde Menschen 629,99 Euro Blindengeld monatlich. Als blind gilt jeder, dessen Sehschärfe auf dem stärkeren Auge nicht mehr als zwei Prozent beträgt. Menschen mit hochgradiger Sehbehinderung (höchstens fünf Prozent Sehschärfe auf dem stärkeren Auge) sowie damit verbundener Taubheit oder an Taubheit grenzender Schwerhörigkeit bekommen derzeit nichts.



Waldmann kritisiert: "Die aktuelle Regelung ist so nicht länger hinnehmbar. Auch hochgradig sehbehinderte Menschen haben ein Anrecht auf einen Nachteilsausgleich, der ihnen die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erleichtert. Wir wollen, dass das juristisch verankert wird." Es geht bayernweit um rund 6200 Betroffene.





Änderung des Bayerischen Blindengeldgesetzes (PDF, 87 kB)


http://bayernspd-landtag.de/workspace/media/static/spd_antrag-blindengeld-543d1f037b337.pdf
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BAYERN/4320: Aigners Energiedialog - nicht mehr als eine Showveranstaltung? (SPD)




Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 3. November 2014



Aigners Energiedialog - nicht mehr als eine Showveranstaltung?



Energiepolitische Sprecherin Kohnen: Mit Verabschiedung der 10-H-Regel in der nächsten Woche kann beim Dialog nicht von Ergebnisoffenheit gesprochen werden







Die energiepolitische Sprecherin der BayernSPD-Landtagsfraktion Natascha Kohnen kritisiert zu Beginn des Energiedialogs der Wirtschaftsministerin scharf, dass die Windkraft in Bayern kaum eine Woche später durch das umstrittene 10-H-Gesetz großflächig verhindert werden soll. "Das lässt natürlich die Frage zu, ob es sich bei dem groß angekündigten Dialog um nicht mehr als eine Showveranstaltung handelt", so Kohnen.



Die SPD-Energieexpertin weist darauf hin, dass Ministerin Aigner ursprünglich von einem "ergebnisoffenen Prozess" gesprochen hatte. "Das ist einfach nicht mehr der Fall, wenn die 10-H-Regel, die den Abstand von Windkraftanlagen zu Wohnhäusern festlegt, schon in der nächsten Woche beschlossen wird."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/2158: P+S-Werften - Anhörung der Hegemann-Vertreter (SPD)




SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern - 3. November 2014



Hegemann-Vertreter bestätigen engen, aber auskömmlichen Liquiditätsrahmen der P+S-Werften



Stefanie Drese: Pläne zur Insolvenzanmeldung Mitte 2012 kamen für Vorsitzenden der Hegemann-Gruppe überraschend







Zur heutigen Sitzung des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses (PUA) zu den P+S-Werften erklärt die Obfrau der SPD-Landtagsfraktion, Stefanie Drese:



"Die heutigen Anhörungen von Tim Reiners und Stephan Kulenkampff haben die erwarteten Ergebnisse erbracht. Denn schließlich sind beide Zeugen Vertreter der Hegemann-Gruppe, die sich im Schadenersatzrechtsstreit mit der KPMG befindet.



So ist es wenig verwunderlich, dass der Vorsitzende der Hegemann-Gruppe und Neffe des langjährigen Weften-Chefs Detlef Hegemann, Tim Reiners, das Gutachten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG heftig kritisierte. Er warf KPMG vor, beim Sanierungsgutachten Zahlen geschönt zu haben. Trotz des Versuchs KPMG den 'Schwarzen Peter' zuzuschieben, musste der Zeuge Reiners jedoch einräumen, dass die P+S-Werften bei planmäßiger Geschäftsentwicklung zwar einen engen, aber auskömmlichen Liquiditätsrahmen gehabt hätten.



Interessant war in diesem Zusammenhang die Aussage von Tim Reiners, dass ihn die Pläne zur Insolvenzanmeldung durch den neuen Geschäftsführer der P+S-Werften, Rüdiger Fuchs, Mitte 2012 überrascht hätten.



Bestätigt wurde von Reiners die von mehreren Zeugen geübte Kritik am ehemaligen Geschäftsführer Dieter Brammertz. Auch nach seinen Angaben hatten die Banken das Vertrauen in Brammertz verloren und seine Ablösung angemahnt. Der Zeitpunkt von Brammertz' Ausscheiden sei aber zum denkbar ungünstigsten Zeitpunkt gekommen.



Stephan Kulenkampff, der vor Tim Reiners für die Hegemann-Gruppe im Beirat der HSW Treuhand saß, argumentierte ähnlich wie sein Kollege. Er sagte aus, dass sich im Beirat nicht tiefgründig mit technischen Fragen beschäftigt wurde, die Probleme beim Bau der Fähren und deren spätere Auslieferung aber zu den Liquiditätsproblemen geführt hätten.



Zudem hat sich der Zeuge Kulenkampff nochmals ausgiebig Zeit genommen, dem Grünen-PUA-Vertreter Saalfeld wie schon verschiedene Zeugen vorher, den Unterschied zwischen Bilanzverlusten und mangelnder Liquidität zu erklären."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/2157: Es gibt keine Demokraten erster und zweiter Klasse (SPD)




SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern - 3. November 2014



Es gibt keine Demokraten erster und zweiter Klasse



Dr. Norbert Nieszery: Regierungsteilhabe hat zur Integration der Linkspartei in demokratisches System beigetragen







Zur Diskussion über die Äußerungen von Bundespräsident Joachim Gauck über die Regierungsbildung in Thüringen erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion, Dr. Norbert Nieszery:



"Selbstverständlich darf sich der Bundespräsident in aktuelle politische Debatten einmischen. Gerade diese offenen und manchmal unbequemen Meinungsäußerungen machen Joachim Gauck aus. Allerdings bezweifle ich mit Blick auf die Entwicklung der vergangenen 25 Jahre, ob die jüngsten Aussagen des Bundespräsidenten zur Linkspartei zielführend sind.



Die Linkspartei ist Teil der Bundesrepublik und des demokratischen Spektrums geworden und steht mit ihren politischen Repräsentanten auf dem Boden des Grundgesetzes. Sie war und ist in mehreren ostdeutschen Ländern verlässliche Regierungspartnerin und hat Verantwortung vor allem auch in Mecklenburg-Vorpommern getragen. Dieses Regieren hat die frühere PDS und heutige Die Linke verändert und es wird sie weiter verändern.



Diese positive Entwicklung des deutschen Einigungsprozesses blendet der Bundespräsident mit seiner pauschalen Kritik aus. Koalitionen zwischen demokratischen Kräften müssen prinzipiell immer möglich sein. Dies muss ein Bundespräsident klaglos akzeptieren. Auch deshalb halte ich es nicht für zukunftsweisend, die Menschen in Demokraten erster und zweiter Klasse zu unterteilen. Denn Bundespräsident Gauck ist Präsident aller Deutschen. Dazu gehören auch die Wählerinnen und Wähler der Linkspartei, ob einem die politischen Inhalte gefallen oder nicht."
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RHEINLAND-PFALZ/3281: Projekt zum sorgsamen Umgang mit Essen (CDU)




Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 03.11.2014



Projekt zum sorgsamen Umgang mit Essen



Christine Schneider: Land greift endlich Initiative des Bundes auf







Die CDU-Landtagsabgeordnete, Christine Schneider, Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten begrüßt, dass die Landesregierung nun mit einem eigenen Landesprogramm die Initiative der Bundesregierung "Zu gut für die Tonne" unterstützt. Sie reagiert damit auf die heutige Ankündigung von Landwirtschafts- und Ernährungsministerin Höfken zur Einführung eines Schulprojekts zur nachhaltigen Ernährung.



"Schön, dass Rot/Grün diesmal nicht nur nach dem Bund ruft, sondern selbst aktiv wird. Die CDU-geführte Bundesregierung hat zur Sensibilisierung für einen sorgsamen Umgang mit Lebensmitteln bereits vor Jahren unter der damaligen Bundesernährungsministerin, Ilse Aigner, den Startschuss gegeben. Das Konzept "Zu gut für die Tonne" wird von der Öffentlichkeit sehr gut angenommen. Prima, dass diese Erkenntnis jetzt auch bei der Landesregierung angekommen ist."
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RHEINLAND-PFALZ/3280: Mitarbeiter am Flughafen Zweibrücken? (CDU)




Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 31.10.2014



Mitarbeiter am Flughafen Zweibrücken?







"Der Flugbetrieb am Flughafen Zweibrücken wird ab nächster Woche vorerst auf Eis gelegt. Sind auch die Stellenversprechungen der Landesregierung für die Mitarbeiter eingefroren?", fragt die CDU-Landtagsabgeordnete, Dr. Susanne Ganster.



"Als der Flughafen Zweibrücken Insolvenz angemeldet hat, hat die Landesregierung eine großzügige Übernahme von Teilen der Mitarbeiterschaft beim Landesbetrieb Mobilität in Aussicht gestellt. Bis heute wurde dieses Versprechen gegenüber der Flughafenbelegschaft aufrechterhalten. Nun fragen wir: 'Was ist mit den versprochenen Stellen beim Landesbetrieb Mobilität?' Die Stellenversprechungen der Landesregierung werden Thema im nächsten Innenausschuss.



Für viele der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter läuft die Zeit davon. Es reicht nicht aus, den Betroffenen unkonkrete Versprechungen zu machen. Diese müssen mit Inhalten und Verlässlichkeit gefüllt werden. Es muss schnell eine langfristige Lösung für die Betroffenen gefunden werden", so Susanne Ganster weiter.
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RHEINLAND-PFALZ/3279: Verkauf des Nürburgrings an russischen Oligarchen (CDU)




Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom 31.10.2014



Verkauf des Nürburgrings an russischen Oligarchen



Alexander Licht: Nürburgringverkauf muss parlamentarisch aufgearbeitet werden







"Die neuste Wendung beim Nürburgringverkauf werden wir parlamentarisch zur Diskussion stellen. Das muss aufgearbeitet werden. Denn mit dem Verkauf des motorsportlichen Kulturguts Nürburgring an einen russischen Oligarchen hat die Landesregierung eine weiteres Mal ein den Menschen in der Region gegebenes Versprechen gebrochen", so heute der stellvertretende Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion, Alexander Licht. Es sei genau das Gegenteil von dem eingetreten, was den Menschen zugesagt wurde, nämlich eben nicht der Verkauf an einen Mittelständler mit Regionalbezug. Licht erinnert daran, dass die Landesregierung einen Verkauf an einen russischen Oligarchen oder einen schwerreichen Scheich ausgeschlossen hatte.



"Es ist schon erstaunlich, dass die Landesregierung jetzt den Einstieg eines Herrn aus Russland lobt, der gerade einmal 41 Jahr alt ist und innerhalb von nur gut 10 Jahren zum Milliardär geworden ist. Das ist nicht unbedingt die beruhigende und klassische Biografie eines bodenständigen Mittelständlers. Sonst sprechen Sozialdemokraten und Grüne in solchen Situationen immer gerne von Heuschrecken. Die Not muss groß sein, wenn das alles jetzt kritiklos akzeptiert wird, während EU und Bund Sanktionen gegen Russland verhängen."



Der Nürburgring, so Licht, sei unter SPD-geführten Regierungen die Geschichte der gebrochenen Versprechen. "Der millionenschwere Ausbau des Nürburgrings ist nicht zum versprochenen Wachstumsmotor für die Region geworden, sondert endete in der Insolvenz und der Vernichtung von Bürgervermögen. Es hat nicht die versprochene Privatfinanzierung gegeben, sondern dreistellige Millionenverluste für die Steuerzahler. Und mit dem großspurigen "Zukunftskonzept Nürburgring" hat die Landesregierung nicht wie versprochen die Fehlinvestition am Nürburgring gerettet, sondern nur sich selbst über die Landtagswahl 2011. Jetzt ist der Nürburgring weg und noch nicht einmal mehr in den Händen von traditions- und regionenverbundenen Mittelständlern, sondern Spielball eines russischen Oligarchen, der sein Vermögen über Briefkastenfirmen verwaltet."



Es stellten sich hier viele Fragen, so Licht. Verwunderlich sei, dass nun plötzlich ein russischer Käufer ins Spiel gekommen sei, der offensichtlich weit mehr als die 77 Mio. Euro hätte zahlen können, die als Kaufpreis mit Herrn Wild verhandelt wurden. Herr Wild wiederum habe aufgrund seines Regionalbezugs den Vorzug vor anderen Bietern mit viel höheren Angeboten bekommen.



"Welche Rolle hat die Dreyer-Regierung dabei gespielt, die ja immer behauptet, keinen Einfluss auf das Verkaufsverfahren genommen zu haben, gleichzeitig aber Herrn Wild über den grünen Klee gelobt hat?" Frau Dreyer, so Licht, habe voll auf Herrn Wild gesetzt und sei sogar nach Koblenz zur Verkaufs-PK und zu einem Fototermin zu Capricorn geeilt.



"Offen ist, was nun mit dem Ring passiert, bleibt es wirklich beim Zugang für die Allgemeinheit? Das dazu von den rot/grünen Koalitionsfraktionen im Jahr 2013 verabschiedete Gesetz ist vollkommen löchrig und löst das Problem nicht. Wir haben es damals abgelehnt, weil es eine Sicherheit vorgaukelt, die nicht vorhanden ist.



Zu klären ist außerdem, ob das jetzt gewählte Verkaufsverfahren europarechtskonform ist, da die Europäische Kommission unter ganz anderen Voraussetzungen geprüft hat. Und was der Gläubigerausschuss dazu sagt, ist ebenfalls ungeklärt. Denn nach unseren Informationen gibt es offensichtlich Alternativen zum russischen Oligarchen. Die müsse jetzt im Gläubigerausschuss, in dem die Landesregierung durch die landeseigenen Investitions- und Strukturbank (ISB) vertreten ist, geprüft werden. Die ISB hat dort übrigens den Vorsitz inne und trägt insofern auch eine politische Verantwortung gegenüber Parlament und Öffentlichkeit. Klar ist gegenwärtig nur, dass SPD-geführte Landesregierungen am Nürburgring ein Desaster angerichtet haben, das beispiellos ist."
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BILDUNG/1191: Abschaffung des Kooperationsverbots guter und wichtiger Schritt




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. November 2014



Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung



Abschaffung des Kooperationsverbots guter und wichtiger Schritt für Wissenschaft und Forschung







Ernst Dieter Rossmann, Sprecher der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung:



Die heutige Anhörung des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung hat bestätigt, dass die geplante Abschaffung des Kooperationsverbots im Wissenschaftsbereich ein wichtiger und guter Schritt in die richtige Richtung ist. Mit der Änderung werden neue Kooperationsspielräume für die institutionelle Förderung von Wissenschaft und Forschung geschaffen. Jetzt wird es darum gehen, zügig die neuen Möglichkeiten für innovative Programme, etwa zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, einzusetzen.



"Die heutige Sachverständigenanhörung zur geplanten Abschaffung des Kooperationsverbots im Wissenschaftsbereich hat gezeigt, dass der Gesetzentwurf der Großen Koalition eine neue Dynamik und moderne Kooperationsstrukturen in der Wissenschafts- und Forschungsförderung erzeugen kann. Anstatt wie bisher Hochschulen nur projektbezogen fördern zu können, soll der Bund nun gemeinsam mit den Ländern auch institutionelle Fördermaßnahmen auf den Weg bringen können.



Der Entwurf der Großen Koalition geht in seiner Reichweite deutlich über die Entwürfe hinaus, die die Vorgängerregierung in den Bundestag eingebracht hatte. Nunmehr geht es nicht mehr darum, einzelne exzellente Leuchtturmprojekte zu fördern, sondern unser Wissenschaftssystem in Spitze und Breite voranzubringen.



Die Hochschulen sind der Kern unseres erfolgreichen Wissenschaftssystems, um das uns die Welt beneidet. Die Änderung des Art 91b Grundgesetz schafft neue Handlungsspielräume, die sich etwa zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, aber auch zur Förderung neuer Kooperationen von Hochschulen mit außeruniversitären Forschungsorganisationen nutzen lassen. Damit stärken wir die internationale Wettbewerbsfähigkeit unserer Hochschulen und machen sie fit für die Zukunft.



Für die SPD-Bundestagsfraktion bleibt es im Übrigen dabei, dass diese gute Lösung für Wissenschaft und Forschung nur der erste Schritt sein sollte, dem eine Abschaffung des Kooperationsverbots für alle Bildungsfelder folgen sollte. Dies entspricht der politischen Position, die die SPD seit Jahren vertritt."



Copyright 2014 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/2652: Beschluss des Parteivorstands zum Kampf gegen Radikalisierung




SPD-Pressemitteilung vom 3. November 2014



Kampf gegen Radikalisierung -



Entschlossen gegen gewalttätigen Rechtsextremismus, radikalen Salafismus und Antisemitismus vorgehen







Der SPD-Parteivorstand hat in seiner heutigen Sitzung den folgenden Beschluss gefasst:



Der Kampf gegen Rechtsextremismus ist und bleibt eine zentrale Aufgabe für alle Demokratinnen und Demokraten. In den letzten Monaten eskalieren die Angriffe auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in unserem Land. Brutale Gewalt, Einschüchterung und rassistische sowie antisemitische Hetze werden immer mehr zu einer dauerhaften Herausforderung für die ganze Gesellschaft. Bereits die Entdeckung der Morde des Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) hat gezeigt, dass die Gewaltbereitschaft im Rechtsextremismus lange Zeit unterschätzt wurde. Der Zusammenschluss von rechten Hooligans und militanten Neonazis ist kein neues Phänomen. Eine neue Qualität hat jedoch der Umfang der Ausschreitungen durch die Bündelung der Hooligan-Gruppierungen angenommen. Wir dürfen nicht zulassen, dass sich gewalttätige Salafisten und Rechtsextreme gegenseitig hochschaukeln. Beides, gewalttätiger Salafismus und Rechtsextremismus, ist eine Gefahr für unser Land.



Hinzu kommt die Gefahr, die vom IS-Terror und die damit einhergehende Radikalisierung junger Menschen auch in Deutschland ausgeht. Diese Gefahr wird wiederum durch den Rechtsextremismus als Anknüpfungspunkt missbraucht für seine menschenverachtenden Ideologien sowie zur Rechtfertigung von Gewalt und die in undemokratischer Form ausgetragenen politisierten Konflikte.



Dagegen muss die Politik entschlossen vorgehen. Reale Gefahren müssen benannt und bekämpft, Gewalttäterinnen und Gewalttäter mit allen Mitteln des Rechtsstaates verfolgt und bestraft werden. Meinungsfreiheit und Demonstrationsrecht sind das Wesen unserer Demokratie. Wir dürfen nicht zulassen, dass sie missbraucht werden. Wer die Versammlungsfreiheit missbraucht, um Gewaltexzesse aufzuführen, darf keine Toleranz erwarten. Verbote allein werden aber nicht ausreichen, um diese gesellschaftlichen Phänomene nachhaltig bekämpfen zu können. Den Radikalisierungstendenzen entgegenzutreten, ist eine dauerhafte und gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir müssen früh ansetzen und durch gute Präventionsarbeit dafür sorgen, dass Jugendliche sich erst gar nicht radikalisieren. Ein festes Netz an Beratungsstrukturen vor Ort ist ebenso notwendig wie Unterstützung und Hilfe für Eltern und für ausstiegswillige Jugendliche. Die SPD ist eine starke Stimme und die treibende Kraft, wenn es darum geht, auf mehr Prävention gegen Rechtsextremismus, radikalen Salafismus und Antisemitismus zu setzen.



Dem Terror von ISIS begegnen wir mit Entschlossenheit und Augenmaß. Für gewalttätige Terroristen wird es keine Toleranz geben. Sie werden die ganze Härte unseres Rechtsstaats zu spüren bekommen. Aber wir werden nicht zulassen, dass sie unsere Demokratie und unseren Rechtsstaat erschüttern. Und: Unter den in Deutschland lebenden Muslimen sind Extremisten eine Minderheit. Die friedliche Mehrheit hat sich von jeder Form des islamistischen Terrors distanziert. Das begrüßen und unterstützen wir.



Die SPD hat das Thema in den Koalitionsverhandlungen stark gemacht. Wir müssen weiterhin dafür Sorge tragen, dass Intoleranz sowie rechtsextreme und antisemitische Einstellungen in unserer Gesellschaft keinen Raum haben. Die gesamte Zivilgesellschaft ist gefordert, sich hierfür zu engagieren. Ziel ist es, Verständnis für die gemeinsamen Grundwerte und kulturelle Vielfalt zu entwickeln, die Achtung der Menschenwürde zu fördern und Extremismus zu bekämpfen. Viele Menschen engagieren sich in Initiativen und Projekten vor Ort und beweisen tagtäglich ein hohes Maß an Zivilcourage und Solidarität. Ihre Arbeit verdient unseren Dank, unsere Wertschätzung und unsere Unterstützung.



Verlässliche Strukturen vor Ort und die Etablierung einer langfristigen Finanzierung sind unerlässlich im Kampf gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit. Mit dem neuen Bundesprogramm "Demokratie leben!" werden zukünftig Strukturen auf lokaler, Landes- und Bundesebene nachhaltiger gefördert. Die SPD wird sich darüber hinaus dafür einsetzen, dass das Versprechen eines stärkeren finanziellen Engagements des Bundes im Kampf gegen Rechtsextremismus aus dem interfraktionellen Bundestagsbeschluss zu den Empfehlungen des NSU-Berichts eingelöst wird. Die Bundesmittel zur Bekämpfung von Rechtsextremismus, Antisemitismus, gewaltbereiten Hooligans und menschenverachtender Gewalt müssen deutlich aufgestockt werden.



Ein entschlossenes Handeln des Rechtsstaates gegen menschenverachtende Ideologien und Gewalt sowie die engagierte Arbeit für Demokratie und Vielfalt in unserer Gesellschaft müssen Hand in Hand gehen. Die SPD stellt sich dieser Daueraufgabe.
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INNEN/2651: Sigmar Gabriel zum Tod von Klaus Bölling




SPD-Pressemitteilung vom 3. November 2014



Sigmar Gabriel zum Tod von Klaus Bölling



Zum Tod von Klaus Bölling erklärt der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel:







Die deutsche Sozialdemokratie trauert um Klaus Bölling. Der gelernte und geschätzte Journalist prägte das Amt des Sprechers der Bundesregierung wie kaum ein anderer. Präzise formulierend, intellektuell brillant und klar in der Aussage vermittelte er die Politik des sozialdemokratischen Bundeskanzlers Helmut Schmidt und stand ihm auch in den bewegten Zeiten des Deutschen Herbstes bei.



Als Leiter der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik in der DDR und Nachfolger von Günter Gaus war er der Repräsentant von Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Besonders die Kontakte zu Oppositionellen in der DDR hat er immer wieder gesucht und dazu beigetragen, individuelle Schicksale in der DDR zu erleichtern.



Die SPD wird Klaus Bölling und seine Lebensleistung als Journalist, Diplomat und Politiker in ehrender Erinnerung behalten.



*



Quelle:


SPD-Pressemitteilung 316/14 vom 3. November 2014


Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle


Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus


Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin


Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507


E-Mail: pressestelle@spd.de


Internet: www.spd.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2014



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →POLITIK → ERNÄHRUNG





MARKT/2069: Bauernverband kritisiert aktuelle Milchpreissenkung (DBV)




Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 3. November 2014



DBV kritisiert aktuelle Milchpreissenkung



Molkereien und Handel stehen in der Verantwortung gegenüber Milchbauern







Der Deutsche Bauernverband (DBV) kritisiert die erneuten Preissenkungen bei Trinkmilch, die vom Lebensmittelhandel vorgenommen wurden. Es sei nicht akzeptabel, wenn Molkereien und Lebensmittelhandel als einzige Antwort auf die derzeitige Marktsituation in die alten Verhaltensmuster der Billigpreispolitik zurückfallen. Dies widerspreche auch deren Verantwortung gegenüber den Milchbauern und der Milchproduktion in Deutschland. Vor allem der Lebensmittelhandel trage angesichts der Konzentration von Einkaufsmacht eine besondere Verantwortung. Die jüngst vorgelegte Sektoruntersuchung des Bundeskartellamtes hat erneut gezeigt, wie bedenklich die Konzentration von Nachfragemacht bei wenigen Handelsketten ist. Die Landwirte haben nach Ansicht des DBV nur geringen Schutz vor dieser geballten Marktmacht.



Handel und Molkereien könnten bei den Milchbauern nicht immer höhere Standards bei Nachhaltigkeit und Qualität einfordern und gleichzeitig eine solche Billigpreispolitik fahren, erklärte der DBV. Wenn wie im Fall des Russlandembargos durch politische Entscheidungen Marktkrisen entstehen, muss nach Ansicht des DBV zu deren Bewältigung auch politische Unterstützung erfolgen. Eine Rückkehr zu staatlicher Mengensteuerung in den Agrarmärkten und Preisgarantien lehnt der DBV jedoch weiterhin ab. Nach wie vor gehen Experten davon aus, dass es auf dem Weltmarkt Potenziale gibt, von denen die deutschen Milchbauern profitieren können. Neue Absatzmärkte insbesondere in Drittländern sind zu erschließen, wobei die Bundesregierung dies noch stärker begleiten muss, so der DBV.



Das DBV-Präsidium wird die Entwicklungen auf den derzeit unter Preisdruck stehenden Agrarmärkten und die daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen auf seiner morgigen Sitzung intensiv erörtern.
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ASYL/905: EGMR-Urteil - Flüchtlingsfamilien dürfen nicht ins Ungewisse abgeschoben werden (Pro Asyl)




Pro Asyl - Pressemitteilung vom 4. November 2014



EGMR-Urteil: Flüchtlingsfamilien dürfen nicht ins Ungewisse abgeschoben werden



PRO ASYL fordert sofortiges Ende der Italien-Überstellungen







Heute hat der Europäische Menschenrechtsgerichtshof entschieden, dass Flüchtlingsfamilien in Italien eine unmenschliche und erniedrigende Behandlung (Art. 3 EMRK) drohen kann und dass deswegen keine Abschiebungen dorthin erfolgen dürfen, wenn nicht zuvor eine individuelle Zusicherung Italiens über eine adäquate Unterbringung eingeholt wurde.



PRO ASYL begrüßt das Urteil, da es auf die äußerst prekäre Situation von Flüchtlingsfamilien in Italien aufmerksam macht. "Das Urteil geht jedoch nicht weit genug", sagte Marei Pelzer, rechtspolitische Referentin von PRO ASYL. "Seit Jahren ist klar, dass Flüchtlinge in Italien oft obdachlos und ohne staatliche Hilfe sich selbst überlassen werden. Wir fordern einen generellen Abschiebestopp nach Italien!".



Die Beschwerde hatte die achtköpfige afghanische Familie Tarakhel gegen die Schweiz eingelegt, nachdem die dortigen Behörden ihre Abschiebung nach Italien beschlossen hatten. Nun hat der Gerichtshof klargestellt, dass zumindest bei Familien mit Kindern eine solche Abschiebung mit den Menschenrechten nicht vereinbar ist, wenn deren Schicksal nach der Abschiebung nicht vorab geklärt wird.



PRO ASYL begrüßt das Urteil als wichtiges Signal. Allerdings müssen Abschiebungen nach Italien generell gestoppt werden. Italien hat kein funktionierendes Aufnahmesystem, die Unterbringungskapazitäten reichen bei weitem nicht aus. Viele Flüchtlinge leben daher auf der Straße, bekommen keine soziale Unterstützung oder medizinische Versorgung und Familien werden getrennt.



Nach der Dublin-Zuständigkeitsverordnung wird Italien für zuständig erklärt, wenn dies das Land der Einreise in die EU ist. Allerdings hat der EGMR bereits in seiner wichtigen MSS-Entscheidung zu Griechenland im Januar 2011 entschieden, dass die EU-Staaten sich nicht blind für die reale Situation der Flüchtlinge stelle dürfen. Im Fall von Griechenland wurde 2011 festgestellt, dass generell eine Abschiebung von Flüchtlingen dorthin unzulässig ist.



PRO ASYL kritisiert, dass zehntausende Flüchtlinge aufgrund des Dublin-Systems wie Stückgut zwischen den EU-Staaten hin- und hergeschoben werden und in Elend und Obdachlosigkeit landen.





Hintergründe zum Fall Tarakhel:


http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/sind_abschiebungen_nach_italien_menschenrechtswidrig/
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ASYL/904: Unterbringung in Gewerbegebieten - Deutscher Anwaltverein gegen Zweiklassengesellschaft (DAV)




Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. November 2014



Unterbringung von Flüchtlingen in Gewerbegebieten - Deutscher Anwaltverein gegen Zweiklassengesellschaft







Berlin (DAV). Am heutigen Montag findet die Anhörung des Umweltausschusses des Deutschen Bundestages zu einer vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung im Bauplanungsrecht statt. Das Gesetz soll den Handlungsspielraum der Städte und Landkreise vergrößern. Demnach sollen Flüchtlingsunterkünfte auch in Gewerbegebieten gebaut werden können. Nach Ansicht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) ist dies allerdings für Betroffene und Nachbarn, insbesondere für angrenzende Gewerbebetriebe, problematisch. Der DAV befürchtet eine städtebauliche Fehlentwicklung und eine Aushöhlung bewährter städtebaulicher Instrumente.



"Der Deutsche Anwaltverein erkennt an, dass dringend Anlagen zur Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern geschaffen werden müssen. Der faktische und wohl auch rechtliche Handlungsbedarf ist unbestreitbar", so Rechtsanwalt Prof. Dr. Wolfgang Ewer, DAV-Präsident. Der vom Bundesrat eingebrachte Gesetzentwurf führe aber zu einer systemwidrigen Aushöhlung bewährter städtebaulicher Instrumente. Der DAV regt an, angesichts anderweitiger kurzfristig zur Verfügung stehender Unterbringungsmöglichkeiten, insbesondere in Konversionsobjekten, zunächst politische Handlungsalternativen zu prüfen, bevor substanziell in das bewährte System der städtebaulichen Instrumente eingegriffen wird. "Der DAV ist skeptisch gegenüber Maßnahmengesetzen, die bewährte Instrumente des Baurechts ohne ernsthafte Diskussionen aushöhlen", so Ewer weiter.



Der DAV hält eine immissionsschutzrechtliche Zweiklassengesellschaft (Flüchtlinge/andere Bürger) für bedenklich. Zudem sind Flüchtlingsunterkünfte wohnartig und widersprechen der Zweckbestimmung eines Gewerbegebietes.



Auf grundsätzliche Bedenken stößt beim DAV, wie auch bei der Bundesregierung, die im Gesetzentwurf enthaltene Rückwirkung auf vor Inkrafttreten des Gesetzes in Kraft getretene Bebauungspläne. Die Rückwirkung stellt einen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung dar.
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ASYL/903: Mehr menschenwürdige Flüchtlingsunterkünfte erforderlich (Caritas)




Caritas Pressemitteilung vom 3. November 2014



Mehr menschenwürdige Flüchtlingsunterkünfte erforderlich



Politik und zivilgesellschaftliche Akteure müssen an einem Strang ziehen







Berlin, 03. November 2014. "Politik und zivilgesellschaftliche Akteure müssen die Frage nach der Unterbringung von Flüchtlingen gemeinsam mit Blick auf die Bedürfnisse von Flüchtlingen lösen", fordert Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich der heutigen Anhörung zur Änderung des Bauplanungsrechts.



Eine Unterbringung von schutzsuchenden Flüchtlingen in Gewerbegebieten, Zelten oder Hallen könne nur eine kurzfristige Notlösung sein. "Ärzte, Beratungs- und Einkaufsmöglichkeiten, Kitas und Schulen müssen erreichbar sein", konkretisiert Neher. "Flüchtlinge müssen einen Platz in der Mitte der Gesellschaft haben, statt abgelegen in Sammelunterkünften isoliert zu sein. Nur so kann Integration gelingen." Notwendig sind tragfähige und nachhaltige Lösungen, die bundesweit verbindliche Standards beinhalten. Grundsätzlich müssten Flüchtlinge die Möglichkeit haben, in Privatwohnungen statt in Sammelunterkünften zu leben.



Allein aufgrund der derzeitigen Krisen und Kriege wird in den kommenden Jahren die Zuwanderung von Flüchtlingen nicht abreißen. Umso notwendiger ist es, dass nun die vielen hochengagierten zivilgesellschaftlichen Akteure und die Politik auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene nach bedarfsgerechten Lösungen suchen.



Auch die Bevölkerung muss über die Situation der zu uns kommenden Menschen informiert werden. "Sehr viele Menschen fliehen vor furchtbaren Situationen und sind traumatisiert. Sie brauchen in dieser schwierigen Situation Verständnis und Unterstützung", betont Neher.
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FLUCHT/026: Jordanien - Mehr Flüchtlinge denn je, Irakische Christen suchen Schutz vor dem IS (IPS)




IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


IPS-Tagesdienst vom 3. November 2014



Jordanien:


Mehr Flüchtlinge denn je - Irakische Christen suchen Schutz vor dem IS



von Arij Abukdairi
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Der irakische Christ Marvin Nafi lebt nach der Flucht vor dem IS inzwischen in Jordanien


Bild: © Arij Abukdairi /IPS





Amman, 3. November (IPS) - Der Iraker Marvin Nafi hatte das Vorrücken der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) in Syrien über das Internet verfolgt. "Wir konnten uns das gar nicht richtig vorstellen. Das wirkte alles so irreal", sagt der 27-Jährige. Nur wenige Monate später rückten die Islamisten in seiner Heimatstadt Mossul ein, und er und andere Christen mussten fliehen.



Zusammen mit seinen Eltern und beiden Brüdern lebt Marvin Nafi inzwischen in Jordanien.



"Es gibt keinen Frieden, keine Sicherheit", klagt der junge Mann, der mit seiner Familie in der lateinischen Kirche in Marka, einem Viertel in der jordanischen Hauptstadt Amman, untergebracht ist. Er ruft regelmäßig zu Hause an, um sich über die Lage vor Ort zu informieren.



Im Juli hatte der IS eine Order herausgegeben, in der die Christen von Mossul unter Androhung der Todesstrafe aufgefordert wurden, entweder zum Islam überzutreten und eine Steuer zu zahlen oder aber ihre Besitztümer aufzugeben und die Stadt zu verlassen. "In Mossul gibt es keine Christen mehr. Alle, die wir kennen, sind weg. Nur eine Gruppe Älterer, die in einem Betreuungszentrum lebt, ist geblieben und zum Islam übergetreten", berichtet Nafi.



Seit August sind irakische Christen zu tausenden über Erbil, die Hauptstadt der Autonomen Region Kurdistan, nach Jordanien gekommen. Die Sprecherin des internationalen Hilfswerks 'Caritas', Dana Schahin, berichtet, dass sich 4.000 irakische Christen seit August um Hilfe an das Caritas-Büro in Jordanien gewandt hätten. Die Hälfte wurde in Kirchen untergebracht.





Andrang in den Kirchen



Auch die Gotteshäuser in der Hauptstadt und den nördlichen Städten Sarka und Salt wurden in Flüchtlingslager umgewandelt. In der Kirche von Maraka teilen sich rund 85 Menschen einen 21 Quadratkilometer großen Raum. Frauen, Männer und Kinder schlafen auf dem Boden, wobei Extra-Matratzen als Zwischenwände aufgestellt wurden, um den Menschen ein Mindestmaß an Intimität zu vermitteln. Auf dem Gelände befindet sich eine Cafeteria, in der die Flüchtlinge die Nahrungsmittel zubereiten, die sie von der Caritas erhalten.



"Es ist sehr großherzig von Jordanien, uns aufzunehmen. Das Land tut, was es kann, doch ist die Situation für uns alle hier sehr schwierig", meint die 53-jährige Um George. Vom IS um alles gebracht, was sie besaßen, kamen die meisten Iraker in Jordanien nur mit dem an, was sie am Leib hatten und tragen konnten. "Die Kämpfer des IS haben sogar Kinder nach Geld durchsucht", erzählt Nafis Bruder Ihab. "Wir haben aus Angst um unsere Sicherheit alles abgegeben."



Die jordanische Hilfsorganisation 'Islamic Charity Centre Society' hat Container in den Kirchhöfen aufgebaut. Andere Familien wurden in Mietwohnungen untergebracht, die sie sich mit anderen teilen müssen.



"Wir sind immer noch dabei, die Bedürfnisse dieser vielen Menschen zu ermitteln. Die meisten waren mit nichts aufgebrochen", bestätigt Andrew Harper, Vertreter des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR in Jordanien. Seine Organisation registrierte zwischen August und September täglich an die 120 irakische Neuankömmlinge, von denen 60 Prozent angegeben hatten, vor dem IS aus dem Irak geflohen zu sein.



In diesem Jahr hat das UNHRC um die 11.000 Iraker in Jordanien registriert. Die Gesamtzahl beläuft sich nun auf 37.067. Denn das Land hat seit 2003 Heerscharen irakischer Flüchtlinge aufgenommen, von denen viele aufgrund der immer knapper werdenden Ressourcen in desolaten Verhältnissen leben.



"Die irakischen Flüchtlinge sind dringend auf die Hilfe von Gebern und Institutionen angewiesen", meint Eman Ismail vom irakischen Flüchtlingsprogramm der Hilfsorganisation 'CARE International' in Amman. Da sie nicht arbeiten dürfen, leben sie in den ärmsten Vierteln Ostammans und in Sarka. Mit großen Schwierigkeiten bringen sie die Miete für ihre Wohnungen auf und schicken ihre Kinder zur Schule.



Der neue Zustrom irakischer Flüchtlinge im ressourcenschwachen Jordanien, wo auch mehr als 618.500 syrische Flüchtlinge untergekommen sind, setzt die Hilfsorganisationen vor Ort immer weiter unter Druck. "Es gibt hier inzwischen mehr Flüchtlinge als zur Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg", berichtet Harper. "Jeden Tag kommen neue Herausforderungen hinzu und wir hoffen, dass uns die internationale Gemeinschaft helfen wird."





Die meisten Flüchtlinge wollen in den Westen



Die meisten irakischen Flüchtlinge, mit denen IPS gesprochen hat, gaben an, dass sie am liebsten in einem westlichen Land wiederangesiedelt würden. "Der Nahe Osten ist für uns nicht mehr sicher", sagt die 60-jährige Hanna, die ihren Nachnamen nicht nennen will. "Als Christen werden wir seit 2003 verfolgt."



Doch die Wiederansiedlung sei ein langwieriger und heikler Prozess, gibt Harper zu bedenken. Wie er berichtet, warten seit Jahren tausende Iraker in Jordanien auf ihre Wiederansiedlung.



Marvin Nafi und seine Familie würden am liebsten wieder heimkehren. Doch ihr Hab und Gut wurde vom IS eingezogen, ihr Haus mit roter Schrift als 'Eigentum des Islamischen Staates' ausgezeichnet, wie die Familie von einem Freund erfahren hatte.



Auch wenn die Hoffnung der Nafis, den Irak irgendwann wiederzusehen, immer weiter schwindet, beten sie inständig für den Frieden in ihrem Land. "Wir wünschen uns das Mossul von vor zehn Jahren zurück", sagt Marvin. "Damals konnten wir alle in Frieden zusammenleben." (Ende/IPS/kb/2014)





Link:


http://www.ipsnews.net/2014/10/iraqi-christians-seek-shelter-in-jordan-after-is-threats/



© IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH
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STANDPUNKT/401: Ukraine - Die andere Wahl (Kai Ehlers)




Ukraine: Die andere Wahl



von Kai Ehlers, 4. November 2014







Am Sonntag, dem 2. November 2014 wurde im Osten der Ukraine gewählt, nachdem eine Woche vorher die von Kiew durchgeführte Westwahl über die Bühne gegangen ist. Viele Aspekte sind zu beleuchten, um eine Vorstellung zu gewinnen, worauf die ganze Situation hinausläuft. Betrachten wir zunächst die Ergebnisse, bevor wir die Hintergründe sortieren.



Obwohl weiter geschossen wurde, wurde gewählt. Das von den Veranstaltern der Wahl anvisierte Ziel wurde erreicht: Die Führungsspitzen der bisher nicht anerkannten Volksrepubliken, die Republikchefs Alexander Sachartchenko in Donezk und Igor Plotnizki in Lugansk sowie ihre Volksräte in ihren bisher informellen, nur aus den Kämpfen hervorgegangenen Funktionen, wurden mit erkennbarem Zuspruch der Bevölkerung bestätigt. Sachartchenko mit ca. 80%, Plotznizki mit ca. 65%. Auch die Parlamente von Donezk und Lugansk wurden legitimiert. Große Auswahl zwischen Parteien gab es nicht. Nicht alle Parteien durften teilnehmen. Zur Wahl standen keine Programme, sondern Personen. Praktisch diente die Wahl der Festigung der entstandenen Machtstrukturen in den Gebieten Donezk und Lugansk.



Es ist, darf man sagen, eine Legitimation der besonderen Art, nämlich ein Zuspruch durch jene Menschen, die trotz fortdauernder Kämpfe, trotz Bombardierungen, trotz der damit verbundenen Chaotisierung, Brutalisierung und sogar kriminellen Bedrohung des Alltags in ihren Wohnorten Donezk, Lugansk und Umgebung geblieben sind. Nicht wenige sind sogar gerade deswegen geblieben. Mit dieser Abstimmung zeigen sie, dass sie nicht bereit sind, sich dem von Kiew ausgehenden Druck zu beugen. Nicht bei wenigen nahm das am Wahltag die etwas holzschnitzartige Form eines "Widerstandes gegen die Faschisten" an. Das zeugt nicht unbedingt von viel Differenzierung in der Wahlpropaganda und auch nicht innerhalb der Bevölkerung; nichtsdestoweniger kennzeichnet es die Grundmotivation der zu dieser Wahl gehenden Menschen. Eindeutiger könnte das Signal nicht sein. Es zeigt unmissverständlich, wo die Mehrheit der Menschen in diesen beiden Wahlgebieten sich zuhause fühlt - mit Sicherheit NICHT in einer von Kiew dominierten Ukraine. Alles andere ist nicht so eindeutig: "heim nach Russland", in die Autonomie oder in die Selbstständigkeit.



Die Regierungen von Kiew, den USA, der EU und auch die Deutschlands erklärten, die Wahl störe den in Minsk begonnenen "Friedensprozess". Sie lehnen eine Anerkennung des Ergebnisses ab und bestehen weiter auf der Einheit der Ukraine, für die sich Moskau einsetzen müsse. Moskau dagegen erkennt die Wahl als Faktor an, der dem Friedensprozess und der Stabilität dienen könne.



Damit wäre eigentlich schon das Wichtigste gesagt: Die generelle Konfrontation zwischen den Atlantikern und Russland wird fortgeschrieben. Einiges muss aber noch nachgezeichnet werden, wenn man verstehen will, was sich aus der Doppelwahl, jener am 25.10.2014 und dieser am 2.11.2014 ergibt.





Verstoß gegen den Frieden?



Wenn von Störung des Friedensprozesses die Rede ist, der in Minsk vereinbart worden sei, dann muss zunächst festgestellt werden, dass die in Minsk vereinbarte Waffenruhe bisher von keiner der beiden Seiten eingehalten wurde. Der in Minsk vereinbarte Puffer zwischen den Fronten existiert faktisch nicht, zumal die ukrainische Seite ihre Unterschrift zu diesem konkreten Punkt wieder zurückgezogen hat. Die Zahl der täglichen Toten ist in den letzten Tagen vor der Wahl beständig angewachsen. Allein in der letzten Woche wurde sie von den UN mit 300 angegeben. Es ist offensichtlich, dass der Druck Kiews auf die Regionen Donezk und Lugansk in den Tagen kurz vor der Wahl am 2. November erheblich zugenommen hat.



Politisch hat die Westwahl klar gemacht, das Pjotr Poroschenkos "Friedensplan" das Papier nicht mehr wert ist, auf dem er steht, dass Arsenij Jazenjuks antirussische und offen auf Fortsetzung des Bügerkriegs orientierte Politik, der Poroschenko sich wird beugen müssen, keineswegs auf Dialog mit den aufständischen Regionen zielt, sondern auf gewaltsame Wiedereingliederung und Unterordnung der Aufständischen. Die Ankündigung aus dem Verteidigungsministerium in Kiew, die Teilnahme an den Wahlen im Donbas vom 2.11. strafrechtlich verfolgen zu wollen, ist nur der aktuellste Ausdruck dieser Linie. Vor diesem Hintergrund sind die Wahlen - wie sollte es anders sein - ein klare Aktion der Gegenwehr aus dem Donbas.





Nicht demokratisch...?



Wenn davon die Rede ist, dass die Wahl nicht demokratisch gewesen sei, dann ist dem zweifellos zuzustimmen. Es gab nur zwei Parteien, die "Volksrepublik Donezk" von Sachartschenko und die "Bewegung für den Frieden" von Plotnizki. Andere waren nicht zugelassen, auch die kommunistische Partei nicht. Zwischen Personen gab es allerdings Wahlmöglichkeiten. Die Wahlen hatten die Funktion, die in den Kämpfen des letzten halben Jahres gewachsene Ordnung zu festigen, das Chaos widerstreitender Kompetenzen einzuschränken, willkürlich handelnde Feldkommandeure zu disziplinieren usw. Einige Nachrichten aus den letzten Wochen haben ein ziemlich chaotisches Bild der Zustände entstehen lassen, die unter den Bedingungen der sich zersetzenden ukrainischen und einer noch nicht wieder legitimierten neuen Staatlichkeit entstanden sind. Etwa das über You tube verbreitete Video von einer Sitzung des "Volksgerichtshofs", bei dem unter Missachtung menschenrechtlicher Maßstäbe Todesurteile per Akklamation des teilnehmenden Publikums bestätigt werden.



Unter solchen Bedingungen ging es bei dieser Wahl eindeutig nicht um Demokratie, schon gar nicht um formale, sondern um die Wiederherstellung von Mindestregeln einer zivilen Ordnung. Nicht als Parteien anerkannt wurden Gruppen, nicht auf die Listen gelassen wurden Personen, bei denen die Organisatoren offenbar davon ausgingen, dass sie bei der Wahl zu der gewünschten Strukturierung von zivilen Verhaltensregeln nichts hätten beitragen können.



Darin unterscheiden sich die Ost-Wahlen in ihrer Grundausrichtung diametral von den vorhergehenden von Kiew durchgeführten, bei denen die diversen nationalistischen Parteien den berüchtigten Milizenführern und offenen Faschisten reihenweise ihre Listen geöffnet und so den Einzug von Nationalisten und Faschisten ins Parlament ermöglicht haben. Die Ost-Wahl diente im Gegensatz dazu, eine zivilisierende Konsolidierung erst einmal wieder zu ermöglichen. Sie dient dem Versuch eine Staatenbildung zu fördern, in erklärter Abkehr vom Bürgerkriegschaos. Paradox gefasst, kann man sagen: Demokratisches Reinholen nationalistischer bis faschistischer Kräfte ins Parlament bei der Kiewer Wahl, autoritäres Ausgrenzen militaristischer, nationalistischer oder auch einfach radikalistischer Abenteurer bei der Wahl im Osten - polarer könnten die Grundimpulse dieser beiden Wahlen kaum noch sein.



Und noch ein weiteres: Hätten die Ost-Wahlen, wie in Minsk vereinbart, am 7. November auf der Grundlage ukrainischer Gesetze, konkret des von Poroschenko angekündigten Gesetzes über die Einrichtung einer Sonderzone für Donezk und Lugansk, demokratischer sein können? Ja, hätten sie, wenn es diese Sonderzone gäbe. Aber es gibt sie nicht! Das angekündigte Gesetz wurde im Parlament noch nicht verabschiedet. Was es gibt, ist eine Zentralmacht in Kiew, die ihren Herrschaftsanspruch mit Gewalt durchsetzen will, nach der Wahl vom 25.11. mehr als zuvor. Demgegenüber ist jede lokale Ordnungsmacht, die die Interessen der Menschen vor Ort zu organisieren versucht, für diese Menschen ganz offensichtlich das kleinere Übel, selbst wenn sie wie in den gegenwärtigen Donezker und Lugansker Republiken mit ursprünglichen Grobheiten einer noch willkürlich brodelnden entstaatlichten Realität belastet ist.





Ideologische Verhärtungen?



Diese Tatsachen führen am Ende zu der Frage, wofür diese Volksrepubliken eigentlich langfristig stehen. Denken wir kurz an die Vorgänge dieses Jahres zurück: Volksabstimmung für eine Autonomie des Donbas im Mai dieses Jahres, nachdem die Krim sich im Protest gegen den Versuch einer gewaltsamen Ukrainisierung durch die Umsturzregierung aus der Ukraine gelöst hatte. Sehr schnell trat neben die Forderung nach Autonomie die weiter gehende nach Anlehnung an Russland und schon im Juni die nach Eigenstaatlichkeit von "Novorossija". Russische Nationalisten mischten sich aktiv ein.



Noch im Juli jedoch fanden Vertreterinnen und Vertreter aus verschiedenen Städten des Südens, des Ostens, sogar einzelne aus Kiew und aus dem Karpatischen Teil der Ukraine auf einer Konferenz in Jalta zusammen, wo sie nach intensiver Auseinandersetzung ein gemeinsames "Manifest" zu ihren Zielen verabschiedeten. Es war ausdrücklich auf die ganze Ukraine gerichtet. Darin definierten sie die Ukraine als "ein Territorium zwischen der Europäischen Union und Russland mit einer starken christlichen Tradition (vor allem orthodox), besiedelt von verschiedenen Völkern (Ukrainern, Russen, Weißrussen, Moldawiern, Bulgaren, Ungarn, Rumänen, Polen, Juden, Armeniern, Griechen, Tataren, Rusinen, Huzulen und anderen), das eine Jahrhunderte alte Tradition der Selbstverwaltung des Volkes und des politischen Kampfes für seine Freiheit hat." Und ausdrücklich hieß es auf die selbst gestellt Frage, ob der Kampf im Südosten Separatismus sei: "Nein, das Territorium des Kampfes ist die ganze Ukraine. Die Aufständischen des Südostens (Neurussland) strecken die Hand den Brüdern und den Schwestern in allen Regionen der Ukraine mit dem Aufruf entgegen: "Steht auf gegen den gemeinsamen Feind! Wir werden die neue, freie, sozial verantwortliche Volksmacht auf dem ganzen Territorium der Ukraine und Neurusslands schaffen."



Gemeinsamer Grundtenor war: Protest gegen oligarchische Willkür, Forderung nach rätedemokratischer Selbstorganisation und Widerstand gegen die von Kiew ausgehende Absicht der gewaltsamen Ukrainisierung, eine basisdemokratische Vision ausgehend vom Gemeinderat über autonome Regionen bis in eine Föderalisierung des Landes. Das Ziel: "Aufbau einer gerechten sozialen Volksrepublik ohne Oligarchen und ohne korrumpierte Bürokratie auf dem Territorium der Ukraine."



Vom 10. Juli des Jahres 2014 bis zum 2. November 2014 verengte sich der Tenor der Befreiungsbewegung unter dem sich eskalierenden Feuer des Bürgerkrieges erkennbar auf zu erreichende Kriegsziele, Kampfhandlungen und auf die Organisation des Überlebens in den umkämpfen Gebieten.



Die Ost-Wahlen vom zurückliegenden Wochenende sind der Versuch der Aktivisten der Donezker und Lugansker Bewegung sich aus dieser Verengung wieder zu befreien. Die Frage ist, welches der ursprünglichen Ziele - lokale Selbstorganisation, regionale Autonomie, Föderalisierung, Kampf den Oligarchen - unter dem Druck der Verhältnisse auf der Strecke bleibt.



Der Druck der Verhältnisse, das muss gesagt werden, hängt nicht nur von Kiew und nicht nur von dessen westlichen Unterstützern ab, sondern auch davon, wie sich Russland verhält. Nach dem gegenwärtigen Verlauf der Dinge sieht es so aus, als ob Russland sich die Republiken Donezk und Lugansk als "eingefrorene Konflikte" vorstellen kann. Das ist natürlich keine Lösung auf Dauer. Aber es wäre, vorausgesetzt Kiew und besonders seine kriegswütigen Nationalisten und auch der Westen ließe das geschehen, für die Bevölkerung der Ukraine - und zwar in Ost wie in West - zur Zeit vermutlich die annehmbarste Entwicklung des Konfliktes, bei der die Menschen erst einmal dazu übergehen könnten, ihren Alltag zu reorganisieren - und dann vielleicht auch wieder miteinander zu reden.



Die im Anfangsstadium der Autonomiebewegung angedachten radikalen Perspektiven einer rätedemokratisch organisierten autonomen Gesellschaft werden in einem solchen Klima allerdings vermutlich erstarren und eher vom Reif einer Sowjet-Nostalgie überzogen werden, denn verengt haben sich auch die Perspektiven in der Donezker und Lugansker Führung. Beispielhaft dafür sind die Vorstellungen von Boris Litwinow, ehemaliger Funktionär der Kommunistischen Partei der Ukraine, jetzt Vorsitzender des Obersten Sowjet der Donezker Volksrepublik und verantwortlich für die" zivile Gestaltung der zukünftigen Lebens". Er stellt sich für die Zukunft eine "kollektivistische" Gesellschaft auf der Grundlage von Staatseigentum vor, das klingt wie ein Revival sowjetischer Strukturen - nur aufgelockert durch die Zulassung von Privateigentum, das er "selbstverständlich" gut findet. Mit solchen Vorstellungen vom Staat, wenn sie nicht noch korrigiert werden, reduziert sich der revolutionäre Impuls der Republiken Donezk und Lugansk dann doch auf Separatismus, d.h. auf eine Kopie des Großen russischen Bruders im Kleinformat. Dieser Zustand könnte als Status quo lange Zeit konserviert werden, länger jedenfalls als die revolutionäre Unruhe des anfänglichen Maidan und Anti-Maidan. Man mag es nicht mögen, aber auf so eine "eingefrorene" Situation könnten sich vermutlich sogar die großen "Player" einigen, vorausgesetzt es ginge um eine Beilegung der ukrainischen Konflikte und nicht um andere Ziele, für welche die Ukraine nur das Aufmarschgebiet ist.





Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.



Weitere Informationen:


www.kai-ehlers.de
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GEWERKSCHAFT/167: Demonstration für gerechte Bedingungen in der globalen Textilproduktion (ver.di)




ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 4. November 2014



Hannover: Demonstration der Betriebsräte und Beschäftigten von H&M, Zara und Primark für gerechte Bedingungen in der globalen Textilproduktion







Berlin, 04.11.2014 - Hier billige Kleidung, dort unmenschliche Arbeitsbedingungen. Die Bedingungen in der Textilproduktion sind in etlichen Ländern auch nach dem Fabrikeinsturz von Rana Plaza in Bangladesh mit 1.127 Toten im Jahr 2013 oder dem Brand in einer pakistanischen Textilfabrik in Karatschi mit 255 Toten im Jahr 2012 ein Skandal: In vielen Fabriken gibt es weiterhin gar keinen oder keinen ausreichenden Brandschutz, die Textilarbeiterinnen und -arbeiter schuften oft sechs Tage in der Woche 14 Stunden oder mehr und bekommen dafür einen Hungerlohn. Und wer einer Gewerkschaft beitritt, riskiert seinen Job, wird unter Druck gesetzt, nicht selten misshandelt.



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ruft daher für diesen Mittwoch (5. November) zusammen mit TIE - internationales Bildungswerk in Hannover zu einer Demonstration auf, die maßgeblich von den Betriebsräten und Beschäftigten der Modeketten H&M, Zara und Primark getragen wird.



"Immer noch existieren in den Produktionsbetrieben in Süd- und Südostasien unmenschliche Arbeitsbedingungen. Das ist und bleibt Ausbeutung. Die Konzerne, die dort ihre Waren produzieren lassen, sind mitverantwortlich für diese Zustände", sagte Astrid Rogge-Musall, ver.di-Gewerkschaftssekretärin für den Bereich junge Mode.



ver.di fordert gemeinsam mit TIE (www.tie-germany.org) sowie der Initiative #untragbar (www.das-ist-untragbar.de) unter anderem, dass örtliche Gewerkschaften Zugang zu den Beschäftigten und Produktionsstätten erhalten. Das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung, um die Arbeits- und Einkommensbedingungen zu verbessern, muss garantiert werden. "Und wir brauchen in Deutschland endlich Gesetze, die Unternehmen dazu zwingen, für gute Arbeitsbedingungen wie gerechte Löhne oder Arbeitssicherheit in den Herstellerländern zu sorgen. Ohne Unternehmenshaftung bleibt jedes neue Abkommen zahnlos", kritisierte Rogge-Musall.



Die Demonstration in Hannover beginnt am 5. November 2014 um 9 Uhr am Crowne Plaza Hotel, Hinüberstr. 6, 30175 Hannover, und endet auch vor dem Crowne Plaza Hotel. Gegen 10 Uhr findet auf dem Kröpcke die zentrale Kundgebung vor der regionalen H&M-Zentrale statt, bei der unter anderem Betriebsräte von H&M und Zara, die in Indien unterwegs waren, ein Straßentheaterstück aufführen. Ausgangspunkt für die Demonstration sind die Betriebsrätekonferenzen von H&M und Zara, zu der am 4. und 5. November rund 350 Betriebsräte aus dem ganzen Bundesgebiet nach Hannover anreisen.



Weitere Informationen auf der Seite der Initiative #untragbar (www.das-ist-untragbar.de), die ver.di gemeinsam mit dem entwicklungspolitischen INKOTA-netzwerk, als Teil der Kampagne für Saubere Kleidung, und der Hilfs- und Menschenrechtsorganisation medico international ins Leben gerufen hat.



Der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske unterstützt zudem den politischen Spenden-Aufruf "Wir stehen am Anfang" von medico international (http://tinyurl.com/lmw572y).
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KIND/108: Bilanz nach einem Jahr Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz (idw)




FOM Hochschule - 03.11.2014



Bilanz nach einem Jahr Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz: Es besteht Verbesserungsbedarf







Seit August 2013 haben Eltern einen gesetzlichen Anspruch auf einen Krippenplatz für Kinder ab einem Jahr. 12 Monate später ist die Lage durchwachsen, so das Ergebnis einer Umfrage der Zeitschrift ELTERN und des ipo Institut für Personal- & Organisationsforschung der FOM Hochschule unter rund 500 Müttern und Vätern: Nur sechs Prozent der Befragten, die schon vor dem August 2013 mal einen Krippenplatz gesucht haben, halten das Verfahren heute für schneller oder einfacher als früher. Fast zwei Drittel stellen keine Verbesserung fest.





Das größte Problem: die Wartezeit. "Die Suche nach einem Krippenplatz ist nach wie vor eine Geduldsprobe", erklärt Prof. Dr. Marco Zimmer, wissenschaftlicher Direktor des ipo. "Erst nach durchschnittlich 19 Wochen erfahren Antragsteller, ob es mit dem Wunschplatz geklappt hat." Auch mit den angebotenen Betreuungszeiten zeigt sich ein Großteil der Befragten unzufrieden. "Die Eltern wünschen sich mehr Flexibilität", erläutert Prof. Dr. Christian Rüttgers, ebenfalls vom ipo. "Ideal wäre eine Betreuungszeit von 7 bis 17 Uhr - so die Rückmeldung der meisten Befragten. Jeder Fünfte wäre sogar für ein Ende der Betreuungszeit um 18 Uhr. Tatsächlich aber müssen die Kinder häufig bereits um 15:30 Uhr abgeholt werden."



Um diesen Unterschied zwischen Wunsch und Wirklichkeit zu überbrücken, empfehlen die beiden ipo-Experten den Betreuungseinrichtungen, sowohl längere Zeiten als auch neue Modelle einzuführen. Marco Zimmer: "Denkbar wäre beispielsweise, neben verbindlichen Kernzeiten je nach Bedarf hinzubuchbare Betreuungszeiten anzubieten. Das würde den Eltern mehr Flexibilität ermöglichen. Der Betreuungsbedarf ist schließlich nicht an jedem Wochentag gleich." Christian Rüttgers sieht zudem die Unternehmen in der Pflicht. "Im Zuge der Mitarbeiterbindung bzw. der Positionierung als attraktive Arbeitgeber ist eine Unterstützung der Eltern sehr vorteilhaft. Zum Beispiel in Form familienfreundlichere Arbeitszeiten oder eigener Betreuungsangebote wie Betriebskindergärten."



Eine Übersicht der Ergebnisse der Elternbefragung zur frühkindlichen Betreuung steht als PDF-Datei zum Download bereit. Die vollständigen Ergebnisse sind unter dem Titel "Der Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz - ein Jahr danach" beim Verlag Waxmann erschienen.



Die gemeinnützige FOM Hochschule gehört zur Stiftung BildungsCentrum der Wirtschaft (BCW) in Essen. Aktuell zählt die Hochschule in über 30 Städten in Deutschland mehr als 31.000 Studierende. Das Besondere: Sie absolvieren die staatlich anerkannten und akkreditierten Bachelor- und Masterstudiengänge berufsbegleitend parallel zu Job oder Ausbildung.


www.fom.de







Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution812
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ORGANISATION/319: Caritas fordert Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes (Caritas)




Caritas Pressemitteilung vom 3. November 2014



Caritas fordert Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes



Asylbewerber müssen Krankenversicherung erhalten







Berlin, 03. November 2014. "Seit über 20 Jahren werden insbesondere Asylsuchende und geduldete Personen in Deutschland deutlich schlechter behandelt als andere auf Hilfe angewiesene Bürger. Es ist allerhöchste Zeit, das Asylbewerberleistungsgesetz abzuschaffen", macht Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich der heutigen Anhörung erneut deutlich.



Besonders die unzureichende medizinische Versorgung für Asylsuchende sei nicht hinnehmbar. "Zu einem menschenwürdigen Existenzminimum gehört auch eine ausreichende medizinische Versorgung", betont Neher. Asylbewerbern steht nur bei akuten Erkrankungen und Schmerzen ein Anspruch auf ärztliche Behandlung zu.



Sehr kritisch sieht der Deutsche Caritasverband, dass auch in der vorliegenden Neuregelung Menschen mit Behinderung, Schwangere und Alleinerziehende keinen Anspruch auf Deckung ihrer Mehrbedarfe haben.



Das Asylbewerberleistungsgesetz war ursprünglich für Menschen gedacht, die sich für den kurzen Zeitraum, in denen der Asylantrag geprüft wird, in Deutschland aufhalten. In der Umsetzung ist das Gesetz jedoch auch für Menschen gültig, denen der Gesetzgeber bereits bescheinigt hat, dass sie aus triftigen Gründen länger in Deutschland bleiben können. Dies betrifft Menschen mit bestimmten humanitären Aufenthaltsrechten wie zum Beispiel Bürgerkriegsflüchtlinge.



"Schutzsuchende sind keine Menschen zweiter Klasse. Statt für sie ein eigenes Sondergesetz beizubehalten, sollten die betroffenen Menschen in den Hilfesystemen der Sozialgesetzbücher abgesichert werden", so Neher.



Die detaillierte Position des Deutschen Caritasverbandes zur Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes, viele Fakten und Lösungsansätze sowie ein Einblick in das Engagement der Caritas enthält die Reihe "Fluchtpunkte":


http://www.caritas.de/fuerprofis/fachthemen/migration/fluchtpunkte/
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KONVENTION/005: Neues UN-Frauenschutzabkommen? Aktivistinnen fordern Umsetzung vorhandener Regelwerke (IPS)




IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


IPS-Tagesdienst vom 3. November 2014



UN: Noch ein Schutzabkommen für Frauen? - Aktivistinnen fordern Umsetzung vorhandener Regelwerke



von Thalif Deen





[image: Bild: © Ansel Herz/IPS]


Protest in einem Zeltlager im haitianischen Port-au-Prince im Januar 2011 gegen die Unsicherheit und schlechten Lebensbedingungen von Frauen


Bild: © Ansel Herz/IPS





New York, 3. November (IPS) - Die UN-Sonderberichterstatterin über Gewalt gegen Frauen, Rashida Manjoo, wirbt angesichts "systematischer, weitverbreiteter und um sich greifender Menschenrechtsverletzungen an Frauen" für ein neues verbindliches UN-Schutzabkommen. Doch Frauenverbände und Nichtregierungsorganisationen (NGOs) winken ab. Ihrer Meinung nach reichen die vorhandenen Instrumentarien, würden sie endlich umgesetzt.



Manjoo hatte in ihrem Redebeitrag vor der UN-Vollversammlung das Fehlen eines übergreifenden Ansatzes beklagt, der den individuellen, institutionellen und strukturellen Gewaltfaktoren Rechnung trage. Mit einem neuen Abkommen, das von den 193 UN-Mitgliedsländern unterzeichnet und ratifiziert würde, stünde der internationalen Gemeinschaft ein Rahmenwerk zur Verfügung, das auf den Schutz und die Prävention von Gewalt gegen Frauen abziele, sagte die Südafrikanerin im Oktober in New York. Zugleich würden die Staaten ihre Entschlossenheit zur Durchsetzung der Frauenrechte bekräftigen und klarstellen, dass Gewalt gegen Frauen eine Menschenrechtsverletzung sei, die man nicht tolerieren werde.



Im Prinzip sei die Idee eines stärkeren und spezifischen Rechtsinstruments zu begrüßen, meint dazu Sanam Naraghi-Anderlini, Mitbegründerin des internationalen zivilgesellschaftlichen Aktionsnetzwerks ICAN. Schließich trügen Gesetze und Regulierungen zu einer Veränderung von Meinungen und Verhaltensweisen bei. "Doch wie wir alle wissen, ist das bei weitem nicht genug."





An der Umsetzung arbeiten



Wie Naraghi-Anderlini betont, haben viele Länder - von den USA über etliche europäische Staaten bis hin zu Pakistan - Frauenschutzgesetze verabschiedet. Dennoch sei die Gewalt gegen Frauen in ihren vielen unterschiedlichen Ausdruckformen und Ausprägungen weit verbreitet. "Wir brauchen Mechanismen, die dafür sorgen, dass die geltenden Bestimmungen wirksam eingesetzt werden."



Nach Ansicht von Palitha Kohona, einem ehemaligen Leiter der UN-Vertragsabteilung, wäre einem neuen globalen Abkommen nicht unbedingt ein Erfolg beschieden. Voraussetzung wäre die Rückendeckung der internationalen Gemeinschaft - und zwar nicht nur im Hinblick auf den Vertragstext. Erforderlich wäre auch die Bereitschaft zur Aufnahme internationaler Verhandlungen etwa im Anschluss an eine UN-Resolution.



"Die Befürworter eines solchen Abkommens müssten die internationale Gemeinschaft von der Notwendigkeit eines neuen Vertragswerks überzeugen", erinnert Kohona. Sie müssten glaubwürdig darlegen, dass die vorhandenen Rechtsinstrumente unzureichend seien. Sri Lankas ständiger Vertreter bei den Vereinten Nationen gibt weiter zu bedenken, dass zudem hinreichend bekannt sei, dass ein internationales Instrument allein wenig gegen die Gewalt gegen Frauen ausrichte. Die Menschheit müsse lautstark die Gewalt und insbesondere die geschlechtsbedingte Gewalt verurteilen, "die uns viel zu oft begegnet".



Mavic Cabrera-Balleza, internationale Koordinatorin des 'Global Network of Women Peacebuilders' (GNWP), sieht keinen Bedarf an einer neuen UN-Frauenrechtskonvention. Schließlich gebe es das hart erkämpfte Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) und die Allgemeinen Empfehlungen von 1979. "Eine weitere Übereinkunft würde CEDAW, für das so viele Frauen weltweit gekämpft haben und das über eine fast universelle Ratifizierungsdichte verfügt, nur schwächen."



Außerdem verweist sie auf die Vielzahl internationaler Instrumentarien zur Förderung der Frauen- und Geschlechtergerechtigkeit durch die globalen Konferenzen der 1990er Jahre. "Es gibt diese globale Dynamik nicht mehr. Wir werden wohl nie wieder eine Konferenz erleben, die in ihrer Wirkung und Tragweite an die Frauenkonferenz in Peking 1995 herankommt", meint sie. "Die Frauen weltweit sind der Theorien überdrüssig. Wir wollen, dass die vorhandenen Instrumente und Mechanismen endlich greifen."



Wie Naraghi-Anderlini erklärt, lässt sich nicht leugnen, dass es bei den Frauenrechten zu Rückschlägen gekommen ist. Gerade in Gesellschaften mit ausgeprägten patriarchalen Normen bedienten sich konservative Kräfte traditioneller, kultureller und religiöser Normen, um die Rechte von Frauen zu unterminieren.



Ihrer Meinung nach gilt es deshalb sicherzustellen, dass die Stellen, die für die Umsetzung der Bestimmungen und Normen zuständig sind, entsprechend vorbereitet werden. Die Mitarbeiter müssten geschult werden, damit sie weibliche Gewaltopfer vernünftig betreuen könnten. Ebenso wichtig sei es dafür zu sorgen, dass Gesetzeshüter, die Gewaltopfern oder bedrohten Frauen ihre Hilfe verweigerten oder gar selbst den Frauen als Aggressoren begegneten, zur Rechenschaft gezogen würden.





Handlungen einfordern



Auch innovative Ansätze seien gefragt. Die ICAN-Mitbegründerin schlägt vor zu klären, ob die Vereinten Nationen grundsätzlich bereit wären, eine Kampagne für die Sicherheit von Frauen zu unterstützen. So gelte es die Frauengruppen mit der technischen, finanziellen und politischen Unterstützung auszustatten, damit sie Gesetzeshüter und lokale Gemeindeführer erreichen könnten.



"Wären die Sicherheitskräfte dazu bereit, sich schriftlich zu verpflichten, Frauen, die Gewaltfälle anzeigen, zu schützen sowie Zeuginnen/Opfer nicht zu belästigen oder anzugreifen?", fragt Naraghi-Anderlini. Käme es zu einem solchen Gesellschaftsvertrag, wäre es sicherlich leichter, gegen geschlechtsspezifische Gewalt vorzugehen. Wäre dies nicht der Fall oder würde ein solches Abkommen verwässert, müsste dies als Zeugnis dafür aufgefasst werden, dass es mit dem politischen Willen nicht weit her sei, die Frauen zu schützen. (Ende/IPS/kb/2014)






Link:


http://www.ipsnews.net/2014/10/another-womens-treaty-implement-existing-one-say-ngos/
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AGRAR/1694: Landgrabbing in der Ukraine - Ausländisches Agrarkapital nutzt politische Krise (DER RABE RALF)




DER RABE RALF


Nr. 182 - Oktober / November 2014


Die Berliner Umweltzeitung



Land Grabbing in der Ukraine


Wie die politische Krise ausländischem Agrarkapital nützt



Von Jörg Parsiegla







Inter Press Service (IPS), eine in Rom basierte internationale Nachrichtenagentur mit dem Schwerpunkt Berichterstattung aus Entwicklungsländern, veröffentlichte Anfang August eine sowohl untypische als auch Befürchtungen weckende Meldung über die Ukraine. Denn zum einen ging es nicht unmittelbar um die dortige politische Krise, und zum anderen geben die dort bekannt gemachten, von Weltbank und Internationalem Währungsfonds (IWF) mit der Ukraine ausgehandelten Abkommen Anlass zur Sorge. Autorin Kanya D'Almeida, Menschenrechtsaktivistin und frühere IPC-Korrespondentin bei den Vereinten Nationen, berichtet darin über in der Ukraine praktiziertes Land Grabbing (englisch, soviel wie Land kapern), also geschäftliche Praktiken, bei denen Regierungen oder Unternehmen auf fremden Staatsgebieten - vor allem in Entwicklungs- oder Schwellenländern - große Ländereien entweder als Kapitalanlage, häufiger aber mit dem Ziel erwerben, dort industrielle Landwirtschaft zu betreiben.


Vorgeschichte



Bereits vor Amtsantritt des neuen ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko am 7. Juni hatten internationale Finanzorganisationen ihre Unterhändlerin das osteuropäische Land geschickt. D'Almeida zitiert in diesem Zusammenhang Reza Moghadam, den scheidenden Direktor der Europa-Abteilung beim IWF, dass ihn die "Entschlossenheit der Behörden, deren Sinn für Verantwortung und der Reformwille positiv beeindruckt" habe.



Nach jahrelangem Gerangel um Kredithilfen in Höhe von 17 Milliarden US-Dollar wurden die Gelder nun freigegeben. Das lange Hin und Her war zum Teil auf Poroschenkos Vorgänger zurückzuführen. Der inzwischen abgesetzte Viktor Janukowitsch hatte ein umstrittenes Reformgesetz zur Erhöhung des Rentenalters um zehn Jahre verweigert und auf einer Senkung der Gaspreise beharrt.



Nach der Billigung der Kredithilfen folgte die Weltbank Mitte Mai mit einer Auszahlungszusage über 3,5 Milliarden Dollar. D'Almeida schreibt, dass diese Zusage nach Aussagen des Weltbankpräsidenten Jim Yong Kim "an die Bedingung geknüpft worden [war], dass die Regierung wettbewerbshinderliche Restriktionen aufhebt und ihren Einfluss auf Wirtschaftsaktivitäten zurücknimmt." Experten befürchten nun, dass das schnelle Umschwenken der Ukraine auf den neoliberalen Kurs des Westens finden riesigen Agrarsektor der Ukraine in einer Katastrophe münden könnte. Das Land gilt als die Kornkammer Europas.


Die Fakten



Laut internationalen Agrarstatistiken ist die Ukraine der drittgrößte Baumwoll- und fünftgrößte Weizenexporteur der Welt. Da verwundert es nicht, dass die Landwirtschaft mit zehn Prozent zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) des Landes beiträgt und Bauern und Landarbeiter zwischen 15 und 20 Prozent der ukrainischen Arbeitskraft, ausmachen. Produktive Schwarzerde-Böden bringen Rekordernten hervor und könnten die einstige Sowjetrepublik zum zweitgrößten Getreideexporteur der Welt nach den USA machen. Die Agrarexporte insgesamt haben zwischen 2005 und 2012, laut Angaben des Centre for Eastern Studies (einer polnischen wissenschaftlichen Regierungsinstitution und Denkfabrik) um ein Mehrfaches zugenommen: von 4,3 Milliarden auf 17,9 Milliarden Dollar.



Hinzu kommt, dass der ukrainische Agrarsektor im letzten Jahrzehnt einen radikalen Wandel durchlebt hat. Dieser verhalf ausländischen Investoren und der Agrarindustrie zum Besitz von Böden und Macht im Land. D'Almeida führt einen Ende Juli veröffentlichten Bericht des US-amerikanischen Oakland Institute an, aus dem hervorgeht, dass seit 2002 1,6 Millionen Hektar Land an multinationale Unternehmen überschrieben wurden. Davon gingen 405.000 Hektar an ein Unternehmen mit Sitz in Luxemburg, weitere 444.800 an einen in Zypern registrierten Investor, 120.000 an ein französisches Unternehmen und. 250.000 Hektar an eine russische Firma. Ein bereits vor dem Ausbruch der politischen Krise ausgehandeltes Abkommen zwischen China und der Ukraine hatte Peking die Kontrolle über drei Millionen Hektar besten Farmlandes in der Ostukraine überlassen - ein Gebiet von der Größe Belgiens oder fünf Prozent der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche der Ukraine!


Wem nützt es



Der Umschwung in der Ukraine war für Investoren und Konzerne ein Segen, meint D'Almeida und zitiert Michael Cox, Forschungsleiter der Investmentbank Piper Jaffray: [Die Ukraine sei] "einer der vielversprechendsten Wachstumsmärkte für den Agrarmaschinenhersteller Deere und die Saatgutproduzenten Monsanto und DuPont". Derartige Äußerungen lassen bei Wissenschaftlern und Aktivistengruppen die Alarmglocken schrillen. So erklärte die Geschäftsführerin des Oakland Institute, Anuradha Mital, gegenüber IPS, die internationalen Finanzorganisationen Zwängen die Ukraine zu Strukturanpassungsprogrammen, von denen die Erfahrungen in der Dritten Welt zeigten, dass sie zweifellos zu ernsten Sparmaßnahmen führen und den Menschen schaden und die Armut vergrößern werden. Auch die Tatsache, dass die Weltbank die Ukraine als eines von zehn Pilotländern für ihr neues Projekts Benchmarking the Business of Agriculture (BBA) (englisch, soviel wie Bewertung der jeweilige Agrarwirtschaft bezüglich ihrer Eignung für großflächige, kommerzielle Investitionen) ausgewählt hat, dürfte dem Land zum Nachteil gereichen. Denn selbst wenn den Kleinbauern im Zuge dieser Initiative "Zugang zu Land, Finanzmitteln, verbessertem Saatgut, Dünger, Strom, Transportmöglichkeiten und Märkten" versprochen wird, werden kaum sie es sein, die von den zu erwartenden Reformen profitieren werden. Frédéric Mousseau, Mitautor des erwähnten Berichts des Oakland Institute, fürchtet, dass in erster Linie ausländisches Kapital der Gewinner sein wird. Die bislang noch "subventionierten ukrainischen Agrarbetriebe wären jedenfalls kaum konkurrenzfähig. Der BBA-Index wird von zahlreichen Organisationen wie etwa der International Trade Union Confederation (ITUC)
heftig kritisiert. Umstritten ist er vor allem deshalb, weil durch ihn transnationale Konzerne steuerlich begünstigt und arbeitsrechtliche Standards aufgeweicht werden sollen.



Auch das Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine gerät in diesem Zusammenhang in die Kritik. Mousseau weist darauf hin, dass Artikel 404 des Abkommens klar zu entnehmen ist, dass beide Seiten den Biotechnologiesektor ausweiten wollen. Bisher konnte die Ukraine, den Einsatz von gentechnisch manipulierten Organismen (GMOs) einschließlich Saatgut verhindern.


Fazit



Das Landgrabbing in der Ukraine sowie der zu befürchtende Einsatz von GMOs dürften nur ein erster Schritt hin zu einer engeren Westanbindung des flächenmäßig zweitgrößten europäischen Landes sein. Der Titel des oben erwähnten Berichts des Oakland Institute "Walking on the West Side" (englisch, soviel wie: Auf dem Westpfad wandeln) hebt denn auch auf die Bedeutung westlicher Interessen in der Ukraine ab. "Es ist wichtig, dies im Licht des US-amerikanisch-russischen Kampfes um die Ukraine zu sehen", meint Joel Kovel, amerikanischer Wissenschaftler, Globalisierungsgegner und Autor von mehr als 20 Büchern über weltpolitische Entwicklungen. "Geostrategische und neoliberale Strategien passen in einen Gesamtplan [...], in dem das globale Finanzkapital unter US-amerikanischer Kontrolle und neokonservativer Führung Austerität verordnet, um die Herrschaft über den äußersten Osten Europas zu erlangen und Russland weiter einzukreisen."





Weitere Informationen:



neopresse.com/wirtschaft/ukraine-land-grabbing-im-brotkorb-europas


www.ipsnews.net/2014/07/is-europes-breadbasket-up-for-grabs



*
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AGRAR/1693: Präsidium des Bauernverbands verabschiedet Erklärung zu den Agrarmärkten (DBV)




Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. November 2014



"Landwirtschaft im Schraubstock zwischen Preis- und Kostendruck"



DBV-Präsidium verabschiedet Erklärung zu den Agrarmärkten







Vor dem Hintergrund der unter Druck geratenen Preise auf vielen Agrarmärkten hat das Präsidium des Deutschen Bauernverbandes (DBV) dazu aufgerufen, zusätzliche Anforderungen und Auflagen für die Landwirtschaft zuallererst an der Realität der Märkte zu orientieren. Zahlreiche Faktoren setzen aktuell die Preise für Schlachtschweine und Ferkel, Getreide und Ölsaaten, Obst, Gemüse und Milch unter Druck. Hierzu gehören "politische Entscheidungen zur Ukraine-Krise und ihre handelspolitischen Folgen, Unsicherheiten über die gesamtwirtschaftlichen Konjunkturaussichten, aber auch fehlende langfristige Ausrichtung der Bioenergie- und Klimapolitik sowie die Entwicklungen auf den Weltagrarmärkten", heißt es in der verabschiedeten Erklärung des DBV-Präsidiums. Preisaktionen des Lebensmittelhandels trieben die "negative Preisspirale zusätzlich an".



Das DBV-Präsidium sieht die deutschen Landwirte zunehmend mit politischen Diskussionen konfrontiert, die zusätzlich kostentreibende Anforderungen, Standards und gesetzliche Auflagen zur Folge haben. Damit werde die Wettbewerbsposition der deutschen Landwirtschaft geschwächt. Marktexperten gehen jedoch davon aus, dass die Markttrends für die Landwirtschaft grundsätzlich weltweit positiv sind. Die hohe Qualität und die Sicherheit deutscher Agrarprodukte, die wachsende Weltbevölkerung, veränderte Essgewohnheiten sowie die steigende Nachfrage nach Agrarrohstoffen für energetische und industrielle Zwecke sind Grundlagen dieser Prognose.



Das DBV-Präsidium schlägt in seiner Erklärung ein Bündel von Maßnahmen vor, wie mit den Herausforderungen auf den Agrarmärkten umzugehen ist. Angesichts der durch politische Entscheidungen entstandenen Marktkrisen wird eine stärkere politische Unterstützung zur Krisenbewältigung gefordert. Im Hinblick auf den Lebensmittelhandel und dessen Konzentration, wie sie die jüngste Sektoruntersuchung des Bundeskartellamtes attestierte, fordert der DBV eine strengere Überwachung als bisher von Zusammenschlüssen der Unternehmen und von Dumpingpreisangeboten sowie des Verkaufs unter Einstandspreis. Als notwendig betrachtet der DBV eine weitere Sektoruntersuchung, um die missbräuchliche Ausnutzung der Einkaufsmacht zu unterbinden. Verbraucher und Lebensmittelhändler seien dem Grundsatz "Lebensmittel sind mehr wert" verpflichtet. Das DBV-Präsidium verurteilte deshalb "Werbepraktiken, die auf Dumpingpreise von Lebensmitteln setzen".



Der DBV unterstützt den Ansatz der Bundesregierung, die Erschließung neuer Absatzmärkte für die Agrar- und Ernährungswirtschaft insbesondere in Drittländern stärker zu begleiten. "Diversifikation im Export" sei der Schlüssel, um Abhängigkeiten von einzelnen Märkten zu überwinden.



*



Quelle:


Pressemitteilung vom 4. November 2014


Deutscher Bauernverband, Pressestelle


Claire-Waldoff-Straße 7
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ARBEIT/2361: Wer bekommt Weihnachtsgeld - was sehen die Tarifverträge vor? (idw)




Hans-Böckler-Stiftung - 03.11.2014



Wer bekommt Weihnachtsgeld - was sehen die Tarifverträge vor?



Service des WSI-Tarifarchivs







Rund 54 Prozent der Beschäftigten erhalten eine Jahressonderzahlung in Form eines Weihnachtsgeldes. Rund 15 Prozent erhalten eine Gewinnbeteiligung und 19 Prozent erhalten sonstige Sonderzahlungen. Zu diesem Ergebnis kommt eine Online-Umfrage der Internetseite www.lohnspiegel.de, die vom WSI-Tarifarchiv der Hans-Böckler-Stiftung betreut wird und an der sich rund 10.100 Beschäftigte beteiligt haben. Die Analyse der Befragungsdaten, die im Zeitraum von Juli 2013 bis Juni 2014 erhoben wurden, zeigt, dass die Chancen ein Weihnachtsgeld zu erhalten, ungleich verteilt sind (siehe auch die Grafik in der pdf-Version dieser PM). Besonders groß ist der Vorsprung von Beschäftigten, die nach Tarifvertrag bezahlt werden, gegenüber Beschäftigten in Unternehmen ohne Tarifbindung:



West/Ost: Nach wie vor gibt es Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland. In Westdeutschland bekommen 57 Prozent, in Ostdeutschland 40 Prozent der Beschäftigten ein Weihnachtsgeld.



Männer/Frauen: Frauen erhalten seltener Weihnachtsgeld als Männer. Bei den Frauen sind es 51 Prozent, bei den Männern dagegen 56 Prozent.



(Un)Befristet Beschäftigte: Beschäftigte mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag bekommen zu 56 Prozent ein Weihnachtsgeld, befristet Beschäftigte nur zu 42 Prozent.



Vollzeit/Teilzeit: Vollzeitbeschäftigte erhalten mit 55 Prozent öfter Weihnachtsgeld als Teilzeitbeschäftigte mit 42 Prozent.



Tarifbindung: Eindeutig profitieren die Beschäftigten von einer Tarifbindung ihres Arbeitgebers. Beschäftigte mit Tarifbindung erhalten zu 71 Prozent ein Weihnachtsgeld, Beschäftigte ohne Tarifbindung dagegen nur zu 42 Prozent.



Gewerkschaftsmitglieder: Mitglieder einer Gewerkschaft stehen sich besser. 66 Prozent von ihnen erhalten Weihnachtsgeld, Nichtmitglieder dagegen nur zu 51 Prozent.



Grundsätzlich sehen in den meisten Wirtschaftszweigen die geltenden Tarifverträge ein Weihnachtsgeld vor. Dies zeigt die Auswertung des WSI-Tarifarchivs. Es wird überwiegend als fester Prozentsatz vom Monatseinkommen berechnet (siehe die ausführliche Tabelle in der pdf-Version; Link unten). Die in den einzelnen Tarifverträgen festgelegten Prozentsätze haben sich im Vergleich zu den Vorjahren kaum verändert. Dort, wo die Tarifabschlüsse dieses Jahr höher ausgefallen sind, steigen auch die tariflichen Weihnachtsgelder stärker. Die Spanne reicht von plus 1,8 Prozent in der Energiewirtschaft Ost (AVEU), 2,4 Prozent im Bankgewerbe, 3,0 Prozent in der Druckindustrie über 3,5 Prozent im öffentlichen Dienst (Gemeinden) bis zu 4,5 % in der Kautschukindustrie Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland. In der chemischen Industrie Ostdeutschlands wurde das Weihnachtsgeld von 65 auf 80 % eines Monatsentgelts angehoben, das entspricht einschließlich der Tarifanhebung einem Anstieg um fast 28 Prozent. Für die Metallindustrie Sachsen ist eine Angleichung des Weihnachtsgeldes an das West-Niveau erreicht, was zu einer Steigerung von insgesamt rund 13 % führt.



Ein im Vergleich relativ hohes Weihnachtsgeld erhalten unter anderem die Beschäftigten im Bankgewerbe, in der Süßwarenindustrie, in der westdeutschen Chemieindustrie sowie in der Druckindustrie (95 bis 100 Prozent eines Monatseinkommens). Darunter liegen unter anderem die Bereiche Versicherungen (80 Prozent), Einzelhandel (West, 62,5 Prozent) sowie Metallindustrie (West und Sachsen, 55 Prozent). Im öffentlichen Dienst (Gemeinden, West) beträgt die Jahressonderzahlung (zusammengesetzt aus Urlaubs- und Weihnachtgeld) je nach Vergütungsgruppe zwischen 60 und 90 Prozent. In vielen Bereichen haben die Beschäftigten in den neuen Ländern mittlerweile gleichgezogen.



Weniger als ihre KollegInnen im Westen erhalten die Ost-Beschäftigten z. B. in den Bereichen Chemie (80 Prozent) und öffentlicher Dienst (Gemeinden, 45 - 67,5 Prozent). Kein Weihnachtsgeld erhalten unter anderem die Beschäftigten im Bauhauptgewerbe Ost und im Gebäudereinigerhandwerk.



Für Beamtinnen und Beamte bestehen für die Sonderzahlung im Rahmen der Besoldung jeweils gesonderte gesetzliche Regelungen für den Bund und die einzelnen Bundesländer.







Weitere Informationen unter:


http://www.boeckler.de/pdf/pm_ta_2014_11_03.pdf


- Die Pressemitteilung mit Grafik und Tabelle (pdf)



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution621



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 03.11.2014


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 5. November 2014



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →POLITIK → WIRTSCHAFT





AUSSENHANDEL/1525: Studie zu ausländischen Investitionen in Deutschland veröffentlicht (BMWi)




Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie und GTAI (Germany Trade & Invest) - Berlin, 3. November 2014



Studie zu ausländischen Investitionen in Deutschland veröffentlicht







Germany Trade & Invest (GTAI), die bundeseigene Agentur für Außenwirtschaftsförderung und Standortmarketing, hat heute die Studie "FDI-Geberländer im Vergleich" veröffentlicht. Erstmals wurde weltweit untersucht, welche Gründe ausländische Unternehmen dazu bewegen, in Deutschland zu investieren. Für 23 Länder zeigt die Studie, inwiefern die jeweilige ausländische Volkswirtschaft international ausgerichtet ist, ob es dabei bestimmte Branchenschwerpunkte gibt und wo besondere Potenziale für Investitionen in Deutschland vorhanden sind.



Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Sigmar Gabriel: "Die Studie 'FDI-Geberländer im Vergleich' zeigt, dass die Bundesrepublik ein hochattraktiver Standort für Investoren weltweit ist. Die Kombination aus unserer mittelständisch geprägten, aber global denkenden Wirtschaft, gut ausgebildeten Fachkräften, der herausragenden Forschungslandschaft und einer gut ausgebauten Infrastruktur macht Deutschland für ausländische Investoren so anziehend. Unsere Förderung ausländischer Investitionen ist auch wichtig für den deutschen Arbeitsmarkt: Mehr als drei Millionen Arbeitsplätze sind dank Investitionen aus dem Ausland in Deutschland entstanden."



Benno Bunse, Geschäftsführer von Germany Trade & Invest: "Bei so unterschiedlichen Ländern wie Japan, Russland oder Australien, differieren die Ergebnisse naturgemäß stark voneinander. Gleichzeitig zeigt sich auch, dass bestimmte Eigenheiten den Investitionsstandort Deutschland momentan noch einzigartig machen. Wichtig ist zu wissen, worauf das Hauptaugenmerk der Investoren liegt und wo noch große Potentiale sind. Zum Beispiel liegt Deutschland auf Rang vier der Zielländer von US-Amerikanischen Investoren. Bei den Auslandsinvestitionen in Forschung und Entwicklung allerdings auf dem ersten Rang. Hier liegt also das besondere Interesse der US-Unternehmen. An Frankreich wiederum ist spannend, dass die Internationalisierung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) vorangetrieben werden soll. Hier entsteht also gerade ein großes Potential, das für unsere Investorenanwerber wichtig werden kann."



Hintergründe, Trends und Statistiken zu den untersuchten Ländern sind in der neuen Studie ausführlich dargestellt. Die Publikation ist bei Germany Trade & Invest erhältlich und kann direkt von der Webseite heruntergeladen werden unter:


www.gtai.de/fdi



*
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ENERGIE/1941: Staatssekretär Beckmeyer - Offshore-Windenergie erreicht Phase der Industrialisierung (BMWi)




Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 3. November 2014



Staatssekretär Beckmeyer: Offshore-Windenergie erreicht Phase der Industrialisierung







Der Koordinator für die Maritime Wirtschaft und Parlamentarischer Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Uwe Beckmeyer, eröffnet heute die "OffWEA"-Fachtagung "Zukunft der Offshore-Windenergie nach der EEG-Novelle 2014" in Berlin.



Die Fachtagung wird im Rahmen des Auftrags des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie "Fachliche Unterstützung der Bundesregierung bei der Weiterentwicklung und Realisierung einer Strategie für Windparks in Nord- und Ostsee (OffWEA)" von der Stiftung Offshore-Windenergie durchgeführt.



"Im Jahr 2015 werden mehr als 3.000 Megawatt Offshore-Leistung in der deutschen Nord- und Ostsee installiert sein", betonte Staatssekretär Beckmeyer in seiner Eröffnungsrede. "Das ist ein beachtlicher Erfolg. Mit den so gewonnenen Erfahrungen können wir Risiken in Verträgen, Bauabläufen oder Netzanbindungen für die Zukunft deutlich besser abschätzen. Wir erreichen im Bereich der Offshore-Windenergie die Phase der Industrialisierung und damit den Bereich der Lernkurve, in dem nennenswerte Kostendegressionen möglich sind."



Ein zentraler Aspekt der fachlichen Unterstützung der Bundesregierung im Rahmen des "OffWEA"-Projekts ist die Koordination, Moderation und inhaltliche Unterstützung der Abstimmung zwischen Bundesregierung und Bundesländern sowie zwischen Fachbehörden, Ministerien und Umweltverbänden. Dazu dient auch die einmal jährlich stattfindende OffWEA-Fachtagung zu aktuellen Fragestellungen der Offshore-Windenergie. Im fachlichen Austausch der verschiedenen Akteure aus Praxis, Forschung und Verwaltung sollen in einem breiten Konsens möglichst umfassende Lösungen für aktuelle Herausforderungen erarbeitet werden.



Staatssekretär Beckmeyer: "Nach der Novelle des EEG muss es jetzt darum gehen, die Weichen für die kommende zweite Ausbauphase der Offshore-Windenergie richtig zu stellen; dazu gehört insbesondere das Ausschreibungsdesign für die Zeit ab 2017. Wir werden 2015 eine Marktanalyse veröffentlichen, die als Grundlage für die dann folgende Diskussion dienen wird. Der Prozess soll transparent mit allen Interessierten geführt werden."



An der OffWEA-Fachtagung nehmen Vertreter von Herstellerfirmen, Zulieferindustrie, Investoren und Betreiber sowie Verbänden und Ländern teil.



Weitergehende Informationen zur aktuellen Energiepolitik finden Sie im alle 2 Wochen erscheinenden Newsletter "Energiewende direkt".



*
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MELDUNG/492: Zypries - IT-Sicherheit ist Schlüsselfaktor bei Digitalisierung (BMWi)




Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 3. November 2014



Zypries: IT-Sicherheit ist Schlüsselfaktor bei Digitalisierung







Die Parlamentarische Staatsekretärin Brigitte Zypries begrüßte heute eine Vielzahl an hochrangigen nationalen sowie internationalen Gästen des Cyber Security Summits in Bonn.



"Vertrauen und Sicherheit in Informations- und Kommunikationstechnologien sind der Schlüssel, um die Chancen digitaler Technologien in Zukunft nutzen zu können. Unser Ziel, Deutschland bei der Digitalisierung zu einem führenden Land in Europa zu machen, kann nicht ohne das wichtige Thema IT-Sicherheit erreicht werden. Insoweit müssen alle Akteure in Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Gesellschaft noch enger und noch intensiver zusammenarbeiten", betonte Frau Zypries in Ihrer Keynote.



Um die Sicherheit informationstechnischer Systeme in Deutschland signifikant zu verbessern, ist in der Digitalen Agenda die Schaffung eines IT-Sicherheitsgesetzes vorgesehen, das die Bundesregierung noch dieses Jahr beschließen will. Zentraler Punkt des Gesetzes ist eine Meldepflicht von Angriffen auf kritische Infrastrukturen. Über die Ausgestaltung wird in der Koalition noch debattiert. Parlamentarische Staatssekretärin Zypries hob hervor: "Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie setzt sich dafür ein, dass die Regelungen zweifelsfrei geeignet sind, das IT-Sicherheitsniveau zu erhöhen und die Wirtschaft nicht unverhältnismäßig zu belasten".



Der Cyber Security Summit wird zum dritten Mal von der Münchner Sicherheitskonferenz und der Deutschen Telekom ausgerichtet. Das Treffen dient dem Austausch von Führungspersönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik, um Sicherheitsstrategien gegen die Bedrohungen aus dem Cyberraum zu entwickeln und Impulse für eine vernetzte digitale Gefahrenabwehr zu setzen.



*
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FAMILIENRECHT/159: Über Beschneidung entscheidet die Mutter (DAV)




Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. November 2014



Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie



Über Beschneidung entscheidet die Mutter







Düsseldorf/Berlin (DAV). Sind geschiedene Eltern uneins über die religiöse Erziehung der Kinder, kann es der Mutter übertragen werden, die Entscheidung über die Beschneidung des Kindes zu fällen. War ursprünglich vereinbart, dass die Kinder christlich erzogen werden, kann in Eilsachen ein Gericht die Entscheidung über die Beschneidung der Mutter übertragen. Die Übertragung sämtlicher Entscheidungen zur religiösen Erziehung auf die Mutter ist aber nicht erforderlich. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des Amtsgerichts Düsseldorf vom 7. April 2014 (AZ: 269 F 58/14).



Die mittlerweile geschiedenen Eltern haben zwei Söhne und für diese das gemeinsame Sorgerecht. Der Vater ist Moslem, die Mutter Christin. Ursprünglich hatten sie vereinbart, dass die Kinder christlich erzogen werden. Nach der Trennung nutzte der Vater das Umgangsrecht dazu, den Kindern den muslimischen Glauben nahezubringen. In einem Telefonat kündigte er an, dass er die Kinder nunmehr beschneiden lasse. Die Mutter wandte sich an das Gericht.



Mit Erfolg. In der Eilentscheidung bestimmten die Richter, dass die Entscheidung über die Beschneidung auf die Mutter zu übertragen sei. Die Eltern seien sich in der Frage uneinig. Es entspreche dem Wohl der Kinder, dass die Mutter die Entscheidung über die Beschneidung treffe. Die Mutter habe die Kinder bisher im christlichen Glauben erzogen und beabsichtige, dies auch fortzusetzen. Dies hätten die Eltern auch so vereinbart. Auch sei die Mutter die Hauptbetreuungsperson der Kinder. Daher sei sie es bisher gewesen, die die religiöse Erziehung in das tägliche Leben der Kinder einbrachte. Eine Beschneidung stelle eine endgültige Maßnahme dar, daher entspreche es dem Kindeswohl, wenn die Mutter über die Beschneidung alleine entscheide. Eine Übertragung sämtlicher Entscheidungen zur religiösen Erziehung auf die Mutter war hingegen nicht notwendig.



Weitere Information:


www.dav-familienrecht.de



*
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MELDUNG/346: Forscher untersuchen den Freispruch (idw)




Eberhard Karls Universität Tübingen - 03.11.2014



Forscher untersuchen den Freispruch



Kriminologen der Universität Tübingen analysieren in DFG-Projekt, warum es trotz vorausgegangener Untersuchungshaft zu einem Freispruch kommen kann







Der Freispruch gilt als "Unbekannte des Kriminaljustizsystems": Obwohl jährlich rund 27.000 Menschen in Deutschland nach einem Prozess für unschuldig erklärt werden, sind Ursachen und Folgen eines mit Freispruch endenden Strafverfahrens für die Betroffenen bislang wenig erforscht. Das Institut für Kriminologie der Universität Tübingen erhebt nun erstmals in einer Querschnittsanalyse alle Freisprüche nach Untersuchungshaft innerhalb eines Jahres - bundesweit ist dies die bislang einzige Vollerhebung dieser Art. Die empirische Untersuchung zu Bedeutung und Auswirkungen eines Freispruchs wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) mit insgesamt 250.000 Euro für zunächst zwei Jahre gefördert.





Forschungsziel des Projekts ist die Analyse von Freisprüchen im Strafverfahren, im Speziellen von solchen, denen eine Untersuchungshaft vorausging. Zwar enden nur rund drei Prozent aller Strafverfahren pro Jahr mit einem Freispruch, aber mit jährlich etwa 27.000 Freisprüchen sind die Zahlen doch beachtlich, ca. 300 Personen sitzen vorher sogar in Untersuchungshaft. Abgesehen vom menschlichen Leid und möglicher Stigmatisierung der betroffenen Personen stelle sich die Frage, ob hier nicht wertvolle Ressourcen der Justiz verschwendet werden, sagt Professor Jörg Kinzig, Direktor des Instituts für Kriminologie. Bislang finde das Thema "Ursachen von Freisprüchen" in Strafrechtswissenschaft und Kriminologie jedoch kaum Beachtung.



Als weiteren Schritt wollen die Kriminologen analysieren, inwieweit sich die mit Freispruch endenden Verfahren von Prozessen unterscheiden, die mit Schuldspruch oder Verfahrenseinstellung enden. Denn nach deutschem Strafrecht erhebt die Staatsanwaltschaft nur dann Anklage gegen einen Verdächtigen, wenn sie davon ausgehen muss, dass der Beschuldigte wahrscheinlich verurteilt wird. Zwar gilt für den Beschuldigten auch dann immer noch die Unschuldsvermutung, aber die Strafgerichte lassen eine Anklage nur dann zu, wenn sie eine Verurteilung ebenfalls für wahrscheinlich halten. Warum und wie es dann doch zum Freispruch kommt, wollen die Tübinger Forscher auch anhand von Interviews mit Richtern, Staatsanwälten und Verteidigern erörtern. Auf Basis dieser Grundlagenforschung sollen sowohl Defizite als auch Reformpotential des geltenden Rechts herausgearbeitet werden.







Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution81



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Eberhard Karls Universität Tübingen, Antje Karbe, 03.11.2014
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INFOPOOL →RELIGION → CHRISTENTUM





MELDUNG/166: Forschungsprojekt - Volksbildung wider den Atheismus (idw)




Friedrich-Schiller-Universität Jena - 03.11.2014



Volksbildung wider den Atheismus



Theologen und Pädagogen der Universität Jena beginnen Forschungsprojekt zur Religionsgeschichtlichen Schule mit Förderung der Deutschen Forschungsgemeinschaft







Die zunehmende Säkularisierung der Gesellschaft ist kein Phänomen allein unserer Zeit. Besorgt wegen der zunehmenden Abkehr der Menschen von der Religion, versuchten bereits um 1900 engagierte evangelische Theologen, weite Kreise der Gesellschaft mit Vorträgen, Publikationen und Ferienkursen religiös zu bilden. "Das erklärte Ziel war es, das Christentum wieder zur sinnstiftenden Instanz der Gesellschaft werden zu lassen", sagt Prof. Dr. Michael Wermke von der Universität Jena.



Der Religionspädagoge und Direktor des Zentrums für Religionspädagogische Bildungsforschung (ZRB) leitet zusammen mit dem Neutestamentler Prof. Dr. Manuel Vogel das interdisziplinäre und internationale Forschungsprojekt "Religionsgeschichtliche Schule - Bildung und Religion", das vor kurzem seine Arbeit aufgenommen hat. Gefördert mit 172.000 Euro von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) soll in den nächsten drei Jahren erforscht werden, welcher Zusammenhang zwischen den Volksbildungsbestrebungen der Religionsgeschichtlichen Schule und der Etablierung der modernen evangelischen Religionspädagogik besteht.



Im Fokus der Wissenschaftler steht dabei die Religionsgeschichtliche Schule (RGS), deren Mitglieder zu Beginn des 20. Jahrhunderts begannen, ihre Forschungsergebnisse an interessierte Laien zu vermitteln. "Im Hintergrund standen dabei neue bibelwissenschaftliche Erkenntnisse, die u. a. von herausragenden Exegeten wie Wilhelm Bousset, Hermann Gunkel und dem Jenaer Neutestamentler Heinrich Weinel erarbeitet wurden", sagt Prof. Vogel.



"Diese Bibel-Exegeten wandten sich gegen eine dogmatische Auslegung der Heiligen Schrift", ergänzt Projektkoordinator Gregor Reimann. Stattdessen wurden Einflüsse aus dem antiken Judentum, aber auch aus Babylonien, Persien und der hellenistischen Welt in die Untersuchungen mit aufgenommen.



Die Theologen der RGS kooperierten dabei mit dem bekannten Jenaer Pädagogen Wilhelm Rein und boten beispielsweise ab 1904 im Rahmen seiner Ferienkurse Vorträge für Lehrerinnen und Lehrer sowie gebildete Kreise der Stadt an. Darüber hinaus setzte sich besonders Weinel für eine Reform des Religionsunterrichts ein.



Von der Universität Jena gehören der Arbeitsgruppe weiterhin Prof. Dr. Hannes Bezzel (Altes Testament), Dr. Thomas Heller (Religionspädagogik) und Prof. Dr. Dr. Ralf Koerrenz (Historische Pädagogik und Erziehungsforschung) an. Zudem konnte der renommierte Kirchenhistoriker Heath Spencer Ph.D. von der Universität Seattle für die Mitarbeit gewonnen werden.



Im Rahmen des Forschungsprojektes ist im Frühjahr 2015 und im Herbst 2017 je ein Workshop geplant. Außerdem ist vorgesehen, die Forschungsergebnisse in einem Sammelband zu bündeln und der Öffentlichkeit zu präsentieren.







Weitere Informationen unter:


http://www.uni-jena.de



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution23



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Friedrich-Schiller-Universität Jena, Stephan Laudien, 03.11.2014
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INFOPOOL →SCHACH UND SPIELE → SCHACH





SCHACH-SPHINX/05283: Aufstieg und Fall eines Franzosen (SB)




Das alljährliche Schachfestival in Biel ist gemessen an der langen Tradition anderer europäischer Schachevents zwar recht jung, aber dennoch haben die Ausrichter nie Mühen gescheut, um eine interessante Truppe von international renommierten Schachgroßmeistern in die Stadt zu bekommen. Eines der spannendsten Jahrgänge war vielleicht 1997, als man den damaligen FIDE-Weltmeister Anatoli Karpow einladen konnte. Viele Schachfreunde werden sich sicherlich noch an die Niederlage erinnern, die Karpow seinerzeit durch den Franzosen Joel Lautier einstecken mußte. Aber auch Lautier blieb in jenem Jahr nicht verschont, sondern wurde auf gerade geniale Weise vom Inder Viswanathan Anand zu Boden geworfen infolge eines Zuges, der die Fachpresse damals regelrecht zu Lobeshymnen inspirierte. In der Tat war es ein Opferzug mit der Kraft eines Feuersturms, gebündelt in einer einzigartigen Idee. Nun Wanderer, wie brachte Anand mit Weiß das heutige Rätsel der Sphinx zum Glühen?







[image: SCHACH-SPHINX/05283: Aufstieg und Fall eines Franzosen (SB)]



Anand - Lautier


Biel 1997



Auflösung letztes Sphinx-Rätsel:


Die junge Armenierin stieß das Tor zum weißen König mit 1...Sf4xh3+! 2.g2xh3 La7xd4 3.c3xd4 Se5-f3+ 4.Kg1-h1 Dd8-d6 5.Se3-g4 f7-f5 6.Sg4-e5 Sf3xe5+ 7.Lf1-g2 Dd6xd5! 8.Dd1-f1 Se5-f3 9.Lg2xf3 Le4xf3+ 10.Kh1-g1 Tf8-f6 11.Lc1-f4 Tf6-g6+ auf und Weiß gab sich geschlagen.





Erstveröffentlichung am 03. Dezember 2001
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INFOPOOL →SOZIALWISSENSCHAFTEN → FAKTEN





BERICHT/076: 3. Würzburger Symposium Migrationsgesellschaft - Flucht, Illegalität, Integration (idw)




Hochschule für angewandte Wissenschaften Würzburg-Schweinfurt - 03.11.2014



3. Würzburger Symposium Migrationsgesellschaft mit Vorträgen zu Flucht, Illegalität, Integration



An der FHWS wurden die juristischen wie religiösen Aspekte von Migranten sowie deren Integration beleuchtet







Mit der Vortragsreihe "Migrationsgesellschaft" lud die Fakultät Angewandte Sozialwissenschaften der Hochschule Würzburg-Schweinfurt (FHWS) zu vier Vorträgen ein mit juristischen und religiösen Aspekten von Migration im Rahmen ihres "3. Würzburger Symposiums Migrationsgesellschaft - Flucht. Illegalität. Integration."





Professorin Dr. Sibylle Wollenschläger begrüßte im Namen der Hochschulleitung die Teilnehmer und informierte diese darüber, dass die Hochschule beim Wissenschaftsministerium das Projekt Migration zur Förderung angemeldet habe: Man wolle die interkulturelle sowie internationale Kompetenz nicht nur ins Masterstudium einbringen, sondern darüber hinaus in Unternehmen, die ihre Mitarbeiter ins Ausland entsenden und/oder ausländische Mitarbeiter einstellen. Der emeritierte Professor Dr. Albrecht Weber, Universität Osnabrück, Präsident der Forschungsgesellschaft für das Weltflüchtlingsproblem (AWR), eröffnete das Symposium mit einem Hinweis auf die aktuelle Zeit der großen Flüchtlingsbewegungen weltweit.



Im ersten Vortrag ging Dr. Johannes Eichenhofer von der Universität Bielefeld ein auf juristische Aspekte der "Integration im deutschen Aufenthaltsrecht": Er zeigte historische Entwicklungen des Ausländergesetzes (1990), des Aufenthaltsgesetzes (2004) bzw. des Zuwanderergesetzes (2005) auf und die mit ihnen verbundenen Veränderungen der Sichtweise und des Umgangs mit Flüchtlingen sowie deren Integration. Ausländer seien nach dem Aufenthaltsgesetz dann integriert, wenn sie eine bestimmte Aufenthaltsdauer und -perspektiven aufwiesen, Kenntnisse der deutschen Sprache, der deutschen Rechtsordnung, Kultur und Geschichte nachweisen, wenn sie ihren eigenen Lebensunterhalt sichern könnten und sich straffrei verhielten. Das Land eröffne den Menschen eine "Einwanderungschance" bei gleichzeitiger "Integrationserwartung" in den Stufen der Zuwanderung, der Einwanderung sowie der abschließenden möglichen Einbürgerung.



Die wissenschaftliche Mitarbeiterin Katharina Heilmann stellte in ihrer Bachelorarbeit die Frage der Funktion von Religion als Brücke oder Blockade mit dem Thema "Integration durch Religion - Zur Rolle der Religion bzw. Religionszugehörigkeit im Integrationsprozess von Menschen mit Migrationshintergrund". Weltweit befänden sich 232 Millionen Menschen in Migration, 19 Prozent seien es in der Bundesrepublik. Die religiöse Pluralität in Deutschland habe sich gewandelt: Waren 1970 49 Prozent der Bevölkerung evangelisch, 44,6 Prozent katholisch und 6,4 Prozent konfessionslos oder gehörten einer weiteren Religion an, seien es im Jahr 2011 30,3 Prozent evangelische, 30,9 Prozent katholische sowie 38,8, Prozent konfessionslose oder Mitglieder weiterer Religionen. Religionen, definiert als Glaube an eine höhere Macht, das Ausüben von religiösen Riten und Traditionen, das Zusammensein in einer sozialen Gemeinschaft sowie die institutionelle Verankerung, könne identifikationsstiftend sein und einen positiven Einfluss erzielen auf das psychische Wohlbefinden von Flüchtlingen, gleichzeitig aber auch Konflikte auslösen durch das Einhalten religiöser Normen. Sie könnten die Menschen teilhaben lassen in der Aufnahmegesellschaft und ihnen neue Kontakte zu Menschen und heterogenen Mitgliedern ermöglichen.



Juristische Gesichtspunkte beleuchtete Dr. Angelos Gerontas (LL.B. (Athens), LL.M. Harvard, Heidelberg) in seinem Vortrag "Individualrechtsschutz gegen Maßnahmen von Frontex": Er stellte den Teilnehmern des Symposiums die europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union vor, schilderte die Durchführung operativer Maßnahmen an den Außengrenzen der EU sowie dabei auftretende mögliche menschen- und flüchtlingsrechtliche Verletzungen, die Bedeutung des Einsatzplans für den Rechtsschutz, den Rechtsschutz gegen Handlungen von Beamten des Einsatzmitgliedsstaates sowie anderer Mitgliedsstaaten, den Rechtsschutz gegen Frontex selbst und schloss mit einem Rück- bzw. Ausblick.



Im vierten Vortrag stellte Dr. Christine Rausch mit ihren "Aspekten illegaler Migration im deutschen Ausländerrecht" vor allem den Bereich der medizinischen Versorgung und der Übermittlung von Daten vor. Rausch: Unrecht werde im Umgang mit Flüchtlingen deutlich geahndet, während deren Rechte eher zurückhaltend formuliert worden seien. Sei die Irregularität eines Migranten in Deutschland festgestellt, erfolge umgehend eine Übermittlung aller Daten sowie des Status' an alle staatlichen sowie sozialen Stellen. Einzige Ausnahme: Der § 87 AufenthG, der eine Übermittlungspflicht vorsehe, sehe allerdings zwischenzeitlich Ausnahmen für Schulen, Kindergärten und weitere Bildungs- und Erziehungseinrichtungen vor. Im Bereich der Gesundheitsversorgung werde den Migranten eine Primär- und Notfallversorgung gewährleistet - ein Vakuum gäbe es hingegen bei der Kostenerstattung dieser Leistungen durch die Krankenkassen. Migranten befänden sich oft in einem Dilemma der Registrierung als Nicht-Registrierte und würden sich selbst von der möglichen Inanspruchnahme von Recht ausschließen.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution292
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Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Hochschule für angewandte Wissenschaften Würzburg-Schweinfurt,


Katja Klein M.A., 03.11.2014
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INFOPOOL →SPORT → BOXEN





MELDUNG/1547: Ein Rückkampf wäre nicht zuviel verlangt (SB)








Sam Soliman fordert Jermain Taylor zur Revanche



Am 4. Oktober mußte sich Sam Soliman bei seiner ersten Verteidigung des IBF-Titels im Mittelgewicht in Biloxi, Mississippi, dem US-amerikanischen Herausforderer Jermain Taylor einstimmig nach Punkten geschlagen geben. Der fast 41 Jahre alte Australier hatte sich in der sechsten Runde eine Knieverletzung zugezogen, die seine Beweglichkeit derart einschränkte, daß er in den folgenden Runden insgesamt viermal niedergeschlagen wurde. Viele andere Boxer hätten in einer so aussichtslosen Lage aufgegeben, doch Soliman hielt bis zum Ende durch.



Nun hofft der Australier, für den 44 Siege und zwölf Niederlagen zu Buche stehen, auf eine sofortige Revanche. Im Gespräch mit Dan Rafael vom Sender ESPN erinnerte Soliman daran, daß er Taylor eine Chance gegeben habe, obgleich dieser lediglich an Nummer 15 der IBF-Rangliste stand. Er habe großen Respekt vor Jermain Taylor und bitte dessen Team, ihm im Gegenzug dieselbe Ehre zu erweisen und im Frühjahr einen Rückkampf zu bestreiten. Da angesichts der Umstände des ersten Kampfs noch eine Rechnung offen sei, werde ihm Taylor als wahrer Champion sicher eine Revanche gewähren. Er selbst würde an dessen Stelle nicht anders handeln.



Für Sam Soliman ist in Anbetracht seines Alters und Karriereverlaufs ein sofortiger Rückkampf vermutlich die einzige Chance, für eine gewisse Frist im Rampenlicht und hochdotierten Geschäft zu bleiben. Jermain Taylor hat derzeit andere Sorgen, da er vor dem Kampf gegen den Australier in eine Schießerei verwickelt war, deren strafrechtliche Folgen noch der Klärung harren. Deshalb ist vorerst ungewiß, wann der Weltmeister in den Ring zurückkehren kann.



Jermain Taylor könnte geneigt sein, Soliman einen Rückkampf zu gewähren, da er dies für eine vergleichsweise leichte Titelverteidigung halten dürfte. Andererseits könnte er im Duell mit WBA-Superchampion Gennadi Golowkin, WBC-Weltmeister Miguel Cotto oder anderen prominenten Gegnern wie Daniel Jacobs oder Peter Quillin wesentlich mehr Geld verdienen. Daher wird der Australier vermutlich den kürzeren ziehen und seine Laufbahn auf deutlich niedrigerem sportlichen und finanziellen Niveau beschließen. [1]



*


Tyson Fury phantasiert vom Bombenkrieg



Tyson Fury kündigt seinem Gegner Dereck Chisora für ihr Aufeinandertreffen am 29. November in London einen wahren Krieg an. Das Duell der beiden britischen Schwergewichtler firmiert als Ausscheidungskampf, dessen Sieger neuer Pflichtherausforderer Wladimir Klitschkos bei der WBO wird. Der in 22 Auftritten ungeschlagene Fury ist in den Ranglisten dreier Verbände unter den Top 15 vertreten (WBO 4, IBF 5, WBC 11). Wenngleich mit einer Bilanz von 20 Siegen und vier Niederlagen auf dem Papier schlechter gestellt, hat Chisora im Ranking die Nase vorn (WBO 1, IBF 3, WBC 7, WBA 13).



Warum die beiden um die Chance kämpfen dürfen, es mit dem Weltmeister aufzunehmen, bleibt das Geheimnis der WBO. Dereck Chisora hat zwar die namhafteren Gegner vor den Fäusten gehabt, jedoch in seinem ersten Kampf gegen Fury wie auch gegen Vitali Klitschko, Robert Helenius und David Haye den kürzeren gezogen. Tyson Furys größte Erfolge in seiner sechs Jahre währenden Profikarriere waren Siege über den in schlechter körperlicher Verfassung angetretenen Chisora und den ehemaligen Cruisergewichtler Steve Cunningham.



Sollte Chisora glauben, er sei bei ihrem ersten Kampf in einen Krieg geraten, habe er keine Ahnung, was ihn beim Rückkampf erwarte, tönt Fury. Er habe den Londoner damals niederbombardiert und seither sechs seiner sieben letzten Gegner binnen sieben Runden erledigt. Dereck Chisora erwarte am 29. November dasselbe Schicksal. Läßt man jedoch Revue passieren, wen Fury vorzeitig besiegt hat, sieht die Bilanz weit weniger pompös aus: Martin Rogan, Joey Abell, Nicolai Firtha, Neven Pajkic, Vinny Maddalone und Steve Cunningham gehören keinesfalls zur ersten Garnitur.



Bei Dereck Chisora sieht die Liste besiegter Kontrahenten mit Kevin Johnson, Ondrej Pala, Edmund Gerber, Malik Scott und Hector Alfredo Avila auch nicht beeindruckender aus. Wenngleich es sich auch in seinem Fall um keine ausgesprochen schlechten Gegner handelt, fehlen doch die großen Namen, wie man sie bei einem Boxer erwarten würde, der die Rangliste eines Weltverbands anführt und nur einen Schritt vor einem Titelkampf steht.



Tyson Furys Sichtweise, er werde solange Bomben werfen, bis Chisora unter einem Volltreffer Bekanntschaft mit dem Ringboden macht, ruft kritische Einwände auf den Plan. Der 2,06 m große Schwergewichtler ist zwar von imposanter Statur, verfügt aber dennoch über keine herausragende Schlagwirkung. Eher schon hat er seine körperlich unterlegenen Gegner mit seiner schieren Masse solange ermüdet und niedergewalzt, bis sie zermürbt seinen Treffern zum Opfer fielen. Gefährlicher schlägt da schon Dereck Chisora, der für seine wilden Angriffe bekannt ist. Allerdings war er mit seinem Latein jedesmal am Ende, sobald er auf hochkarätige Widersacher traf. [2]



Fury und Chisora führen die turbulente und lautstarke britische Schwergewichtsszene an, sind aber im internationalen Maßstab keineswegs hochkarätige Anwärter im Feld der Kandidaten, die nach Wladimir Klitschkos Gürtelsammlung schielen. Der Ukrainer bekommt es am 15. November in Hamburg mit dem Bulgaren Kubrat Pulew zu tun, der als Pflichtherausforderer der IBF wesentlich stärker als die beiden Briten einzuschätzen ist. Sollte sich der Titelverteidiger dabei durchsetzen, schenkt ihm die WBO als nächsten Herausforderer einen britischen Boxer, der von den Trophäen des Weltmeisters bestenfalls träumen kann.





Fußnoten:



[1] http://www.boxingnews24.com/2014/11/sam-soliman-wants-rematch-against-jermain-taylor/#more-183828



[2] http://www.boxingnews24.com/2014/11/fury-ill-give-chisora-the-biggest-war-hes-ever-had/#more-183829
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INFOPOOL →UMWELT → FAKTEN





PREIS/315: Deutsche Umwelthilfe verleiht UmweltMedienpreis 2014 (DUH)




Deutsche Umwelthilfe e.V. - 4. November 2014



Deutsche Umwelthilfe verleiht UmweltMedienpreis 2014



Auszeichnung für herausragende journalistische Leistungen in den Kategorien Print, Hörfunk, Film und Sonderpreis







Berlin, 4.11.2014: Zum 19. Mal verleiht die Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH) heute Abend den UmweltMedienpreis. Die Natur-, Umwelt- und Verbraucherschutzorganisation ehrt damit jährlich Journalisten für herausragende Leistungen und die wirkungsvolle Präsentation von Natur- und Umweltthemen in den Medien. Der undotierte Preis gilt als eine der begehrtesten Auszeichnungen für Beiträge im Bereich Umwelt, Naturschutz und Nachhaltigkeit in Deutschland. Die Verleihung findet im Historischen Kassensaal der KfW Bankengruppe in Berlin statt.



Den UmweltMedienpreis 2014 in der Kategorie Print erhält der Tagesspiegel-Redakteur für besondere Aufgaben, Harald Schumann. Die freie Radio- und Fernsehjournalistin Katharina Nickoleit wird für ihr WDR5-Leonardo-Feature "Wilderei in Afrika - Rettung der letzten Nashörner und Elefanten" in der Kategorie Hörfunk geehrt. Für ihre ZDF/Arte-Dokumentation "Plastik - Fluch der Meere" erhalten die Autoren Friedemann Hottenbacher und Maximilian M. Mönch die Auszeichnung in der Kategorie Film und Fernsehen. Der Sonderpreis geht an das Moderatorenteam des ARD/WDR-Magazins "neuneinhalb - Deine Reporter" Malin Büttner, Siham El-Maimouni und Johannes Büchs.



"Die diesjährigen Preisträger tragen mit ihrer Beharrlichkeit, ihrem Gespür für aktuelle Fragen und einem hohen Maß an Kreativität dazu bei, komplexe Umweltthemen verständlich aufzubereiten und erreichen damit ein großes Publikum - und zwar Leser, Zuhörer und Zuschauer aller Altersgruppen", erklärt der DUH-Vorsitzende Prof. Dr. Harald Kächele bei der Preisverleihung. "Ihre hintergründige, facettenreiche und dabei gleichzeitig unterhaltsame Berichterstattung ermöglicht es, sich eine eigene Meinung zu bilden und schafft Umweltbewusstsein."



Zum bereits zwölften Mal unterstützt die Telekom Deutschland die Verleihung des UmweltMedienpreises. Der Leiter Information und Nachhaltigkeit der Deutschen Telekom Technik GmbH, Dr. Fritz Lauer, betont, wie wichtig es ist, die Menschen in ihrem Alltagshandeln für Umweltthemen zu sensibilisieren: "Wir unterstützen den UmweltMedienpreis, weil er Journalisten ehrt, die auch unbequeme und oft komplexe Themen öffentlich machen und für alle verständlich erklären. Damit schaffen sie eine wichtige Voraussetzung für eine nachhaltige Entwicklung unserer Gesellschaft." Lauer rief sie dazu auf, ihre engagierte Aufklärungsarbeit fortzusetzen und durch ihre gut recherchierten Geschichten weiterhin Diskussionen anzustoßen und zu vertiefen.



*



Quelle:


DUH-Pressemitteilung, 04.11.2014


Deutsche Umwelthilfe e.V.


Fritz-Reichle-Ring 4, 78315 Radolfzell


Tel.: 0 77 32/99 95-0, Fax: 0 77 32/99 95-77


E-Mail: info@duh.de


Internet: www.duh.de
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WALD/105: Gute Umweltdaten für niedersächsischen Wald (NMELV)




Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 3. November 2014



Waldzustandsbericht: Gute Umweltdaten für niedersächsischen Wald



Schwefelreduzierung zeigt Wirkung - Meyer: Stickstoffemissionen und Klimawandel bleiben ein Problem







HANNOVER. Die Wissenschaftler sind sich einig: Dem niedersächsischen Wald geht es so gut wie seit Langem nicht mehr. "Vor allem die Schwefeleinträge, die als 'saurer Regen' den Bäumen und dem Waldboden zusetzten, sind deutlich auf dem Rückmarsch", sagte Niedersachsens Forstminister Christian Meyer zum heute (Montag) veröffentlichten Waldzustandsbericht 2014 der Landesregierung. "Das ist eine gute Nachricht für unseren Wald", so der Minister. "Umweltpolitik und Ordnungsrecht mit stärkeren Vorgaben für die Rauchgasentschwefelung haben dauerhaft Wirkung gezeigt. Der Wald konnte sich erholen."



Die ursprünglich hohen Schwefelwerte sind demnach kontinuierlich um 90 Prozent zurückgegangen. Wer heute im Wald spazieren geht, sieht kaum noch kranke, vergilbte Nadeln und Blätter. Ablesen lassen sich die verbesserten Umweltdaten auch an der Wasserqualität der untersuchten Waldbäche, an den Inhaltsstoffen der Fichtennadeln und der geringen Absterberate der Bäume. Unterstützt wird die Gesundung der Waldböden seit Jahren durch gezielte Kalkungen, die die sauren Einlagerungen kompensieren können.



"Unser Wald befindet sich in einer guten Ausgangslage", sagte der Minister. "Aber wir haben weder die weiterhin viel zu hohen Stickstoffeinträge noch die weltweite Klimaerwärmung im Griff." Ziel müssten naturnahe und strukturreiche Mischwälder sein, so Meyer. "Denn sie bilden die stabilsten Bestände auch gegen Massenvermehrungen von Forstschädlingen", erläuterte der Minister. "Und wo immer es der Standort ermöglicht, sollten dabei Laubbäume ein fester Bestandteil sein."



Die Nordwestdeutsche Forstliche Versuchsanstalt (NW-FVA) in Göttingen stellt den jährlichen Waldzustandsbericht mit ausführlichen Umweltdaten zusammen. Die NW-FVA forscht praxisorientiert und berät Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer auf rund einem Viertel des deutschen Waldes. Der ausführliche niedersächsische Waldzustandsbericht 2014 ist abrufbar unter www.ml.niedersachsen.de im Themenbereich "Wald, Holz & Jagd" und steht zum Download bereit.[1]





[1] Direkter Link:


http://www.ml.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20026&article_id=5181&_psmand=7
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TOURISMUS/023: Deutsche wollen nachhaltig reisen (BMUB)




Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit - Berlin, 3. November 2014



Umweltschutz/Tourismus



Deutsche wollen nachhaltig reisen







Es gibt eine beträchtliche Nachfrage nach umweltfreundlichen und nachhaltigen Urlaubsangeboten - aber kein ausreichendes Angebot. Das ist das Ergebnis der Studie "Nachfrage für nachhaltigen Tourismus" im Rahmen der Reiseanalyse 2014, die im Auftrag des Bundesumweltministeriums erstellt wurde. Die repräsentative Befragung untersuchte die Einstellung der Deutschen zum nachhaltigen Reisen.



Laut Befragung ist für rund 31% der Befragten die ökologische Verträglichkeit von Urlaubsreisen wichtig, 38% möchten sozialverträglich reisen. Und 42% der Bevölkerung finden es wichtig, dass sich Reiseveranstalter für Nachhaltigkeit engagieren. Von den an nachhaltigen Reisen Interessierten nannten als Hürden unter anderem fehlende Informationen (43%) und das begrenzte Angebot (32%).



Umwelt-Staatssekretär Jochen Flasbarth: "Der Tourismussektor bietet enorme Potenziale für Umwelt- und Klimaschutz. Zugleich ist Tourismus als funktionierender Wirtschaftsfaktor abhängig von einer intakten Natur und Umwelt. Unser Ziel muss somit sein, die Themen Naturverträglichkeit, Klimaschutz und Ressourcenschonung stärker in der Branche zu verankern und zu fördern. Die Erkenntnisse aus der Studie bieten gute Ansatzpunkte für die Entwicklung von nachhaltigen Tourismusangeboten. Das Bundesumweltministerium wird die Ergebnisse nutzen, um mit Anbietern und Tourismusverbänden über Möglichkeiten zur Ausweitung des nachhaltigen Reiseangebots zu sprechen."



Tourismus gehört zu den wichtigsten Wirtschaftszweigen Deutschlands. Die Tourismuswirtschaft ist in Deutschland ein ökonomisches Schwergewicht und ein Jobmotor: 2,9 Millionen Erwerbstätige sind direkt im Tourismus beschäftigt.



Die Studie steht unter www.fur.de/?file:897 zum Download bereit.



*
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VERBRAUCHER/067: Aktuelle Umfragen belegen, Verbraucher_innen wollen keine Werbelügen mehr (DER RABE RALF)




DER RABE RALF


Nr. 182 - Oktober / November 2014


Die Berliner Umweltzeitung



Aktuelle Umfragen belegen:


Verbraucher_innen wollen keine Werbelügen mehr



Von Volker Voss







Otto Normalverbraucher zieht im Supermarkt eine Packung Cornflakes aus dem Regal. Allein schon die ansprechende Abbildung macht ihm den Mund wässerig: Auf der linken Seite unten ist noch eine schöne große Erdbeere abgebildet. Doch groß ist die Enttäuschung zu Hause: Die Erdbeere ist lediglich als Serviervorschlag gemeint. Der Inhalt ist mehr Aroma statt Frucht. Dann ist da die Hühnersuppe in der Tüte im Angebot. Die Verpackung verspricht ebenso Appetitliches: Doch Hühnerfleisch? Es gibt lediglich ein Prozent Hühnerfett. Als empfehlenswerte Mahlzeit am Morgen bietet sich der scheinbar leckere Frühstückskeks eines ebenfalls bekannten Lebensmittelproduzenten an. Bei genauerer Betrachtung stellt sich jedoch heraus, dass es sich eher um eine Süßigkeit mit einem hohen Zuckeranteil handelt. Insgesamt 500 derartiger Beispiele finden sich auf dem Internetportal der Verbraucherzentrale Lebensmittelklarheit.de. Die Konsumenten werden ganz offensichtlich durch irreführende Aufmachung und Kennzeichnung von Lebensmitteln getäuscht. Das Internet-Portal verzeichnet monatlich rund 80.000 Aufrufe kritischer Konsumenten, berichtet Klaus Müller, Vorstand des Bundesverbandes der Verbraucherzentrale in Berlin. Und täglich gehen neue Meldungen ein, denen nachgegangen wird.



Wie Hartmut König, fachlicher Leiter des Portals hervorhebt, handelt es sich bei den Beschreibungen auf den Verpackungen eindeutig um unrichtige Werbebotschaften. Die Veröffentlichungen auf der Internetseite führen daher zu einem hohen Änderungsdruck bei den Anbietern und oft zu einer ernsthaften Dialogbereitschaft. Immerhin ein Drittel der Produzenten ändert die beanstandete Produktbeschreibung in Richtung "Realität statt Idylle". Angemerkt sei allerdings, dass Produzenten von Bio-Produkten sogar zu 60 Prozent bereit sind, ihre Beschreibungspraxis zu ändern. Das würde jedoch nicht reichen. Erwartet werden klare gesetzliche Vorgaben.


Kritische Verbraucher_innen



Das Portal besteht mittlerweile seit drei Jahren, Zeit für die Verbraucherzentrale, Bilanz zu ziehen: Vorgestellt wurden die Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage, durchgeführt von der Agrifood Consulting GmbH, die die Stimmung unter den Verbraucher_innen widergibt und wie sie sich unverfälschte Beschreibungen der Lebensmittelprodukte wünschen.



Demnach wünschen sich über 90 Prozent eine genaue Produktbezeichnung sowie eine genaue Abbildung und klare Angaben zur Füllmenge. Auch der Gesundheitsaspekt spielt eine wichtige Rolle. Denn über 60 Prozent erwarten eine Nährwertkennzeichnung sowie eine Zutatenlisten auf der Verpackung. Dass die Verbraucher_innen mehrheitlich ernährungsbewusst sind, belegt die Tatsache, dass über 50 Prozent zur Produktherkunft und über besondere Qualitäten wie beispielsweise Bio, Fair Trade oder Gentechnik informiert werden wollen. 42 Prozent legen gar Wert auf Angaben zum Vitamingehalt.



Von "ganz legaler Täuschung" sprechen foodwatch, die essensretter. Nach dem vom Meinungsforschungsinstitut Emnid zeitgleich erstellten foodwatch-Verbraucherreport 2014, scheitern drei von vier Verbrauchern an der Lebensmittelkennzeichnung. 80 Prozent fühlen sich getäuscht. Darum hat foodwatch einen 15-Punkte-Plan erarbeitet, der europaweit gelten soll. Darin wird unter anderem gefordert, dass Informationen Vorrang vor Werbung haben müssen. Eine lesbare Mindestschriftgröße soll Standard werden. Verbraucher ärgern sich oft auch über die zu kleine Schrift auf der Verpackung. "Mit dem Gesetzesentwurf der Europäischen Kommission zur Schriftgröße hat sich die Lobby durchgesetzt", so Oliver Huizinga von foodwatch. Statt der geforderten Schriftgröße von drei Millimetern sind nur 1,2 Millimeter vorgeschrieben.



Ebenso werden Transparenz über die Herstellungsweise, Angaben zu tierischen Zutaten und die Form der Tierhaltung angemahnt. Zudem wird ein Verbot von Gesundheitsversprechen gefordert sowie eine lückenlose Kennzeichnungspflicht für gentechnisch veränderte Pflanzen und Tiere. Darüber hinaus werden realistische Produktabbildungen, verständliche Aromen- und Zusatzstoff-Deklarationen und ein Marketingverbot für unausgewogene Kinderprodukte angemahnt. Außerdem möchte foodwatch das Klage- und Informationsrecht für Verbraucherverbände ausgeweitet wissen. Gesundheitsversprechen darf es nur geben, wenn sie wissenschaftlich nachgewiesen werden können.



"Wenn Verbraucher nicht die Qualität der Produkte unterscheiden können, greifen sie oft zum Billigprodukt. Das ist durchaus eine rationale Entscheidung, sie schneiden sich damit jedoch ins eigene Fleisch", so Thilo Bode, foodwatch-Geschäftsführer. In Umkehrung der Tatsachen wird die Schuld dann auch noch den Verbraucher_innen zugeschoben: "Warum kaufen sie denn so billig? Die Verbraucher müssen sich darauf verlassen können, dass ihre Gesundheit geschützt ist", fordert Bode. Es ist viel die Rede vom mündigen Bürger, doch dieser könne nur dann mündig entscheiden, wenn er über alle Informationen verfüge.


Druck machen



"Grundsätzlich sollte der Schutz vor Täuschung bereits vorbeugend gelten", mahnt Tilo Bode an. Sonst sei er wirkungslos. Das Lebensmittelrecht sei zwar gut, doch die Gesetze seien nicht eindeutig. Denn außer den Täuschungen auf den Verpackungen gab es bekanntlich weitere Ärgernisse im Lebensmittelbereich. Erinnert sei hier an die Lebensmittelskandale der letzten Jahre. Gerade hier zeigte sich die Unvollkommenheit in der Gesetzgebung. Hier müsse kräftig nachgebessert werden. Laut Lebensmittelrecht müsste schon beim geringsten Verdacht eingeschritten werden. Dazu ist eine lückenlose Rückverfolgung der Lebensmittelkette notwendig. Denn bei Vergiftung gibt es logischerweise kein Umtauschrecht und die Nachweisbarkeit ist im Nachhinein schwer. Deswegen sei Transparenz wichtig. Es gebe zwar Prüfpflichten, diese seien aber löchrig wie ein Schweizer Käse, so Bode.



"Politiker geben eher dem Druck der Lebensmittelindustrie nach und nicht dem der Verbraucher", empört sich Bode. Die seinerzeitige Verbraucherschutz-Ministerin, Ilse Aigner, äußerte einmal im Zusammenhang mit dem Dioxinskandal 2010, wohl völlig unbedacht, sie müsse erst mit der Futtermittelindustrie reden, erinnert sich Bode. Allein der Pferdefleischskandal hatte sich über Monate hinweg aufgebaut, ohne dass eingeschritten wurde. Höhere Strafen seien nicht durchsetzbar, behaupten die Politiker immer wieder. "Wir lassen uns wirklich allen Blödsinn erzählen", ärgert sich der foodwatch-Chef. Ein Problem bei der Strafzuweisung ist jedoch, dass im deutschen Recht das Individualstrafrecht zugrunde liegt, bei dem die Schuld personengebunden nachzuweisen ist. In dem Zusammenhang verweist er auf die Rechtslage in Österreich, wo grundsätzlich auch Unternehmen in Haftung genommen werden können, wenn sie nachweislich Verursacher ungesetzlicher Handlungen sind. Als Tipp an die Verbraucher_innen: "Politik ändert man nur durch Druck".



Fazit: Es ist langsam an der Zeit, sämtliche Werbebotschaften öffentlich auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen. Wünschenswert wäre ebenfalls die Einbeziehung der alles versprechenden Wahlwerbung.






Weitergehende Informationen:



www.vzbv.de


www.lebensmittelklarheit.de


www.foodwatch.org/de/startseite
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ATOM/054: Super-GAU in der Ukraine? Durch AKWs in der Kampfzone droht zweites Tschernobyl (DER RABE RALF)




DER RABE RALF


Nr. 182 - Oktober / November 2014


Die Berliner Umweltzeitung



Super-GAU in der Ukraine?


Durch Atomreaktoren nahe der Kampfzone droht zweites Tschernobyl



Von Veit Ulrich







Kein Thema ist in den Medien momentan präsenter als der Konflikt um die Ukraine. Dabei wird von Machtkämpfen zwischen dem Westen und Russland, zwischen Nato und Putin, berichtet. Die Bilder von Militärmanövern auf beiden Seiten und von den Kämpfen in den Regionen Donezk und Lugansk haben alle vor Augen. Doch woran in diesem Konflikt nur selten, wenn überhaupt, gedacht wird ist, dass die Bevölkerung nicht nur durch die Kampfhandlungen bedroht wird, sondern dass auch nukleare Anlagen nahe der Kampfzone eine erhebliche Gefahr für alles Leben in der Umgebung darstellen.


Gefahr einer Kernschmelze



Im Süden der Ukraine, nur 200 Kilometer vom Kampfgebiet entfernt, befindet sich beispielsweise das Atomkraftwerk Saporoschje, dessen Reaktoren aus den achtziger Jahren nicht gegen einen Beschuss geschützt sind. "Es gibt in der Region viele panzerbrechende Waffen, die diese Hülle durchschlagen können", sagt Tobias Münchmeier, Atomexperte von Greenpeace. Man möchte sich gar nicht ausmalen, was passieren würde, wenn einer der Reaktoren, sei es aus Absicht oder aus Versehen, von einer Rakete getroffen würde. Die Großstadt Saporoschje mit 750.000 Einwohnern befindet sich in unmittelbarer Nähe.



Doch es hätte auch schon verheerende Folgen, wenn die Stromversorgung des Atomkraftwerks Saporoschje unterbrochen würde, weil dies durch den Ausfall der Kühlung zur Kernschmelze führen kann, wie Fukushima gezeigt hat. Außerdem gibt Sergej Boschko, Chef der ukrainischen Atomaufsicht zu, dass die Reaktoren nicht gegen Flugabstürze gesichert seien, erst recht nicht gegen Raketen, welche beide Seiten im Krieg einsetzen. "AKW sind nicht für Kriege ausgelegt, sondern für den Frieden." Die ukrainische Atomaufsicht bestätigt, dass die meisten der ukrainischen Atomkraftwerke sogar aus Altersgründen schon abgeschaltet sein müssten.



Laut einer Greenpeace-Studie hält die 1,20 Meter dicke Betonhülle der Reaktoren einem Beschuss panzerbrechender Waffen nicht stand. Den Absturz kleinerer Flugzeuge soll sie allerdings überstehen. Michael Sailer, Atomexperte vom Ökoinstitut Darmstadt, fordert, die Reaktoren herunterzufahren, da sich die Kämpfe jederzeit ausweiten könnten. Außerdem gibt es die Gefahr von Anschlägen auf die Reaktoren. Oleg Makarenko, der Sicherheitschef des Atomkraftwerks, sagt: "Sabotageakte halten sich nicht an Himmelsrichtungen. Man könnte denken, dass sie vor allem in der Nähe der Kampfgebiete vorkommen, aber das muss nicht sein. Sie können überall passieren. Die Möglichkeit schließen wir nicht aus." Neben einem Beschuss ist auch die Möglichkeit denkbar, dass Separatisten das Atomkraftwerk erobern.



Wie ist es eigentlich zu dieser Situation gekommen? Der Ukraine-Konflikt schwelt schon seit längerer Zeit. Angefangen hatte alles mit den Demonstrationen auf dem Maidan in Kiew gegen den prorussischen Kurs des damaligen Präsidenten Janukowytsch. Dieser wurde am 22. Februar abgesetzt, worauf der prowestliche Übergangspräsident Jazenjuk ins Amt kam. Daraufhin entschied sich die Bevölkerung der ukrainischen Halbinsel Krim in einem Referendum, der russischen Föderation beizutreten, was dann auch geschah. Dabei kritisieren die westlichen Staaten, Putin habe diesen Volksentscheid inszeniert, um die Krim zu annektieren - was gegen das Völkerrecht verstoße. Anschließend entwickelten sich auch in der Ostukraine Bestrebungen, als sogenannte Volksrepubliken der russischen Föderation beizutreten. Seitdem liefern sich die Separatisten, welche vermutlich von Russland unterstützt werden, immer erbittertere Kämpfe mit ukrainischen Truppen, welche versuchen, das Land zusammenzuhalten.


NATO-Experten geben Ratschläge



Das Atomkraftwerk Saporoschje ist die größte Atomanlage Europas. Insgesamt befinden sich in der Ukraine 15 Reaktoren an vier Standorten. Sie decken die Hälfte des ukrainischen Strombedarfs. Dazu kommen noch mehr als 100 Spezialbehälter mit abgebrannten Brennelementen, welche im Freien vor sich hin strahlen.



Die ukrainische Regierung hat für die Sicherung der Anlagen die NATO um Hilfe gebeten, die daraufhin im April erstmals Experten zum Schutz der Atomkraftwerke und der Energieinfrastruktur entsandte. Diese Experten "empfehlen unter anderem zusätzliche Sicherheitstests, um alle aktuell drohenden Szenarien zu erfassen, allen voran die Eroberung eines Atomkraftwerks oder aber Kampfhandlungen in unmittelbarer Umgebung der Reaktoren. Viel Aufmerksamkeit haben sie auch der Frage gewidmet, wie die zentralen und lokalen Behörden zusammenarbeiten, wenn die Kämpfe plötzlich in die Nähe eines Atomkraftwerks rücken." So steht es in einem geheimen Papier, welches die NATO der ukrainischen Regierung schon im Mai vorgelegt haben soll.



Auf der ganzen Welt schlagen Umweltschützer Alarm. Bisher wurde das Problem von Atomkraftwerken im Kriegsgebiet politisch verdrängt und verniedlicht, doch der Abschuss der malaysischen Passagiermaschine MH17 im Juli hat gezeigt: Gegen Raketen gibt es keine Sicherheit. Laut "Schweiz Magazin" (schweizmagazin.ch) wurde das Kraftwerk Saporoschje im Mai von rechten bewaffneten Männern angegriffen. Diese konnten zwar bisher durch die ukrainische Polizei gestoppt werden, aber bei einem Beschuss durch Raketen wäre auch die Polizei machtlos.


Lage ist angespannt



Die Zufahrtsstraße zum Atomkraftwerk ist gesperrt, alle Fahrzeuge werden kontrolliert. Dies zeigt, dass die Situation angespannt ist und die Behörden sich durchaus Sorgen machen. "Atomkraftwerke und Krieg sind nicht miteinander vereinbar. Ein Krieg mit konventionellen Waffen in einem Gebiet mit Atomkraftwerken wird früher oder später unweigerlich zu einem 'nuklearen' Krieg", sagt Boschkos Kollege Nikolai Steinberg, Vorstandsmitglied der ukrainischen Atomaufsicht."



Der Pressesprecher Sergej Tschimtschew fühlt sich hingegen noch sicher: "Das Reaktorgebäude ist sogar gegen Flugzeugabsturz gesichert. Selbst wenn die Kämpfe näher kommen sollten und Minen, Granaten oder gar Raketen auf das Reaktorgelände treffen, müssten wir schlimmstenfalls das Kraftwerk herunterfahren", meint er.



Eine sehr naive Einschätzung der Lage. Schließlich ist die Ukraine das erste Land mit mehr als einem Atomkraftwerk, in dem schon seit mehreren Wochen ein Krieg mit schweren und modernen Waffen geführt wird. Es gibt also überhaupt keine Erfahrungen bezüglich der Gefahren, die von Atomkraftwerken in einem Kriegsgebiet ausgehen. Außerdem besitzen sowohl die ukrainischen Streitkräfte als auch die Separatisten Waffen, die bis zu fünf Meter Beton durchdringen können. Des Weiteren sind Kriege unberechenbar, Fronten ändern sich und Kampfzonen weiten sich aus.



Olexi Passiynk vom "Internationalen Ökologischen Zentrum der Ukraine" fasst zusammen: "Da gibt es die ganze Infrastruktur mit irischen und abgebrannten Brennelementen, die permanent gekühlt werden müssen. Und wenn die Kühlung zerstört wird, erhitzen sich die Brennelemente, sie schmelzen und Radioaktivität tritt aus. Also: Niemand kann garantieren, dass nichts passiert."



Wenn der Krieg in der Ukraine nicht gestoppt wird, scheint also ein zweites Tschernobyl unausweichlich. Deswegen muss schnellstmöglich eine friedliche Lösung in dem schwelenden Konflikt gefunden werden. Nur so kann verhindert werden, dass noch ein weiterer Teil der Ukraine komplett zerstört und für die nächsten Jahrmillionen unbewohnbar wird.





Weitere Informationen:



www.sonnenseite.com/?pageID=18&article:oid=a29445


www.tagesschau.de/wirtschaft/atom-kraftwerk-ukraine-100. html
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FISCHEREI/112: Der Fluch der Meere (Greenpeace)




Greenpeace - Presseerklärung vom 4. November 2014



Fischereimonster - der Fluch der Meere



Neuer Greenpeace-Report zu den 20 größten Fabrikschiffen in der EU-Fischerei







Hamburg, 4.11.2014 - Die 20 zerstörerischsten europäischen Fischerei-Schiffe stehen im Fokus des neuen Greenpeace-Reports zur Überfischung der Meere. Der Report liefert Steckbriefe zu Größe und Fangmethode der Fabrikschiffe, zu EU-Subventionen, sowie Beflaggung und Besitzverhältnissen.



"Diese Fischereimonster holen weltweit riesige Mengen Fisch und Beifang aus den Meeren, während den Kleinfischern an den Küsten nichts mehr in die Netze geht", sagt Thilo Maack, Meeresexperte von Greenpeace. Die Umweltschutzorganisation zeigt mit der heutigen Veröffentlichung auch Lösungen auf, wie sich durch den Abbau der EU-Fangflotten Fischbestände erholen und Arbeitsplätze durch die handwerkliche Fischerei entstehen könnten.



Ein Fanggebiet reicht den Fischereimonstern oft nicht. Die unter deutscher Flagge fahrende "Helen Mary" fischt beispielsweise auch vor Westafrika nach Hering, Makrele und Sardinen - dabei sterben in den Grundschleppnetzen des 116 Meter langen Fabrikschiffes auch Hammerhaie, Manta-Rochen und Delphine. Gebaut wurde das Schiff 1994 maßgeblich mit Steuergeldern: Über 6,2 Millionen Euro an Subventionen steuerte die EU bei, acht Jahre später 130 000 Euro zur Modernisierung.


Zerstörerische Fabrikschiffe müssen aus dem Verkehr gezogen werden



Überfischung ist ein globales Problem mit unbestreitbaren Folgen: Fast 90 Prozent der Fischbestände sind überfischt oder bis an ihre Grenzen genutzt. Ein Großteil der EU-Fischereirechte liegt in den Händen nur weniger Unternehmen. "Millionenschwere Fischerei-Barone plündern die Ozeane ohne Rücksicht auf ökologische und soziale Belange", sagt Thilo Maack. Der Greenpeace-Report zeigt auf, mit welchen Tricks die Eigentümer der Fangflotten ihre Gewinne maximieren: Schiffe wechseln die Flaggen, um Zugänge zu Fanggründen zu bekommen. Mit Tarnfirmen und Steueroasen werden Vorschriften umgangen.



In den kommenden Monaten legen die Fischereiminister der Europäischen Union die Fangmengen für das Jahr 2015 fest. Greenpeace fordert die Regierungen in der EU auf, Meere und Menschen zu schützen und die schonende Kleinfischerei zu fördern. Die EU-Fischereiminister müssen schrittweise dafür sorgen, dass zerstörerische Fabrikschiffe aus dem Verkehr gezogen werden. Mit einer entsprechenden Petition auf der Website www.greenpeace.de/fair-fischen können sich Verbraucher an den zuständigen Minister Christian Schmidt (CSU) wenden.





Download


Fischereimonster - der Fluch der Meere 04.11.2014 / PDF / 4,26 MB


http://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/monsterboats_13_klein.pdf
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GENTECHNIK/049: Synthetische Biologie - Vorsorge statt "Wilder Westen" (Informationsdienst Gentechnik)




Informationsdienst Gentechnik



Nachrichten - 29.10.2014



Synthetische Biologie: Vorsorge statt "Wilder Westen"







Zehn Tage lang verhandelten mehr als 190 Staaten, die das Übereinkommen über die biologische Vielfalt unterzeichnet haben, in Südkorea über weitere Umweltschutzmaßnahmen. Dabei ging es auch um Synthetische Biologie, die von Kritikern manchmal als "extreme Gentechnik" bezeichnet wird. Nach zähem Ringen beschlossen die Teilnehmer, Vorsorge zu empfehlen. Die Regierungen sollen den Umgang mit Synbio-Organismen regulieren.



Einstimmig beschlossen die 194 Vertragsstaaten der Biodiversitäts-Konvention auch, dass zunächst Risiken geprüft werden sollen, bevor Organismen, die mit den Techniken der Synthetischen Biologie erzeugt wurden, im Freien getestet werden dürfen. Neben den Risiken für die biologische Vielfalt sollen auch Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und sozio-ökonomische Aspekte eine Rolle spielen. Lokale und indigene Gemeinschaften sollen beteiligt werden.



Zudem verpflichten sich die Unterzeichner-Staaten, darunter Deutschland, die Bereitstellung von Forschungsgeldern zu "fördern", damit Wissenschaftler Fragen der Sicherheit, aber auch der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Synthetischen Biologie auf den Grund gehen können.



Ob und wann die Beschlüsse tatsächlich umgesetzt werden, ist schwer zu sagen. Synbio-kritische NGOs zeigten sich erleichtert, dass nach den schwierigen Verhandlungen überhaupt ein Beschluss zustande kam. Zur Vorsorge zu raten sei "eine wichtige Entscheidung", lobte das Third World Network. Die kanadische ETC Group, die Entwicklungen der Synthetischen Biologie aufmerksam verfolgt, erklärte: "Das ist nicht das Moratorium, das sich viele von uns gewünscht haben, aber es ist ein guter Schritt in die richtige Richtung."



Bislang gehe es im Bereich der Synthetischen Biologie ähnlich zu wie im "Wilden Westen", kommentierte Jim Thomas von der ETC Group. Nun würden wenigstens einige Regeln aufgestellt. Die milliardenschwere Synbio-Industrie habe ihre Erzeugnisse bisher ohne Tests in Lebensmittel, Kosmetik und Seifen gemischt, ergänzte Dana Perls von der USA-Sektion der Umweltschutzorganisation Friends of the Earth. "Diese Entscheidung ist ein klares Signal, dass Synthetische Biologie dringend geprüft und reguliert werden muss."



Laut der Nachrichtenseite SynBioWatch verliefen die Fronten in den Verhandlungen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern. Gegen ein Moratorium auf die Freisetzung von Organismen der Synthetischen Biologie wehrten sich demnach vor allem Kanada, Neuseeland, Australien, Großbritannien und auch Brasilien. Hier gebe es "starke Biotech-Industrien", so der Bericht. Die USA, wo die Technologie ebenfalls auf dem Vormarsch ist, haben das Übereinkommen über die biologische Vielfalt gar nicht ratifiziert. Die Interessen der Entwicklungsländer vertraten demnach vor allem Malaysia, Bolivien, die Philippinen, Äthiopien, Ägypten und Osttimor. [dh]





Convention on Biological Diversity: Synthetic Biology (17.10.14)


http://www.cbd.int/doc/meetings/cop/cop-12/insession/cop-12-L-24-en.pdf



Biosafety Information Centre: CBD Parties urged to regulate synthetic biology (28.10.14)


http://www.biosafety-info.net/article.php?aid=1106



SynBioWatch: SynBio industry's wild west days are numbered (20.10.14)


http://www.synbiowatch.org/2014/10/regulate-synthetic-biology-now-194-countries/



Dossier: Was ist Synthetische Biologie?


http://www.keine-gentechnik.de/dossiers/synthetische-biologie.html



Kommentar: Synthetische Biologie: Wir sind nicht die Schöpfung - wir machen die Schöpfung! (28.10.14)


http://www.keine-gentechnik.de/meinung.html#c35081



Häagen-Dazs verzichtet auf Synbio-Vanille (28.08.14)


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29652.html



Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29920.html





weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik:



03.11.2014: Edeka führt "Ohne Gentechnik"-Fleisch ein


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29932.html



30.10.2014: Zwei US-Staaten stimmen über Kennzeichnung ab


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29927.html



30.10.2014: Britische Geflügelindustrie warnt vor TTIP


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29926.html



28.10.2014: Keine Entscheidung über Brokkoli- und Tomatenpatent


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29919.html



28.10.2014: Appell an Bayerns Konservative: "Kein Kniefall vor Gentechlobby"


http://www.keine-gentechnik.de/news-gentechnik/news/de/29918.html
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KLIMA/345: IPCC-Klimabericht - "Wir müssen uns entscheiden" (DGVN)




DGVN Webseite - Den Klimawandel bekämpfen



UN-Aktuell - 03.11.2014



IPCC-Klimabericht: "Wir müssen uns entscheiden"







"Wenn wir so weitermachen wie bisher, werden uns die Möglichkeiten, den Temperaturanstieg zu begrenzen, in den nächsten Jahrzehnten entgleiten."





Dies betonte UN-Generalsekretär Ban Ki-moon bei der Präsentation des neuen IPCC-Syntheseberichtes am 2. November 2014 in Kopenhagen. Der Bericht fasst die wichtigsten Erkenntnisse der in den zurückliegenden Monaten veröffentlichten drei Teile des Fünften Sachstandsberichts des Weltklimarates IPCC [1] zusammen.



In Kopenhagen hatten in der vergangenen Woche Regierungsvertreter und Wissenschaftler aus aller Welt um einzelne Formulierungen gerungen. Nun wurde der Synthesebericht einstimmig angenommen und bildet die wichtigste wissenschaftliche Grundlage für die bevorstehenden Verhandlungen bei den UN-Klimakonferenzen im Dezember 2014 in Lima/Peru und ein Jahr später in Paris.



Achim Steiner, der Exekutivdirektor des UN-Umweltprogramms UNEP [2], erklärte zum politischen Stellenwert des Syntheseberichts: "Der jüngste IPCC-Bericht liefert uns nicht nur die neuesten wissenschaftlichen Klimaerkenntnisse und Daten, sondern auch ein besseres Verständnis der besten Handlungsoptionen. Der Weltklimarat bietet also das Fundament und einen Kompass für die Verhandlungen in Lima in diesem Dezember und 2015 in Paris."



"Es gibt noch ein Zeitfenster von zwei bis drei Jahrzehnten, in dem der Klimawandel zu akzeptablen Kosten gebremst werden kann. Beginnt man erst in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts, kann man nur noch wenig tun."


Ottmar Edenhofer, Chefökonom am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)[3] und Ko-Vorsitzender der IPCC-Arbeitsgruppe "Klimaschutz"




Der Klimawandel ist real



In den letzten Jahren haben mehr als 800 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler über 30.000 wissenschaftliche Beiträge zu Klimafragen ausgewertet und die wichtigsten Ergebnisse in drei Berichten zusammengefasst, die zusammen einen Umfang von mehreren Tausend Seiten haben. An dem Prozess der Auswertung, Bewertung und Überprüfung waren viele Tausend weitere Klimaexperten aus mehr als 80 Ländern beteiligt.



Der erste Teil des Berichtes [4], erschienen im September 2013, behandelt wissenschaftliche Grundlagen von Klimaveränderung.



Der zweite Teil zu Auswirkungen, Anpassung und Verletzlichkeit [5] wurde im März 2014 veröffentlicht. Er ermutigt dazu, die vielfältigen Risiken zu erkennen und entschlossen zu handeln.



Der dritte Teil mit Maßnahmen zur Begrenzung des Klimawandels [6] ist im April 2014 präsentiert worden.



Die Auswertung der wissenschaftlichen Fachliteratur durch die IPCC-Experten hat zum Ergebnis, dass sich die Temperaturen an der Erdoberfläche seit 1880 um 0,85 Grad Celsius erhöht haben. Hauptursache ist, dass die Konzentration von CO2, Methan und Lachgas seit mindestens 800.000 Jahren nicht so hoch war wie heute. Eine Folge trifft alle Küstenstaaten: Die weltweiten Meeresspiegel haben sich zwischen 1901 und 2010 um 19 Zentimeter erhöht. Außerdem hat die Zahl der Extremwetterereignisse dramatisch zugenommen.



Die wissenschaftlichen Vorhersagen für die zukünftige Entwicklung des Klimawandels lassen erkennen, wie sehr der Umfang der Erderwärmung davon beeinflusst wird, in welchem Maße in den nächsten Jahrzehnten wirksame Maßnahmen zum Klimaschutz ergriffen werden. IPCC-Vorsitzender Rajendra Pachauri betonte bei der Präsentation des Berichtes: "Wir haben nur wenig Zeit, bis sich das Fenster für die Möglichkeit zur Begrenzung auf 2 Grad Celsius Erwärmung schließt ... Wir haben diese Möglichkeit, und wir müssen uns entscheiden."



Um den globalen Klimaanstieg auf 2 Grad im Vergleich zur vorindustriellen Zeit zu begrenzen, sind nach Erkenntnissen der Experten rasche Investitionen in den Klimaschutz erforderlich. Ziel muss es sein, die klimaschädlichen Emissionen bis 2050 um 40 bis 70 Prozent zu vermindern und bis 2100 den Nullpunkt zu erreichen. Dem IPCC-Bericht ist die Prognose zu entnehmen, dass die dafür entstehenden Kosten das jährliche durchschnittliche Wirtschaftswachstum auf der Welt lediglich um etwa 0,06 Prozent vermindern würden.



Angesichts der Ergebnisse der IPCC-Studienarbeit erklärte UN-Generalsekretär Ban Ki-moon in Kopenhagen: "Mit dem neuesten Bericht hat die Wissenschaft erneut gesprochen und dies mit einer weit größeren Klarheit. Die Zeit ist nicht auf unserer Seite ... Die politischen Führer müssen jetzt handeln."


Auch Politiker sehen Anlass zum Handeln



"Diejenigen, die sich entscheiden, die (Erkenntnisse der) Wissenschaft zu ignorieren oder zu bestreiten, die in diesem Bericht so klar dargelegt worden sind, tun dies unter großem Risiko für uns und für unsere Kinder und Enkelkinder." Das erklärte US-Außenminister John Kerry nach der Veröffentlichung des Syntheseberichts und fügte hinzu: "Je länger wir in einer Debatte über Ideologie und Politik feststecken, umso mehr werden die Kosten der Tatenlosigkeit steigen und steigen."



Bundesumweltministerin Barbara Hendricks kommentierte die IPCC-Erkenntnisse so: "Der Bericht ist alarmierend und ermutigend zugleich. Alarmierend sind die dramatischen Folgen des Klimawandels, an dessen Ursachen es keinen ernsthaften Zweifel mehr gibt. Ermutigend ist dagegen: Wir kennen die Werkzeuge, um die Erderwärmung auf zwei Grad zu begrenzen. Bis Mitte des Jahrhunderts muss die globale Energieversorgung weitgehend klimaneutral sein."



Bundesforschungsministerin Johanna Wanke stellt die Bedeutung der Forschung für die Klimapolitik heraus: "Der IPCC-Bericht schärft unser Bewusstsein, dass wir gerade durch Forschung unser Klima positiv beeinflussen können." Nötig seien weltweit mehr umweltfreundliche Innovationen. "Der IPCC-Bericht ist daher auch ein Signal an die internationale Forschungspolitik, klimafreundliche Technologien stärker zu unterstützen."



Dänemark, das Gastgeberland der IPCC-Beratungen, beließ es nicht bei allgemeinen Absichtserklärungen. Klimaminister Rasmus Helveg Petersen kündigte an, sein Land werde bis 2025 ganz auf Kohle als Brennstoff verzichten: "Dieser Report hat mich überzeugt, dass wir fossile Brennstoffe früher als gedacht auslaufen lassen müssen." Zu den Erkenntnissen des Ministers gehört: "Je größer das Problem wird, desto teurer und schwieriger wird es für uns und unsere Kinder, es zu lösen."


Reaktionen von Umwelt- und Klimaschutzorganisationen



Der IPCC-Sachstandsbericht bestätigt die Auffassung vieler Umweltschutzorganisationen, dass ein rasches und entschlossenes Handeln zum Schutz des Klimas dringend erforderlich ist. So erklärte zum Beispiel Hubert Weiger, der Vorsitzende des "Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutschland" (BUND): "Schriller können die Alarmglocken nicht sein. Es gibt keine Entschuldigung mehr für das Zögern beim Umweltschutz."



Eberhard Brandes, geschäftsführender Vorstand des WWF Deutschland [7], kommentierte: "Das Mandat an die Politik ist glasklar. Wer angesichts dieser Erkenntnistiefe weiter zögert, handelt verantwortungslos."



"Wenn die globale Erwärmung weiterhin im aktuellen Tempo verläuft, werden weitere Millionen Menschen in Entwicklungsländern vom Hunger bedroht sein", stellte Sven Harmeling von der Entwicklungsorganisation CARE [8] nach der Veröffentlichung des Berichts fest: "Der Klimawandel ist eine extreme Ungerechtigkeit für die Ärmsten der Welt, und wir haben eine moralische Verpflichtung, etwas zu unternehmen."



Eine Zusammenfassung (Summary for Policy Makers)[9] des Syntheseberichts finden Sie als pdf-Datei auf der IPCC-Website.



Die Deutsche IPCC-Koordinierungsstelle [10] hat wichtige Erkenntnisse des Berichtes auf Deutsch zusammengestellt.



(Frank Kürschner-Pelkmann)[11]





Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten Abbildungen der Originalpublikation:



	Präsentation des IPCC-Syntheseberichtes unter Mitwirkung von UN-Generalsekretär Ban Ki-moon. Foto: UN Photo/Amanda Voisard

	Ohne eine ambitionierte und wirkungsvolle Klimapolitik ist das polare Eismeer mit seinen beeindruckenden Eisbergen akut gefährdet. Foto: UNEP






 [1] http://www.ipcc.ch/


 [2] http://www.unep.org/


 [3] https://www.pik-potsdam.de/?set_language=de


 [4] http://klimawandel-bekaempfen.dgvn.de/meldung/ipcc-viele-gruende-fuer-eine-ambitionierte-klimapolitik/


 [5] http://klimawandel-bekaempfen.dgvn.de/meldung/risiken-erkennen-und-entschlossen-handeln/


 [6] http://klimawandel-bekaempfen.dgvn.de/meldung/es-kostet-nicht-die-welt-den-planeten-zu-retten/


 [7] http://www.wwf.de/


 [8] http://www.care.de/home/


 [9] http://www.ipcc.ch/pdf/assessment-report/ar5/syr/SYR_AR5_SPM.pdf


[10] http://www.de-ipcc.de/de/200.php


[11] http://klimawandel-bekaempfen.dgvn.de/leitbild-impressum/
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FORSCHUNG/500: Verringerung kurzlebiger Klimatreiber bringt keinen Aufschub für CO2-Reduktion (PIK)




Gemeinsame Pressemitteilung des International Institute for Applied Systems Analysis (IIASA) und des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung



04.11.2014



Verringerung kurzlebiger Klimatreiber bringt keinen Aufschub für CO2-Reduktion







Für die Abschwächung des langfristigen Klimawandels bringt es wenig, zunächst andere Treibhausgase als CO2 zu verringern. Gleiches gilt für eine Verringerung der Luftverschmutzung, wie eine neue Studie zeigt. Die Hoffnung war groß, dass die Reduktion so genannter kurzlebiger Klimatreiber - etwa Methan oder Ruß - die Gesundheit der Menschen und die Pflanzenwelt schützt, und auch den weltweiten Temperaturanstieg begrenzt. Nun zeigt sich, dass nur eine Minderung des CO2-Ausstoßes der Erwärmung auf Dauer begegnen kann.



Die kurzlebigen Emissionen stammen aus einer Vielzahl von Quellen, etwa Dieselmotoren, Öfen, Kohlebergwerken oder aus der Viehhaltung. Sie bleiben für einen Zeitraum von wenigen Tagen bis zu einem Jahrzehnt in der Atmosphäre - CO2 hingegen überdauert Tausende von Jahren. Die jetzt in den Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS) veröffentlichte Studie zeigt, dass der langfristige Nutzen einer Verringerung dieser Emissionen in Szenarien zur Klimastabilisierung überschätzt wurde.


CO2-Ausstoß auf Null runterfahren



"Wenn das Klima bei einer bestimmten Temperatur stabilisiert werden soll, muss der Ausstoß von CO2 letztendlich auf Null heruntergefahren werden", sagt Leit-Autor Joeri Rogelj vom IIASA. "Obwohl ein baldiges Handeln gegen kurzlebige Klimatreiber helfen kann, die Erwärmung in den nächsten Jahrzehnten zu reduzieren, und dabei auch andere nützliche Auswirkungen hat, etwa sauberere Luft, so verschafft uns das keine Zeit, die Minderung des CO2-Ausstoßes aufzuschieben, die zur Stabilisierung des Klimas nötig ist."



"Nur eines kann die immensen Risiken ungezügelten Klimawandels vermeiden, und das ist das Verringern von CO2-Emissionen", sagt Ko-Autor Hans Joachim Schellnhuber, Direktor des PIK. "Die Hoffnung, dass ein Drosseln anderer Emissionen den Job zu einem großen Teil schon erledigen wird, haben sich als irrig herausgestellt. Unsere Studie bietet nun eine neue wissenschaftliche Grundlage für die Entscheider in der Politik. Allerdings sollte dabei nicht übersehen werden, dass es ein in sich sinnvolles Ziel ist, die kurzlebigen Umweltbelastungen anzugehen."


Eine Frage der Perspektive: Jahrzehnte - oder Jahrhunderte



Bisherige Forschung, einschließlich solcher des IIASA, hat gezeigt, dass eine rasche Begrenzung der kurzlebigen Klimatreiber wie Methan und Ruß die durch Luftverschmutzung verursachte vorzeitige Sterblichkeit reduzieren kann, Ernten wachsen lassen kann, und helfen kann, die kurzfristige Erwärmung zu minimieren. In der neuen Studie haben die Forscher die Perspektive erweitert und sowohl die kurzfristige - über Jahrzehnte - als auch die langfristige - über Jahrhunderte - Perspektive erfasst und die Auswirkungen von Luftverschmutzung, Methan, Fluorkohlenwasserstoffen und CO2 abgeschätzt.



Weil die kurzlebigen Klimatreiber und das CO2 häufig aus den gleichen Quellen stammen, zum Beispiel Diesel-Autos und Kohleöfen, quantifiziert die neue Studie, in welchem Maße die Verringerung der CO2-Emissionen im Laufe der Zeit auch zur Verringerung der kurzfristigen Klimatreiber führt.



Das Ergebnis: Ein Begrenzen der kurzlebigen Klimatreiber kann den Klimawandel in den kommenden Jahrzehnten zwar beeinflussen. Allerdings kann eine Reduzierung der Luftverschmutzung durch Teilchen, etwa Ruß und Schwefel-Dioxid, auch ohne die Einbeziehung von CO2 erreicht werden. Die Abgase von Autos oder Heizkesseln in der Industrie können gereinigt werden, Feuerholz zum Kochen kann durch sauberere Brennstoffe ersetzt werden. Allein die Luftverschmutzung zu bekämpfen, führt also nicht notwendigerweise zu einer Verringerung des CO2-Ausstoßes - diese Verringerung aber ist die Bedingung für eine Reduzierung des langfristigen Temperatur-Anstiegs.


Nutzen für Gesundheit und Ernten



"Die neue Studie unterstreicht, wie wichtig es ist, Problemen wie Klimawandel, Luftverschmutzung und Energiepolitik mit integrierten Antworten zu begegnen", sagt Rogelj.



"Während rasches Handeln zur Reduzierung der CO2-Emissionen unverzichtbar ist, um das Klima zu schützen, würden zusätzliche Maßnahmen gegen die kurzlebigen Klimatreiber einen unbestrittenen Nutzen für die menschliche Gesundheit, die Landwirtschaft und den kurzfristigen Klimawandel haben - auch wenn ihr Beitrag zum Erreichen langfristiger Klimaziele geringer ist als bislang geschätzt", sagt Markus Amman, Direktor des IIASA Programms zur Minderung von Luftverschmutzung und Treibhausgasen. Auch er ist Ko-Autor der Studie.



Forschung des IIASA hat auch gezeigt, dass ein gleichzeitiges und abgestimmtes Vorgehen gegen Luftverschmutzung und Klimawandel die Kosten verringern kann, im Vergleich zu einem für beide Bereiche getrennten Vorgehen.[1]



Artikel:


Rogelj, J., Schaeffer, M., Meinshausen, M. , Shindell, D., Hare, W., Klimont, Z., Velders, G.J.M., Amann, M., Schellnhuber, H.J. (2014): Disentangling the effects of CO2 and short-lived climate forcer mitigation. Proceedings of the National Academy of Sciences (PNAS)


(Early Edition) [DOI:10.1073/pnas.1415631111]



Weblink zum Artikel:


www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1415631111





[1] http://www.iiasa.ac.at/web/scientificUpdate/2013/researchProgram/MitigationofAirPollution/Co-benefits.html
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BIENEN/185: Damit es Europas Bienen wieder besser geht (idw)




Humboldt-Universität zu Berlin - 03.11.2014



Damit es Europas Bienen wieder besser geht



Projekt "Smartbees" bekommt sechs Millionen Euro von der Europäischen Kommission







Die Vielfalt der Bienenarten in Europa ist in Gefahr. Früher gab es zahlreiche Bienenrassen. Doch in den vergangenen Jahren hat sich die Situation dramatisch verändert.



Einerseits verursacht eine aus Asien stammende Milbe (Varroa destructor) seit vielen Jahren hohe Verluste unter den Europäischen Bienenvölkern (Apis mellifera). Andererseits kommt es zu einer systematischen Verdrängung vieler Europäischer Bienenrassen durch zwei Rassen, die bereits seit einiger Zeit auf Leistung, ruhiges Verhalten und Krankheitsresistenz gezüchtet wurden. Beide Ursachen reduzieren die genetische Vielfalt der Honigbienen in Europa und gefährden die nachhaltige, regional angepasste Bienenhaltung. Die Konsequenzen sind dramatisch für die Landwirtschaft. Dabei geht es nicht nur um weniger Honig oder Wachs. Die Bestäubungsleistung der Bienen hat einen enormen ökonomischen Wert.



Um dem Bienensterben zu begegnen, kooperieren jetzt in dem mit sechs Millionen Euro von der Europäischen Kommission geförderten Projekt "SMARTBEES" Genetiker, Molekularbiologen, Parasitologen, Virologen, Immunologen, Kommunikationswissenschaftler, Mathematiker und Bienenspezialisten aus elf Ländern. Koordiniert wird es von Prof. Dr. Kaspar Bienefeld. Er leitet die Abteilung Zucht und Genetik am Länderinstitut für Bienenkunde in Hohen Neuendorf und ist Honorarprofessor am Albrecht Thaer Institut für Agrar- und Gartenbauwissenschaften der Humboldt-Universität zu Berlin.



Mit dem internationalen Projekt soll der aktuelle Stand der genetischen Vielfalt in ganz Europa analysiert und mit geeigneten Methoden verbessert werden. Zudem werden sich die Wissenschaftler mit der gefährlichen Dreiecksbeziehung Biene-Milbe-Viren beschäftigen und die Mechanismen ergründen, die dazu führen, dass aus im Zusammenspiel mit der Varroamilbe aus harmlosen Viren tödliche Viren werden. Mit modernsten molekulargenetischen Methoden werden die Gründe der unterschiedlichen Widerstandskraft von Bienen gegenüber Varroa und Viren geklärt.



Die Unzufriedenheit der Imker mit den einheimischen Bienenrassen war der zentrale Grund für deren Austausch durch züchterisch verbesserte Rassen. Daher sollen Zuchtstrategien, die sich als sehr erfolgreich erwiesen haben, für die bislang züchterisch vernachlässigten Bienenrassen so modifiziert werden, dass diese Rassen an die Bedürfnisse der lokalen Imkerschaft angepasst werden. Damit kann ihre Verdrängung gestoppt werden. Daten aus dem Europäischen Referenzlabor für Bienenkrankheiten werden analysiert, um auch für noch nicht aktuelle aber möglicherweise in Zukunft auftretende Krankheitserreger gewappnet zu sein.



Bienen werden von hunderttausenden Imkern in Europa gehalten. Das bedeutet, dass wissenschaftliche Erkenntnisse und die Entwicklung von neuen Methoden und Strategien nur dann nachhaltig zu einer Verbesserung der Situation führen, wenn die Europäische Imkerschaft involviert wird. Eine Arbeitsgruppe, die auf Wissenstransfer spezialisiert ist, wird die Ergebnisse des Projektes für die Praxis aufbereiten, Lernmodule erstellen und für eine Vernetzung innerhalb und zwischen den Ländern sorgen. Kaspar Bienefeld sagt: "Es ist das erste Mal, dass sich so unterschiedliche Disziplinen gemeinsam und aufeinander abgestimmt mit dem Bienensterben beschäftigen. Die Aufgabe ist komplex, aber das multidisziplinäre Konzept des Projekts eröffnet große Chancen, nachhaltig die Gesundheit und die genetische Vielfalt der Bienen in Europa zu verbessern."



Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:


http://idw-online.de/de/news611258


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution46



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Humboldt-Universität zu Berlin, Hans-Christoph Keller, 03.11.2014


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/214: TerraTec, Internationale Umweltfachmesse - Leipzig, 27.-29.1.2015 (LM)




Leipziger Messe GmbH


Pressemitteilung - Leipzig, 29. November 2012



TerraTec 2015: Zukunftsfähige Lösungen für Abfallnutzung und Recycling



(27. bis 29. Januar 2015)







Innovationen in den Bereichen wertstofforientiertes Abfallmanagement und nachhaltige Rohstoffwirtschaft bilden einen Schwerpunkt der TerraTec, die 2015 die einzige internationale Fachmesse in Deutschland für alle Aspekte der Umwelttechnik und -dienstleistungen ist. Mit zahlreichen Ausstellern und hochkarätigen Veranstaltungen im Fachprogramm deckt die TerraTec ein breites Themenspektrum zu Sortierung, Recycling und Nutzung von Abfällen sowie zu Sekundärrohstoffen ab. Dieser in den neuen Bundesländern einzigartige Branchentreff bietet Ausstellern und Besuchern eine optimale Plattform für Information und Austausch. Zu den Themenbereichen zählen moderne Entsorgungslösungen, zukunftsfähige Abfallbehandlungstechniken, Recyclingtechnologien und -prozesse, Fahrzeugtechnik, Energiegewinnung aus Abfall sowie spezielle Umweltdienstleistungen.



Vom 27. bis 29. Januar 2015 werden sich namhafte Unternehmen wie ALBA, AMANDUS Kahl, Komptech, Strabag, RMS und EEW Energy from Waste ebenso auf der TerraTec in Leipzig präsentieren wie UNTHA Recyclingtechnik, DMN Schüttguttechnik, Eggersmann Anlagenbau BACKHUS oder Knapzak Benelux. Die Aussteller zeigen hochmodernen Maschinenbau und effiziente Dienstleistungen für eine wirtschaftliche Abfallverwertung.


Ideelle Träger und Themenpartner mit starker Präsenz



Die Deutsche Gesellschaft für Abfallwirtschaft e.V. (DGAW) und der Landesverband Recyclingwirtschaft (LVR) Sachsen e.V. sind ebenfalls als Aussteller auf der TerraTec 2015 vertreten und übernehmen gleichzeitig die ideelle Trägerschaft gemeinsam mit dem Bildungs- und Demonstrationszentrum für dezentrale Abwasserbehandlung e.V. (BDZ). Der LVR Sachsen organisiert einen Gemeinschaftsstand, an dem sich namhafte Mitgliedsunternehmen wie Becker Umweltdienste, Fehr Umwelt Ost, die Kreiswerke Delitzsch, NERU, Scholz Recycling, Stratmann Entsorgung und Veolia Umweltservice Ost beteiligen.



Zudem richtet der LVR Sachsen gemeinsam mit dem IKS - Verein Innovation und Kreislaufwirtschaft Sachsen e.V. eine Fachveranstaltung zur Umsetzung der sächsischen Ressourcenstrategie aus. Im Mittelpunkt des Programms stehen Abfallvermeidung sowie Ressourcen- und Energieeffizienz mithilfe von Recycling-Prozessen. Dabei stellen mineralische Baustoffe, Metalle, Kunststoffe und Bioabfälle wichtige Aufgabenfelder dar. Ziel der Diskussion soll es sein, Fortschritte auf dem Weg zu einer gemeinsamen Strategie der Unternehmen und Verbände Mitteldeutschlands bei der Gestaltung einer energieeffizienten Ressourcenwirtschaft zu erreichen. Dabei werden auch die Landesparlamente, die Bundes- und Landes-Ministerien beziehungsweise Landesämter sowie die Industrie- und Handelskammern einbezogen.



Die DGAW veranstaltet gemeinsam mit dem Institut für Infrastruktur und Ressourcenmanagement der Universität Leipzig die Tagung "Ökonomische Aspekte der Abfallwirtschaft". Darin beleuchten Referenten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft die Themen Kreislaufwirtschaft und Marktentwicklung. Diskutiert werden einerseits Randbedingungen der kommunalen Abfallwirtschaft mit Kostenfaktoren wie Anlagenbestand, Investitionen sowie neuen Aufgaben und andererseits die Bedingungen sich weiter entwickelnder Sekundärrohstoffmärkte an Beispielen wie Papier, Metall, Altöl oder Kunststoffen.



Eine Themenpartnerschaft zur TerraTec hat erneut der Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) Sparte Abfallwirtschaft und Stadtreinigung VKS übernommen. Der VKU vertritt die Interessen der kommunalen Wirtschaft in den Bereichen Energie- und Wasserversorgung, Entsorgung und Umwelt. Die Sparte Abfallwirtschaft und Stadtreinigung VKS setzt sich für die Belange der kommunalen Abfallwirtschaft, der Straßenreinigung und des Winterdienstes ein. Sie berät und informiert ihre Mitglieder. Darüber hinaus fördert sie den Erfahrungsaustausch sowie die Aus- und Fortbildung von Fachkräften. Dr. Holger Thärichen, Geschäftsführer der Sparte Abfallwirtschaft und Stadtreinigung VKS sagt: "Die TerraTec bietet uns mit dem Leitthema wertstofforientiertes Abfallmanagement und nachhaltige Rohstoffwirtschaft beste Voraussetzungen, um auf einem Gemeinschaftsstand die Leistungen unserer ostdeutschen Mitgliedsunternehmen darzustellen und für uns bedeutende, aktuelle Themen zu beleuchten. Für den Erfahrungs- und Informationsaustausch wird während der TerraTec unter anderem eine Fachtagung unserer Landesgruppe Ost stattfinden."


Breites Themenspektrum und internationales Highlight im umfangreichen Fachprogramm



Weitere Höhepunkte des hochkarätigen Fachprogramms sind beispielsweise der Vortragsblock "Abfall, Recycling, Wertstoffe" im Innovationsforum und das "VIII. Mitteldeutsche Entsorgungsforum" des Clusters Kreislauf- und Ressourcenwirtschaft. Letzteres beschäftigt sich vorrangig mit Fragen aktueller abfallwirtschaftlicher Entwicklungen, Chancen und Perspektiven - auch vor dem Hintergrund sich verändernder Rahmenbedingungen auf europäischer Ebene. Das "VIII. Mitteldeutsche Entsorgungsforum" setzt sich zudem mit den Schwerpunkten der Clusterarbeit sowie den Eckpunkten für die weitere Zusammenarbeit der Kreislaufwirtschaft mit dem Land Sachsen-Anhalt auseinander. Im Beisein der Ministerien für Landwirtschaft und Umwelt sowie Wissenschaft und Wirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt sowie namhafter Repräsentanten aus Kommunalpolitik, Wissenschaft und Führungskräften der Kreislaufwirtschaft werden darüber hinaus bedeutsame Projekte des Clusters vorgestellt. Dazu gehören etwa die Entwicklung des Standorts Deponie Halle-Lochau zum Kreislauf- und Ressourcenwirtschaftspark, das Kompetenzhandbuch Kreislaufwirtschaft sowie der Aufbau eines Qualifizierungs- und Weiterbildungsverbundes.



Ein internationales Highlight während der TerraTec bilden die 18. "Green Ventures", die größte internationale Kooperationsbörse für Unternehmen der Umwelt- und Energietechnik. Die Teilnehmer erhalten hier die Möglichkeit, bilaterale Gespräche mit Unternehmen aus dem In- und Ausland zu führen. Die Green Ventures 2015 werden mit Unterstützung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft durchgeführt. Veranstalter des Unternehmertreffens ist die Industrie- und Handelskammer Potsdam (IHK Potsdam). Partnerland ist zur kommenden Auflage der Veranstaltung Israel. Das Partnerland präsentiert sich auf der TerraTec beispielsweise über die traditionsreiche Umweltorganisation Jüdischer Nationalfonds JNF-KKL und veranstaltet in diesem Rahmen das "GreenXchange-Forum". Israelische Unternehmen zeigen ihre Angebote als Aussteller und nehmen gleichfalls an der internationalen Kooperationsbörse Green Ventures teil.



Mit diesem reichhaltigen Angebot ist die TerraTec die etablierte Präsentations- und Dialogplattform für Aussteller aus dem Industrie- und Dienstleistungssektor und Fachbesucher aus Industrie und Gewerbe, Kommunen und Behörden, kommunalen und privaten Ver- und Entsorgungsunternehmen sowie Ingenieur- und Planungsbüros. Der enge Verbund mit der enertec - Internationale Fachmesse für Energieerzeugung, Energieverteilung und -speicherung spiegelt die komplexen Zusammenhänge zwischen den Bereichen Umwelt und Energie wider. Das hohe fachliche Niveau der Besucher gilt als ein Qualitätsmerkmal des Verbundes.


Schirmherrschaft des BMUB



Schirmherr der TerraTec 2015 ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB). "Die TerraTec ist im Jahr 2015 die einzige internationale Fachmesse für alle Aspekte der Umwelttechnik und -dienstleistungen in Deutschland. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit hat daher für diese Branchenplattform erneut sehr gerne die Schirmherrschaft übernommen", sagt Franzjosef Schafhausen, Leiter der Abteilung KI Klimaschutzpolitik; Europa und Internationales im BMUB und ergänzt: "Thema der TerraTec und der parallelen enertec sind Technologien für Klima- und Ressourcenschutz sowie Energieeffizienz: Lösungen für die Wasser-, Rohstoff- und Kreislaufwirtschaft leisten hier einen wesentlichen Beitrag und bieten gleichzeitig Chancen für deutsche Unternehmen, ihre wirtschaftliche Stärke und Innovationskraft unter Beweis zu stellen. Der Bauwirtschaft kommt vor diesem Hintergrund eine bedeutsame Rolle zu. Sei es bei der Umsetzung einer energiesparenden Bauweise oder auch bei baulichen Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel."


Über TerraTec und enertec



TerraTec und enertec bilden vom 27. bis 29. Januar 2015 auf dem Leipziger Messegelände einen einzigartigen Messeverbund für die Energie- und Umweltbranche. Die TerraTec ist 2015 die einzige internationale Fachmesse in Deutschland für alle Aspekte der Umwelttechnik und -dienstleistungen. Schwerpunkte der TerraTec sind zukunftsfähige Lösungen für die Wasser-, Rohstoff- und Kreislaufwirtschaft und relevante Aspekte für Anpassungen an den Klimawandel. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf Wirtschaftlichkeit sowie Ressourcen- und Energieeffizienz. Die enertec stellt die neuesten Technologien sowie innovative Dienstleistungen für eine effiziente und zukunftsfähige Energieinfrastruktur dar.



Schwerpunkt 2015 mit Blick auf Ressourcen- und Energieeffizienz ist die dezentrale Energieerzeugung - auch im Zusammenspiel mit modernen zentralen Lösungen. Mit der internationalen Ausrichtung von TerraTec und enertec auf Mittel-, Ost-, Südosteuropa sowie die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten ist der Messeverbund Drehscheibe für den Erfahrungsaustausch und Geschäfte zwischen West- und Osteuropa.


Über die Leipziger Messe



Die Leipziger Messe zählt mit fast 850 Jahren zu den ältesten und führenden deutschen Messegesellschaften. Sie führt Veranstaltungen in Leipzig und an verschiedenen Standorten im In- und Ausland durch. Als umfassender Dienstleister bildet das Unternehmen die gesamte Kette des Veranstaltungsgeschäftes ab. Der Messeplatz Leipzig mit dem Congress Center Leipzig verfügt über eines der modernsten Gelände weltweit. Es umfasst eine Ausstellungsfläche von 111.300 m² und ein Freigelände von 70.000 m². Jährlich finden etwa 40 Messen, rund 100 Kongresse, zahlreiche Corporate Business Veranstaltungen und Events mit über 11.000 Ausstellern und 1,2 Millionen Besuchern aus aller Welt statt. Als erste deutsche Messegesellschaft wurde Leipzig nach Green Globe Standards zertifiziert. Ein Leitmotiv des unternehmerischen Handelns ist die Nachhaltigkeit.



Weitere Informationen zu den Veranstaltungen im Internet:


www.enertec-leipzig.de


www.terratec-leipzig.de



*



Quelle:


Pressemitteilung, 29.10.2014


Leipziger Messe GmbH


Abteilung: Kommunikation Messen


Messe-Allee 1, 04356 Leipzig


PF 10 07 20, 04007 Leipzig


Tel: +49 341 678-6534, Fax: +49 341 678-166534


Internet: www.leipziger-messe.de
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SCHADSTOFFE/117: Antifouling für Sportboote belastet Gewässer (UBA)




Umweltbundesamt - Presse-Information vom 28. Oktober 2014



Gefährliche Substanz in Freizeithäfen



Bootsanstriche belasten durch enthaltene Biozide das Wasser in Yachthäfen







Das Wasser in deutschen Freizeithäfen ist teilweise stark belastet und gefährdet die natürliche Flora und Fauna der Gewässer. Auffällig sind die Schadstoffkonzentrationen so genannter Antifouling-Wirkstoffe. Diese übersteigen laut Stichproben des Umweltbundesamts (UBA) vielfach die Umweltqualitätsnorm der EU-Wasserrahmenrichtlinie. Die Antifouling-Wirkstoffe stammen im Wesentlichen aus den Schutzanstrichen für Sport- und Freizeitboote, die den Aufwuchs kleiner Tiere und Algen auf den Bootsrümpfen verhindern sollen. Die Stoffe können von der Schiffshaut ins Wasser übergehen und dort weiter auf Wasserpflanzen und -tiere einwirken. Das Umweltbundesamt rät dazu, Anstriche mit Antifouling-Wirkstoffen, insbesondere im Süßwasser, möglichst ganz zu vermeiden. Auf dem Ratzeburger See dürfen bereits seit Jahren Sportboote mit Antifouling-Anstrichen nicht mehr fahren. Mit seiner Untersuchung legt das Umweltbundesamt erstmalig eine gesamtdeutsche Übersicht zu Sport- und Freizeithäfen vor.



Antifouling-Wirkstoffe werden in den Beschichtungen für Sportbootrümpfe vielfach eingesetzt. Sie wirken wie ein Pestizid und verhindern bei Booten den Aufwuchs von Algen, kleinen Muscheln und Krebsen. In der Regel sind diese Beschichtungen im ein- bis zwei-jährigen Rhythmus zu erneuern, da sich die Wirkstoffe mit der Zeit auswaschen. Eine besonders große Menge an Wirkstoffen gelangt in die Hafenbecken, wenn frisch gestrichene Bootskörper zu Wasser gelassen werden. Antifouling-Wirkstoffe können sich auch außerhalb der Sportboothäfen anreichern und die Fauna und Flora der Gewässer direkt schädigen. Die Wahrscheinlichkeit dafür ist in Deutschland hoch, denn fast 80 Prozent der deutschen Binnensportboothäfen sind zum angrenzenden Gewässer offen bzw. sind Bestandteil desselben.



Das UBA ließ daher 50 Sportboothäfen von Flensburg bis zum Bodensee auf alle derzeit erlaubten Antifouling-Wirkstoffe stichprobenartig untersuchen. Im Visier stand dabei der Wirkstoff Cybutryn, der unter dem Handelsnamen Irgarol bekannt ist. In Antifouling-Anstrichen kommt er häufig vor. Irgarol ist ein Biozid kann unter anderem die Photosynthese von Pflanzen hemmen. Da sich Irgarol nur sehr langsam in der Umwelt abbaut, ist es in Gewässern lange wirksam.



Bei der einmaligen Messung im Sommer 2013 lagen die Konzentrationen von Irgarol an 35 von 50 Sportboothäfen über der Umweltqualitätsnorm, den die EU-Wasserrahmenrichtlinie für diesen Stoff vorsieht. Der darin festgelegte Wert von 0,0025 Mikrogramm pro Liter darf im Jahresdurchschnitt nicht überschritten werden. An fünf Standorten lagen die Messwerte sogar über der zulässigen Höchstkonzentration der Umweltqualitätsnorm für Irgarol. Diese beträgt 0,016 Mikrogramm pro Liter und darf nie überschritten werden. Ein Fünftel der untersuchten Standorte wies zudem erhöhte Kupfer- und Zinkkonzentrationen auf.



Das Ergebnis bestätigt andere Untersuchungen, bei denen sich der Stoff sowohl in Küsten- als auch in Binnengewässern bereits in wirkungsrelevanten Konzentrationen nachweisen ließ. Eigene Untersuchungen des UBA haben gezeigt, dass für einen Teil der gemessenen Umweltkonzentrationen bereits negative Folgen für Wasserorganismen eintreten können.



Das UBA rät generell davon ab, im Privatbereich Antifouling-Anstriche zu verwenden. Insbesondere an vielen Süßwasserstandorten können Bootsrümpfe auch ohne Antifouling-Wirkstoffe in einem guten Zustand bleiben. Wer solche Schutzanstriche dennoch verwenden möchte, sollte darauf achten, dass sich die darin enthaltenen Wirkstoffe schnell in der Umwelt abbauen.



Mehrere europäische Länder haben bereits Anwendungsbeschränkungen oder Verbote von irgarolhaltigen Bootsanstrichen durchgesetzt, beziehungsweise ein generelles Anwendungsverbot für biozidhaltige Antifouling-Anstriche in Binnengewässern erlassen. Dazu zählen Dänemark, Schweden und Großbritannien. In Deutschland gelten bisher nur vereinzelt regionale Anwendungsverbote für diese Art von Anstrichen, zum Beispiel in Schleswig-Holstein am Ratzeburger See.



Aktuelle Bestandszahlen von Sportbooten wurden durch das Umweltbundesamt anhand von Luftbildern erhoben. Insgesamt wurde bundesweit ein Gesamtbestand von ca. 206.000 Liegeplätzen in 3091 Sportboothäfen erfasst. Nicht eingerechnet wurden Kleinsthäfen unter sechs Booten und Einzelliegeplätze. Deren Anzahl wird auf max. 20.000 geschätzt.


Weitere Informationen:




Europäische Zulassung der Antifouling-Wirkstoffe:



Die Zulassung von Unterwasserbeschichtungen mit biozidhaltigen Antifouling-Wirkstoffen unterliegt EU-weit der Biozid-Verordnung (EU) Nr. 528/2012. Um solche Produkte zu vermarkten, müssen Hersteller oder Importeure ein zwei-stufiges Zulassungsverfahren erfolgreich abschließen: Erstens muss der im Biozid-Produkt enthaltene Wirkstoff auf EU-Ebene grundsätzlich für die vorgesehene Verwendung zugelassen werden. Zweitens muss das Biozid-Produkt selbst entweder im Mitgliedstaat oder auf Unionsebene zugelassen sein, bevor es in den Verkehr gebracht und verwendet werden darf. In der 1. Stufe ist daher ein umfangreiches Dossier zum Wirkstoff vorzulegen, in dem u.a. Stoffeigenschaften, Verhalten in der Umwelt und Wirkung auf Mensch und Organismen dokumentiert werden. Auf Grundlage dieses Dossiers führt ein EU-Mitgliedsstaat federführend eine Risikobewertung des Wirkstoffs durch. Auf der Grundlage dieser Bewertung entscheidet die EU-Kommission über die Zulassung des Wirkstoffs.



Zentraler Bestandteil für den Umweltbereich ist u.a. ein Vergleich der erwarteten Umweltkonzentration im Wasser (z.B. in Sportboothäfen) mit den aus ökotoxikologischen Tests abgeleiteten Wirkungsschwellen an Organismen (z.B. Algen, Wasserflöhe oder Fische). Werden insgesamt die Risiken für Mensch und Umwelt als gering bewertet und erzielt der Wirkstoff seine bestimmungsgemäße Wirkung, so kann er prinzipiell in Antifouling-Produkten eingesetzt werden, die dann in der 2. Stufe national zugelassen werden müssen. Bisher ist noch kein Antifoulingprodukt zugelassen. Alle Antifoulings sind derzeit noch aufgrund von Übergangsregeln ungeprüft auf dem Markt.



*
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ERSTAUFLAGE/772: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2776 (SB)




Uwe Anton



Störfaktor Gholdorodyn



Perry-Rhodan-Heft Nr. 2776







25. März 1517 NGZ - Shyoricc-Domäne der Laren-Galaxis Larhatoon



Perry Rhodan, Sichu Dorksteiger, die drei Venusteam-Mitglieder Bruce Cattai, Tacitus Drake und Benner sowie die beiden Kelosker Gholdorodyn und Eldhoverd sind mit Hilfe des hochentwickelten Fiktivtransmitters, den Gholdorodyn schlicht Kran nennt, auf der Flucht vor den Onryonen in einem Dschungel herausgekommen, in dem Raubtiere leben. Es sind wunderschöne katzenartige Tiere, die jedoch keinen Zweifel daran lassen, daß sie die plötzlich aufgetauchten Eindringlinge als Beute betrachten. Doch Gholdorodyn kann sie mit einem ungewöhnlich melodiösen Sing-Sang besänftigen und sie sogar dazu animieren, die Onryonen anzugreifen, von denen sie trotz aller Vorsichtsmaßnahmen entdeckt wurden.



Zwei Tolocesten haben nämlich den Einsatz des Krans registriert. Sie setzten den Uralten Hoonushur darüber in Kenntnis, daß eine Technologie zum Einsatz gekommen ist, die es noch gar nicht gibt. Dafür könnte nur ein Kelosker verantwortlich sein, und zwar Gholdorodyn, der schon vor Jahren vom Sublimierungsprozeß ausgeschlossen worden sei, weil er eine meta-mathematische Behinderung aufweist. Während ein normaler Kelosker seiner Sublimierung in die Maschine mit Begeisterung entgegendenkt und -lebt, wäre er in sich selbst individual verankert, was seine geistige Sublimierung in der Maschine verhindere. Bisher hat man ihn einfach ignoriert, doch nun ist er zum Störfaktor für die Existenz der Kristallinen Wesenheit geworden. Die Tolocesten wollen, daß er eliminiert wird. Dem stimmt Hoonushur zu.



Einer von Gholdorodyns Paranormhöckern befindet sich nicht auf dem Schädel, sondern am Hinterkopf. Sie bergen eigenständige, als Nebenhirne umschriebene Auswüchse des Großhirns, die die Kelosker zum mehrdimensionalen Denken befähigen und gleichzeitig verhindern, daß die Abstrakt-Mathematiker der siebten Dimension sich problemlos mit so profanen Dingen wie den Fragen nach niederwertigen Informationen befassen können.



Perry Rhodan muß aber unbedingt an Informationen gelangen, wie man über den Kosmoglobus I in die Jenzeitigen Lande kommt. Den Keloskern zufolge könnte er das im Ghespaurem erfahren. Dort liefern Hochrechnungs-Rechner Antworten auf viele Fragen. Es ist eine Art Universität, in der die Kelosker mit Hilfe von Simulationen an das mehrdimensionale Rechnen herangeführt und auf ihre Aufgabe vorbereitet werden, die Vorgänge in den Kosmogloben zu kontrollieren und den Erhalt des gigantischen Repulsorwalls zu steuern, der die gesamte Domäne Shyoricc umschließt.



Wie Eldhoverd erklärt, kommen die Kelosker schon jahrelang nach Shyor, um sich darauf vorzubereiten, ihren Geist in der Maschine zu sublimieren. Ihre ÜBSEF-Konstante wird in den Gesamtkomplex des Kochd-Systems eingehen und Teil der Kristallinen Wesenheit werden. Sie residiert auf Shyor und ist zugleich Urform und Summe ihrer späteren Erscheinungsformen. Perry Rhodan wird klar, daß das der Grund ist, weshalb der Kristalline Richter multilokal in vielen Erscheinungsformen Einkehr halten kann.



Das Ghespaurem befindet sich in Ghavd, der Stadt der Kelosker, aus der Perry Rhodan und seine Begleiter gerade erst geflohen sind. Perry Rhodan nimmt davon Abstand, mit dem Kran zurückzukehren. Doch auch die SERUNs stellen eine gewisse Ortungsgefahr dar. Dennoch machen sie sich auf den Weg, um die Haluter zu finden, zu denen Gucky versucht, telepathischen Kontakt aufzunehmen, was ihm sehr schwer fällt, weil Haluter in so kurzen Zeiteinheiten denken, daß Gucky fast wahnsinnig wird. Erst als Icho Tolot mehrere Minuten lang seine ganze Aufmerksamkeit auf ein bestimmtes Gebäude richtet, kann Gucky herausfinden, wo sich die beiden Haluter befinden.



Obwohl immer mehr Onryonen in der Stadt zusammengezogen werden, hält Perry Rhodan daran fest, ins Ghespaurem einzudringen. Der als Kelosker getarnte Avan Tacrol, der den Swoon Benner unter seiner Maske verbirgt, und Gholdorodyn gelingt es, ohne aufzufallen in die Universität zu gelangen. Doch Avan Tacrol hat Mühe sich zu orientieren. Sechdimensionale Strahlung verursacht diverse hyperdimensionale Effekte. Starke Störungen durch sich überlappende Holos und höherdimensionale Strukturen beeinträchtigen seine Wahrnehmung. Dennoch gelingt es ihm mit Gholdorodyns Hilfe, ein Terminal zu erreichen, an dem Benner Informationen über den Kosmoglobus I herunterladen kann. Doch der Zugriff auf das Datenmaterial wird von den Tolocesten registriert.



Velleshy Pattoshars Ziehsohn Clocc Otym ist nach seiner Wiederbelebung durch die Kristalline Wesenheit nicht mehr der, der er einst war. Velleshy Pattoshar stellt mit Unbehagen fest, daß er vollkommen emotionslos geworden ist. Er handelt so kaltherzig und radikal, daß sie sich sogar vor ihm zu fürchten beginnt. Sein Emot, das die Emotionen der Onryonen widerspiegelt, wechselt seine Farbe nicht mehr. Es ist ständig grau, die Farbe der vollkommenen Selbstsicherheit. Velleshy Pattoshar muß akzeptieren, daß ihr Ziehsohn tatsächlich nicht mehr lebt. Was immer die Kristalline Wesenheit mit ihm gemacht hat, sie hat ihn nicht mehr zum Leben erwecken können. Zum ersten Mal beginnt Pattoshar, dem Kristallinen Atopen zu mißtrauen.



Ohne lange nachzudenken stürmt Clocc Otym mit einigen Gefolgsleuten das Ghespaurem. Da er nicht mit logischem Kalkül und Vorsicht vorgeht, sondern zornig und unüberlegt, können Perry Rhodan, Icho Tolot und der Oxtorner Tacitus Drake ihm in den Rücken fallen. Es kommt zu einem verheerenden Feuergefecht, bei dem 18 Onryonen und zwei Kelosker sterben. Icho Tolot gelingt es, die Außenwand des Ghespaurems zu durchschlagen und ein riesiges Loch zu erzeugen, durch das die Eindringlinge fliehen können. Sie treffen sich mit Bruce Cattai, Eldhoverd und Sichu Dorksteiger in einem Haus, in dem der Kran bereits aufgebaut ist. Eldhoverd hat inzwischen mit Sichu Dorksteiger, die ihn, obwohl sie nur eine Spurdenkerin ist, sehr beeindruckt, die Plattform erweitert, so daß auch die Haluter Platz darauf finden. Der Kran strahlt alle zu einer Hochebene von Shyor ab, was äußerst ungünstig ist, da in dem energetisch toten Gebiet jede Energieentwicklung sofort ins Auge fällt. Um nicht sofort gefunden zu werden, suchen sie in einer Höhle Schutz, wo sie die erbeuteten Daten sichten. Diese sind hochkomplex, da sie auf die keloskische Denkweise ausgerichtet sind. Für Benner sind sie sehr schwer erfaßbar, doch Gholdorodyn hilft, sie zu entschlüsseln. Er findet heraus, daß die Jenzeitigen Lande zwar durch den Kosmoglobus I zu erreichen sind, doch der bildet nur den Zugang zum Weg dorthin. Dieser Weg ist die sogenannte Synchronie, eine künstliche Dimension, die einen zweiten Zeitablauf darstellt. Die Synchronie verbindet die Jenzeitigen Lande, die außerhalb der Zeit des Universums liegen, mit dem zeitlichen Universum.



Da sie unbedingt den Planeten verlassen müssen, strahlt Perry Rhodan trotz der Ortungsgefahr einen ultrakurzgerafften Funkspruch zur RAS TSCHUBAI ab. Die RAS TSCHUBAI wird sich nun in einem ausgeklügelten Manöver Shyor so weit nähern, daß sie für den Kran erreichbar wird. Doch das dauert noch Stunden, in denen sie jederzeit von den Onryonen aufgespürt werden können.



Zwei Tolocesten, die sich die Mühe machen, den Uralten Hoonushur extra aufzusuchen, haben den Kran orten können. Clocc Otym kann den Spochanen Loitmahd dafür gewinnen, an dem Einsatz gegen die Feinde teilzunehmen. Eine gewaltige Streitmacht der Onryonen, begleitet von Neypashi rücken an. Sie haben jedoch die Höhle noch nicht entdeckt, da man dort keinerlei Energie emittiert.



Avan Tacrol ist außerhalb der Höhle unterwegs, um die Lage zu sondieren und wird eine halbe Stunde vor Ankunft der RAS TSCHUBAI von den Onryonen mit einem Fesselfeld gefangen. Er wird jedoch nicht verschleppt, sondern Loitmahd fordert ihn zu einem Zweikampf heraus, der drei Kilometer von der Höhle entfernt stattfindet. Die Zeit wird knapp. Nachdem die RAS TSCHUBAI einen entsprechenden Rafferimpuls gesendet haben wird, muß der Sprung auf Millisekunden genau erfolgen.



Icho Tolot entscheidet, Avan Tacrol zu holen. Der junge Haluter droht, dem drei mal so großen Spochanen zu unterliegen. Damit die Onryonen nicht auf Perry Rhodan und Icho Tolot aufmerksam werden, verteilen die beiden auf dem Hinweg etliche Bomben. Icho Tolot stürzt sich im Schutz des Deflektors auf den Spochanen, der gerade dabei ist, Avan Tacrol unter sich zu zerquetschen. Von einer unfaßbaren Wucht getroffen wird Loitmahd zur Seite geschleudert und kracht gegen einen Hügel, wo er mit unnatürlich verdrehten Gliedmaßen liegen bleibt. Perry Rhodan, Icho Tolot und Avan Tacrol haben nur noch eine Minute Zeit, bis der Sprung des Krans erfolgt. Während abseits ihres Weges die deponierten Bomben hochgehen, rasen sie zurück zur Höhle. Die Onryonen können sie, ohne den Spochanen zu gefährden, nicht unter Beschuß nehmen.



Die RAS TSCHUBAI nähert sich dem Kochd-System im Transitionsflug mit pulsierter Taktgebung - schockgedämpften Transitionen mit einer Maximalweite von 5 Milliarden Kilometern pro Sprung. Je näher sie dem Kochd-System kommen, desto kürzer werden die Sprünge. Nach der letzten Transition fliegt sie mit halber Lichtgeschwindigkeit weiter, bis sie den Abstand zu Shyor erreicht, den der Kran überwinden kann. Zwischen dem letzten Sprung, der Annäherung an Shyor, der Abstrahlung des vereinbarten Impulses, der den darauf justierten Kran transmittieren läßt, und der daraufhin eingeleiteten Flucht vergehen nur zwei Sekunden. Innerhalb einer weiteren Sekunde hat das Schiff tausend Transitionen mit Maximalgeschwindigkeit durchgeführt und 5 Billionen Kilometer zurückgelegt.



Da sie auf Shyor nicht mehr sicher wären, haben sich Gholdorodyn und Eldhoverd entschlossen, auf der RAS TSCHUBAI zu bleiben. Eldhoverd fällt das zwar schwerer als Gholdorodyn, doch er hat sich mit Sichu Dorksteiger angefreundet, was es ihm leichter macht, sein Volk zu verlassen.



Um von dem Vorhaben, in den Kosmoglobus I einzudringen, abzulenken und den Onryonen ein Erfolgserlebnis zu bescheren, schlägt Bostich vor, mit einer überzeugend großen Beibootanzahl den Repulsorwall anzugreifen und dabei zu unterliegen. Die posbische Kommandantin Jawna Togoya klagt zwar über die Ressourcenverschwendung, aber sie sieht ein, daß dies der beste Weg ist, um unerkannt zu bleiben. Mit Sprengwaffen soll vorgetäuscht werden, daß wesentlich mehr Schiffe zerstört werden, als es tatsächlich der Fall ist. Die Domänenwacht soll den Eindruck gewinnen, daß genau die Masse vernichtet wurde, die durch den Repulsorwall ins Innere von Shyoricc eingedrungen ist.



Da man auf der RAS TSCHUBAI in der Zwischenzeit herausgefunden hat, daß der gigantische Repulsorwall von den von Technogeflecht überwucherten Planeten Vangtermachd und Penparzen aus gesteuert wird, wobei riesige Sonnenstationen ihn mit Energie versorgen, entwickelt Bostich einen Schlachtplan, bei dem die Onryonen beim Angriff auf Vangtermachd ordentlich in Bedrängnis gebracht werden.



Der Plan geht auf. Clocc Otym und der Uralte Hoonushur sind der Überzeugung, den Feind vernichtet zu haben. Nur Velleshy Pattoshar hegt gewisse Zweifel, die sie jedoch für sich behält. Es gibt nämlich keine Beweise für die Vernichtung der Flotte. Die meisten feindlichen Schiffe sind zu Glutwolken reduziert worden und haben sich vollständig aufgelöst.



Die RAS TSCHUBAI verläßt die Domäne Shyoricc und man wartet nun darauf, daß Reginald Bull aus der Stadt Allerorten zurückkehrt. Hoffentlich mit Atlan, der als einziger in der Lage ist, ein Richterschiff in die jenzeitigen Lande zu fliegen, die hinter der Materiequelle liegen sollen.
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Galaktische Grüße! Rainer Nagel



Dieser Infotransmitter steht im Zeichen des Igels. Dies liegt nur am Rande daran, dass wir im PERRY RHODAN-Forum am Beispiel von Oliver Fröhlichs Band 2768 kürzlich darüber diskutiert haben, ob es sinnvoll ist, dass die Galaktiker hilflosen Igeln (in diesem Falle Sigolatern) über die Straße helfen, statt sich ihrem Hauptziel zu widmen.



Nein, ich habe beim Aufräumen alte Fortbildungsunterlagen gefunden. Es ging unter anderem um Gedächtnisstrukturen und Merkverfahren. Wir sollten uns eine Liste von 20 Wörtern einprägen. Wir erfuhren dann, dass sie bereits nach Zahlen vorsortiert waren, das Merken also durch Kenntnis der Zahl erleichtert werde. Der Igel war Nummer 4 (man merkt, wohin das führt) - er hat ja vier Beine. Nummer 3 war übrigens "Frankenwein" ("Den trinkt man am Besten zu zweit, also eine Flasche und zwei Gläser, macht drei.", meinte der Dozent), Nummer 2 war "Gabe" ("Man braucht immer einen, der gibt, und einen, der nimmt.") und Nummer 1 "Dach" ("Es hat ja nur eine Spitze."). Ihr könnt ja mal raten, was Nummer 5 war - ich verrate es im nächsten Infotransmitter.



Und wer befürchtet, nach dieser Anekdote jetzt auch noch etwas von meinen Kleinen hören zu müssen, kann ganz beruhigt sein: Sie haben Ferien. Ihr verpasst also nichts.



Exposé-Schnipsel: Zum nahenden Zyklusende besuchen wir einige bekannte Orte der Milchstraße, in denen wir teilweise in den dreistelligen Heftnummern zum letzten Mal waren - an einer Stelle sagt das Exposé: "Perry Rhodan und Atlan haben nicht die angenehmsten Erinnerungen an ..." Ach, immer diese Übertragungsstörungen. Auf jeden Fall knüpft einiges an die Bände während des und knapp nach dem "Das Konzil"-Zyklus an. Anna Patoman ist auch dabei. In den neu eingegangenen Druckversionen der Romane hingegen nimmt sich die Fürsorge der Exposé-Autoren des Planeten Halut an. Einer der Romane heißt "Haluts Weg" - oder ist damit doch eher, wie Mit-Forist "Casaloki" vorschlug, "Halut's weg" gemeint ??



In unserer heutigen Ausgabe bieten wir eine Vorschau auf das PERRY RHODAN-Journal 153. Wegen der Platin-Edition ist der Infotransmitter recht NEO-lastig, aber auch sonstige Neuerscheinungen kommen nicht zu kurz, da neben dem aktuellen Stardust-Roman ein Silberband ansteht. Dann gibt es noch zwei interessante Internet-Links, und ich plausche darüber, wie die "Hoschpian-Prologe" der "neuen Planetenromane" entstanden sind.





Wie Harald Lesch über den PR-Report zur Astronomie kam



"Ich habe im PERRY RHODAN-Report das erste Mal von Neutronensternen und Schwarzen Löchern gelesen", sagt Deutschlands Astro-Star Harald Lesch. Der Astrophysiker von der Universität München ist durch seine beliebten Wissenschaftssendungen im Fernsehen seit Langem einem großen Publikum bekannt.



Nicht bekannt hingegen ist, dass er in seiner Jugend leidenschaftlich gern Science Fiction gelesen hat, darunter PERRY RHODAN. Im damals auch populärwissenschaftlich ausgerichteten PR-Report ist er mit der Astronomie in Berührung gekommen - und über Schwarze Löcher und Neutronensterne forscht der Wissenschaftler nun seit über zwei Jahrzehnten. In einem großen Interview im Journal Nr. 153 erzählt Harald Lesch seine Geschichte.



Im zweiten Journal-Artikel geht es ebenfalls um die Schwarzen Löcher. Wie und wann sie zu ihrem Namen kamen, war lange ein Rätsel. Fest steht: Der wissenschaftliche Begriff für die kollabierten Sternruinen erschien gedruckt erstmals vor 50 Jahren. Aber der Name selbst ist noch älter und hat eine kuriose Geschichte ...



Mehr dazu ab dem 14. November 2014 im PERRY RHODAN-Journal 153, das im PR-Roman Nr. 2778 erscheint.





Icho Tolot tobt sich im Silberband aus



Am 10. November 2014 erscheint der 128. Silberband der PERRY RHODAN-Serie. Wir befinden uns nach wie vor im Zyklus "Die Kosmische Hanse", und diesmal steht unser aller Lieblingshaluter im Mittelpunkt, wenn auch ohne seine Kleinen.



Seine Abenteuer nehmen eine zentrale Stellung im Kampf mit der negativen Superintelligenz Seth-Apophis ein. Chefredakteur Klaus N. Frick, der tatsächlich ein Leben vor PERRY RHODAN hatte, schreibt dazu: "'Das rotierende Nichts' führt mich zumindest zurück in meine frühe PERRY RHODAN-Leserphase. Die Abenteuer von Icho Tolot, dem Haluter, den es in die Tiefen des Universums verschlägt, habe ich anfangs der 80er-Jahre mit großer Faszination gelesen - ich denke, dass der Silberband auch die heutigen Leser packen wird."



Nähere Informationen gibt es hier.



Dieses Buch ist zugleich der erste Silberband, bei dem der Preis leider um einen Euro erhöht werden musste, also auf jetzt 18,95 Euro (Österreich 19,50 Euro, Schweiz 27,50 SFR ).





NEO zum Ersten: Neues zur Platin-Edition



Die Frankfurter Buchmesse sah ja den Start der Hardcover-Buchausgabe von PERRY RHODAN NEO, kurz "Platin-Edition" genannt. Mit den ersten vier Bänden der Taschenhefte liegt auf Anhieb die erste Hälfte der ersten Staffel des "Neustarts" der PERRY RHODAN-Serie vor, ergänzt um eine brandneue Kurzgeschichte von Marc A. Herren. Darüber haben wir aber schon berichtet und die Überraschung hält sich sicherlich in Grenzen.



Neu ist in diesem Zusammenhang allenfalls, dass "Die Frau im Mond", Marcs Kurzgeschichte, mittlerweile auch separat in elektronischer Version verfügbar ist, damit auch jene Leser, die sich das Buch nicht kaufen möchten, für gerade einmal 49 Cent in den Genuss der Story kommen können. Weiteres dazu erfahrt ihr hier.



Natürlich ist die Platin-Edition auch eine gute Gelegenheit für neue Leser, NEO (in leicht bearbeiteter Form) von Anfang an zu lesen - die ersten Bände sind ja schon über drei Jahre alt! Wie im obigen Link zu lesen ist, wird noch in diesem Jahr die erste Staffel komplett vorliegen. Der zweite Band der Platin-Edition heißt "Angriffsziel Terrania".



Auch dieses Buch wird wieder eine eigens dafür geschriebene Kurzgeschichte enthalten. Sie stammt von Oliver Plaschka und trägt den Titel "Das Juwel im Lotus". Zwei Wochen nach Veröffentlichung des Buches wird auch sie in elektronischer Form vorliegen. Darauf werden wir natürlich noch einmal hinweisen, wenn es soweit ist.





NEO zum Zweiten: Jetzt wird gerungen!



Die aktuelle Staffel von PERRY RHODAN NEO, "Protektorat Erde", neigt sich so langsam ihrem Ende entgegen - nicht, dass ein Staffelende bei NEO heutzutage noch viel zu sagen hätte, aber immerhin kommt jetzt Band 10 von 12. In seinem zweiten Roman für die Serie konfrontiert uns Rainer Schorm am 7. November 2014 in NEO 82 mit den "Scherben der Vergangenheit".



Der Band wird sowohl eine Vergangenheits- als auch eine Gegenwartsschiene aufweisen, die sich beide mit dem "Ringen" beschäftigen, das den kosmologischen Hintergrund der Serie bildet.



Aktuelle astronomische Erkenntnisse fließen auch ein: Die Geschichte spielt zum Teil auf Dysnomia, dem 2005 entdeckten Mond des Zwergplaneten Eris am Rande unseres Sonnensystems. In der aktuellen Astronomie ist man sich noch nicht sicher, welchen Durchmesser der Mond hat - mal sehen, was man im Jahre 2037 dazu weiß ?



Weitere Informationen gibt es hier.





Erbarmen! Die Amöbenschiffe sind da!



Auch PERRY RHODAN-Stardust steht kurz vor dem Ende - und das im Sinne des Wortes: Die Stardust-Menschheit steht im verzweifelten Abwehrkampf gegen die unheimlichen Amöbenschiffe des Generex - und drei sehr unterschiedliche Menschen gehen in einen gefährlichen Einsatz.



Mehr dazu erzählt uns Roman Schleifer in Band 11 unter dem Titel "Verwehendes Leben"; der Band kommt am 7. November 2014 in den Handel. Unter anderem befassen wir uns diesmal mit der Textsorte "Tagebuch", in der Geschichtswissenschaft eine nützliche, aber nicht immer objektive Quelle. Mehr dazu gibt es hier.





Aus dem Internet



Zwei vollkommen unterschiedliche Internet-Links fanden in den letzten Tagen mein Interesse.



Der eine stammt von Lesen.net und befasst sich wohlwollend mit der digitalen Veröffentlichungsstrategie von PERRY RHODAN.



Die andere Seite ist einzig und allein dem seit anderthalb Jahren abgeschlossenen Zyklus "Das Neuroversum" gewidmet. Viele Leser fanden diesen Zyklus aufgrund seiner ... verschachtelten Handlungsebenen als zu kompliziert. Diese Seite gibt sich große Mühe, die Romane nach Handlungsorten zu sortieren. Das ist richtig gut gemacht.





Hinter den Materiequellen



Wie entstanden die Einleitungen zu den "neuen" Planetenromanen?



Als wir 2009 diese Reihe ins Leben riefen, war klar, dass es sich aufgrund der Auswahl (siehe letzter Infotransmitter) um eine bunt gemischte Zusammenschau aus allen Epochen der PERRY RHODAN-Serie handeln würde. Der Leser benötigte also eine Orientierung, wo er den Roman zu verorten hatte.



Aus Leserkreisen kam die Frage, wer auf diese Idee kam und ob die Vorwörter miteinander zusammenhingen. Ein Leser vermutete gar einen "Meisterplan" von Rainer Castor. Nun, ganz so war es nicht ...



Die Einleitungen zu den ersten drei Bänden schrieb Klaus N. Frick. Er entschied sich dafür, Robert Feldhoffs "Hoschpian-Auszüge" wieder aufzunehmen, die dieser ab Band 1800 in den Romanen verwendet hatte. Damit konnte Klaus zugleich diesem großen Autor einen weiteren kleinen Tribut zollen. Wer oder was Hoschpian war/ist/sein wird, wurde in der Serie nie festgelegt: Sein erster Auftritt war mit "Hoschpians unautorisierte Chronik des 13. Jahrhunderts NGZ".



Jedenfalls gibt es ein "Haus Hoschpian", eine Vereinigung von Historikern, die zu einem bislang unbekannten Zeitpunkt am Werk war/ist/sein wird. Somit handelt es sich um einen Markennamen, wie in der heutigen Geschichtswissenschaft der "Ploetz" das Synonym für ein historisches Nachschlagewerk ist und der "Putzger" stellvertretend für die führende Sammlung historischer Landkarten steht - egal wer nun die Texte schreibt oder die Karten zeichnet.



Nun spielte Band 1 ("Agent für Terra" von Hubert Haensel) im 24. Jahrhundert - da nutzte uns eine "Chronik des 13. Jahrhunderts NGZ" gar nichts. Also kam als Teil der "Marke" Hoschpian die "unautorisierte Chronik des 24. Jahrhunderts n. Chr." hinzu. Und so weiter.



Als ich mit Band 4 die Betreuung der Reihe und damit auch die Gestaltung des Vorwortes übernahm, behielt ich diese Tradition bei. So entstanden dann auch die anderen Texte, zum Beispiel "Hoschpians unautorisierte Chronik des Solaren Imperiums".



Ich bemühte mich dabei um eine gewisse Systematik. Und so finden wir zum Beispiel in "Hoschpians unautorisierte Chronik des 14. Jahrhunderts NGZ" folgende Kapitel:


2.0.2.: Kosmische Vorgeschichte: Die Querionen und ihre Abkömmlinge (Band 17);


2.0.17: Kosmische Vorgeschichte: Die Dunkelziffer (Band 18);


3.0.1.: Die Lemurer und ihre Bedeutung für die terranische Menschheit (Band 15);


3.0.4.: Voraussetzungen: Die relative Unsterblichkeit (Band 23); und


3.3.1: Die Fernen Stätten: Vorwissen der Galaktiker (Band 6).



Es gibt nur drei Ausnahmen von der "Hoschpian-Regel", nämlich immer dann, wenn der Autor selbst seinem Roman eine fiktive Einleitung vorangestellt hat. Diese habe ich manchmal etwas ausgebaut, um die Mindestlänge zu erreichen. Dies betrifft zum einen die beiden Kneifel-Romane (Band 21 "Atlans Mörder" und Band 27 "Deserteur der USO"), wo Hans bereits selbst das Werk "Zahlen, Zenturien, Ziele und Zeugnisse - aus der Arbeit des USO-Historischen Korps" von Meeca Netreok eingeführt hatte; und Band 22 ("Duell in Terrania" von Konrad Schaef), dessen Autor mit "Abriss der Ökonomie und Politik in der Milchstraße" von Ryder Shephard ebenfalls vorgearbeitet hatte.



Man kann übrigens die vollständigen Angaben zu allen von Klaus und mir eingeführten Hoschpian-Kapiteln in der Perrypedia nachlesen; das ist mir aber erst aufgefallen, als ich diesen Beitrag schon geschrieben und mir dazu alle Taschenhefte noch einmal angesehen hatte.







Tschüss!



Und so endet ein weiterer Infotransmitter - der Igel schlurft auf seinen vier Beinen von dannen und über die Straße. Im Hintergrund sehe ich schon den Begriff für die Nummer 5 auftauchen, aber das ist eine andere Geschichte. Diese wird unter anderem für die Komplettisten das "»Hoschpian-Vorwort" zu Planetenroman 31 bieten, das bislang nur als Teil des PERRY RHODAN-Kompakt 4 verfügbar ist. Und im Nürnberger Planetarium wird wieder gelesen.



Bis dann,



Euer Rainer Nagel





Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail- und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt
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